
München/Zürich – Er war eine zentrale Fi-
gur der Paradise-Papers-Enthüllungen:
Die Süddeutsche Zeitung hatte im Novem-
ber zusammen mit anderen internationa-
len Medien ausführlich beschrieben, wie
der Schweizer Rohstoffkonzern Glencore
2008 und 2009 den israelischen Geschäfts-
mann Dan Gertler mit der Demokrati-
schen Republik Kongo über Minenlizen-
zen für große Kupfer- und Kobaltvorkom-
men verhandeln ließ. Nach der Interventi-
on Gertlers, der mit dem kongolesischen
Präsidenten Joseph Kabila befreundet ist,
bekam eine Glencore-Tochterfirma ihre Li-
zenz etwa viermal billiger als die Konkur-
renz; der Kongo verzichtete damit auf et-
wa 445 Millionen Dollar – mehr als das ge-
samte damalige Jahresbudget für Bil-
dung. Glencore versicherte im Vorfeld der
Paradise-Papers-Veröffentlichungen, der
Betrag entspreche dem, was in einem frü-
heren Stadium ausgehandelt worden sei.
Dan Gertler bestritt vehement jegliches

Fehlverhalten und bekräftigte, er halte
sich bei all seinen Geschäften weltweit an
Recht und Gesetz.

Jetzt aber bestätigt das Schweizerische
Bundesamt für Justiz, dass es bereits 2016
ein Rechtshilfeersuchen aus den USA er-
halten hat. Dieses betrifft „Dan Gertler

und weitere Personen“. Das Bundesamt
hat nach eigener Aussage daraufhin die
„Erhebung der Bankunterlagen verschie-
dener Gesellschaften angeordnet“.

Dank eines Entscheids des Bundesstraf-
gerichts in dieser Sache ist nun auch erst-
mals bekannt, dass die USA bereits seit
Jahren gegen den Israeli wegen Korrupti-
on ermitteln. In seinem Rechtshilfegesuch
an die Schweiz schreibt der US-Staatsan-
walt, er habe Beweise gesichert, die zeig-
ten, dass Zahlungen von Gertler in der De-
mokratischen Republik Kongo auch Beste-
chungsgelder für hohe Regierungsbeamte
enthielten. Im Gegenzug habe Gertler
günstige Minenlizenzen erhalten. Diese
Zahlungen seien teilweise in Form von Bar-
geld geflossen, teilweise auch in Form von
Luxusgütern und „extravaganten Reisen“.
Gertler und andere hätten diese Wohlta-
ten an drei kongolesische Beamte verteilt.
Verschiedene umstrittene Geldflüsse sei-
en auch über die Schweiz gelaufen, so die

US-Ermittler weiter. Sie beschreiben in ih-
rem Rechtshilfegesuch zum Beispiel eine
verdächtige Zahlung von über 25 Millio-
nen Dollar über eine Bank in Zürich. Nun
verlangen die US-Ermittler Einsicht in ei-
ne Reihe von Konten. Sie gehören Firmen,
die angeblich mit Gertler in Verbindung
stehen.

Im Dezember hatte das US-Finanzmi-
nisterium Gertler bereits auf eine ihrer
Sanktionslisten gesetzt. Gertler habe, so
die Begründung, Milliarden mit „korrup-
ten Minen- und Öl-Deals im Kongo“ ge-
macht; er habe „seine enge Freundschaft
mit dem kongolesischen Präsidenten Jo-
seph Kabila genutzt“, um sich „als Mittels-
mann für den Verkauf von Minengeschäf-
ten zu positionieren“. Ebenfalls auf die
Sanktionslisten kamen mehrere Firmen,
die mit Gertler in Verbindung stehen.

Der Genfer Anwalt Marc Bonnant, der
Gertlers Firmen vertritt, legte Einspruch
ein gegen die Herausgabe der Kontodaten,

das Bundesstrafgericht lehnte diesen aber
ab: Es gehe hier um schwere Straftaten,
schreiben die Richter. Und die Schweiz ha-
be sich verpflichtet, bei Verdacht auf
schwere Korruptionsdelikte die breitest-
mögliche Rechtshilfe zu leisten. Es sei fer-
ner klar, dass es eine Verbindung gebe zwi-
schen den Ermittlungen in den USA und
den angeforderten Kontodaten. Das Bun-
desamt für Justiz bestätigt inzwischen,
dass es einen Teil der Bankunterlagen be-
reits an die US-Behörden übergeben habe.

Berichten der Nachrichtenagentur
Bloomberg zufolge ermittelt auch das briti-
sche Betrugsdezernat SFO gegen Gertler.
Dessen Anwalt Bonnant bestätigte, dass
auch das SFO die Schweiz um Rechtshilfe
ersucht habe. Nach eigenem Bekunden
freut sich Bonnant auf die Auseinanderset-
zung mit der US-Staatsanwaltschaft: „Die
Amerikaner werden keine illegalen Aktivi-
täten von Herrn Gertler finden können.“

 tobias zick, oliver zihlmann

Dan Gertler, Investor aus
Israel. FOTO: BLOOMBERG

Ermittlungen gegen Dan Gertler
Die US-Staatsanwaltschaft bittet die Schweiz um Rechtshilfe wegen mutmaßlicher Schmiergeldzahlungen im Kongo
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München – Die Kanzlei Appleby sieht sich
neuen schweren Vorwürfen ausgesetzt:
Das Anwaltsbüro, das seit Anfang Novem-
ber im Zentrum der Enthüllungen der Para-
dise Papers steht, hat offenbar auch Dienst-
leistungen für ein äußerst umstrittenes
Geldinstitut erbracht. Die FBME Bank
wird von den Vereinigten Staaten unter an-
derem beschuldigt, Geldwäsche, die Umge-
hung von Sanktionen, die Finanzierung
von Terrorismus und grenzüberschreiten-
des organisiertes Verbrechen ermöglicht
beziehungsweise gefördert zu haben.

Die Paradise Papers, die der Süddeut-
schen Zeitung zugespielt worden waren,
zeigen, dass die Bank seit 2004 Kunde von
Appleby war. Die Anwaltskanzlei verwalte-
te die Holding-Firma der FBME Bank auf
den Kaimaninseln, einer Steueroase in der
Karibik. Erst im Dezember 2015 beendete
Appleby das Engagement – knapp andert-
halb Jahre, nachdem eine Tochterbehörde
des US-Finanzministeriums im Juli 2014
erstmals die schweren Anschuldigungen
gegen die Bank vorgebracht hatte.

So soll die FBME Bank ein Konto für ei-
ne Person mit starken Verbindungen zur li-
banesischen Terrororganisation Hisbollah
geführt haben. Zudem wird dem Kreditin-
stitut vorgeworfen, durch Briefkastenfir-
men dabei geholfen zu haben, dass etwa ei-
ne sanktionierte Behörde aus Syrien diese
Strafmaßnahmen umgehen und Geld-
transaktionen in den USA durchführen
konnte. Bei der Behörde handelt es sich um
das Scientific Studies and Research Cen-
ter, das Teil des syrischen Chemiewaffen-
programms sein soll.

Deshalb verhängte die Tochterbehörde
des US-Finanzministeriums knapp zwei
Jahre nach den ersten Anschuldigungen
Ende März 2016 spezielle Strafen gegen
die Niederlassung der FBME Bank auf Zy-
pern. Denn das Kreditinstitut hatte sein

Hauptquartier zwar in Tansania aufge-
schlagen, operierte aber hauptsächlich auf
der Insel im östlichen Mittelmeer. Seitdem
ist es US-Banken untersagt, Konten für die
FBME oder in ihrem Namen in den Verei-
nigten Staaten zu eröffnen oder zu führen.
Dadurch wurde die Bank vom US-Finanz-
system ausgeschlossen.

Das Kreditinstitut wehrt sich gegen die
Anschuldigungen. „Die FBME hat keine
Geldwäsche betrieben“, ließ die Bank auf
Anfrage des Guardian verlauten. Die briti-
sche Zeitung ist Recherchepartner der Süd-
deutschen Zeitung bei den Paradise Papers.
„Die unerhörten Behauptungen, dass die
FBME für Terroristen handelte oder wis-
sentlich für irgendeine sanktionierte Per-
son agierte, sind falsch und gewollt schädi-
gend“, ergänzte ein Sprecher. Appleby woll-
te sich gegenüber dem Guardian dazu
nicht äußern. Gleiches gilt für die Firma
Estera, die den Geschäftsbereich Offshore-
Dienstleistungen 2016 von der Anwalts-
kanzlei übernommen hat. 

mauritius much

Neue Vorwürfe gegen Appleby
Anwaltsbüro im Zentrum der Paradise Papers soll einer Geldwäsche-Bank geholfen haben

Die FBME Bank wehrt sich gegen
die Anschuldigungen. Die Kanzlei
äußert sich zunächst gar nicht
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Paradise Papers Die Enthüllungen zeigen bereits Folgen

D ie rund dreißig Demonstran-
ten erschienen mit Sherlock-
Holmes-Mützen auf den Köp-
fen und Detektiv-Lupen in
den Händen. Sie kamen zu ei-

ner symbolischen Untersuchung der Steu-
ervermeidungstaktik des Elektronikrie-
sen Apple auf die Kanalinsel und Steueroa-
se Jersey und demonstrierten vor dem ein-
zigen Geschäft, das auf der Insel iPhones
verkauft. „Apple, Apple, Apple, zahl’ deine
Steuern“, riefen sie und hielten Schilder
mit Aufschriften wie „Genug ist genug“ in
die Höhe. Die Aktion der globalisierungs-
kritischen Organisation Attac hatte zu tun
mit den Enthüllungen der „Paradise Pa-
pers“, die erneut gezeigt hatten, wie sehr
Apple versucht, seine Steuern zu minimie-
ren – unter anderem mit einem Sitz auf Jer-
sey. Auch an weiteren Orten gab es De-
monstrationen gegen Apples Vorgehen.
Der Konzern erklärte, „jeden Dollar“, den
er schuldig ist, zu entrichten, und zwar „in
jedem Land auf der Welt“. Im Zuge der Pa-
radise-Papers-Veröffentlichungen kündig-
te EU-Wettbewerbskommissarin Margret-
he Vestager an zu überprüfen, ob das neue
Firmen-Arrangement von Apple im Ein-
klang mit europäischen Gesetzen stehe.

Das Europaparlament hatte schon Ende
November 2017 drei Journalisten geladen.
Die Kollegen des Norddeutschen Rund-
funks, des belgischen Wochenmagazins
Knack und des Internationalen Konsorti-
ums Investigativer Journalisten (ICIJ) soll-
ten den Abgeordneten berichten von ihren
Recherchen zu Steueroasen, Korruption
und Geldwäsche. Ein spezieller Untersu-
chungsausschuss war im Juni 2016 einge-
setzt worden, der die Enthüllungen rund
um die „Panama Papers“ untersuchen soll-
te – die vorhergegangene Investigation
von SZ und ICIJ. An dem Tag im November
standen aber nun die neuen Erkenntnisse
eines neuen Leaks auf der Tagesordnung –
der Paradise Papers. Die internationalen
Recherchen belegten bisher unbekannte
Verbindungen eines Ministers aus Donald
Trumps Kabinett zu russischen Oligar-
chen und zeigten zudem, dass Konzerne
wie Nike, Apple, Uber oder Facebook ihre
Steuern auf lächerlich geringe Sätze
schrumpfen lassen. Es war eine Recher-
che, die direkt in die Schattenwelt des gro-
ßen Geldes führte.

Die Europapolitiker, die beileibe nichts
schnell erschüttert, fanden deutliche Wor-
te zu dem, was die Süddeutsche Zeitung mit
fast 100 Medienpartnern weltweit enthüllt
hat. „Wir haben es hier mit schweren An-
schuldigungen zu tun“, sagte das italieni-
sche Ausschuss-Mitglied Mario Borghezio.
Der EU-Kommissar für Wirtschaft und
Währung, Pierre Moscovici, erklärte: „Die-
se aggressive Steuerplanung ist noch scho-
ckierender, weil vieles davon legal ist. Wir
können nicht akzeptieren, wie die Dinge
momentan laufen. Wenn das Gesetz dies er-
laubt, müssen wir das Gesetz ändern.“

Knapp zwei Monate nach den ersten Pa-
radise-Papers-Berichten lassen sich die
langfristigen Folgen noch nicht absehen.
Nach Einschätzung von Experten haben
die Paradise Papers – insbesondere im Zu-
sammenspiel mit den 2016 veröffentli-
chen Panama Papers – aber das Potenzial,
tatsächlich etwas zu verändern.

———

Die Veröffentlichung der Paradise Papers
schlugen weltweit hohe Wellen. Am 6. No-
vember, dem Tag nach Erscheinen der ers-
ten Texte, wurde der Begriff „Paradise Pa-
pers“ bei der Suchmaschine Google für ein
paar Stunden häufiger eingegeben als „Do-
nald Trump“. Wenig später kam es in
Schweden zum ersten Rücktritt im Zuge
der Enthüllungen: Leif Östling, Vorsitzen-
der des schwedischen Arbeitgeberverban-
des und ehemaliger Chef des Lkw-Herstel-
lers Scania, gab sein Amt auf. Er besaß mit
seiner Frau eine Firma im Steuerparadies
Malta, die über Tochterfirmen in Luxem-
burg rund drei Millionen Euro hielt. Zu-
dem hatte er in einem Interview mit dem
schwedischen Fernsehsender SVT, Recher-
chepartner der SZ, gesagt: „Du fragst dich
selbst, wenn Du 20 bis 30 Millionen Kro-
nen im Jahr zahlst, was zum Teufel ich für
mein Geld bekomme? Es ist nicht viel.“
Zwei Wochen nach den Enthüllungen trat
Östling zurück, weil die schwedischen Un-
ternehmer nicht durch Debatten über sei-
ne Person in Mitleidenschaft gezogen wer-
den sollten. Die schwedische Regierung
und die Steuerbehörde wollen in Reaktion
auf die Paradise Papers ein Gesetz so verän-
dern, dass Bürger verpflichtet werden,
Steuern auf Kapitalerträge zu zahlen, die
im Ausland erwirtschaftet wurden.

———

In den USA trennte sich Handelsminister
Wilbur Ross nach Angaben eines Spre-
chers von seine Anteilen an der Schiffsfir-
ma Navigator Holdings. Diese hatte er über
eine Kette von Briefkastenfirmen beses-
sen. Von welchen Firmen in dieser Kette
sich Ross genau getrennt hat, teilte sein
Sprecher auch auf wiederholte Nachfrage
nicht mit. Navigator Holdings machte Ge-
schäfte im Wert von mehr als 68 Millionen
Dollar mit einem russischen Energiekon-
zern, der unter anderem Wladimir Putins
Schwiegersohn und weiteren Vertrauten
des russischen Präsidenten gehört. Ross
hatte seine Russland-Connection ver-
schwiegen, als er im Januar 2017 Minister
wurde. Mehrere US-Senatoren baten den

Obersten Rechnungshof und den General-
sekretär des Handelsministeriums zu un-
tersuchen, ob diese Offshore-Geschäfte In-
teressenkonflikte für Wilbur Ross darstel-
len. Dem widersprach der Minister in ei-
nem Interview mit Bloomberg News: „Es
gibt keinen Interessenkonflikt.“

Als die Paradise Papers Anfang Novem-
ber veröffentlicht wurden, diskutierten Re-
präsentantenhaus und Senat in den USA
gerade ein Gesetz zur Senkung von Steu-
ern. Zu der Zeit sollte der Körperschafts-
steuersatz von 35 auf 10 Prozent gesenkt
werden. Ein paar Wochen nach Beginn der
weltweiten Enthüllungen hoben die Abge-
ordneten den Steuersatz auf 15 Prozent an.
Präsident Donald Trump gab sich über-
zeugt, dass dieses Gesetz die Praxis ameri-
kanischer Großkonzerne, Gewinne ins Aus-
land zu verschieben, stoppen werde.

———

Die Regierungen in Vietnam, Litauen, Indo-
nesien, Irland, Griechenland, Neuseeland,
Australien, Nigeria und Pakistan began-
nen mit Steuerermittlungen. Die südkorea-
nische Steuerbehörde prüft 37 Bürger und
Firmen, die indischen Behörden schickten
die Vorladungen an die ersten 20 Inder, die
in den Paradise Papers auftauchen.

———

Wenige Tage nach den Enthüllungen ha-
ben die EU-Finanzminister eine schwarze
Liste erstellt, auf der sich 17 Steueroasen
befinden – darunter Panama oder Barba-
dos. Diese unternähmen nicht genug, um
gegen Steuerflucht vorzugehen. Durch die
Liste will die EU diese Staaten zu mehr
Steuertransparenz und zum Austausch
von Daten bewegen. Allerdings stehen auf
dieser Liste weder britische Kronbesitztü-
mer wie die Isle of Man oder Jersey, noch
Überseegebiete wie Bermudas oder die Bri-
tischen Jungferninseln. Von Steueroasen
innerhalb der EU – etwa Malta oder Luxem-
burg – ganz zu schweigen. „Auf die Liste
der Steuersümpfe gehören auch einige EU-
Staaten“, forderte daher die österreichi-
sche Sozialdemokratin Evelyn Regner.
Auch Fabio De Masi kritisiert die Entschei-
dung der Finanzminister der Mitglieds-
staaten der Europäischen Union. „Diese
schwarze Liste hätte sich die EU sparen
können. Die Kriterien wurden so lange ge-

schliffen, bis dort weder die USA, die den
weltweiten Informationsaustausch blo-
ckieren, noch die britischen Überseegebie-
te draufstanden“, sagt der Abgeordnete
der Linkspartei. Seit Oktober sitzt er für
die Partei im Deutschen Bundestag, davor
war er drei Jahre im EU-Parlament und Vi-
zevorsitzender des Panama-Untersu-
chungsausschusses. „Das entzieht der EU
weitere Glaubwürdigkeit“, sagt De Masi.

Sven Giegold, Abgeordneter der Grünen
im Europa-Parlament und Mitglied im Pa-
nama-Untersuchungsausschuss, kriti-
siert, dass EU-Staaten völlig außen vor blie-
ben: „Um glaubwürdig zu sein, müsste
auch die EU ihre eigenen Mitgliedsstaaten
überprüfen.“ Der 48-Jährige sieht jedoch
auch positive Aspekte der schwarzen Liste.
Sie habe bereits dafür gesorgt, dass 47 Staa-
ten Konzessionen im Steuerrecht angekün-
digt hätten. Sie landeten dann nicht auf
der schwarzen, sondern auf einer grauen
Beobachtungsliste. „Das zeigt das Potenzi-
al, das ein solcher öffentlicher Pranger ha-
ben kann“, so Giegold.

———

Der deutsche Justizminister Heiko Maas
(SPD) verlangt im Zuge der Paradise Pa-
pers transparentere Steuerregeln in der
EU: „Nur so können wir auch weltweit
glaubwürdig für mehr Steuergerechtigkeit
eintreten.“ Zudem sei es eine Frage der Ge-
rechtigkeit, dass etwa auch Internetgigan-
ten auf ihre riesigen Milliardengewinne in
Europa künftig angemessene Steuern ent-
richten müssten und nicht wie bisher nur
Kleckerbeträge. Die Fraktionen der Grü-
nen, der Linkspartei, der FDP und der SPD
reichten Anträge im Deutschen Bundestag
ein. Grüne und Linke fordern, Steuer-
schlupflöcher zu schließen und für jeder-
mann einsehbare Register zu schaffen, in
denen die Besitzer von Immobilien, bezie-
hungsweise die wirtschaftlich Berechtig-
ten von Firmen und stiftungsähnlichen
Trusts aufgeführt sind. Zudem sollte die
Europäische Union auch Steueroasen in
den britischen Kronbesitztümern, den
Überseegebieten und in der EU selbst auf
ihre schwarze Liste setzen. Letzteres for-
dern auch die FDP und die SPD in ihren An-
trägen.

Mitte Dezember debattierte der Bundes-
tag 38 Minuten lang alle vier Anträge und
verwies sie in den Hauptausschuss, der der-

zeit wegen der noch offenen Regierungsbil-
dung eingesetzt ist.

———

In Bayern forderte die SPD-Fraktion die
Landesregierung auf, im Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen Aus-
kunft zu erteilen, ob es notwendig ist, im
Steuerfall Engelhorn erneut Ermittlungen
aufzunehmen. Die beiden Töchter des
Pharmamilliardärs Curt Engelhorn hatten
2016 zugegeben, 145 Millionen Euro an
Schenkungssteuer hinterzogen zu haben.
In den Paradise Papers tauchen nun etli-
che Briefkastenfirmen und Trusts auf, von
deren Existenz die Fahnder bislang nichts
gewusst hatten. Das nährt den Verdacht,
dass noch mehr Geld hinterzogen worden
sein könnte.

———

Der kolumbianische Präsident José Manu-
el Santos war laut den Paradise Papers Di-
rektor von zwei Firmen, die in der Steueroa-
se Barbados in der Karibik registriert wa-
ren. Infolge der Enthüllungen veröffent-
lichte der Präsident seine Einkommens-
steuererklärungen für die Jahre 2015 und
2016 – zu diesem Zeitpunkt war er aber
schon nicht mehr Direktor der Barbados-
Firmen.

———

Sechs Abgeordnete der Opposition in Ar-
gentiniens Parlament haben Finanzminis-
ter Luis Caputo angezeigt und verklagt,
weil er zwei Investment-Fonds auf den Kai-
maninseln besaß und nicht angegeben hat-
te, als er Minister wurde. Zudem fordert
die Opposition seinen Rücktritt.

———

Der türkische Ministerpräsident Binali
Yıldırım und seine Familie verklagen die
türkische Zeitung Cumhuriyet, Recherche-
partner der SZ bei den Paradise Papers, auf
umgerechnet 110 000 Euro Schmerzens-
geld. Die Zeitung habe die Persönlichkeits-
rechte zweier Yıldırım-Söhne verletzt und
sie beleidigt. Cumhuriyet hatte berichtet,
dass die Söhne zwei Briefkastenfirmen in
Malta genutzt hätten, um hohe türkische
Steuersätze zu vermeiden. Zudem habe ein

Sohn über eine dieser Firmen einen staatli-
chen Sieben-Millionen-Dollar-Auftrag er-
halten. Die Oppositionsparteien forderten
den Rücktritt Yıldırıms sowie eine Untersu-
chung des türkischen Parlaments. Die Re-
gierungspartei AKP wies das mit ihrer
Mehrheit ab.

———

In Frankreich sagte ein Anwalt des franzö-
sischen Regisseurs Jean-Jacques Annaud
nach Veröffentlichung der Paradise Pa-
pers: „Herr Annaud ist ein guter Cineast,
aber kein exzellenter Fiskalist.“ Laut den
weltweiten Enthüllungen hat der 74-Jähri-
ge, der Filme wie „Der Name der Rose“ mit
Sean Connery und „Sieben Jahre in Tibet“
mit Brad Pitt drehte, zwanzig Jahre lang 1,2
Millionen Euro in einem Trust versteckt.
Das Geld stammte aus dem Honorar für
„Sieben Jahre in Tibet“. Nachdem er von
der Zeitung Le Monde und Radio France,
Recherchepartner der SZ bei den Paradise
Papers, um einen Kommentar gebeten wor-
den sei, habe er noch vor Veröffentlichung
im Oktober die Existenz dieses Trusts den
französischen Steuerbehörden gemeldet.

———

Der aktuelle Regierungschef der Bermu-
das, David Burt, verteidigt derweil die Steu-
ergesetze seines Landes: „Man kann Geld
nicht in Bermuda verstecken, weil jede in-
ternationale Steuerbehörde Anfragen stel-
len und diese Information herausfinden
kann.“

„Die Panama Papers sind Fake News,
und das neue Leak aus Bermuda ist Fake
News“, sagte Anthony Travers, Chef der
Börse der Kaimaninseln in einem Fernseh-
interview mit der BBC in Bezugnahme auf
die Paradise Papers. „Diese Journalisten
sollten im Gefängnis sein.“ Die Inselgrup-
pe in der Karibik gilt als eine notorische
Steueroase.

———

Nach der Veröffentlichung der Paradise Pa-
pers kündigte das niederländische Finanz-
ministerium an, 4000 Steuervereinbarun-
gen zu überprüfen, die zwischen 2012 und
2016 mit ausländischen Großkonzernen ge-
troffen wurden. Die Niederlande stehen
stark in der Kritik, weil sie Steuer-Deals

mit dem Sportartikelhersteller Nike oder
dem Konsumgüter-Unternehmen Proc-
ter&Gamble abgeschlossen hatten, wo-
durch die multinationalen Unternehmen
Milliarden sparten. Nike selbst geriet we-
gen seiner Praktiken zur Steuervermei-
dung in seiner Heimat, den USA, unter
Druck. Gewerkschaftsvertreter forderten
eine neue Steuerpolitik des Konzerns.

———

Schon ehe die Enthüllungen der Paradise
Papers begannen, reagierte die Regierung
der Isle of Man auf die zahlreichen Anfra-
gen der Reporter, die an den Enthüllungen
beteiligt waren. Die Isle of Man lud Ende
Oktober das britische Finanzministerium
ein, mehr als 200 Flugzeugimporte über
die Insel in der Irischen See in die Europäi-
sche Union zu überprüfen. Durch diesen
Trick ließ sich die Mehrwertsteuer umge-
hen. Dadurch entgingen den EU-Staaten
umgerechnet knapp 900 Millionen Euro
an Steuern.

———

In Großbritannien äußerte sich Oppositi-
onsführer Jeremy Corbyn von der Labour
Party bereits kurz nach Veröffentlichung
der Enthüllungen: Jeder, der Geld zur Steu-
ervermeidung offshore halte, sollte „sich
nicht nur dafür entschuldigen, sondern
auch erkennen, was das in unserer Gesell-
schaft anrichtet“. Anfang Dezember legte
Corbyn bei einer Rede im Hauptquartier
der Vereinten Nationen in Genf nach: „Wie
die Paradise und die Panama Papers ge-
zeigt haben, kann man nicht darauf ver-
trauen, dass Superreiche und Mächtige
sich selbst reglementieren.“

———

Sänger Bono von der irischen Rock-Band
U2 war Miteigentümer einer Briefkasten-
firma auf der Kanalinsel Guernsey und in-
vestierte mit ihrer Hilfe in ein Einkaufszen-
trum in Litauen. Nachdem dies Anfang No-
vember öffentlich bekannt geworden war,
gab sich der Frontman kleinlaut: „Ich wäre
höchst beunruhigt, wenn in meinem Na-
men etwas gemacht wurde, was nicht vor-
bildlich gewesen wäre.“ Außerdem begrüß-
te er die Presseveröffentlichung der Paradi-
se Papers. In einem Interview mit der Süd-
deutschen Zeitung bekräftigte Bono Mitte
Dezember: „Ich nehme diese Anschuldi-
gungen wahnsinnig ernst. Das betrifft
mich und alles, wofür ich stehe, im tiefsten
Inneren.“ Derzeit ermittelt die litauische
Steuerbehörde, auf den irischen Rockstar
könnte ein Verfahren zukommen.

———

Nur wenige Wochen nach den Veröffentli-
chung der Paradise Papers hat die US-Re-
gierung den israelischen Geschäftsmann
Dan Gertler und etliche seiner Firmen mit
Sanktionen belegt – unter anderem wegen
„korrupter Bergbau- und Ölgeschäfte“,
wie es in der Begründung heißt. Dadurch
sind seine Güter eingefroren, zudem dür-
fen US-Bürger keine Geschäfte mehr mit
ihm machen. Wie die Paradise Papers bele-
gen, hatte Gertler für den Schweizer Roh-
stoffkonzern Glencore mit der Demokrati-
schen Republik Kongo über Minenlizen-
zen verhandelt. Nach Gertlers Intervention
erhielt die Glencore-Tochterfirma Katan-
ga Mining eine Minenlizenz viermal billi-
ger als die Konkurrenz und sparte Hunder-
te Millionen Dollar. Glencore hatte nach
den Paradise-Papers-Enthüllungen drei
Aufsichtsräte von Katanga Mining ausge-
tauscht. Schon vor einiger Zeit hat die kana-
dische Börsenaufsicht Ermittlungen ge-
gen Katanga Mining eingeleitet.

In der Schweiz hat die Nichtregierungs-
organisation Public Eye Mitte Dezember
Strafanzeige gegen Glencore bei der Bun-
desanwaltschaft in Bern gestellt. Diese sol-
le „die Frage klären, ob das Unternehmen
seiner Pflicht zur Verhinderung illegaler
Verhaltensweisen nachgekommen ist“.

———

Die Anwaltskanzlei Appleby, die im Zen-
trum der Paradise-Papers-Enthüllungen
steht, ließ nach den Veröffentlichungen
verlauten: Man habe „sorgfältig und ener-
gisch die Vorwürfe untersucht, und wir
sind überzeugt, dass es keinerlei Beweis
für irgendein Fehlverhalten gibt“. Zudem
leitete man gegen die britischen Recher-
chepartner der SZ, Guardian und BBC, ein
Verfahren wegen Vertrauensbruchs ein
und verklagte die beiden Medien auf Scha-
denersatz und Herausgabe der geleakten
6,8 Millionen Dokumente der Kanzlei. So-
wohl die BBC als auch der Guardian wollen
sich gegen das Verfahren kraftvoll zur
Wehr setzen. Gerard Ryle, Direktor des In-
ternationalen Konsortiums investigativer
Journalisten (ICIJ), mit dem die SZ die Da-
ten der Paradise Papers geteilt hat, bezeich-
nete das Verfahren als „einen potenziell ge-
fährlichen Moment für die freie Meinungs-
äußerung in Großbritannien“.

Der ehemalige Premierminister der Ber-
mudas, Michael Dankley, glaubt nicht,
dass Appleby die Enthüllungen überleben
wird, wie er auf Facebook schrieb: Er neh-
me an, dass die Kanzlei, „keine lebensfähi-
ge Firma“ mehr sein werde.

———

Der US-Wirtschaftsnobelpreisträger Jo-
seph Stiglitz erklärte in einer Rede in Jo-
hannesburg, Projekte wie die Panama Pa-
pers und Paradise Papers seien vorbildli-
cher und notwendiger Investigativjourna-
lismus. Es gäbe, vom wirtschaftlichen Nut-
zen her, „keinen Grund für die Existenz die-
ser Offshore-Paradiese“.

Aufgeschreckt
Die EU spricht von strengeren Steuergesetzen, ein US-Minister verkauft seltsame Firmenanteile,

Behörden von Irland bis Indien ermitteln. Der Rockstar Bono schämt sich, und für Offshore-Paradiese
wird es ungemütlicher. Aber das sind nur die ersten Konsequenzen aus

den Anfang November veröffentlichten Recherchen aus der Schattenwelt des großen Geldes

von katrin langhans, hannes munzinger, mauritius much, frederik obermaier,
bastian obermayer, nicolas richter, ralf wiegand, vanessa wormer und tobias zick
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München – Als der israelische Diamanten-
händler Dan Gertler Ende der 1990er-Jah-
re in der Demokratischen Republik Kongo
ankam, war gerade das jahrzehntelange
Plünderungsregime des Diktators Joseph
Mobutu zusammengebrochen. Viele Men-
schen in dem verarmten Land schöpften
Hoffnung, dass sie nun endlich von dem
Reichtum ihrer Böden, von den giganti-
schen Vorkommen an Gold, Diamanten,
Kupfer und Uran profitieren würden.
Doch die Hoffnung verwelkte so schnell,
wie sie aufgeblüht war.

Der neue Präsident, Laurent-Désiré Ka-
bila, erwies sich als seinem Vorgänger
durchaus ebenbürtig, was autokratische
Tendenzen angeht. Als eine Rebellenar-
mee, unterstützt von Nachbarländern, ihn
stürzen wollte, klammerte er sich mit Hil-
fe eigener Milizen und anderer afrikani-
scher Regierungen an die Macht; der Krieg
um Kabilas Machterhalt sollte später als
„Afrikas Weltkrieg“ in die Geschichte ein-
gehen, laut Schätzungen starben darin
mehr als drei Millionen Menschen. Kabila
brauchte viel Geld, um seine Truppen zu fi-

nanzieren. Recherchen der Vereinten Nati-
onen zufolge gab er dem jungen Geschäfts-
mann Gertler ein Monopol auf alle Dia-
manten im Land, im Gegenzug sollte die-
ser „schnelles und frisches Geld“ für
Waffenkäufe beschaffen. Es war der

Beginn einer perfekten Symbiose zwi-
schen Gertler, über den die SZ im Rahmen
der Paradise Papers ausführlich berichte-
te, und der kongolesischen Machtelite.

Diese Beziehung hat Gertler nun ins Vi-
sier der US-Behörden gebracht: Am Don-
nerstag setzte das amerikanische Finanz-
ministerium ihn auf eine Sanktionsliste,
zusammen mit einem Verbündeten sowie
mehreren Firmen, die mit ihm in Verbin-
dung stehen und die teilweise in den Para-

dise Papers und Panama Papers auftau-
chen. Gertler habe Milliarden mit „korrup-
ten Minen- und Öl-Deals im Kongo“ ge-
macht, schreibt das Ministerium; er habe
„seine enge Freundschaft mit dem kongo-
lesischen Präsidenten Joseph Kabila ge-
nutzt“ (dem Sohn und Amtsnachfolger des
2001 getöteten Laurent Kabila), um sich
„als Mittelsmann für den Verkauf von Mi-
nengeschäften zu positionieren.“

Um mit dem Kongo Geschäfte zu ma-
chen, hätten demnach einige multinatio-
nale Unternehmen mit Gertler verhandeln
müssen. Allein zwischen 2010 und 2012 sei-
en dem Kongo, einem der ärmsten Länder
der Welt, aufgrund von Gertlers Geschäf-
ten mehr als 1,36 Milliarden Dollar entgan-
gen. 2013 habe er etwa der kongolesischen
Regierung die Rechte an einem Ölabbauge-
biet für 150 Millionen Dollar verkauft, die
er selbst für nur 500 000 Dollar gekauft
hat – und zwar vom kongolesischen Staat.

Unter den Sanktionen dürfen US-Bür-
ger nur noch mit Sondergenehmigung Ge-
schäfte mit Gertler machen. Etwaiges Ver-
mögen in den USA wird sofort eingefroren.

Im Rahmen der Paradise-Papers-Ent-
hüllungen hatte die Süddeutsche Zeitung
zusammen mit anderen internationalen
Medien aufgezeigt, wie der Schweizer Roh-
stoffkonzern Glencore in den Jahren 2008
und 2009 Dan Gertler beauftragt hatte,
mit der Demokratischen Republik Kongo
über Minenlizenzen für große Kupfer-
und Kobalt-Vorkommen zu verhandeln.
Nach Gertlers Intervention bekam die
Glencore-Tochterfirma Katanga Mining
ihre Lizenz etwa viermal billiger als die
Konkurrenz; der Kongo verzichtete auf et-
wa 445 Millionen Dollar, mehr als den Ge-
genwert des kongolesischen Jahresbud-
gets für Bildung im Jahr 2009.

Glencore hat seinem damaligen Ge-
schäftspartner Gertler seit 2007 Darlehen
im Wert von mehreren Hundert Millionen
Dollar gewährt. Im Februar 2017 kaufte
der Schweizer Konzern ihm seine Anteile
an den bis dato gemeinsamen Minen im
Kongo ab – Gertler behielt jedoch Ansprü-
che auf weitere Lizenzgebühren auf die ge-
förderten Rohstoffe. Diese Zahlungen sind
laut SZ-Informationen nun zumindest vor-

erst gestoppt. Glencore erklärte dazu ledig-
lich, das Unternehmen „hält sich an gelten-
de Sanktionen.“

Dan Gertler, der im Vorfeld der Paradi-
se-Papers-Veröffentlichungen vehement
jegliches Fehlverhalten bestritten hatte
und bekräftigte, sich bei all seinen Ge-
schäften weltweit an Recht und Gesetz zu
halten, wollte jetzt auf SZ-Anfrage die US-
Sanktionen nicht kommentieren.

Glencore hatte nach den Paradise-Pa-
pers-Enthüllungen drei Aufsichtsräte von
Katanga Mining ausgetauscht und musste
einräumen, dass die kanadische Börsen-
aufsicht Ermittlungen gegen Katanga auf-
genommen hat. Anfang dieser Woche hat
die Nichtregierungsorganisation Public
Eye Glencore bei der Schweizer Bundesan-
waltschaft angezeigt. Es gebe „genügend
Indizien, um eine Untersuchung zu eröff-
nen“, erklärte die Organisation auch mit
Verweis auch die Paradise Papers. Sollte
die Bundesanwaltschaft tatsächlich Er-
mittlungen aufnehmen, dürfte darin auch
Gertler eine gewichtige Rolle spielen.
 frederik obermaier, tobias zick

„Korrupte Deals“
Die US-Regierung verhängt Sanktionen gegen Dan Gertler, eine zentrale Figur in den Paradise Papers
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Die Empörung war groß, als Anfang No-
vember zahlreiche Medien über legale und
illegale Offshore-Geschäfte berichteten –
etwa wie Apple oder Nike Milliarden an
Steuern vermeiden, oder auch über die
fragwürdigen Geldanlagen Prominenter,
von der englischen Queen bis hin zu Rock-
musiker Bono. 96 Verlage und Sender aus
67 Ländern hatten sich, koordiniert vom In-
ternational Consortium for Investigative
Journalists (ICIJ), an der Recherche betei-
ligt, darunter auch Guardian, BBC, New
York Times oder Le Monde. Die Paradise Pa-
pers erwiesen sich schon nach wenigen Wo-
chen als folgenreich, es laufen Ermittlun-
gen in etlichen Ländern, EU-Finanzkom-
missar Pierre Moscovici forderte Gesetzes-
änderungen, damit „Vampire“ nicht weiter
Steuern vermeiden könnten.

Der Großteil der veröffentlichten Ge-
schichten hatte seinen Ursprung in den in-
ternen Kundendaten der internationalen
Steuerkanzlei Appleby, die der Süddeut-
schen Zeitung zugespielt worden waren.
Die Kanzlei geht nun juristisch gegen den
Guardian und die BBC vor.

Appleby bestreitet, dass es öffentliches
Interesse an einer Berichterstattung gebe
und klagt nun gegen beide britische Medi-
en auf Herausgabe der Dokumente sowie
auf Schadenersatz. Die Kanzlei erklärte,
sie sei „verpflichtet, juristische Schritte zu
ergreifen“, um ihrer Verantwortung für ih-
re Kunden gerecht zu werden. Diese seien
Opfer „einer kriminellen Handlung“; man
müsse herausfinden, „welche ihrer – und
unserer – Dokumente entwendet wurden“.

Dass Appleby sich als betroffene Firma
gegen unliebsame Berichterstattung
wehrt, ist üblich und Routine. Der Versuch
aber, gerichtlich die Herausgabe der Para-
dise Papers zu erwirken, stellt eine Bedro-
hung dar, die sich möglicherweise nicht
nur gegen die Medienhäuser richtet, son-
dern auch gegen die Quelle der Paradise Pa-
pers. Es ist kaum auszuschließen, dass
sich in einem dieser Dokumente eine Spur
zur Quelle oder den Quellen finden lässt,
was diese in Gefahr bringen könnte. Unter
anderem aus diesen Gründen gibt die SZ
derartige Dokumente nie an Dritte, etwa
Staatsanwaltschaften oder die Polizei.

Ein Sprecher der BBC erklärte, „die BBC
werde ihre Rolle und ihr Verhalten im Para-
dise-Papers-Projekt eindringlich verteidi-
gen“. Der Wahrheitsgehalt der veröffent-
lichten Artikel werde in der Klage nicht be-
stritten, betonte ein Sprecher des Guardi-
an, stattdessen sei die Klage „ein Versuch,
unseren verantwortlichen und dem öffent-
lichen Interesse verpflichteten Journalis-
mus zu untergraben“. BBC und Guardian
sind die einzigen Medien der internationa-
len Kooperation, gegen die Appleby bis-
lang vorgeht.  bastian obermayer

Gefährlicher
Schritt

Paradise Papers: Steuerkanzlei
geht gegen britische Medien vor

Die Bedrohung könnte sich nicht
nur gegen die Medien richten
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München – Mit 445 Millionen Dollar könn-
te man viel ausrichten in der Demokrati-
schen Republik Kongo, dem Land im Her-
zen Afrikas, das zu den ärmsten der Welt
gehört – obwohl seine Böden geradezu
strotzen vor Rohstoffen wie Diamanten,
Gold, Zinn, Kupfer und Kobalt. Letzteres,
ein seltenes Metall, ist im Preis auf dem
Weltmarkt in den vergangenen zwei Jah-
ren um das Dreifache gestiegen. Kobalt ist
heiß begehrte Zutat von Akkus für Smart-
phones und Elektroautos. Und mehr als
die Hälfte der globalen Nachschubs an Ko-
balt kommt zurzeit aus dem Kongo.

Doch der ist nicht nur eines der rohstoff-
reichsten, sondern auch eines der korrup-
testen Länder der Welt. Bei der Mehrheit
der Kongolesen kommt von dem Reichtum
fast nichts an. Nicht einmal jeder Zweite
hat Zugang zu sauberem Trinkwasser, je-
des siebte Kind stirbt vor seinem fünften
Geburtstag.

445 Millionen Dollar, das entsprach
2009 in etwa dem gesamten kongolesi-
schen Jahresbudget für Bildung. Und es ist
eine Summe, auf die damals das Land in ei-
nem einzigen, höchst zweifelhaften Roh-
stoff-Deal verzichtete. Die Süddeutsche Zei-
tung und andere internationale Medien
hatten Anfang November im Rahmen der
Paradise Papers-Enthüllungen ausführ-
lich über diesen Deal berichtet: Demnach
rang die Bergbaufirma Katanga Mining,
die heute mehrheitlich dem Schweizer Kon-
zern Glencore gehört, in den Jahren 2008

und 2009 mit dem staatlichen kongolesi-
schen Bergbauunternehmen um die Höhe
der Gebühren für den Zugriff auf große
Kupfer- und Kobaltvorkommen im Süden
des Landes. Die Verhandlungsführer auf
kongolesischer Seite forderten für die Li-
zenzen zwischenzeitlich 585 Millionen Dol-
lar – das war den Katanga-Aufsichtsräten
zu teuer. Sie schalteten den israelischen Ge-
schäftsmann Dan Gertler ein, der schon
seit Jahren dem Präsidenten des Landes
persönlich nahestand. Die Vereinten Natio-
nen nannten Gertlers Geschäfte bereits
2001 einen „Albtraum“ für den Kongo. Die
Katanga-Aufsichtsräte, einschließlich des
Vertreters des Anteilseigners Glencore, be-
auftragten Gertler, mit den Behörden zu
verhandeln. Am Ende waren die Lizenzen

fast um den Faktor vier billiger, auch im
Vergleich zu dem, was die meisten Konkur-
renten damals in ähnlichen Deals bezahlen
mussten: Die kongolesische Bergbaugesell-
schaft unterschrieb den Vertrag, nach dem
sie anstelle der von ihr erst geforderten
585 Millionen nur 140 Millionen Dollar be-
käme. Gertler bestreitet, gegen Gesetze
verstoßen zu haben; Glencore versicherte,
der Betrag entspreche dem, was in einem
früheren Stadium ausgehandelt wurde.

Im November verkündete der Konzern,
dass die kanadische Börsenaufsicht gegen
die Tochterfirma Katanga ermittelt, weil
diese womöglich Korruptionsrisiken im
Kongo nicht offengelegt habe. Jetzt gerät
Glencore auch in der Schweiz unter Druck:
Die Nichtregierungsorganisation Public

Eye hat am Dienstag bei der Bundesanwalt-
schaft in Bern Strafanzeige gestellt. Es ge-
be „genügend Indizien, um eine Untersu-
chung zu eröffnen“, erklärte die Organisati-
on und verwies auch auf die Paradise Pa-
pers. Die Bundesanwaltschaft müsse „die
Frage klären, ob Glencore seiner Pflicht
zur Verhinderung illegaler Verhaltenswei-
sen nachgekommen ist“. Die Behörde be-
stätigte den Eingang der Anzeige, Glenco-
re wollte sich am Dienstag nicht äußern.

Ob die Bundesanwaltschaft tatsächlich
Ermittlungen aufnimmt, ist noch offen. Da-
vid Zollinger, Ex-Staatsanwalt und Exper-
te für Wirtschaftskriminalität, sagt:
„Selbst wenn man einen Gerichtsstand in
der Schweiz hat, wird ein Bundesanwalt
nur gegen eine verdächtige Firma vorge-
hen, wenn es einen genügenden Anfangs-
verdacht für eine strafbare Handlung
gibt.“ Zur Beschaffung der Beweismittel
brauche es „auch Rechtshilfe aus dem
Land, in dem angeblich bestochen wurde.
Das ist meistens viel einfacher, wenn eine
neue Regierung an der Macht ist.“

Doch ein Regierungswechsel im Kongo
ist nicht in Sicht – auch wenn er laut Verfas-
sung längst überfällig wäre: Die Amtszeit
von Präsident Joseph Kabila endete vor ei-
nem Jahr; Neuwahlen, bei denen er nicht
erneut antreten dürfte, verschieben die Be-
hörden mit immer neuen fadenscheinigen
Begründungen, Proteste werden gewalt-
sam niedergeschlagen. Kabila hat auch
wirtschaftlich viel zu verlieren: Er und sei-
ne Familie sind laut Berichten inzwischen
an mehr als 80 Unternehmen beteiligt –
Farmen, Banken, Hotels, Minen. Sollten
sich Schweizer Behörden verstärkt für
Deals unter Kabilas Führung interessie-
ren, könnte ihm das zusätzlich Grund ge-
ben, sich an die Macht zu klammern.
frederik obermaier, tobias zick,
oliver zihlmann

Unterirdischer Reichtum: eine Glencore-Mine im Kongo. Einige der Kupfer- und Kobalt-
lizenzen erhielt der Konzern ungewöhnlich günstig. FOTO: S. DAWSON/BLOOMBERG
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Geschäft im Kongo, Anzeige in der Schweiz
Weil der Rohstoffkonzern Glencore Schürfrechte für auffällig wenig Geld erhielt, wollen Menschenrechtler ihn verklagen
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München – Der Schweizer Rohstoffkon-
zern Glencore gerät im Zusammenhang
mit seinen Geschäften in der Demokrati-
schen Republik Kongo zunehmend unter
Druck. Wie das Unternehmen selbst bestä-
tigt, ermittelt die kanadische Börsenauf-
sicht gegen die in Kanada gelistete Firma
Katanga Mining, die mehrheitlich Glenco-
re gehört und in dem afrikanischen Land
Kupfer und Kobalt abbaut. Bei den Ermitt-
lungen geht es dem Unternehmen zufolge
um den Verdacht, dass „irreführende“ An-
gaben in Jahresberichten gemacht worden
seien und dass einzelne Direktoren und lei-
tende Angestellte gegen Grundsätze der
Unternehmensführung verstoßen hätten.
Zudem bestätigt Glencore, dass die kanadi-
schen Behörden prüfen, ob die Tochterfir-
ma Katanga Mining sich an ihre Offenle-
gungspflichten in Bezug auf Korruptionsri-
siken gehalten habe.

Vergangene Woche hatte Glencore drei
Aufsichtsräte von Katanga Mining ausge-
wechselt. Neben zwei weiteren Vertretern
des Schweizer Konzerns erklärte Aristote-
lis Mistakidis, Chef der Glencore-Kupfer-
sparte und langjähriger Weggefährte des
Konzernchefs Ivan Glasenberg, seinen
Rücktritt aus dem Katanga-Aufsichtsrat.
Zur Begründung der Personalrochade er-
klärte das Unternehmen, eine interne Prü-
fung habe Unregelmäßigkeiten in der
Buchhaltung offenbart. Auslöser für die
Prüfung seien die Ermittlungen der kana-
dischen Behörden gewesen.

Im Juli hatte das Wall Street Journal un-
ter Berufung auf Insider berichtet, dass die

kanadische Börsenaufsicht Millionenzah-
lungen an eine Firma des israelischen Ge-
schäftsmann Dan Gertler untersuche. Da-
bei handelte es sich um Abgaben, die Ka-
tanga Mining eigentlich an das staatliche
Bergbau-Unternehmen Gécamines hätte
zahlen müssen; stattdessen floss das Geld
an eine Gertler-Firma auf den Cayman-In-
seln. Glencore erklärte, dies sei auf Anwei-
sung von Gécamines geschehen.

Die gemeinsamen Geschäfte von Glen-
core und Dan Gertler, einem engen Freund
des kongolesischen Präsidenten, waren
auch Gegenstand der „Paradise Pa-
pers“-Veröffentlichungen Anfang Novem-
ber. Die Dokumente, die die Süddeutsche
Zeitung zusammen mit anderen internatio-
nalen Medien ausgewertet hat, zeigen, wie
sich das Schweizer Unternehmen den Zu-
griff auf Kupfer- und Kobaltverkommen
im Kongo mit Hilfe des umstrittenen israe-
lischen Geschäftsmanns zu besonders
günstigen Konditionen gesichert hat. In
den Jahren 2008 und 2009 rangen Katan-
ga Mining und die kongolesische Gécami-
nes in monatelangen Verhandlungen um
die Höhe von Gebühren für Minenlizen-
zen. Die kongolesische Seite forderte für

die Katanga-Lizenzen zwischenzeitlich
585 Millionen Dollar. Der Aufsichtsrat von
Katanga Mining rief Gertler persönlich zu
Hilfe, um mit den Behörden des Landes zu
verhandeln. Am Ende unterschrieb die kon-
golesische Bergbaugesellschaft einen Ver-
trag, wonach sie anstelle der geforderten
585 Millionen Dollar nur 140 Millionen US-
Dollar bekäme. Das Land, eines der ärms-
ten der Welt, verzichtete auf den Gegen-
wert seines Jahresbudgets für Bildung.

Der prominente Schweizer Rechtswis-
senschaftler und Korruptionsexperte
Mark Pieth kam nach Prüfung des Vor-
gangs zu dem Ergebnis, dass Glencore die
Geschäftsbeziehung zu dem umstrittenen
Unternehmer Gertler hätte stoppen müs-
sen: „Das Management von Glencore hat
entweder keine konsequente Prüfung ih-
res Geschäftspartners gemacht, oder sie
wussten, dass es ein Korruptionsrisiko
gab, und sie haben es in Kauf genommen.“
Dan Gertler ließ dazu mitteilen, alle seine
Geschäfte seien absolut gesetzeskonform
abgelaufen; jegliche Korruptionsvorwürfe
wies er scharf zurück. Glencore erklärte,
der Betrag von 140 Millionen Dollar sei „im
Wesentlichen korrekt“ und entspreche frü-
heren Verhandlungen mit Gécamines.

Ein genauerer Blick in die Verträge von
Gécamines aber zeigt, dass ein großer Teil
des umstrittenen Preisnachlasses nur da-
durch zustande kam, dass der Kongo fast
die Hälfte der Lizenzen für einen äußerst
günstigen Preis abgab. Ein Teil der Katan-
ga-Konzession nämlich, eine riesige Kup-
fergrube mit dem Namen KOV, war gemes-
sen an den Preisen, die der Kongo zu der
Zeit sonst für seine Lizenzen verlangte, al-
lein 240 Millionen Dollar wert. Doch die Ka-
tanga-Aufsichtsräte, darunter der Glenco-
re-Mann Aristotelis Mistakidis, riefen den

Präsidenten-Freund Gertler zu Hilfe; we-
nig später gab sich der Kongo mit fünf Mil-
lionen anstelle der 240 Millionen Dollar zu-
frieden. Weder Glencore noch Gécamines
äußerten sich zu der Frage, warum die Li-
zenzen derart billig vergeben wurden. Gert-
ler sagt, es habe keine Bevorzugung von Ka-
tanga gegeben; es handle sich um marktüb-
liche Bedingungen.

Elisabeth Caesens, Bergbau-Expertin
der belgischen Nichtregierungsorganisati-
on Resource Matters, hat die Deals ausführ-
lich analysiert und kommt zu einem ande-
ren Schluss: Der Preis, den Glencore und
Gertler aushandelten, war demnach „fünf-
zig mal niedriger als die Preise, die der Kon-
go zu jener Zeit von fast allen anderen aus-
ländischen Minenfirmen verlangte“.
 tobias zick, oliver zihlmann

Der Schweizer Konzern Glencore hat sich in vielen afrikanischen Staaten den Zugriff
auf Rohstoffvorkommen gesichert. Gab es dabei auch Bestechung?   FOTO: GETTY

„Irreführende Angaben“
Kanadas Börsenaufsicht untersucht Kongo-Geschäfte des Rohstoffkonzerns Glencore

Die Lizenzen für
die Minen im Kongo waren
ungewöhnlich günstig

Paradise Papers
Die Schattenwelt des 
großen Geldes
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Paradise Papers

Paradiese der Reichen
INVESTIGATIVE RECHERCHEDie SZ öffnet mit den Paradise Papers einen Blick in die Welt des globalisierten

Geldes. Auch Großkonzerne wie Apple und Nike drücken schamlos ihre Steuerlast – mitten in Europa.
Das Investigativ-Team der Süddeutschen

Zeitungbestand für das Paradise-Papers-
Projekt aus Elisabeth Gamperl, Katrin
Langhans, Mauritius Much, Hannes
Munzinger, Frederik Obermaier, Bastian
Obermayer, Nicolas Richter, Ralf Wiegand,
Vanessa Wormer und Tobias Zick.
Ferner arbeiteten Dutzende Kolleginnen
und Kollegen in der Redaktion mit,
redigierten und prüften Texte, erstellten
Grafiken, Illustrationen, Videos und
Podcasts. Unter dem Dach des International
Consortium of Investigative Journalists
(ICIJ) waren mehr als 380 Journalistinnen
und Journalisten von 96 Medien aus 67
Ländern an den Recherchen beteiligt.

Die Isle of Man ist ein stiller Felsen in
der Irischen See mit einem großen Dorf
als Hauptstadt. Etwas mehr als 80 000
Menschen leben hier, die meisten davon
in Douglas, dessen historische Fassaden
sich vertrauensvoll an eine weit
geschwungene Bucht schmiegen. Die
alte Eisenbahn zuckelt von hier los und
kutschiert Touristen über die Insel,
geduldige Pferde ziehen die nostalgische
Straßenbahn die Promenade auf und ab.
Es ist ein Stückchen Europa abseits der
Trampelpfade. Unter dem Radar. Und
das macht es spannend. Die Isle of Man
ist nämlich auch ein weitgehend
unbeobachteter Ort der ganz großen
Geschäfte, der Finanzindustrie, deren
Vertreter hier fast alle eine Niederlassung
haben – Unternehmensberatungen, Banken,
Versicherungen. Der Felsen mit seinen
sanften Hügeln, der Eisenbahn und den
wenigen Menschen ist so etwas wie das
Lummerland unter den Steuerparadiesen.
Als die Süddeutsche Zeitung in
Zusammenarbeit mit fast 400 Journalisten
in aller Welt am Abend des 5. November
die ersten Geschichten aus den Paradise
Papers veröffentlichte, war auch auf der
Isle of Man die Anspannung groß.
Natürlich hatten die Herrscher über
dieses in weiten Teilen autonome
Krongebiet der britischen Monarchie
mitbekommen, dass sich die Anfragen
von Journalisten gehäuft hatten. Es solle
ein Datenleck gegeben haben, in einer
Steueroase, in einer Kanzlei, wurde
geraunt. Kamerateams waren über die
Insel gezogen, Reporter besichtigten die
Registrierstelle für Firmen oder das
Finanzzentrum in der Hauptstadt. Howard
Quayle, als First Minister Chef der
Inselregierung, hatte bereits Angriffe
vom Festland abzuwehren, bevor die
erste Zeile der Paradise-Berichte überhaupt
gedruckt war. Plötzlich wurde über
einen Mehrwertsteuertrick geredet, den
die Insel schon seit zehn Jahren anbietet
wie ein besonderes Fischgericht in
einem der kleinen Restaurants im Hafen
von Douglas. Über die Isle of Man lassen
sich zum Beispiel teure Jets in die
Europäische Union importieren, ohne
dass dafür Mehrwertsteuer anfallen
muss – und das, obwohl die Isle of Man
selbst gar kein Mitgliedsland in der EU

ist, sondern nur über ein Zollabkommen
mit ihr verbunden. Quayle, der sein
kleines Reich auf keinen Fall als
Steuerparadies bezeichnet wissen will,
sondern als „steuereffizient“, lud den
britischen Finanzminister ein, die Geschäfte
auf der Isle of Man zu überprüfen. Die
Briten hatten zuvor wissen lassen, sie
seien not amused.

Rund 900 Millionen Euro nicht
erhobener Mehrwertsteuer in 231 Fällen
der letzten zehn Jahre, das ist allein die
Bilanz dieses Flugzeugtricks. Der Insel-
Zoll hat das, ohne Scham, öffentlich
mitgeteilt. Alle Fälle, in denen die
Befreiung von der Mehrwertsteuer
beantragt worden sei, seien auch
genehmigt worden. Prominentester Profiteur
bisher ist der Formel-1-Weltmeister
Lewis Hamilton. Die Paradise Papers
bezeichnen Daten aus zwei Kanzleien
und 19 Firmenregistern aus Steueroasen
weltweit, insgesamt 13,4 Millionen
Dateien, die der Süddeutschen Zeitung
zugespielt worden sind. Ähnlich wie bei
den Panama Papers, die im April 2016
veröffentlicht worden waren, teilte die
SZ den Zugang zu dem Material mit dem
International Consortium of Investigative
Journalists (ICIJ) in Washington. Die
dort angebundenen Journalisten wiederum
tauschten im Gegenzug alle Recherche-
Ergebnisse untereinander, arbeiteten
über die Grenzen von Ländern und
Kontinenten zusammen. So konnte ein
dezidiertes, zum Teil die halbe Welt
umspannendes Organigramm des
enthemmten, globalisierten Geldes
dargestellt werden. So ist Bono, der
sozial engagierte Frontsänger der Rockband
U2, nach eigenem Bekunden ohne sein
Wissen über ein Steuersparmodell an
einem litauischen Einkaufszentrum
beteiligt. Eine berühmte Hollywood-
Schauspielerin gehört zu jenen britischen
Investoren, die ihr Geld in einem
Immobilienfonds angelegt haben, der
wiederum indirekt die Preise auf dem
Berliner Wohnungsmarkt nach oben
treibt. Und über dem Buckingham
Palace steigt ein Ballon mit Geld auf,
fliegt über die Kaimaninseln bis in die
USA und zurück nach Großbritannien,
wo das Vermögen der Queen hilft, armen
Engländern überteuerte Haushaltsgeräte
anzudrehen. Verrückte Welt.

Das ist das eine, was die Paradise
Papers, in deren Mittelpunkt ein Datenleck
bei der weltweit agierenden Kanzlei
Appleby steht, eindrucksvoll zeigen:
was passiert, wenn ein Vermögen per
Autopilot um die Welt fliegt und sich alle
darauf verlassen, dass die Route schon
stimmen wird. Und die Paradise Papers
zeigen auch, wie große Konzerne
systematisch ihre Steuerlast drücken
und dabei zwar wohl legal, aber doch so
dreist vorgehen, dass einem der Atem
stocken kann. Bestes Beispiel dafür ist
die E-Mail einer Anwaltskanzlei im
Auftrag von Apple, gerichtet an die

Kollegen und Offshore-Experten von
Appleby. Der iPhone-, iPad- und iMac-
Erfinder hatte sich auf die Suche nach
einem ganz bestimmten iLand gemacht,
einer neuen Heimat. Es geht darum, ob
Apple neue Geschäftssitze in Steueroasen
gründen soll, weil sich andernorts – in
diesem Fall: Irland – die Regeln
verändert hatten. Und jetzt? Umzug auf
die Britischen Jungferninseln, auf die
Kaimaninseln, auf die Isle of Man oder
eine der Kanalinseln Guernsey und
Jersey? Das will wohlüberlegt sein. Und
so käme es dem Weltkonzern sehr
gelegen, wenn sich vorher ein paar
Fragen klären ließen. Die sind in einem
Fragebogen zusammengefasst, in dem
die Apple-Anwälte bei Appleby vorfühlen:
„Ist es möglich, eine offizielle Bestätigung
der Steuerbefreiung zu bekommen, und
kostet das etwas?“ – „Müssen
Geschäftsberichte veröffentlicht werden?
“ – „Welche Informationen sind öffentlich
einsehbar?“ – „Gibt es eine glaubwürdige
Oppositionspartei oder eine Bewegung,
die die jetzige Regierung ersetzen
könnte?“ Die hippen Jungs von Apple
auf der Suche nach einem Null-Steuer-
Land ohne Opposition und Transparenz?
So dreist ist die schattige Seite der
Globalisierung selten in einer einzigen
E-Mail zusammengefasst worden. Appleby
hat relativ schnell klarzustellen versucht,
man habe sich nichts vorzuwerfen,
generell und überhaupt. Sie sind mehrmals
von ihresgleichen zur „Anwaltskanzlei
des Jahres “ gewählt worden, werben
damit, die Guten in einer schlecht
beleumundeten Branche zu sein. Botschaft:
alles legal. Auch wenn sich in den
Paradise Papers Hinweise darauf finden,
dass Appleby Kunden in die Kartei
gerutscht sind, mit denen man keinesfalls
zusammenarbeiten sollte, wenn man
„alles legal!“ rufen will: Teilweise sind
die Geschäfte, die Appleby und andere
solcher Kanzleien anbieten, tatsächlich
legal. Sie nutzen nur die Gesetze, die in
den Offshore-Paradiesen dieser Welt
angeboten werden. Und diese Steueroasen
machen wiederum nur die Gesetze, die
die Weltgemeinschaft ihnen gestattet.
Wenn also Ungerechtigkeiten wie die,
dass Apple, der wertvollste Konzern der
Welt, auf seine im Ausland erwirtschafteten
Gewinne nur zwischen einem und
sieben Prozent Steuern zahlt, vermutlich
vom Gesetz gedeckt sind – dann sind
wohl die Gesetze der eigentliche Skandal.
Und das betrifft nicht nur die Isle of Man.
Das Inselchen macht auch nur das, was
die Briten und Europa tolerieren.
Körperschaftsteuer null Prozent,
Erbschaftsteuer null Prozent, Einfuhrsteuer
in der Regel auch nicht höher. Als die
Touristen Ende der 1960er-Jahre nicht
mehr mit den Fähren vom Festland
hierher kamen, suchte die Insel nach
anderen Möglichkeiten, das Überleben
seiner Bürger zu sichern. Seitdem ist die
Toleranz gegenüber Unternehmen, die
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Artikel: Paradiese der Reichen

sich ansiedeln wollen, schier grenzenlos
geworden. In der Athol Street im
Zentrum der Inselhauptstadt Douglas
liest man an den Fassaden der kleinen,
umgewidmeten Wohnhäuser dieselben
Firmenschriftzüge wie an den Wolkenkratzern
der Londoner City, dem Herz der
europäischen Kapitalwirtschaft.

Und wieso sollte so ein kleines
Gemeinwesen wie die Isle of Man nicht
dasselbe tun dürfen wie ein im Vergleich
bedeutend größeres Land wie, sagen wir
mal, die USA mit ihren Steueroasen
Delaware oder Nevada? Oder wie die
Niederlande, im Herzen Europas? Etwa
4000 Vereinbarungen zwischen ihren
Finanzämtern und international tätigen
Konzernen, hieß es nach der Veröffentlichung
der Paradise Papers, wolle die niederländische
Regierung nun „überprüfen“. Zwei EU-
Richtlinien zur Vermeidung von
Steuervermeidung würden umgesetzt,
teilte das Finanzministerium mit, eine
davon würde der sogenannten CV/BV-
Struktur ein Ende setzen. Fragt sich nur,
wann? CV/BV zu erklären, gehört schon
zu den Klassikern unter Steuerexperten.
Wer es kann, hat schon eine Menge vom
System der niedrigen Abgaben verstanden.
Das Problem ist seit Jahren bekannt.
Mithilfe dieser Gesellschaftsformen war
es dem Sportartikelhersteller Nike
gelungen, seine Steuerlast immens zu
drücken. Dabei initiierte der Konzern,
noch so ein betont cooles Unternehmen,
durch raffinierte Firmenstrukturen ein
Verantwortungspingpong zwischen den
Niederlanden und den USA, an dessen
Ende das für Nike recht günstige
Ergebnis stand, weder hier noch dort
Steuern in nennenswertem Ausmaß auf
Auslandsgewinne bezahlen zu müssen.

Natürlich haben auch die Niederlande
sofort klargestellt, dass nichts davon
illegal sei. Außerdem, so das immergleiche
Argument, machten andere EU-Staaten
Ähnliches. Der Wettbewerb ist eines der
am meisten angeführten Argumente,
wenn das System gezielter Steuervermeidung
in die Kritik gerät. Im Wettbewerb
untereinander stehen nicht nur die
steuervermeidenden Konzerne, sondern
auch die steuereinnehmenden Länder
und die auf Steuern verzichtenden
Steueroasen. Auf der Isle of Man etwa
arbeitet nach einer Schätzung der
regierungskritischen Organisation Taxwatch
mittlerweile jeder Dritte in der
Finanzindustrie. Werden sie zur Kasse
gebeten, ziehen die Steuerdrücker einfach
weiter. Apple reklamiert für sich, der
größte Steuerzahler der Welt zu sein.
Trotz aller Raffinesse bei der Steuererklärung.
Das macht gemeinsame Entscheidungen
der Europäischen Union schwer. In
Brüssel ist es derzeit nicht durchsetzbar,
Konzerngewinne an jenem Ort versteuern
zu lassen, an dem sie entstehen.
Demnächst soll es zwar eine „schwarze
Liste“ mit Steueroasen geben,
Mitgliedsstaaten wie Irland oder die
Niederlande sollen nicht darauf stehen.
Die Iren müssen ja womöglich sogar vor
Gericht dazu gezwungen werden, 13
Milliarden entgangener Steuern von
Apple nachzufordern. Sie fürchten,
Apple und all die anderen Konzerne ganz

zu verlieren. Die Paradise Papers
öffnen – nach Offshore Leaks, Swiss
Leaks, Luxemburg Leaks, Bahama
Leaks, den vom Spiegel veröffentlichten
Football Leaks, den Malta Files, den
Panama Papers – wieder ein Fenster in
die Welt des globalisierten Geldes. An
Orten wie der Isle of Man werden sie
hoffen, dass es nicht allzu großen
Durchzug geben wird. Ralf Wiegand

Bono, der sozial engagierte Rockstar,
spart Steuern auf dem Weg über
Litauen.

Apple auf der Suche nach einem Null-
Steuer-Land ohne Opposition?

Die Niederlande kündigen an, 4000
Vereinbarungen mit Konzernen zu
„überprüfen“.

Auf der Isle of Man arbeitet offenbar
jeder Dritte in der Finanzindustrie.

„Millionäre und Konzerne drücken sich
davor, faire Steuern zu zahlen.“Bernie
Sanders, US-Senator und
Präsidentschaftskandidat 2016, in
einer Reaktion auf die Paradise Papers

Bildunterschrift:
Illustration: Bene Rohlmann
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WILBUR ROSS

DIE RUSSLANDCONNECTION
Wilbur Ross ist als US-Handelsminister

eine der wichtigsten Figuren der America-
First-Politik von Donald Trump. Zuständig
ist er auch für Sanktionen, unter
anderem gegen Russland wegen der
Annexion der Krim. Da ist erstaunlich,
was die Paradise Papers offenbaren:
Zumindest in seinem ersten Jahr als
Minister war Ross über mehrere
Briefkastenfirmen an der Reederei
Navigator beteiligt, zu deren Großkunden
der russische Energiekonzern Sibur
gehört. Ist Ross im Verhältnis zu
Russland also wirklich unbefangen?
Jedenfalls dürfte ihm nicht daran
gelegen sein, Moskau den Verkauf von
Gas zu erschweren. Die Sibur-Anteilseigner
gelten als Vertraute von Kreml-Chef
Putin, unter ihnen ist dessen Schwiegersohn.
Und das in einer Zeit, in der ein US-
Sonderermittler die Nähe der Regierung
Trump zu Russland untersucht. Der
Senat hat den als Minister nominierten
Ross Anfang 2017 angehört, die Verbindung
zu Sibur war den Parlamentariern nicht
bewusst. Senator Richard Blumenthal
warf Ross nach Enthüllung der Paradise
Papers vor, den Senat getäuscht zu
haben. Ross erklärte, seine Nähe zu
Navigator habe seine Amtsführung
nicht beeinflusst. Die Anteile werde er
womöglich verkaufen, das habe er
sowieso vorgehabt. Nicolas Richter
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LEWIS HAMILTON

ÜBER DEN WOLKEN
Lewis Hamilton hat in diesem Jahr

zum vierten Mal die Formel-1-
Weltmeisterschaft gewonnen, der Brite
ist das glamouröse Aushängeschild des
Rennsports. Ein feuerroter Jet mit
schwarz-roten Ledersitzen gehört seit
fast fünf Jahren zu seiner Inszenierung.
„Verdammt, wie ich dieses Flugzeug
liebe“, schrieb er unter ein Foto auf
Instagram. Hamilton nutzte laut Paradise
Papers eine Briefkastenfirma auf der
Isle of Man, um bei der Einfuhr seines
Lieblingsspielzeugs mehr als vier Millionen
Euro an Mehrwertsteuer zu sparen.
Dafür genügte es, einmal morgens kurz
auf der kleinen Insel in der Irischen See
zu landen. Die Isle of Man gehört nicht
zur EU, hat aber ein Zollabkommen mit
Großbritannien. Dadurch gilt ein Flugzeug,
das über die Isle of Man eingeführt wird,
als in die EU importiert. Um die
Steuerbefreiung zu erhalten, muss das
Flugzeug aber ausschließlich geschäftlich
genutzt werden. Hamilton hat dafür ein
Geflecht aus Briefkastenfirmen konstruiert.
Eine davon hat die Aufgabe, den Jet pro
forma zu chartern. Auch seinen Arbeitsvertrag
mit dem Mercedes-Rennstall und Erlöse
aus seinen Werbe- und Bildrechten lässt
Hamilton laut Paradise Papers über
Briefkastenfirmen in Steuerparadiesen
laufen. Elisabeth Gamperl
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DIE QUEEN

KÖNIGLICHE STAUBSAUGER
Was hat Queen Elizabeth II. mit einem

Staubsauger namens Henry zu tun?
Eigentlich wenig, aber die Paradise
Papers brachten eine überraschende
Verbindung zwischen den Finanzen der
Monarchin und einer britischen
Haushaltswarenkette ans Licht, die
Henry, den Staubsauger, anbietet.
Brighthouse heißt das Unternehmen,
das zahlungsschwachen Kunden
Haushaltsgeräte gegen wöchentliche
Ratenzahlungen verkauft. Der Haken:
Wer über zwei Jahre wöchentlich ein
paar Pfund für den Staubsauger lockermacht,
zahlt am Ende fast den doppelten Preis.
Abzocke, meinte kürzlich sogar die
britische Finanzaufsichtsbehörde. Die
Paradise Papers zeigten nun, dass
privates Geld der Queen über einen
Offshore-Fonds in das Unternehmen
investiert wurde. Und zwar so: Die
Monarchin ist auch Herzogin von
Lancaster, das Herzogtum verwaltet für
sie Immobilien und Ländereien im Wert
von über einer halben Milliarde Pfund.
Die Gewinne, die damit erwirtschaftet
werden, erhält die Königin zur privaten
Verfügung, gewissermaßen als Taschengeld.
Die Finanzbeamten des Herzogtums
investierten einen Teil dieses Vermögens
im Jahr 2005 in einen Fonds auf den
Kaimaninseln, einer Steueroase. Dieser
Fonds kaufte Anteile an der Mutterfirma
von Brighthouse, der Firma mit Staubsauger
Henry. So war das Geld der Queen in dem
fragwürdigen Unternehmen gelandet.
Elizabeth II. habe davon nichts gewusst,
sagten ihre Finanzverwalter auf Anfrage
des Guardian. Für Aufregung sorgte die
Enthüllung im Königreich trotzdem.
Hannes Munzinger

Bildunterschrift:
Illustrationen: Bene Rohlmann
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FAMILIE ENGELHORN
DAS REICH DES PHARMA-KÖNIGS

Bis vor Kurzem kannte den Namen
Engelhorn in Deutschland kaum jemand.
Dass sich dahinter eine der reichsten
Familien des Landes mit einem
Milliardenvermögen verbirgt, wurde
einem breiteren Publikum erst vor zwei
Jahren bei einem der größten Steuerst
rafverfahren in der Geschichte der
Bundesrepublik offenbar: Zwei Töchter
des 2016 gestorbenen Pharma-Unternehmers
Curt Engelhorn, einst Mitgesellschafter
von Boehringer Mannheim, einigten
sich mit den bayerischen Finanzbehörden
auf eine Nachzahlung von 145 Millionen
Euro. Das ist viermal so viel, wie
„Bäderkönig“ Eduard Zwick dem bayerischen
Fiskus Anfang der 1980er-Jahre schuldete.
Erkenntnisse aus den Paradise Papers
nähren den Verdacht, dass Carolin und
Elisabeth Engelhorn wesentlich mehr
Steuern hinterzogen haben könnten. In
den Daten, die der SZ vorliegen, finden
sich 38 Briefkastenfirmen oder
stiftungsähnliche Trusts, die den
Ermittlungsbehörden im Steuerfall Engelhorn
unbekannt waren. Schon damals hatten
sie vermutet, dass das Offshore-Reich
noch viel größer war. Die Enthüllung
könnte dazu führen, dass die Untersuchungen
wieder aufgenommen werden. Vielleicht
würde gar das gesamte Verfahren neu
aufgerollt. Mauritius Much



Anders als viele westliche Län-
der solidarisierte sich die DDR
früh mit Nelson Mandela und
dem African National Congress
(ANC). Solidarität gab es seit den
Sechzigerjahren, 1972 nahm die
Staatspartei SED offizielle Bezie-
hungen zum ANC auf, samt Hilfs-
angeboten. Konkret wurde es
nach dem blutigen Soweto-Auf-
stand 1976: In den Jahren darauf
bildete die DDR in Mecklenburg
Hunderte ANC-Kämpfer aus. Vie-
le davon stiegen später weiter
auf in Militär und Gesellschaft, ei-
nige wurden sogar Minister. Die-
ser Tangente verdankt Margot
Honecker sehr wahrscheinlich
die Unterstützung Mandelas.

Unter Brüdern

von bastian obermayer
und nicolas richter

G ut und Böse liegen oft näher beiein-
ander als man denkt, und manch-
mal mögen sie sich sogar – oder so

etwas in der Art. Genau lässt sich das für
diesen Fall kaum rekonstruieren, zu lange
ist alles her, aber an eines erinnert sich Is-
mael Ayob, Anwalt aus Südafrika, noch ge-
nau: Nelson Mandela, damals Präsident
Südafrikas und wohl einer der wenigen
Menschen, die weltweit zu den Guten ge-
zählt werden, kam zu ihm – und bat ihn,
Geld nach Chile zu überweisen: An Margot
Honecker, auch „lila Hexe“ genannt, die da-
mals im Exil lebende Witwe des DDR-
Staatschefs Erich Honecker. Sie war als
langjährige „Ministerin für Volksbildung“
verantwortlich dafür, dass Kinder aus
nicht regimetreuen Familien gerissen und
zwangsadoptiert wurden. Margot Hone-
cker würde, zumindest in Deutschland,
zweifellos von einer klaren Mehrheit auf
der bösen Seite einsortiert werden.

„Aber Nelson Mandela hatte Mitleid mit
ihr“, sagt Ismael Ayob der Süddeutschen
Zeitung am Telefon, „er kam zu mir und
sagte, Margot Honecker sei alleine in Chile
gestrandet, ohne Ehemann, ohne Geld, oh-
ne Pension. Er bat mich, ihr Geld zu über-
weisen.“ Daran erinnere er sich auch deswe-
gen so gut, sagt Ayob, weil es eine „unge-
wöhnliche Bitte“ gewesen sei. Immerhin
war Honecker ja nicht irgendwer. Ayob
sagt, er wisse noch, dass Mandela ihm – da-
mals dessen Anwalt und Finanzberater –
in den Neunzigerjahren persönlich die
Bankverbindung Margot Honeckers und
die Adresse der Bank in Chile gegeben ha-
be. „Vermutlich hat er mir einfach einen
Zettel in die Hand gedrückt“, sagt Ayob, „so
hat er das öfter getan, es muss auf jeden
Fall etwas Schriftliches gegeben haben.“

Die Geschichte dieser überraschenden
finanziellen Verbindung kommt jetzt,
nach so vielen Jahren, an die Oberfläche,
weil sich in den Paradise Papers etliche Un-
terlagen finden, die einen Rechtsstreit zwi-
schen jenem Ismael Ayob und den Erben
Nelson Mandelas dokumentieren. Diesen
Fund machten Journalisten der südafrika-
nischen Zeitung Financial Mail erst kurz
vor der Veröffentlichung der Paradise Pa-
pers Anfang November.

Ayob, mittlerweile 75 Jahre alt und im-
mer noch Anwalt in einem Vorort von Jo-
hannesburg, nur einen Steinwurf von Man-
delas letztem Wohnsitz entfernt, war lange
Zeit einer seiner engsten Vertrauten. Die
beiden kannten sich seit den Siebzigerjah-
ren, Ayob war einer der wenigen, die Man-
dela im Gefängnis besuchen konnten. Das
Zerwürfnis kam um 2004. Eine Spätfolge
ist der Streit um ein Bankkonto mit einem
Millionen-Guthaben und um einen Trust
auf der Isle of Man, einer Steueroase. Wo-
bei die Auseinandersetzung schon bei der
Frage beginnt, ob der Trust, „Mad Trust“
genannt, je existierte, ob er ordentlich zu-
stande gekommen ist, und ob Ayob dabei
wirklich den Willen Mandelas umgesetzt
hat – oder nur seinen eigenen.

Ganz nebenbei gewähren die Gerichts-
dokumente einen erstaunlichen Einblick
in die Finanzen Mandelas. Von einem Kon-
to dieses angeblichen Trusts jedenfalls will
Ayob auch Geld an Margot Honecker ge-
schickt haben. Ob das tatsächlich gesche-
hen ist, lässt sich nicht überprüfen. Es gibt
dazu keinerlei Dokumente.

Nelson Mandela und Margot Honecker
– allein schon die Kombination klingt ab-
surd. Hier Nelson Mandela, einer der be-
rühmtesten und beliebtesten Freiheits-
kämpfer des 20. Jahrhunderts, dort Mar-
got Honecker, die bis zu ihrem Tod das un-
terdrückerische Regime der DDR verteidig-

te. Aber es ist nur auf den ersten Blick ein
Widerspruch. Südafrika war in den Achtzi-
gerjahren ein typischer Schauplatz des Kal-
ten Krieges, in dem die USA und die Sowjet-
union ihren Konflikt über Stellvertreter
austrugen. Westliche Politiker wie US-Prä-
sident Ronald Reagan standen fest zum
südafrikanischen Regime, auch prominen-
te CSU-Politiker fanden wenig Skandalö-
ses am Apartheid-Staat. Etliche Staaten
östlich des Eisernen Vorhangs unterstütz-
ten dagegen Südafrikas Opposition, den Af-
rican National Congress (ANC). Die DDR
empfing wiederholt Vertreter des ANC, auf
einschlägigen Webseiten ist sogar nachzu-
lesen, mehr als 1000 ANCler seien 1976 bis
1980 zu militärischen Trainings nach Tete-
row in Mecklenburg gereist.

Damals war Nelson Mandela ein Gefan-
gener, während Margot Honecker mit ih-
rem Mann an der Spitze der DDR stand.
Doch bereits in den Neunzigerjahren hat-
ten sich die Rollen so gut wie umgedreht:
Mandela hatte das Ende der Apartheid be-
siegelt und stieg zum ersten schwarzen Prä-
sidenten seines Landes auf. Margot Hone-
cker setzte sich nach Chile ab, nachdem ihr
Regime untergegangen war. Stur verteidig-
te sie bis zuletzt Mauerbau und Unrechts-
staat. In ihrer Zeit als Ministerin für Volks-
bildung, 1963 bis 1989, habe sie, erzählt Ro-
land Jahn, Bundesbeauftragter für die Sta-
si-Unterlagen, durch ihre Umerziehungs-
und Zwangsmaßnahmen „Biografien be-

schädigt und den Menschen die Selbstbe-
stimmung genommen“. Der Leiter der Sta-
si-Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhau-
sen, Hubertus Knabe, sagt über sie, sie sei
bis zum Tod eine „böse, verstockte Frau“
gewesen.

Mandela aber machte keinen Hehl dar-
aus, dass ihn Margot Hockers tiefer Sturz
empörte. In einem Interview mit dem Köl-
ner Stadt-Anzeiger lobte Mandela einst die
Deutschen zwar für die friedliche Wieder-
vereinigung, fügte aber mahnend hinzu:
„Wobei ich doch an Margot Honecker erin-
nern möchte, die heute in Chile lebt, wie
ich höre, in ärmlichen Verhältnissen. Ich
will mich jetzt nicht über Taktlosigkeiten
auslassen, aber: Erich Honecker war im-
merhin ein Staatschef und Margot Hone-
cker die First Lady. Und ich weiß nicht, ob
das den Entscheidungsträgern in Deutsch-
land noch bewusst ist.“

Mandela soll, das erzählte er laut einem
früheren Botschafter der DDR angeblich ei-
ner ostdeutschen Delegation am Rande ei-
ner Konferenz in Südafrika, in der Füh-
rung des ANC gesammelt haben, um die
Honeckers in Chile zu unterstützen. Die ab-
surde Überweisung war möglicherweise al-
so gar nicht so absurd, jedenfalls aus dama-
liger Innensicht Südafrikas.

Der Trust auf der Isle of Man entstand
laut den Paradise Papers am 21. Januar
1995, etwa ein Dreivierteljahr, nachdem
Mandela als Präsident vereidigt worden
war. Mandelas damaliger Anwalt Ayob rich-
tete offenbar den Trust ein; in der 17-seiti-
gen Gründungsurkunde für das stiftungs-
ähnliche Konstrukt heißt es, das Vermö-
gen solle gespendet werden, an Einzelper-
sonen sowie für „bildungs- und wohltätige

Zwecke“. Der Trust hieß laut Urkunde
„Mad Trust“, eine Anspielung auf „Madi-
ba“, Mandelas traditionellen Clannamen.
Es ist unklar, warum Ayob damals die Isle
of Man auswählte, womöglich gab die feh-
lende Transparenz den Ausschlag: Es gab
dort weder ein einsehbares Trustregister
noch eine Pflicht, Informationen mit dem
Ausland zu teilen. In den Grundzügen äh-
nelt der Mad Trust damit einer schwarzen
Kasse.

Ayob sagt dazu, es sei damals schwierig
gewesen, Geld von Südafrika aus zu bewe-
gen, da sei die Isle of Man eine kluge Lö-
sung gewesen. Aber es sei Mandela nur um
Wohltätigkeit gegangen, sagt Ayob: „Man-
dela wollte mit dem Geld hier und da
schnell etwas anweisen lassen, zum Bei-
spiel eine Überweisung an eine junge Athle-
tin, die in der Schweiz einen Preis gewon-
nen hatte, sich aber den Flug nicht hätte
leisten können.“

Als sich Nelson Mandela und sein lang-
jähriger Finanzberater Ayob 2004 über-
warfen, hatte Mandela die Präsidentschaft
schon verlassen. In dem Streit, der sich ent-
spann, spielte auch der Mad Trust eine Rol-
le. Wer die Gerichtsdokumente des Streits
liest, stellt fest, dass im Grunde so gut wie
nichts belegt ist, was mit dem Trust zu tun
hat. Bei der Bank sind Nelson Mandela und
seine Frau als Stifter eingetragen, aber es
ist nicht klar, wer sie eingetragen hat.

Und woher kam das Geld für den myste-
riösen Trust überhaupt? Ismael Ayob be-
hauptet in einer gerichtlichen Aussage, es
stamme von ausländischen Geldgebern
und sei Mandela zugeflossen, als er auf sei-
nen „zahlreichen“ Auslandsreisen gewe-
sen sei. Wenn es stimmt, was Ayob außer-

dem vor Gericht erklärte, bekam Mandela
immer wieder Millionen Euro aus Quellen,
die mal eher problematisch, mal ziemlich
interessant sind. Da kamen demnach zehn
Millionen Dollar von der indischen Regie-
rung, zehn Millionen Dollar von Oprah
Winfrey und zehn Millionen vom liby-
schen Staatschef Muammar al-Gaddafi.
Über solche Gelder, so Ayob in seiner
schriftlichen Aussage, habe Mandela „frei
verfügt“, sie gingen demnach in diverse
Stiftungen, aber eben auch in Häuser für
Mandela, seine Kinder und Enkel.

Im November 2003 prüfte die Bera-
tungsfirma Deloitte Mandelas Finanzen,
im Zuge dessen kamen unter anderem
Zweifel an der Existenz des Trusts auf –
auf dessen Konto damals zwei Millionen
Dollar lagen. Auf einem Kontoauszug ist
handschriftlich notiert: „Der Besitzer die-
ses Kontos ist Mr. N.R. Mandela. Es gibt kei-
nen MAD-Trust als solchen, es wird nur
der Name verwendet.“ Ismael Ayob bestrei-
tet das.

Mandela selbst schrieb damals an Ayob
um zu erfahren, wem der Trust und die Mit-
tel zuzurechnen seien – und bekam die
Auskunft, dass es sein Trust war. Auch die
Deloitte-Prüfer setzen das Konto am Ende
als Mandelas persönliches Konto an, und
noch mehr: Sie empfahlen eine Selbstanzei-
ge, als sie angeblich feststellten, dass die
Erträge in Südafrika nie versteuert worden
waren. Damals gewährte Südafrika eine
Amnestie für reuige Steuerhinterzieher.

Der nächste Streit folgte nach Mandelas
Tod Ende 2013. Als der Nachlass gesichtet
wurde, tauchte der Mad Trust wieder auf,
offenbar hatten selbst enge Vertraute
nichts davon gewusst. Die Erben zogen vor
Gericht und verlangten das Trustvermö-
gen, das noch immer von Anwalt Ayob ver-
waltet wurde, damals etwa eine Million Eu-
ro. Sie argumentierten, der Trust sei nicht
rechtmäßig aufgesetzt worden, folglich
handele es sich bei dem Geld um Mandelas
Privatvermögen. Dieser Ansicht schloss
sich die Kanzlei Appleby an, die als eine Art
Gutachterin fungierte. Appleby erklärte,
der Trust sei fehlerhaft, weil bei der Grün-
dung keine Begünstigten benannt worden
seien. Die Erben machen zudem geltend,
dass die ganze Konstruktion nicht zu Man-
dela passe. „Es würde mich sehr überra-
schen, wenn Mandela ein Offshore-Vermö-
gen hätte anlegen lassen“, sagt der Anwalt
Michael Katz, der den Nachlass verwaltet.
Es sei bezeichnend, heißt es, dass Ayob
nichts belegen könne, weder dass er den
Trust auf Bitten von Nelson Mandela er-
richtet habe, noch wo, wann oder wie Man-
dela die Anweisung gegeben habe.

Im November 2015 entschied eine süd-
afrikanische Richterin schließlich, das
Geld aus dem Mad Trust gehöre zum Nach-
lass Mandelas. Ayob dürfe nicht darüber
verfügen. Mandelas Nachlass stellt die
Nachwelt noch immer vor Rätsel, etliche
Millionen sollen fehlen.

Ein neues Rätsel ist nun durch Ismael
Ayobs Aussage hinzugekommen: Wie viel
Geld bekam Margot Honecker von dem
Konto des mysteriösen Trusts auf der Isle
of Man – wenn sie denn je etwas bekam,
wenn sich Ismael Ayob die Geschichte
nicht komplett ausgedacht hat. Auch das
lässt sich nicht ausschließen, solange es un-
dokumentiert bleibt. Ayob sagt der SZ, es
sei keine größere Summe gewesen, eher ei-
ne von symbolischer Bedeutung: „Es sollte
ein gutes Gefühl vermitteln, das Gefühl
nicht vergessen worden zu sein.“

Margot Honecker kann die Frage nicht
mehr beantworten. Sie ist im Mai 2016 in
Santiago de Chile gestorben. Bei der Trau-
erfeier zierte eine DDR-Flagge ihren Sarg,
und es wurde die Internationale gesungen.
Ihre Tochter Sonja war für eine Stellung-
nahme nicht zu erreichen.

Mitarbeit: Rob Rose

„Es würde mich sehr überraschen,
wenn er ein Offshore-Vermögen
hätte anlegen lassen.“

Der geheime Trust
Hat Nelson Mandela Margot Honecker Geld überwiesen, als sie im Exil in Chile lebte? In den

Paradise Papers taucht ein ungewöhnlicher Rechtsstreit mit Mandelas Erben auf

„Sie lebt, wie ich höre,
in ärmlichen Verhältnissen“,
sagte Nelson Mandela

Nelson Mandela wurde
1918 geboren.

27 Jahre lang saß er
im Gefängnis.

1994 wurde er dann der
erste Präsident

Südafrikas und blieb bis
1999 im Amt.

FOTO: JUDA NGWENYA/REUTERS

Paradise Papers
Die Schattenwelt des 
großen Geldes
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von mauritius much

W enn einer stirbt, streiten sich Drit-
te, so heißt es unter Anwälten.
Die Familie von Christof Engel-

horn macht da offenbar keine Ausnahme,
wie die Paradise Papers zeigen. Christof
Engelhorn war ein Cousin von Curt Engel-
horn und hatte offenbar eine ähnliche Vor-
liebe für Trusts und Briefkastenfirmen wie
der ehemalige Vorstandsvorsitzende des
Pharmaunternehmens Boehringer Mann-
heim, über den die SZ anlässlich der Para-
dise Papers bereits berichtete.

Christof Engelhorn starb am 3. August
2010 und hinterließ seiner Familie ein riesi-
ges Erbe. Laut den Paradise Papers belief
sich allein das Offshore-Vermögen, das

überwiegend in drei Trusts und einem gu-
ten Dutzend Tochtergesellschaften steck-
te, auf mehrere Milliarden US-Dollar. Ein
guter Teil stammte wohl aus dem Verkauf
des Pharmaunternehmens Boehringer
Mannheim an Roche im Jahr 1997. Christof
Engelhorn soll damals zwischen zwei und
drei Milliarden Dollar bekommen haben.

Solche Summen in Aussicht, sollten
120 Millionen Schweizer Franken für die
Erben eigentlich zu verschmerzen sein.
Diesen Betrag jedenfalls sicherte Christof
Engelhorn, der mit seiner Frau Ursula seit
1997 am Vierwaldstätter See in der
Schweiz lebte, der Stadt Luzern für den
Bau eines modernen Musiktheaters zu. Or-
chestergraben, Balkone und Sitzreihen der
sogenannten Salle Modulable sollten be-
weglich sein und verschiedentlich angeord-
net werden können.

Doch weit gefehlt. Bereits Monate vor
Engelhorns Tod am 3. August 2010 ver-
suchte zumindest ein Teil der Erben aktiv,
die Zahlung der Millionen zu verhindern.
Deshalb wurde bereits am 1. Februar 2010
die Kanzlei Appleby eingeschaltet. Deren
Anwälte sollten überprüfen, ob man „recht-
lich daran gebunden ist, diese Verpflich-
tung zu erfüllen und, wenn ja, was die mög-

lichen Auswirkungen wären, falls wir diese
Verpflichtung widerrufen“.

Die Erben der Trusts von Christof Engel-
horn, das waren vor allem seine im Mai
2016 verstorbene Frau Ursula, seine Toch-
ter Vera und seine Enkel Julie und Philipp,
Kinder seines verstorbenen Sohnes Ste-
fan. Aus den Unterlagen der Paradise Pa-
pers geht hervor, dass die Tochter und die
Enkel bereits vor dem Tod Christof Engel-
horns als Direktoren oder Shareholder
mehrerer Briefkastenfirmen Teil des Off-
shore-Imperiums waren. Auch Veras Le-
benspartner Christof Hamm war dort be-
reits lange eingebunden. Auf Anfragen der
SZ wollten sich weder Engelhorns Familie
noch die Kanzlei Appleby äußern.

In den Monaten vor dem Tod des Famili-
enoberhauptes waren offenbar Vera Engel-
horn und Christof Hamm die treibenden
Kräfte bei dem Versuch, die 120-Millionen-
Franken-Spende für das Musiktheater zu
stoppen. Das zeigen E-Mails, Sitzungspro-
tokolle und Zeugenaussagen aus einem
Prozess auf Bermuda Ende 2013: „Herr
Hamm hat damit angefangen, Probleme
zu bereiten und Schwierigkeiten zu ma-
chen, indem er die Richtung, in die die Sal-
le Modulable gehen sollte, anzweifelte, in
Frage stellte“, heißt es in einer Aussage.
Der Prozess sollte sich mit der Frage be-
schäftigen, ob die Millionen für das Musik-
theater gezahlt werden oder nicht.

Doch so weit war es im Februar 2010
noch nicht, als Appleby überprüfen sollte,
wie bindend das Schenkungsversprechen
war. Man fertigte ein Memorandum an.
Die Kanzlei sah darin „gute Gründe, dass
es keine einklagbare Vereinbarung ... gibt,
die Schenkung zu machen“. Das gelte aller-
dings nur für den Standort Bermuda, wo
die Engelhorn-Trusts angesiedelt sind –
nicht für die Schweiz, wo das Musiktheater
gebaut werden soll. Die Kanzlei empfahl
deshalb, sich auch noch eine Einschätzung
nach Schweizer Recht geben zu lassen.

Vier Monate später kam Appleby erneut
zur Hilfe: Mittlerweile sprach sich offen-
bar auch der Verwalter der Engelhorn-
Trusts, ein Finanzdienstleister, dafür aus,
den Bau zu stoppen – vor allem, weil Stadt
und Kanton Luzern die operativen Kosten
nicht aufbringen könnten. Die Kanzlei soll-
te nun ein Schreiben begutachten, in dem
empfohlen wurde, dies den verbliebenen
Befürwortern des Projekts so schnell wie

möglich mitzuteilen. Das war neben einer
Stiftung, die das Musiktheater-Projekt vor-
antrieb, vor allem Christof Engelhorn.

Dabei blieb es aber nicht: Ein Appleby-
Mitarbeiter sollte sich Mitte Juni 2010 tele-
fonisch zu einem Treffen in der Schweiz zu-
schalten lassen, bei dem die Stiftung von
der Absicht informiert wurde, die Millio-
nenspende zu stoppen – gegen den aus-
drücklichen Willen von Christof Engel-
horn, dem das Geld gehörte. Der 84-Jähri-
ge, dessen Gesundheit sich im vorangegan-
genen Jahr stark verschlechtert hatte, war
zuvor informiert worden: „Er war nicht be-
geistert und besteht darauf, dass wir mit

den Zahlungen fortfahren“, heißt es in ei-
ner E-Mail an Appleby. Er war der Mei-
nung, dass die Stadt Luzern bis Ende des
Jahres für tragfähige Finanzierungsmoda-
litäten sorgen würde.

Daher verschob man die endgültige Ent-
scheidung über die Millionenspende bis
Oktober. In der Zwischenzeit starb Chris-
tof Engelhorn am 3. August – und damit
der Gönner des Projektes. Im Oktober ver-
kündete der Verwalter des Trusts, von dem
die Spende kommen sollte, das Ende der Fi-
nanzierung des Musiktheaters. Daraufhin
verklagten ihn die Vertreter der Stiftung
der Salle Modulable auf den Bermudas

und bekamen im Februar 2014 weitge-
hend Recht. Im Dezember desselben Jah-
res einigten sich Gegner und Befürworter
darauf, dass der Trust 80 Millionen Schwei-
zer Franken für das Projekt zahlen solle.

Christof Engelhorns Traum vom mobi-
len Musiktheater schien sich doch noch zu
erfüllen. Doch im September 2016 stoppte
der Kanton Luzern das Projekt plötzlich.
Er hätte sich an den Kosten mit mindes-
tens sieben Millionen Franken beteiligen
müssen. Das war der Mehrheit der Kan-
tonsräte zu viel. Zumindest ein Teil der En-
gelhorn-Erben dürfte sehr erleichtert ge-
wesen sein.

Paradise Papers
Die Schattenwelt des 
großen Geldes

Missklang
in Luzern

Wie die Erben von Christof Engelhorn eine
Millionenspende für ein Musiktheater blockierten

Die Stadt Luzern sollte ein neues Musiktheater bekommen – das Projekt scheiterte.  FOTO: P. WIDMANN/MAURITIUS
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Kinderseiten aus der Zeitung nehmen,
drehen,
falten

Man erkennt die Schuhe von Nike an dem Logo, das aus-
sieht wie ein geschwungener Haken. Wenn jemand in
Deutschland an der Kasse steht, kauft er seinen Schuh
nicht von Nike in Deutschland, sondern von Nike im
Nachbarland Niederlande. Klingt komisch? Macht aber
Sinn – jedenfalls für den Sportartikelhersteller. Denn
mit diesem Trick spart er eine Menge Geld. Eigentlich
müsste Nike in Deutschland Steuern
zahlen, so wie alle anderen auch. Steu-
ern zahlt normalerweise jeder Mensch,
der arbeitet, und auch jede Firma, die
Leuten Arbeit gibt. Die Regel lautet: Je-
der gibt einen Teil seines Geldes dem
Staat. Davon werden dann Schulen
oder Krankenhäuser gebaut. Aber manche wollen sich
diese Steuern sparen. Deshalb verstecken sie ihr Geld in
anderen Ländern, wo es keine Steuern gibt. Oder an Or-
ten, wo man eben nicht so hohe Steuern zahlen muss.
Diese Tricks der Firmen sind sehr kompliziert. Journalis-
ten der Süddeutschen Zeitung und aus anderen Ländern

versuchen aber, die Tricks zu verstehen. Sie arbeiten der-
zeit an den sogenannten Paradise Papers. Das sind Doku-
mente mit Informationen über viele Menschen und viele
Firmen, die eigentlich geheim bleiben sollten. Weil es da
um die Tricks geht, die nicht in Ordnung sind. So wie bei
Nike: Die Firma in den Niederlanden ist mit weiteren Fir-
men verbunden, so wie Perlen auf einer Perlenkette. Je-

de Firma zeigt auf die andere und sagt,
sie müsse die Steuern bezahlen. Die letz-
te Firma in dieser Kette sitzt in den USA.
Also müsste Nike zumindest dort Steu-
ern zahlen. Tut die Firma aber nicht.
Weil die USA nämlich davon ausgeht,
dass Nike ja in den Niederlanden zahlt.

Und die Niederlande denkt, dass Nike ja in den USA
zahlt. Am Ende soll keiner schuld daran sein, dass Nike
fast keine Steuern zahlt. Weil die Europäische Union es
nicht okay findet, dass die Niederlande bei dem Spiel mit-
machen, haben sie den Trick ab dem Jahr 2020 verbo-
ten. Immerhin.  elisabeth gamperl

Thema der Woche

Geld verstecken
In den Paradise Papers haben Journalisten

aufgedeckt, wie trickreich Unternehmen Steuern sparen
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Die EU verbietet in
Zukunft Steuertricks wie
die von Nike – immerhin

Orte, an denen man kaum
Steuern zahlen muss, nennt man
Steuerparadies. Manchmal
haben die auch Palmen. Welche
Firmen sich dort besonders gerne
aufhalten, haben die
Paradise Papers verraten.
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E s gibt die skurrilsten Geschich-
ten darüber, wie sich Menschen
auf Kosten der Allgemeinheit be-
reichern. Eine hat sich erst kürz-
lich ereignet: In der brasiliani-

schen Küstenstadt Salvador entdeckt die
Polizei in der leeren Wohnung eines
früheren Ministers Bargeld in unfassbarer
Menge, verstaut in Koffern und Kartons.
Die Polizei will das Geld zählen, aber
irgendwann ist klar: Es ist einfach zu viel.

Also besorgt jemand Geldzählmaschi-
nen, sieben Stück. Die Maschinen laufen,
flappflappflapp, die ganze Nacht. Nach
14 Stunden bleibt die letzte Maschine ste-
hen. Am Ende sind es 13 Millionen Euro –
Frucht der Korruption, die größte Menge
Bargeld, die je im Land beschlagnahmt
wurde. Als man von dieser Geschichte hör-
te, war man erleichtert, dass es in Europa
nicht ganz so wild zugeht.

Spätestens seit Enthüllung der Paradise
Papers ist klar, dass Europa ähnliche, ja
wahrscheinlich sogar größere Probleme
hat. Wollte man Geldbeträge aus den Para-
dise-Papers-Geschichten durch Geldzähl-
maschinen jagen, so müssten Polizisten
auf Jahre hinaus Nachtschichten einlegen
sowie eine Turnhalle anmieten, um Dollar-
und Euro-Bündel zu lagern.

Es ist Geld, das dem Staat abhanden-
kommt. Für manche ist der Staat der ewige
Feind, eine unheimliche Macht, Hassob-
jekt von Reichsbürgern wie auch Punkro-
ckern; in den sozialen Netzwerken ist seit
den Leaks nicht nur Empörung zu registrie-
ren, sondern auch Verständnis: Wäre ich so
reich, würde ich den Staat auch beschei-
ßen, selbst schuld, wenn die Gesetze es er-
lauben. Das Tricksen bei der Steuer er-
scheint hier neben aller Empörung als
ziviler Ungehorsam, gar als cool.

Na ja, ist es das, was Punk wollte?
Wo soll man beginnen? Bei den zehn Mil-

liarden Dollar an Auslandsgewinnen, die
der Sportartikelkonzern Nike irgendwo
hortet, nachdem er große Teile davon in Eu-
ropa verdient hat, weitgehend steuerfrei?
Bei den 13 Milliarden Euro Steuern, die der
iPhone-Anbieter Apple an den irischen
Staat nachzahlen muss? Bei den Hunder-
ten Millionen an Mehrwertsteuer, die sich
die Inhaber von Privatjets mit dem Isle-of-
Man-Trick sparen?

Kaum hat man das hier hingeschrieben,
hört man die Betroffenen schon klagen
über den Vergleich: polemisch, perfide.
Konzerne reagieren auf moralische
Anschuldigungen so empfindlich wie nie
zuvor. Aus ihren hervorragend ausgestatte-
ten Public-Relation-Abteilungen verlautet
in langen Schriften, dass sie sich an Recht
und Gesetz halten. „Nike erfüllt sämtliche
Steuerauflagen“, schreibt Nike. „At Apple
we follow the laws“, schreibt Apple. „Es
gibt keinen Beweis für ein Fehlverhalten“,
schreibt die Offshore-Kanzlei Appleby, die
beiden geholfen hat.

Aber ist der Vergleich mit einem korrup-
ten Politiker nicht doch ziemlich treffend?
Der Paradise-Papers-Trick des Sportgigan-
ten Nike etwa hat nur einen Zweck: so zu
tun, als verdiene Nike in Europa kaum

Geld. Will eine Firma auf dem Papier kein
Geld verdienen, muss sie dem Finanzamt
Rechnungen vorlegen, die ihre Gewinne
schmälern. Nike stellt sich diese Rechnun-
gen praktischerweise selbst aus, bezie-
hungsweise eine Tochterfirma von Nike
der anderen Tochterfirma von Nike – über
vorgetäuschte Lizenzgeschäfte. Nike zahlt
an Nike, damit Nike-Schuhe aussehen dür-
fen wie Nike-Schuhe.

Wer da nicht das Gefühl hat, dass Nike
jeden von uns für ganz besonders dumm
verkauft, der arbeitet entweder im Füh-
rungsstab von Nike, oder er ist schon hin-
reichend abgestumpft von den ständigen,
ähnlichen Tricks. Es ändern sich nur die
Namen: Amazon. Apple. Facebook. Google.
Ikea. Starbucks. Und jetzt eben: wieder
Apple. Und Nike.

Die niederländischen Steuerbehörden
regen sich jedenfalls nicht auf. Sie nehmen
das hin und schließen damit einen Deal zu
Lasten etwa der deutschen Steuerzahler,
vermutlich sogar der holländischen. Nutz-
nießer ist allein der Konzern, er muss da-
für nicht mehr tun, als steuerliche Illusi-
onskunst aufzuführen. Und zwar nicht ein-
mal besonders kunstvoll, jedes Kind ver-
steht doch, dass da etwas im Argen liegt.

Es gibt natürlich den einen, augenfälli-
gen Unterschied zum korrupten Politiker:
Der bricht Gesetze. Der Konzern tut das,
meistens jedenfalls, nicht.

Warum läuft das so schief in Europa?
Welchem mittelständischen Firmenchef,
der haarklein seine Steuer abführt, wel-
chem normalen Angestellten will man nun
noch erklären, dass der Staat alle gleich be-
handelt? Warum lassen sich europäische
Regierungen das bieten?

Und: Warum tun es die Bürgerinnen
und Bürger?

Steuermindernde Illusionskunst: Die
Paradise Papers sind voll davon. Bei Nike
tauchen Unterfirmen auf, die sämtliche Ge-
winne wahlweise im Bermuda- oder Bene-
lux-Dreieck verschwinden lassen. Beim
Formel-1-Fahrer Lewis Hamilton reicht ei-
ne Zwischenlandung frühmorgens auf ei-
nem Eiland in der Irischen See, damit die
Mehrwertsteuer in den örtlichen Nebel-
schwaden hängen bleibt.

Eine der absurdesten Shows veranstal-
ten Chefs der Hotelkette Meininger: Ein
Manager fliegt alle paar Monate zu einer
„Sitzung“ auf die Isle of Man, um so zu tun,
als führe er dort seine Geschäfte: Es reicht,
dass sich der Manager mit zwei Anwälten
in einen eigens angemieteten Kellerraum
setzt, um die eigentliche Steuerschuld im
Vereinigten Königreich oder in Deutsch-
land zu minimieren.

Kaum ein internationaler Konzern ist
noch bereit, auf diesen Hokuspokus zu ver-
zichten. Dieser Großbetrug an der Allge-
meinheit, die aus sehr guten Gründen brav

ihre Steuern abführt, ist unter Weltmarkt-
führern so verbreitet wie in der Zauberei
der Trick mit der zersägten Jungfrau. Es
sind dieselben Weltmarktführer, etwa, wie
Apple, aus dem Silicon Valley, die wie ein
Mantra diese eine Botschaft predigen:
Dass es ihnen nicht nur um Gewinne gehe,
dies womöglich zuletzt. Sondern darum:
To make the world a better place.

Man könnte, Verzeihung: kotzen.
Nein, es gibt noch kein Steuerehrlich-

keitssiegel, aber zahllose Berichte darüber,
welche Firmen und Marken besonders
mies tricksen. Deswegen ist es auch nicht
abwegig, auf das iPhone X zu verzichten,
wenn nämlich Apple weiterhin auf seine
Verantwortung den Menschen gegenüber
verzichtet, die die Firma aus Cupertino zu
einem Giganten gemacht haben. Und dann
wären da noch: Facebook, Uber, Ikea,
Amazon, Nike …

In den Steueroasen – wo die willigen Hel-
ferlein wohnen – fühlt man sich derweil
wieder einmal von wildgewordenen Repor-
tern überrannt. Und natürlich: verleum-
det. Der Premier von Mauritius erklärte,
sein Land werde „fälschlicherweise“ eine
Steueroase genannt. Anthony Travers, Bör-
senchef auf den Kaimaninseln: „Ich habe
keine Ahnung, was Steueroase bedeutet.“
Ähnlich unbeeindruckt ist auch der Rest,
man ergänze an dieser Stelle in Gedanken
inhaltsgleiche Sätze von Vertretern der Isle
of Man, von den Bahamas, den Seychellen
und so weiter.

Sie alle sind sich einig: Das wahre Pro-
blem ist nicht etwa, dass ausländische Un-
ternehmen mit null Prozent besteuert wer-
den. Sondern es sind die Journalisten. Der
Reflex ist nicht neu, schon in Panama riefen
Anwälte zur Verhaftung der Panama-Pa-
pers-Journalisten auf – jetzt wütete jener
Börsenchef der Kaimaninseln: Fake News!
Die Journalisten gehörten ins Gefängnis!

Wer die Kaimaninseln zuvor als Journa-
list besucht hat, traf auf trotzige Offshore-
Helfer. Man gebe bei Straftaten auf Anfra-
ge alle Informationen weiter an ausländi-
sche Behörden. Was diese dauernde Be-
schimpfung bitte solle, hieß es. Auch bei
Steuerhinterziehung?, fragte man zurück.
Na ja, war die Antwort, das sei auf den Kai-
maninseln nun mal keine Straftat.

Auf der Insel Malta, ein EU-Staat,
spricht sich stets schnell herum, wenn aus-
ländische Journalisten anreisen. „Ich habe
Sie erwartet“, heißt es dann in einer Brief-
kastenfirmenberatungsfirma in der Haupt-
stadt Valletta. Zuvor hat man zwar nur bei
der Konkurrenz angefragt, aber das hat
sich sofort in der ganzen Branche weiter-
verbreitet. In der Beratungsfirma will
dann niemand reden. Tür zu.

Immerhin war aber zuvor überhaupt
jemand zu Hause. Wer vor einiger Zeit
durch Luxemburg zog auf der Suche nach
dem großen Geld und ein paar Menschen,
die das alles erklären hätten können, der
stand am Ende vor sehr, sehr, sehr vielen
Briefkästen. Briefkästen nach oben gesta-
pelt, Briefkästen seitlich gereiht, Briefkäs-
ten auf Stangen, an Drähten und auf Glas.
Was hingegen fehlte: Menschen, die in all
den Büros gesessen hätten, an die die Post
adressiert wurde.

Offshore ist Illusionskunst. Es gibt tote
Scheindirektoren, die noch über Jahre Fir-
men leiten – weil sie keiner vermisst. Es
gibt Büros, die keine sind, es gibt Gewinne,
die keine sind. Es gibt Leute, die sich als An-
teilseigner oder Firmenchefs bezeichnen,
aber keine sind. Oder Leute, die viele sind:
Wie die „Queen of Offshore“, die panamai-
sche Scheindirektorin Laetitia Montoya,
die mehr als 25 000 Firmen führte, auf
dem Papier. Darunter solche, die für Sie-
mens schwarze Kassen verwalteten, und
Unternehmen, die in den Ermittlungen des
Fifa-Skandals auftauchen. Glaubt irgend-
wer, dass diese Frau wirklich die Geschäfte
geführt hat?

Man kann es nicht mehr Theater nen-
nen. Es ist großes Kino.

All dies ist naturgemäß lächerlich, aber
die Paradise Papers zeigen eben, dass die-
se gemeingefährliche und schändliche Lä-
cherlichkeit in vielen Konzernen absoluter
Mainstream ist. Als die SZ vor einem Jahr
die Panama Papers veröffentlichte,
herrschte noch der Eindruck vor, Waffen-
händler, Despoten, windige Agenten und
ein paar korrupte Politiker hätten etwas in
der Karibik versteckt. Die Paradise Papers
beweisen jetzt, dass sehr viele Große und
Starke das System nutzen, vermeintlich
Saubere und Ehrenwerte. Wenn die Pana-
ma Papers also Reeperbahn waren, sind
die Paradise Papers Elbphilharmonie.

Ein Mann, der das alles nicht hinneh-
men kann, ist John Christensen. Er ist in
der schönen Steueroase Jersey geboren
und hat dort gearbeitet, sich aber mit der
Moral auf seiner Heimatinsel nie ange-
freundet: „Ich erinnere mich an keinen ein-
zigen Offshore-Kunden, der etwas tat, das
ich legitim nennen würde.“ Christensen
trifft die Reporter in seinem Reihenhäus-
chen nahe London, von hier aus legt er sich
mit den Steueroasen dieser Welt an. Beson-
ders empört es ihn, wenn der Chor wieder
unisono tönt, es sei doch alles legal. „Juris-
ten sagen, Steuervermeidung sei legal“,
sagt er, „aber solange das nicht vor Gericht
kommt, weiß niemand, ob der Fall nun le-
gal ist oder nicht.“

Und selbst wenn, sagt Christensen,
selbst wenn: „Was heißt das denn: legal?
Sklaverei war legal. Männer konnten ihre
Frau legal auf dem Markt verkaufen, hier
ganz in der Nähe. Eltern konnten legal ihre
Kinder schlagen. Alles war legal – aber war
es legitim?“

Viele Leserinnen und Leser der Süddeut-
schen Zeitung sind sehr leidenschaftlich ge-
wesen in dieser Woche, sie haben gedankt
dafür, dass man „die Ungerechtigkeit auf
dieser Welt ans Tageslicht bringt“, haben
Steueroasen-Nutzer „Asoziale“ oder „Skin-
heads in Nadelstreifen“ genannt. Selbst er-
klärte Apple-Fans dankten für einen offe-
nen Brief aus der SZ-Chefredaktion an den
zugeknöpften Apple-Chef Tim Cook, des-
sen Firma sich beharrlich weigert, Repor-
tern eine Auskunft zu erteilen. Es ist eine
Empörung quer durch die politischen La-
ger, die in der politischen Debatte aber bis-
her zu wenig Raum einnimmt.

Will die europäische Politik hier endlich
im Sinne ihrer eigenen Glaubwürdigkeit
aktiv werden, wird sie sich auf einen lan-
gen Kampf einstellen müssen. Das System
der Steuervermeider ist Angriffe gewohnt.
Es ist zäh. Es hat gelernt, dass Empörung
kommt und geht, das Geld aber meistens
bleibt. Das System überlebt auch deswe-
gen, weil es Deckung hat von den ganz Gro-
ßen, es lebt also von deren Scheinheilig-
keit. Die USA tolerieren auf ihrem Staatsge-
biet die Steueroasen Delaware und Neva-
da, die EU die steuerlichen Kampfpreise
der Niederlande. Und einige der wichtigs-
ten Steueroasen – ob Jungfern- oder Kai-
maninseln, Isle of Man, Jersey oder Guern-
sey – gehören zum Einflussgebiet Großbri-

tanniens, die Queen ist ihr gemeinsames
Oberhaupt.

Auch deswegen schrieb der Steuerakti-
vist Christensen 2013 an Elisabeth II. und
bat um mehr Transparenz. Die Queen ant-
wortete, als konstitutionelle Monarchin
könne sie sich nicht in „solche Angelegen-
heiten“ einmischen. Müssen die Bürger
nicht von ihren Staatsoberhäuptern verlan-
gen, dass sie sich gerade in solche Angele-
genheiten einmischen?

Wenn man sieht, wer anderswo in der
EU das Sagen hat, muss man sich nicht dar-
über wundern, dass sich Steuer-„Optimie-
rung“ so gut hält. Jean-Claude Juncker
zum Beispiel, Chef der Kommission, gilt
als Co-Architekt der Steueroase Luxem-
burg. Die ihre befreundeten Nachbarn Mil-
liarden gekostet hat.

Oder Euro-Gruppen-Chef Jeroen Dijss-
elbloem: Er war Finanzminister der Nieder-
lande, dank ihrer Steuerrabatte zweite Hei-
mat von Dutzenden US-Konzernen. Das
Post-Brexit-Großbritannien droht kom-
plett zur Steueroase zu werden. Ferner: die
Steueroase Malta, die bis Juni die EU-Rats-
präsidentschaft innehatte. Oder Apple-Ir-
land. Oder Zypern, die Waschanlage für
russisches Geld. Oder, oder, oder.

„Die Enthüllungen aus den Paradise Pa-
pers überraschen mich nicht“, sagt Ber-
nard Bertossa, der erfahrene frühere Gen-
fer Generalstaatsanwalt. Er ist bei seinen
Korruptionsermittlungen immer wieder
an Ländergrenzen hängen geblieben, im
Jahr 1996 veröffentlichte er mit etlichen
Strafverfolgern den „Genfer Appell“. Seit-
dem habe sich vieles gebessert, sagt Bertos-
sa, bei der Rechtshilfe, bei der Verfolgung
von Korruption – die noch in den Neunzi-
gern bei Konzernen so salonfähig war wie
heute Steuervermeidung.

Die Steueroasen aber mit ihren Steuer-
sparmodellen und ihrer Abschottung seien
geblieben. „Der eigentliche Skandal liegt
darin, dass das alles erlaubt ist“, sagt Ber-
tossa etwa über die Mehrwertsteuerrabat-
te für Privatjets. „Es gibt absurde Privilegi-
en, die nur den Reichen vorbehalten sind.
Solange man so etwas anbietet, um die Rei-
chen und ihr Geld anzuziehen, wird man
diese perversen Ergebnisse haben.“

Das beantwortet aus seiner Sicht auch
die Frage, warum große Staaten keine an-
gemessene Steuer von Großkonzernen ver-
langen. „Das hört man in den Parlamenten
Europas doch permanent: Wenn wir härter
zugreifen, dann gehen die Unternehmen
und Investoren halt woandershin.“

Anders kann man sich auch nicht erklä-
ren, warum die Niederlande ein Steuermo-
dell mit Nike aushandeln, das ihnen selbst
kaum Steuereinnahmen bringt. Es bringt
aber immerhin eine Nike-Europazentrale
mit ein paar Tausend Arbeitsplätzen, und
das ist im harten Wettbewerb der Volks-
wirtschaften schon mal besser als gar
nichts. Die Iren, so sieht es aus, würden
sich lieber entleiben, als von Apple eine
Steuernachzahlung anzunehmen.

„Die multinationalen Unternehmen wer-
den von allen Regierungen mit Sonderkon-
ditionen geködert“, schrieb diese Woche
ein Leser an die SZ: „Das Wirtschafts- und
Politikestablishment vereint sich – fast
wie im Staatsmonopolkapitalismus – in
der Schaffung von Arbeitsplätzen mit Hilfe
einer wirtschafts-‚freundlichen‘ Ansied-
lungspolitik. Steuern zahlen dann die ab-

hängigen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer.“ Investitionen also schaffen nicht
etwa Steuereinnahmen, sondern Arbeits-
plätze. Für das Zahlen der Steuern sind
dann die Arbeiter zuständig. Die Großen –
die Kleinen. Ja?

Nur so zynisch erklärt es sich, dass kalt-
schnäuzige Juristen im Auftrag von Apple
an eine Regierung herantreten und sich er-
kundigen, ob Apple sich dort garantiert
steuerfrei und transparenzfrei und ohne
Belästigung durch eine etwaige politische
Opposition niederlassen könne. Globale
Konzerne schauen ganz kühl auf den Su-
permarkt der Steueroasen – und nehmen
das Billigste, das eine der sich andienen-
den Regierungen hervorzaubert.

Die Staaten selbst laden ja, im Namen
des Allgemeinwohls, zur Steuervermei-
dung ein. Legal? Illegal? Scheißegal. Haupt-
sache, der eigene Haufen wird größer.

EU-Kommissionschef Jean-Claude Jun-
cker hat die heimlichen Steuerdeals seiner
Heimat Luxemburg mit Großkonzernen
einst für rechtmäßig erklärt, das war nach
den Luxemburg Leaks. Alle schrieben: al-
les legal. Eine Untersuchung der EU strafte
ihn Lügen: Luxemburg hat dem Online-
buchhändler Amazon demnach illegale
Steuervorteile eingeräumt.

Dies exakt ist der Weg, normalen euro-
päischen Steuerzahlern aus sämtlichen Ge-
haltsklassen gegenüber seine Verachtung
auszudrücken. Ja, es gibt eine Parallelwelt,
und sie gilt nicht für die schlecht oder auch
gut Verdienenden, die also für das Allge-
meinwohl jeden Tag mit ihren Steuern
Sorgenden: Sie gilt ausschließlich für den
wachsenden Klub der Konzerne und Milli-
ardäre – in der Welt der organisierten Ver-
antwortungslosigkeit, wo es kaum ein lästi-
ges Gesetz oder eine lästige Pflicht gibt, die
man nicht vermeiden könnte.

Das ist nicht nur das Allerletzte, es ist
auch ein veritables Problem für die Demo-
kratie. Jedes neue Leak bestätigt wieder
und wieder den doch eigentlich mal als
dumm ausgemachten Spruch, dass „die da
oben“ doch machen können, was sie wol-
len. Warum also sollte sich irgendwer noch
an die Regeln halten – wenn die Regeln
nicht für alle gelten?

Im Politologen-Deutsch bedeutet das:
schwindende Legitimierung der politi-
schen Akteure, Vertrauensverlust der Wäh-
ler, Erstarken der Parteien am Rand. In
drei Buchstaben: AfD.

Steueroasen mit Handelsembargo bele-
gen, bis sie einknicken, fordert der franzö-
sische Wirtschaftswissenschaftler Gabriel
Zucman.

Dem Kunden bleibt, die großen Steuer-
vermeider an der Kasse zu ignorieren.
Große wie Apple, Nike oder Amazon bauen
darauf, dass dies eh nicht passiert. Aber
nicht einmal sie werden von einer Welt
profitieren, die sie selbst geschaffen haben
und die die Politik nicht verhindert hat. Es
ist eine dunkle Welt, in der die Menschen
jeden Glauben an eine höhere Moral verlo-
ren haben, während drinnen hier und da
die Zählmaschinen zählen, bis es dampft:
Flappflappflapp …
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Die Botschaft der Superreichen
ist schlicht: Wir sind

dreist, klar, und ihr seid doof

Nike zahlt tatsächlich an Nike,
damit Nike-Schuhe

aussehen wie Nike-Schuhe

In Europa droht ein Supermarkt
der Steueroasen. Im

Startblock: Großbritannien

Die Asozialen
Apple, Nike, Amazon und Co. verhöhnen nicht „den Staat“.

Sondern uns, ihre Kunden. Der Wettbewerb der Superreichen um die
miesesten Steuertricks gefährdet das Gemeinwohl. Ein Fazit

von frederik obermaier, bastian obermayer
und nicolas richter
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Paradise Papers
Die Schattenwelt des 
großen Geldes

Die Politik hat bis jetzt
massiv versagt. Bleibt der Kunde.

Er hat die Wahl
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von alexander mühlauer,
ralf wiegand und jan willmroth

W äre die Sache nicht so ernst, könn-
te man glatt darüber lachen.
Pierre Moscovici muss jedenfalls

regelmäßig schmunzeln, wenn er anfängt,
von der CCCTB zu reden. Der EU-Steuer-
kommissar sagt dann in wunderbar franzö-
sisch gefärbtem Englisch: si-si-si-ti-bi.
Manchmal verhaspelt er sich und vergisst
ein si, aber das macht nichts. Denn in Brüs-
sel wissen ohnehin alle, was gemeint ist:
wieder ein Gesetzesentwurf, der von den
EU-Staaten blockiert wird. Moscovicis Vor-
schlag, die Steuern auf Konzerngewinne
europaweit einheitlich zu berechnen,
hängt fest. So wie viele andere Initiativen
der Kommission, die dabei helfen sollen,
der Steuervermeidung Grenzen zu setzen.

Jetzt, nach den Enthüllungen der Paradi-
se Papers, ist jenes Momentum wieder da,
das auch schon andere Leaks erzeugten:
Die EU muss nun beweisen, dass sie den
Kampf gegen Steueroasen ernst nimmt –
gerade auch in der eigenen Gemeinschaft.
Doch wie schon nach den Lux Leaks und
den Panama Papers könnte sich bald Er-
nüchterung einstellen. Denn in der EU gibt
es ein grundsätzliches Problem. Steuerge-
setze können nur einstimmig beschlossen
werden. Ist ein Mitgliedsland dagegen, ist
das Vorhaben gescheitert.

EU-Kommissionspräsident Jean-Clau-
de Juncker, der in der Lux-Leaks-Affäre
selbst unter gewaltigen Druck geraten
war, ist dieses Prinzip ein Dorn im Auge.
Doch um diese eiserne Regel zu ändern,
bräuchte es wiederum einen einstimmi-
gen Beschluss aller EU-Staaten. Dies gilt
derzeit als nicht durchsetzbar. Es gibt zwar
das Instrument der verstärkten Zusam-
menarbeit von mindestens neun Ländern;
doch auch das ist bisher gescheitert. Seit
fast fünf Jahren läuft nun zum Beispiel der
Versuch, eine Steuer auf Finanztransaktio-
nen einzuführen. Bislang ohne Erfolg. In
Brüssel fällt den Beamten dazu nur noch
ein Filmtitel ein: „Stirb langsam“.

Wie aussichtslos es ist, die EU-Kollegen
von einem gemeinsamen Steuervorhaben
zu überzeugen, musste zuletzt Emmanuel
Macron erfahren. Frankreichs Präsident
brachte bei seiner viel beachteten Europa-
Rede nicht nur die si-si-si-ti-bi ins Spiel,
sondern auch eine neue Steuer für Internet-
konzerne wie Apple, Google und Facebook.
Beim jüngsten EU-Gipfel der Staats- und
Regierungschefs wurde das Vorhaben aber
schnell abgeräumt. Allen voran Irland
sträubte sich. Eine der Begründungen: Es
brauche „gleiche globale Wettbewerbsbe-
dingungen im Einklang mit der derzeit lau-
fenden Arbeit im Rahmen der OECD“.

Auch beim Finanzminister-Treffen die-
se Woche wurde dieses Credo herunterge-
spult. Gesetze auf EU-Ebene seien schön
und gut, aber nötig sei ein globaler Ansatz
der G 20 im Einklang mit den OECD-Re-
geln zur Gewinnkürzung und -verlage-
rung. Auch dafür gibt es ein Akronym:
Beps (siehe nebenstehendes Interview).

Nun ist es nicht so, dass auf EU-Ebene
überhaupt nichts passiert ist. Der automa-
tische Informationsaustausch der nationa-

len Steuerbehörden wurde beschlossen.
Und im Dezember wollen die EU-Staaten
einem weiteren Plan der Kommission zu-
stimmen: der schwarzen Liste der Steuer-
oasen. Auf dieser sollen all jene Länder lan-
den, die sich im internationalen Kampf ge-
gen die Steuervermeidung „nicht koopera-
tiv“ verhalten. Fest steht: EU-Mitglieder
werden nicht dazu zählen, obwohl Staaten
wie Irland und die Niederlande Konzernen
mit sogenannten Tax Rulings helfen, ihre
Steuerlast drastisch zu drücken.

Doch nicht nur kleine EU-Staaten blo-
ckieren den Kampf gegen Steuervermei-
dung. Auch Deutschland bremst, etwa
beim „Country-by-Country-Reporting“.
Dieses verpflichtet multinationale Unter-
nehmen, den Behörden 2017 erstmals Da-
ten zu Umsatz, Gewinn und Steuerzahlun-
gen aufgeschlüsselt nach Ländern vorzule-
gen. Das soll den Finanzbehörden ermögli-
chen, Firmen dort zu besteuern, wo der Ge-
winn erwirtschaftet wird. Das Reporting
wird in einer abgeschwächten Form zwar
auf OECD-Ebene eingeführt. In der EU
dringt die Kommission aber auf ein viel
weiter gehendes Gesetz: Konzerne sollen
detaillierte Länderberichte dazu veröffent-
lichen. Deutschland sperrt sich gegen eine
solche Veröffentlichung, weil es sich um
sensible Firmendaten handle.

Zögerlich hatte sich Deutschland auch
zu einer grenzüberschreitenden Anzeige-
pflicht für Steuervermeidungsmodelle ge-
äußert. Ein entsprechender Vorschlag
wird schon länger auf EU-Ebene disku-
tiert. Die deutschen Länderfinanzminister
stimmten am Donnerstag dafür, im Som-
mer einen eigenen Gesetzesentwurf dazu
vorzulegen.

Die Paradise Papers verdeutlichen, wie
schwierig es für die Politik ist, global agie-
rende Konzerne zu fassen. Das gilt nicht
nur auf G-20- oder EU-Ebene, sondern
auch in Deutschland. So kümmern sich et-
wa Anbieter aus Steueroasen nicht um die
strengen Verbote für Glücksspiele hierzu-
lande – und nichts geschieht dagegen.
Echtgeld-Spiele im Internet sind mit Aus-
nahme von Lotterien und Sportwetten ille-
gal. Trotzdem werden aus Deutschland
jährlich um die 30 Milliarden Euro an virtu-
ellen Pokertischen und in Automatenspie-
len eingesetzt. Die Finanzaufsicht Bafin

sieht sich aber nicht in der Pflicht, obwohl
deutsche Banken im großen Stil an dem Ge-
schäft beteiligt sind. Die Bundesländer, die
weitgehend für die Glücksspielgesetze ver-
antwortlich sind, kommen den illegalen
Anbietern im Ausland kaum bei und strei-
ten über die richtige Regulierung dieses
Marktes.

Und dann gibt es da den Fall des frühe-
ren schleswig-holsteinischen Ministerprä-
sidenten Peter Harry Carstensen (CDU).
Sein Name taucht auf der Personalliste ei-
ner holländischen Briefkastenfirma auf,
die ihn als Direktor eines Museums auf
Föhr bezahlt, das von einem CDU-Groß-
spender gestiftet wurde. Davon war nichts
bekannt. Kritiker sehen diesen Fall als Bei-
spiel dafür, wie wichtig Karenzzeitregeln
für den Übergang von Politikern in die
Wirtschaft sind. Schleswig-Holstein hat ei-
ne solche Regel, sie wurde aber erst nach
Carstensens Regierungszeit eingeführt.
Die Organisation Lobbycontrol fordert sol-
che Regeln für alle Bundesländer.

Stirb langsam
in Brüssel

Wie mühsam es ist, in der EU gemeinsame Regeln
für mehr finanzielle Gerechtigkeit durchzusetzen

Eine Behörde zur Aufsicht
über den Glücksspiel-Markt im
Internet? Fehlanzeige

Paradise Papers
Die Schattenwelt des 
großen Geldes

Paradise Papers – was folgt daraus? International gibt es einige Initiativen, Steueroasen endlich zu beseitigen.
Die EU-Kommission will europaweit Konzerngewinne einheitlich besteuern. Und in Deutschland werden strengere Vorschriften für

Politiker gefordert. Sie sollen nach einem Wechsel in die Wirtschaft ihre Einkünfte offenlegen. Manches könnte in Bewegung geraten

Süddeutsche Zeitung THEMEN DES TAGES Freitag, 10. November  2017

Bayern Seite 2, München Seite 2

DIZdigital: Alle Rechte vorbehalten – Süddeutsche Zeitung GmbH, München A72325705
Jegliche Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exklusiv über www.sz-content.de svra059



SZ: Sie haben vor fünf Jahren das Großpro-
jekt mit dem Kürzel „Beps“ angestoßen,
einen globalen Maßnahmenkatalog ge-
gen Gewinnkürzung und Gewinnverlage-
rung. Was steckt dahinter?
Pascal Saint-Amans: Das internationale
Steuersystem beschränkte sich bislang auf
Steuerabkommen zwischen souveränen
Staaten. Das heißt: Die Staaten scherten
sich nicht darum, was jenseits der Grenzen
passierte. Es gab nur Abkommen zur Ver-
meidung von Doppelbesteuerung – die
aber sind im Zuge der Globalisierung irrele-
vant, ja sogar schädlich geworden für die
Einnahmen der einzelnen Länder.

Was tun Sie dagegen?
Wir haben gesagt: Wir brauchen Regeln
für internationale Besteuerung. Die Län-
der müssen kooperieren und Informatio-
nen austauschen, um doppelte Nicht-Be-
steuerung zu verhindern. Denn solche Mo-
delle laufen den Grundprinzipien eines ge-
rechten Steuersystems zuwider.

Worin besteht Ihr Aktionsplan gegen Steu-
ervermeidung, dem sich jetzt mehr als
100 Länder angeschlossen haben?
Eine wichtige Säule ist das sogenannte
Country-by-Country-Reporting: Multina-
tionale Konzerne, die mehr als 750 Millio-
nen Euro Umsatz im Jahr machen, müssen
künftig Land für Land ausweisen, wo sie
welche Umsätze machen, wo sie welche Ge-
winne erzielen, wo sie wie viel Steuern zah-

len, wo ihre Mitarbeiter angestellt sind
und wo ihre Vermögenswerte liegen. Auf
diese Weise können die Behörden dann er-
kennen, wie die Steuerplanung aussieht.
Nehmen wir zum Beispiel an, ein Konzern

macht gewaltige Umsätze in drei Ländern,
in denen auch ein Großteil der Mitarbeiter
beschäftigt ist. Dann gibt es noch ein paar
weitere Mitarbeiter in einem vierten Land,
wo auch eine Fabrik steht. Fast der gesam-
te Gewinn fällt aber in einem Null-Steuer-
Land an, wo es zugleich weder Umsatz
noch Mitarbeiter gibt. In solchen Fällen
können die Steuerbehörden künftig besser
beurteilen, wo man ansetzen muss.

Woher kommt Ihre Leidenschaft für das
Thema Steuern?
Steuern sind etwas extrem Wichtiges, sie
bilden einen Grundpfeiler der Souveräni-
tät. Ein Steuerkonsens gehört zum Kern

der Demokratie. Indem sie wählen, stim-
men die Menschen auch über Steuersyste-
me ab. Die aber werden bislang nicht im-
mer wirklich umgesetzt, weil multinationa-
le Firmen und reiche Einzelpersonen ande-
re Hoheitsgebiete nutzen können, um Sou-
veränität und Steuerkonsens einzelner
Länder zu untergraben – und damit den po-
litischen Willen des Volkes.

Für Ihre Arbeit haben Sie sicher nicht nur
Zustimmung erfahren.
Natürlich nicht. Als wir vor fünf Jahren mit
der Arbeit am Beps-Projekt begonnen ha-
ben, gab es viel Widerstand von Lobbyis-
ten aus aller Welt, auch aus Deutschland.
Und der Widerstand geht weiter – weniger
gegen das Country-by-Country-Reporting
an sich als etwa gegen die Forderung, dass
die Länderberichte nicht nur den Finanzbe-
hörden zugänglich gemacht werden, son-
dern auch der Öffentlichkeit.

Was sollte dagegen sprechen?
Es mag sein, dass es neben vielen schlech-
ten Gründen auch ein paar gute gibt, etwa
den Schutz von Geschäftsgeheimnissen.
Aber unabhängig von den Detailfragen:
Das Country-by-Country-Reporting
kommt, und wir werden bald die Konse-
quenzen sehen. Ich gehe davon aus, dass ei-
nige Firmen schon ihre Steuerplanung ge-
ändert haben, weil sie nicht wollen, dass in
ihren Berichten eine Bermuda-Niederlas-
sung mit riesigen Gewinnen auftaucht.

Sie sehen also durchaus Gründe, zuver-
sichtlich zu sein, dass die Spielräume für
Steuerflucht enger werden?
Ja, ich weiß, die Leute glauben nicht an gu-
te Nachrichten, aber: Wir haben in den ver-
gangenen Jahren große Fortschritte ge-
macht. Als wir das Beps-Projekt lanciert ha-
ben, sagten uns alle möglichen Großunter-
nehmen: Das bekommt ihr nie hin, es gibt
auch gar keine Notwendigkeit dafür. Jetzt
haben wir binnen zwei Jahren 15 wirksame
Maßnahmen geschaffen, und zwar nicht
nur für Europa, sondern weltweit. Es gibt
rund 3500 internationale Steuerabkom-
men, wenn wir die alle einzeln hätten än-
dern wollen, dann hätte das drei Jahrzehn-
te gedauert. Stattdessen haben wir ein mul-
tilaterales Instrument erfunden, dem sich
schon 104 Länder angeschlossen haben.
Der politische Wille der G 20 schlägt sich in
konkreten Veränderungen nieder.

Die Paradise Papers zeigen aber doch: Es
bleibt noch reichlich zu tun.
Ja, und solche Leaks haben schon in der
Vergangenheit geholfen, das Thema auf
die politische Agenda zu heben. Wir sind
nicht naiv, Steuervermeidung wird es im-
mer geben. Aber sie wird zunehmend ris-
kant und gesellschaftlich wie politisch im-
mer weniger akzeptiert. Wichtig ist es, den
Druck aufrechtzuerhalten.

interview: andreas braun,
tobias zick

Pascal Saint-Amans, 47,
leitet seit 2012 das Zen-
trum für Steuerpolitik
und Verwaltung der
OECD in Paris. Seither
hat sich der Franzose zu
einem Vorkämpfer einer
internationalen Steuer-
regulierung entwickelt.
FOTO: ERIC PIERMONT/AFP

„Wir werden bald Konsequenzen sehen“
Bei allen Mängeln – es gibt erstaunliche Fortschritte im Kampf gegen Steuerflucht, sagt OECD-Experte Saint-Amans

Beispiel für eine Steueroase mitten in der EU: die britische Kanalinsel Jersey. FOTO: DARREN STAPLES / REUTERS
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So viele Dollar hat Angola 2016
durch Öl-Exporte eingenommen.
Das Land gilt als Paradebeispiel
für das Phänomen des Ressour-
cenfluchs; es hat sich extrem ab-
hängig gemacht vom Erdöl. Preis-
schwankungen auf dem Welt-
markt schlagen voll durch: Nach
Jahren zweistelligen Wachstums
ist das Bruttoinlandsprodukt zu-
letzt sogar deutlich geschrumpft.
Von den Öl-Einnahmen profitiert
ohnehin nur eine schmale Elite.
Chefin der staatlichen Ölfirma ist
Isabel dos Santos, Tochter des frü-
heren Präsidenten. Sie gilt als
reichste Frau Afrikas.

D as Zentrum der guten Taten liegt
verborgen hinter einer Altbau-Fas-
sade mitten in Genf. Der Weg hin-

ein führt durch eine schwere hölzerne Ein-
gangstür, links ein Pediküre-Salon, rechts
ein Friseur. Im dritten Stock öffnet sich
summend eine Tür, die Chefin führt den
Besucher in ihr Büro: ein paar afrikanische
Holzfiguren, ein Korb mit künstlichem
Obst, aus Holz geschnitzt, sonst ist wenig
zu sehen. Das Wesentliche spielt sich im Di-
gitalen ab. Im Verborgenen.

Es sind die Geschäftsräume der „Afrika-
nischen Rechtsbibliothek“, eines ehrgeizi-
gen Projekts: Alles, was es auf dem afrikani-
schen Kontinent an Gesetzestexten und Ge-
richtsurteilen gibt, soll digital abrufbar ge-
macht werden, von jedem Ort der Welt, kos-
tenlos. Die Leiterin, Sophie Bussmann-
Kemdjo, eine Businessfrau mit kameruni-
schen Wurzeln, führt auf ihrem Laptop
vor, was man über die Website schon heute
alles einsehen kann: Die Verfassung von
Burkina Faso, ein Berufsgesetz für Physio-
therapeuten in Kenia, der „muslimische
Kanon als Basis für die Beilegung eheli-
cher Streitsachen“ in Kidal, Mali. Das Pro-
jekt, so hat es der Gründer, ein Geschäfts-
mann namens Jean-Claude Bastos, einmal
formuliert, soll „Gerechtigkeit, Rechen-
schaftspflicht, Vorhersehbarkeit und De-
mokratie auf dem Kontinent stärken“.

Aus ihrer Bewunderung für den Stifter
der Digital-Bibliothek macht die Projektlei-
terin keinen Hehl. „Er ist ein Philanthrop“,
schwärmt Sophie Bussmann-Kemdjo; ei-
ner, der nicht nur rede, sondern mache: „Ei-
ne höchst inspirierende Persönlichkeit.“

Jean-Claude Bastos, 50, Sohn einer
Schweizerin und eines Angolaners, ist ein
Mann mit kantigen Gesichtszügen und im-
posanter Biografie. Bis heute hat er nicht
nur eine Reihe von Unternehmen gegrün-
det, sondern auch viele Projekte, die Afrika
auf die Beine helfen sollen. Das Wort „phil-
anthropisch“ fällt oft, wenn er Interviews
gibt. Seine angolanische Großmutter, hat
er einmal dem Magazin Forbes erklärt, ha-
be ihn „die Bedeutung von Menschlich-
keit“ gelehrt, sie habe ihm immer wieder
gesagt: „Wenn du genug hast, gib den Be-
dürftigen.“ Bevor sie gestorben sei, habe er
ihr versprochen: „Ich werde etwas auf dem
afrikanischen Kontinent bewegen.“

Etwas bewegen, das tut er. Aber ist es
das, was seine Großmutter meinte?

Die Dokumente der Kanzlei Appleby,
die der Süddeutschen Zeitung zugespielt
wurden, zeigen: Jean-Claude Bastos profi-
tiert von staatlichen Ölgeldern aus Angola,
einem der korruptesten Länder Afrikas. Er
hat dafür ein hochkomplexes Netz von
Briefkastenfirmen gewoben. Seine lang-
jährigen Beziehungen zu einem Präsiden-
tensohn werfen zusätzliche Fragen auf.

Die Geschichte beginnt im Oktober
2012: Die Regierung von Angola, einem der
ölreichsten Länder Afrikas, gründet einen
Staatsfonds, der Erlöse aus dem Öl-Export
langfristig investieren soll. Vorbild ist Nor-
wegen: Dort gibt es einen solchen Fonds
schon seit Jahrzehnten. Das skandinavi-

sche Land sorgt damit für die Zeit vor,
wenn seine Öl- und Gasvorräte zur Neige
gehen werden. Aus den Renditen werden
schon heute Kindergärten, Elterngeld und
Renten finanziert.

Ölreichtum fürs Volk statt für die herr-
schende Clique: Das soll es also fortan auch
in Angola geben, einem Land, das sich bis
2002 in einem langen Bürgerkrieg zer-
fleischt hat. Bis heute regiert die einst mar-
xistische Befreiungsbewegung MPLA, sie
trägt auch noch den Namen, unter dem sie
bis in die 1970er-Jahre gegen die damalige
portugiesische Kolonialmacht kämpfte:
„Volksbewegung für die Befreiung Ango-
las“. Allerdings hat sie sich im Laufe der
Jahre auch von der Last der alten sozialisti-
schen Ideale befreit und den Weg für einen
Wildwest-Kapitalismus frei gemacht, der
selbst in Afrika seinesgleichen sucht.

Angola gilt als eines der korruptesten
Länder der Welt, jeder dritte Angolaner
lebt unter der Armutsgrenze, jedes dritte
Kind ist unterernährt. Zugleich schwelgen
die Eliten im Luxus, über der Hauptstadt
glitzert eine wachsende Skyline, und die
Tochter des bisherigen Präsidenten jettet
regelmäßig in die frühere Kolonialmacht
Portugal, um dort Anteile an Banken, Medi-
enhäusern, Energiekonzernen zu kaufen.

Wo das Geld genau herkommt, ist von
außen kaum zu durchschauen. Klar ist
nur: Im Staatshaushalt tun sich immer wie-
der gewaltige Löcher auf. Ende 2011 etwa
erklärt der Internationale Währungs-
fonds, er könne den Verbleib von rund
32 Milliarden Euro an staatlichen Ölein-
nahmen der vergangenen vier Jahre nicht
ganz nachvollziehen. Gut zehn Monate spä-
ter, im Oktober 2012, präsentiert die Regie-
rung der Weltöffentlichkeit ihren neuen
Staatsfonds nach norwegischem Vorbild –
und gibt zugleich bekannt, wer ihn als ei-
ner von drei Vorständen führen soll: José Fi-
lomeno dos Santos, genannt „Zenú“, einer
der Söhne des damaligen Präsidenten José
Eduardo dos Santos, der von 1979 bis Sep-
tember 2017 das Land regiert hat.

Der bekannteste Antikorruptionsakti-
vist des Landes, Rafael Marques de Morais,
kritisiert damals im Gespräch mit der Süd-
deutschen Zeitung: Gigantische Summen
würden auf die Weise in die Hände eines
Präsidentensohns gelegt. „In Norwegen
kommen die Gewinne des Staatsfonds
dem Volk zugute“, sagt Marques, „bei uns
der Präsidentenfamilie.“ Er warnt, das
Konstrukt könnte „missbraucht“ werden.

Die Paradise Papers zeigen: Marques’
Warnungen waren wohl berechtigt.

Der Präsidentensohn nämlich hat die
Verwaltung des Staatsfonds einer Firma
jenes angolanisch-schweizerischen Ge-
schäftsmanns anvertraut, der sich so gern
als Philanthrop und Geburtshelfer für Afri-
kas Aufschwung darstellt: Jean-Claude
Bastos. Die beiden sind seit vielen Jahren
befreundet; kennengelernt haben sie sich
Berichten zufolge in London: der junge dos
Santos studierte dort, Bastos’ Onkel war
dort angolanischer Botschafter. Später
bauten sie zusammen die erste Investment-
bank in Angola auf. „Wir haben die gleiche
Vision“, sagte Bastos 2012 in einem Inter-
view: Afrika solle sein „Potenzial“ und „In-
novationskraft entfalten können“.

Die Kanzlei Appleby sieht die enge Ver-
bindung etwas kritischer; sie führt Bastos
in verschiedenen internen Dokumenten
als „Hochrisiko“-Kunden. Die Nähe zum
Präsidentensohn José Filomeno dos San-
tos sei bedenklich in Bezug auf „Transpa-
renz im Management“ des Staatsfonds. In
einem internen Papier heißt es, es gebe „di-
verse Vorwürfe von Vetternwirtschaft und
Korruption“ gegen dos Santos.

Die Paradise Papers zeigen: Bastos’ Fir-
mengruppe namens Quantum Global hat
in den Jahren 2014 und 2015 sieben Invest-
mentfonds in der Steueroase Mauritius ge-
gründet. In denen liegen bislang insge-
samt drei Milliarden Dollar an Kapital aus
dem angolanischen Staatsfonds. Die
Fonds werden wiederum von einer weite-
ren Quantum-Global-Firma verwaltet, die
Bastos gehört. Und der angolanische
Staatsfonds lässt sich dessen Dienste sehr
viel kosten: Als Gegenleistung erhält Bas-
tos’ Firma jedes Jahr zwei bis 2,5 Prozent
der drei Milliarden Dollar. Das macht ab
2015 ein garantiertes jährliches Einkom-
men von 60 bis 70 Millionen Dollar.

Zu diesen im internationalen Vergleich
schon sehr hohen Managementgebühren
kommen 2014 noch weitere Zahlungen hin-
zu: Laut dem Geschäftsbericht des Staats-
fonds erhalten diverse Bastos-Firmen in je-
nem Jahr insgesamt rund 120 Millionen
Dollar für Beratungsdienstleistungen.

Die Einnahmen, die Bastos’ Firma aus
dem angolanischen Staatsfonds erhalten
hat, sind so hoch, dass er sich selbst hohe
Dividenden ausschütten kann: Im Jahr
2014 sind es 13 Millionen Dollar, 2015 so-
gar 28 Millionen Dollar.

Was sagt Bastos heute zu dem Vorwurf,
er profitiere ungebührlich von Geld aus
dem angolanischen Staatsfonds? Er emp-
fängt in einem Sitzungszimmer seines „Fa-
mily Office“ in Zürich und schwärmt im Ge-
spräch zunächst von seinen einzigartigen
Geschäftsideen und all den Projekten, mit
denen er in Afrika so vieles zum Guten be-
wege. „Dass ich gut verdiene, will ich nicht
wegdiskutieren“, räumt er ein. Die Manage-
mentgebühren aus Angola jedoch entsprä-
chen „Branchenstandards“, und außer-
dem: In Afrika sei es „viel aufwendiger, Pro-
jekte zu beschaffen und zu entwickeln“. An-
drew Bauer, kanadischer Ökonom und Ex-
perte für Staatsfonds, widerspricht dem:
Die Gebühren seien „außergewöhnlich
hoch“. Zudem zeuge die Mandatsvergabe
an Bastos von einem „erheblichen Mangel
an Sorgfalt“. Normalerweise nämlich führ-
ten Staatsfonds zur Auswahl ihrer Mana-
ger eine öffentliche Ausschreibung durch,
was in diesem Fall nicht geschah. „Bewer-

ber mit einer einschlägigen Vorstrafe kom-
men in einem solchen Verfahren kaum
zum Zug“, sagt Bauer.

Im Juli 2011 nämlich hat das Strafge-
richt des Schweizer Kantons Zug Bastos so-
wie einen Geschäftspartner verurteilt – we-
gen „mehrfacher qualifizierter ungetreuer
Geschäftsbesorgung“. Die beiden hatten
von einer Beteiligungsgesellschaft, die sie
kontrollierten, widerrechtlich Gelder aus-
bezahlt, die teilweise in ihre eigenen Ta-

schen flossen. Als Bastos später die Invest-
mentfirmen auf Mauritius gründete, muss-
te er für die dortige Finanzaufsicht eine Rei-
he von Formularen ausfüllen. Zu seiner Ver-
urteilung machte er dabei unvollständige
oder gar irreführende Angaben: In einem
beigelegten Schreiben ließ er seinen An-
walt erklären, er habe sich bei dem damali-
gen Vorgang nicht selbst bereichert. In
dem Gerichtsurteil von 2011 allerdings
heißt es wörtlich, Bastos und sein Partner
hätten sich im Zusammenhang mit einer
80 000-Franken-Zahlung „indirekt selbst
bereichert“. Man könne „von einer gewis-
sen Selbstbedienungsmentalität“ spre-
chen. Zudem kreuzte Bastos bei der Frage,
ob zu dem Zeitpunkt noch ein persönliches
Verfahren laufe, „Nein“ an – obwohl ein Zi-
vilverfahren in der Schweiz bis heute läuft.
Auf Anfrage erklärt Bastos, er habe „nie fal-
sche Angaben gemacht“.

Die hohen Managementgebühren, die
Beraterhonorare: Das ist erst der Anfang.
Dokumente aus den Paradise Papers las-
sen darauf schließen, dass Bastos von meh-
reren Investments des Staatsfonds als pri-
vater Geschäftsmann selbst profitieren
wird. Zum Beispiel von einem künftig ge-
planten Tiefseehafen in Cabinda – der Ex-
klave, aus der das meiste angolanische Öl
stammt. Allein für dieses Projekt hat der
angolanische Staatsfonds 180 Millionen
Dollar veranschlagt. Der Profit soll in Zu-
kunft zu großen Teilen in Bastos’ eigene Ta-
schen fließen. Ihm selbst gehören nämlich
fast drei Viertel des Hafens, wie er bestä-
tigt – während er behauptet, dass er im-
merhin schon etwa 70 Millionen Dollar in
dessen Entwicklung gesteckt habe.

Die Paradise Papers zeigen obendrein,
dass an dem Hafenprojekt schon jetzt wei-
tere prominente Schweizer Manager mit-
verdient haben. Auch in Deutschland be-
kannt ist die Präsidentin der Schweizeri-
schen Bundesbahnen (SBB), Monika Ribar,
die auch im Aufsichtsrat der Lufthansa
sitzt. Ribar hat, bevor sie im Juni 2016 das
SBB-Präsidium übernahm, zeitweise im
Aufsichtsrat von Bastos’ Hafenfirma geses-
sen. Dort habe sie vor allem beratend ge-
wirkt, „basierend auf ihrer Erfahrung in
der Logistik“, wie sie auf Anfrage ausrich-

ten lässt. Laut einem Dokument aus den
Appleby-Daten sollte sie dafür 100000 Dol-
lar Jahresgehalt bekommen. Die Summe
will sie weder bestätigen noch dementie-
ren, sondern weist „freundlich darauf hin“,
dass eine privat geführte Firma nicht offen-
legen müsse, welche Honorare sie zahlt.
Sie habe jedenfalls, bevor sie das Mandat
von Bastos’ Firma übernahm, „eine sorgfäl-
tige Prüfung durchgeführt“ und sei „nach
wie vor überzeugt von diesem Projekt“.

Ein weiteres Projekt, durch das der
selbsternannte Menschenfreund Jean-
Claude Bastos von angolanischem Ölgeld
profitieren wird, ist der Bau des High Tech
Tower im Zentrum von Angolas Haupt-
stadt Luanda. Das moderne Hochhaus exis-
tiert erst auf dem Papier. Das Land, auf
dem gebaut werden soll, ist im Eigentum ei-
ner Firma, die Bastos privat gehört. Am 19.
Dezember 2014 schloss einer der mauriti-
schen Fonds, in dem das angolanische
Staatsgeld liegt, einen Vertrag mit dieser
Firma. Darin sicherte der Fonds 157 Millio-
nen Dollar für den Bau des Hochhauses zu.
Das Projekt ist ein Joint Venture. Eine zwei-
te Firma von Bastos hat gemäß Vertrag die
Projektleitung und will den Büroteil des
Hochhauses entwickeln.

Laut Vertrag sollen am Ende hundert
der 157 Millionen Dollar des Fonds direkt
dieser zweiten Bastos-Firma zukommen,
in Form einer Übernahme von Schulden,
die beim Bau angefallen sind. Am Schluss
soll der Fonds nur den Hotelteil erhalten.
Tom Keatinge, Leiter des Zentrums Finanz-
kriminalität beim renommierten briti-
schen Thinktank Rusi, hat Dokumente des
Deals analysiert und kommt zu dem
Schluss: „Offensichtlich lässt Bastos den
Fonds in ein Projekt investieren, von dem
er persönlich profitiert. Es besteht das Risi-
ko, dass der Fonds zu viel für das Hotel be-
zahlt und auch den Teil des Gebäudes fi-
nanziert, der am Schluss Bastos gehört.“
Auf Anfrage erklärt Bastos, er habe das
Finanzierungsmodell inzwischen geän-
dert.

Bastos wehrt sich gegen den Vorwurf,
mit dem Ölgeld in die eigene Tasche zu
wirtschaften. „Es besteht und es bestand
nie ein Interessenkonflikt“, sagt er. Seine
Firmengruppe schließe alle Vereinbarun-
gen „auf Armeslänge“ ab, also zu marktüb-
lichen Konditionen, wie man sie auch bei
Geschäftspartnern anlegen würde, zu de-
nen keine persönliche Beziehung besteht.

Das Urteil des Experten für Finanzkrimi-
nalität, Tom Keatinge, zu all diesen Deals
ist klar: „Wer auch immer die Struktur und
Vorgänge von Seiten des angolanischen
Staatsfonds begünstigt hat, ist entweder
hochgradig inkompetent oder ein Kompli-
ze. Eine solche Struktur hat nur ein Ziel: et-
was zu verstecken, nämlich die wahren Be-
günstigten von Transaktionen. Ich be-
fürchte, wir sehen hier, wie das Geld der Be-
völkerung Angolas verschwindet. Eines
Landes, in dem jeder Dollar zählt. Mögli-
cherweise ist das alles sogar legal. Aber das
ändert nichts daran, dass es höchst unmo-
ralisch ist.“

Möglicherweise sei alles legal,
sagt der Experte - aber auf jeden
Fall sei es „höchst unmoralisch“

Seiner Oma versprach Bastos,
etwas für Afrika zu bewegen. Ob
sie beide das Gleiche meinten?

26 Milliarden

Wieder kein
Reichtum für alle

In Angola soll die Bevölkerung durch
einen Staatsfonds vom

Ölvorkommen ihrer Heimat profitieren.
Doch das Geld fließt auf Umwegen in die

Taschen weniger – und auch in die Schweiz

von christian brönnimann
und tobias zick

José Filomeno dos Santos (li.),
ein Sohn des angolanischen

Ex-Präsidenten, der Geschäfts-
mann Jean-Claude Bastos und
die Geschäfte mit Angolas Öl.

Paradise Papers
Die Schattenwelt des 
großen Geldes
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von ralf wiegand

D ie Eröffnung des neuen, gut 13 Milli-
onen Euro teuren Museums war
ein großes Ereignis für das Dörf-

chen Alkersum auf der Insel Föhr. Gleich
zwei Königinnen waren zur Feier gekom-
men, Ashi Sangay Choden Wangchuk aus
Bhutan und Margrethe II. von Dänemark.
Mehrere Botschafter waren unter den Gäs-
ten, Prominente wie die Verlegerin Friede
Springer, Unternehmer und Politiker.
Schaumwein perlte, die Musik spielte. Fast
war es, als schlüpfe das eher bodenständi-
ge Föhr an jenem 31. Juli 2009 für einen
Tag in die eleganten Schuhe der großen
Schwester Sylt.

Im Museum „Kunst der Westküste“ wer-
den seitdem in wechselnden Ausstellun-
gen Gemälde von Max Liebermann, Ed-
vard Munch oder Max Beckmann gezeigt,
Kunst aus dem Norden des 19. und frühen
20. Jahrhunderts vor allem. Alle Werke
stammen aus der Sammlung des schwedi-
schen Pharma-Unternehmers Frederik
Paulsen, der beim Grand Opening vor acht
Jahren ebenfalls unter den Gästen weilte.
Der heute im schweizerischen Lausanne le-
bende Milliardär mit nordfriesischen Vor-
fahren hat der Insel seiner Ahnen auch
gleich das ganze Museum gestiftet. „Sie
sind eine Unternehmerpersönlichkeit, die
gesellschaftliche Verantwortung spürt
und auch wahrnimmt“, schwärmte Minis-
terpräsident Peter Harry Carstensen bei
der Eröffnung von diesem Gönner.

Drei Jahre später trat Carstensen als Mi-
nisterpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein zurück, das Museum besucht er aber
immer noch. Wenn man so will: aus berufli-
chen Gründen.

Denn Polit-Rentner Carstensen wird im
Firmenregister der Niederlande als einer
von drei Direktoren der in Hoofddorp regis-
trierten Peloponnesus B. V. geführt. Dieses
niederländische Unternehmen kümmert
sich laut Geschäftsbericht um „die Pflege
und Verbreitung von Kunst sowie den Be-
trieb des Museums Kunst der Westküste
auf Föhr“. Die Peloponnesus ist Teil des
weit verzweigten Firmennetzwerks des
Paulsen-Konzerns. Den Anstoß zu dieser
Recherche von Süddeutscher Zeitung, NDR
und WDR gab ein Vermerk in den Paradise
Papers. Die Firmenkonstruktion sei des-
halb gewählt worden, ließ Frederik Paul-
sen auf Anfrage mitteilen, um „größtmögli-
che Flexibilität bei der Verleihung von
Kunstgegenständen und der jeweiligen
Sammlungen zu gewährleisten“.

Paulsens Vater, einst vor den Nazis aus
dem nordfriesischen Dagebüll ins schwedi-
sche Malmö geflohen, gründete dort 1950
den Konzern. Sohn Frederik, heute 67 Jah-
re alt, hat sich inzwischen weitgehend aus
dem Unternehmen zurückgezogen. Er
reist als Entdecker, Forscher und Philan-
throp mit einem Hang für spezielle Orte
um die Welt. In Bhutan fördert er zum Bei-
spiel mit hohen Spenden die Teppich-
knüpfkunst, weshalb er mit der dortigen
Königsfamilie bekannt ist. In Georgien be-
treibt er ein Weingut, in Russland baut er
Fruchtbarkeitskliniken, und sogar am
Nordpol war er schon mehr als einmal.

In Nordfriesland, der Heimat seiner Vor-
fahren, fördert Frederik Paulsen über die
noch von seinem Vater gegründete Ferring-
Stiftung alles Friesische, etwa die Sprache
in den Schulen, Archive zur Geschichte, ei-
nen friesischen Radiosender. Und er förder-
te die CDU. Aus Paulsens Ferring-Konzern
flossen in den Jahren 2003 bis 2009 min-
destens 450 000 Euro an die Union, Paul-
sen persönlich taucht als Spender drei Mal
in den Datenbanken auf, mit insgesamt
118 000 Euro zwischen 2002 und 2010. Par-
teivorsitzender der Landes-CDU war von
2002 bis September 2010 Peter Harry Cars-
tensen. Danach sind keine Großspenden
mehr von Paulsen oder Ferring registriert.

Dem Ur-Friesen Carstensen, heute
70 Jahre alt, gefällt diese Art Heimatliebe
der Paulsens. Er sei „außerordentlich dank-
bar“, schreibt Carstensen in einer Stellung-
nahme auf Anfrage, „für das jetzt schon
langjährige Engagement der Familie Paul-
sen“. Nordfriesland, wo die Stiftung haupt-
sächlich wirkt, war sein Wahlkreis zu Zei-
ten als Bundestagsabgeordneter.

Wäre Carstensen ehrenamtlich für das
Paulsen-Museum auf Föhr tätig, könnte

man annehmen, dass er seine friesische Ex-
pertise aus reiner Dankbarkeit für die Be-
mühungen Paulsens um diesen Landstrich
zur Verfügung stellt; er bedeutet ihnen bei-
den viel. Allerdings hat der Pharma-Unter-
nehmer den deutschen Ex-Politiker gleich
zu einem Teil seines Firmennetzwerks ge-
macht, und in dieser Funktion bezieht
Carstensen wohl auch Geld. Laut öffent-
lich einsehbarer Bilanzen der Peloponne-
sus B. V. erhielten die drei Managing Direc-
tors, von denen Carstensen einer ist, im
Jahr 2014 zusammen 90 000 Euro; 2015
waren es zusammen 45 000 Euro; für die
anderen Jahre waren in den Bilanzen keine
Zahlen ausgewiesen. Auch Paulsen selbst
zählt zu diesem Direktoren-Pool.

Der frühere Kieler Regierungschef be-
streitet den Vorgang im Grunde nicht,
nennt aber keine Summen: „So weit ich
aus meinen Tätigkeiten Einkünfte erziele,
gebe ich diese selbstverständlich vollum-
fänglich und ausnahmslos gegenüber mei-
nem Finanzamt an“, schreibt er. Er mache
aus seinen Tätigkeiten generell kein Ge-
heimnis, so Carstensen weiter, „zu vielen
davon gibt es sicherlich auch Hinweise und
Informationen im Internet“.

Das trifft zwar auf sein Engagement in
der Gregor-Mendel-Stiftung zu, die sich
um Pflanzenzüchtungen kümmert und
deren Kuratoriums-Vorsitzender er ist,
und auch auf den Aufsichtsratsposten im
georgischen Paulsen-Weingut „Château
Mukhrani“. Zum Direktoren-Posten auf
Föhr allerdings: nirgendwo ein Hinweis,
weder „im Internet“ noch in Pressearchi-

ven oder im Impressum des Museums. Die-
se Verbindung muss man schon gezielt im
niederländischen Firmenregister suchen.
Carstensen jedoch schreibt zu seiner Tätig-
keit auf Föhr: „Die Einschätzung, ich hätte
diese ‚nicht öffentlich gemacht‘, weise ich
gleichwohl als unzutreffend zurück.“

Den Dokumenten nach hat Carstensen
den Posten kaum ein halbes Jahr nach sei-
nem Rücktritt als Ministerpräsident 2012
angenommen, er selbst bezeichnet sich als
„nichtexekutiver Direktor“ des Insel-Mu-
seums, mit beratender Funktion. Peter
Harry Carstensen begründet seine Tätig-
keit dort mit seinem „persönlichen Interes-
se an dieser Einrichtung und der außeror-
dentlich positiven Wirkung dieses Projek-
tes in meiner Heimatregion“. Frederik Paul-
sen wiederum lässt mitteilen, Carstensen
sei ihm „ein geschätzter Ansprechpartner
beim Erhalt und der Förderung friesischer
Kultur“.

Alles also nur ein Dienst unter Freun-
den, nichts dabei? Timo Lange von der
Antikorruptionsorganisation Lobbycon-
trol sieht das ganz anders: „Das ist schon
ein sehr interessanter Fall. Genau dafür
gibt es heute auch in Kiel eine Karrenzzeit-
regelung.“ Auf Initiative der Piratenpartei
müssen sich in Schleswig-Holstein Politi-
ker, die aus dem Amt in die Wirtschaft

wechseln, seit 2016 einer ethischen Prüf-
kommission stellen. Die versucht, mögli-
che Interessenkonflikte zu erkennen, und
spricht dann eine Empfehlung an die Lan-
desregierung aus – die den Politikern das
Wechseln für einen Zeitraum von bis zu
zwei Jahren untersagen kann. Auslöser für
die Kieler Karenzzeit-Initiative war der
Wechsel des damaligen Landesinnenmi-
nisters Andreas Breitner (SPD) zu einer
Wohnungsbaugesellschaft.

Immer, wenn Politiker die Seiten wech-
seln, ob es den Altkanzler Gerhard Schrö-
der (SPD) in die russische Energiewirt-
schaft zieht, den Kanzleramtsminister Ro-
nald Pofalla (CDU) zur Deutschen Bahn,
den Gesundheitsminister Daniel Bahr
(FDP) zur Allianz oder den Abgeordneten
Eckart von Klaeden (CDU) zu Daimler –
stets kommt die gleiche Diskussion auf:
Was dürfen Politiker nach ihrer politi-
schen Laufbahn, und ab wann dürfen sie
es? Für Berliner Regierungsmitglieder gibt
es seit 2015 eine Karenzzeitregelung, in
den Bundesländern ist sie aber noch längst
nicht Standard.

Carstensens Verbindung zu Paulsen,
sagt Experte Lange von Lobbycontrol, sei
genau so ein Fall, der heute unter die Kieler
Karenzzeitregel fallen würde. Lange:
„Wenn man in solchen Fällen nicht mit der
maximalen Transparenz herangeht, könn-
te der Eindruck entstehen, mit dem Posten
würden politische Gefälligkeiten im Nach-
hinein abgegolten. Man könnte fragen:
Welchen Deal hat es da gegeben?“ Zumal
zwischen der Partei des Ministerpräsiden-

ten und dem Konzern des Pharma-Unter-
nehmers schon zuvor viel Geld in Form von
Parteispenden geflossen ist. „Politische
Verantwortung endet nicht mit der politi-
schen Tätigkeit“, sagt Timo Lange. Es müs-
se auch jeder Eindruck vermieden werden,
dass ein Politiker vielleicht für seinen neu-
en Dienstherrn Lobbyarbeit leistet, weil er
ja noch gute Kontakte in die Politik hat.

Frederik Paulsen lässt jeglichen Ver-
dacht zurückweisen, er würde seinem
Freund Carstensen irgendeine „Entloh-
nung für politische Gefälligkeiten“ gewäh-
ren. Der Unternehmer lege Wert auf die
Feststellung, „dass er sich als schwedi-
scher Staatsbürger ebenso wie als Unter-
nehmer und Förderer ohne Wenn und
Aber an Recht und Gesetz hält – und bei kei-
ner seiner Aktivitäten jemals eine Struktur
bzw. Konstruktion wählen oder befürwor-
ten würde, die nicht legal ist“. Die Ausläu-
fer der Museums-Firma reichten zeitweise
bis nach Curaçao.

Peter Harry Carstensen ist im Ton ähn-
lich offensiv, in der Sache indes etwas un-
scharf. Er sehe insgesamt keinen Grund,
seine „Tätigkeiten oder Einzelheiten dazu
flächendeckend oder gar medial verbrei-
ten zu lassen“. Auch über eventuelle Ein-
künfte als Aufsichtsratsmitglied in Paul-
sens georgischem Weingut gibt er keine
Auskunft. Nur so viel sagt Carstensen, der
einmal Agrarexperte der CDU-Bundestags-
fraktion war: Er sei bei dem Weingut we-
gen seines „Sachverstands in landwirt-
schaftlichen Fragen“ beratend tätig. Im Üb-
rigen sei Georgien ein interessantes Land.

Sein Erscheinen in den Paradi-
se Papers ist für Polit-Pensio-
när Peter Harry Carstensen
schon die zweite Gelegenheit
in diesem Jahr aufzufallen. Im
Frühjahr hatte er seine Teilnah-
me an der Wahl des Bundesprä-
sidenten abgesagt. Frau ver-
reist, Dackel Lawrenz krank –
da musste Frank-Walter Stein-
meier ohne seine Stimme aus-
kommen. Lawrenz, 5, hatte ei-
nen Bandscheibenvorfall, Da-
ckellähmung genannt. „Ich
weiß gar nicht, warum daraus
so ein Bohei gemacht wird“,
sagte Carstensen damals. Wer
Tiere hat, habe ihm sein Vater
schon eingeprägt, müsse sich
um die Tiere kümmern. Law-
renz soll es wieder gutgehen.

Wuff, wuff

Hegen und pflegen
Peter Harry Carstensen war Ministerpräsident von Schleswig-Holstein. Nach seiner Amtszeit wurde er „Managing Director“ eines Museums,
ohne dass die Öffentlichkeit davon erfuhr. Der Fall wirft wieder einmal die Frage auf, was Politiker dürfen, wenn sie nicht mehr Politiker sind

Werden politische
Gefälligkeiten
im Nachhinein abgegolten?

Dem Ur-Friesen Carstensen
gefällt Paulsens
Art von Heimatliebe

Der frühere schleswig-holsteinische Ministerpräsident Peter Harry Carstensen (vorne),
mit Dackel Lawrenz auf dem Arm, hat einen Direktoren-Posten im Museum „Kunst der Westküste“ auf Föhr inne.

Das hat der CDU-Großspender und Unternehmer Frederik Paulsen (hinten) gestiftet. COLLAGEN: BENE ROHLMANN

Paradise Papers
Die Schattenwelt des 
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Was der Münchner Mietwagen-Millionär
Erich Sixt von Steuern hält, ist kein Ge-
heimnis. Immer wieder hat er dazu öffent-
lich Stellung bezogen, und zwar deutlich:
Die Steuern sollten runter, das deutsche
Steuersystem sei „aberwitzig“, die staatli-
che „Gier nach Geld unersättlich“. Dem
Handelsblatt erklärte er sogar: „Dem Staat
billige ich nur eine einzige Aufgabe zu –
meine Freiheit zu schützen.“

Nun ist es aber so, dass der Staat Erich
Sixt nicht direkt fragt, was dieser ihm zubil-
ligt. Eher verhält es sich so, dass der Staat
die Regeln aufstellt, an die sich Firmen
und Menschen gleichermaßen halten müs-
sen, etwa bei der Frage: Wie viele Steuern
bezahlt man – und wo? Diese Regeln sind
allerdings dehnbar, je nach den finanziel-
len Möglichkeiten und steuerlichen Tricks,
die einem zur Verfügung stehen. Erich

Sixt, noch immer Vorstandsvorsitzender,
größter Einzelaktionär und unbestrittener
Chef des Autovermieters, hat die Mittel,
um die Regeln weit auslegen zu lassen.

So ein Mittel ist die Sixt-Firma Sixt Inter-
national Services GmbH, der es offenbar
gelingt, einen Großteil der Steuern, die das
Unternehmen bezahlt, wieder zurückzuho-
len. Dabei hilft ein Umweg über das Mittel-
meer, über die Steueroase Malta, Mitglied
der Europäischen Union seit 2004. Sixt In-
ternational Services – ehemals: Sixt Finan-
cial Services – ist eigentlich eine deutsche
GmbH mit Sitz im bayerischen Pullach, in
den Paradise Papers findet man sie aber

als „Oversea Company“ in den internen Da-
ten des maltesischen Firmenregisters. Ein
Sprecher von Sixt begründet dies damit,
dass sich die Geschäftsleitung und die Ver-
waltung der Gesellschaft „ausschließlich
in Malta“ befinden.

Nur, warum ist das so? Der Zweck der
maltesisch-bayerischen Firma ist es mut-
maßlich, andere verbundene Unterneh-
men des Sixt-Konzerns mit Geld auszustat-
ten, als konzerninterne Darlehen. 2015 ver-
lieh die Sixt International Services laut Jah-
resbericht mehr als 360 Millionen Euro an
andere Firmen aus dem Sixt-Kosmos. Das
hat für Sixt den Vorteil, dass die verschulde-

ten Firmen die Zinszahlungen von der Steu-
er absetzen können – und so weniger Steu-
ern bezahlen. Der Konzern machte auf An-
frage keine Angaben dazu, ob und wie viel
Sixt dadurch an Steuern spart.

Der eigentliche Trick an Sixts Malta-Ma-
növer ist der: Während die Zinszahlungen
von Schuldnern steuerlich abgesetzt wer-
den können, bleiben die Zinseinkünfte für
die Gläubiger auf Malta so gut wie steuer-
frei. Zwar muss die Sixt International Ser-
vices den normalen Steuersatz bezahlen,
kann aber von Malta – Stichwort Steueroa-
se – bis zu sechs Siebtel der bezahlten Steu-
ern wieder zurückfordern. Die einschlägi-
gen Anbieter solcher Firmenkonstruktio-
nen werben damit, dass so, nach erfolgter
Rückforderung, nur fünf Prozent Unter-
nehmensteuern bezahlt werden müssen.

Ein Sprecher von Sixt bestätigt auf SZ-
Anfrage, dass Sixt diese Möglichkeit in An-
spruch genommen habe, ohne aber zu sa-
gen, wie hoch die Ersparnis war. Er betont
allerdings, dass die Firma eine reguläre Fir-
ma sei, alles völlig normal. Andere Sixt-Fir-
men in den Steueroasen Delaware und Lu-

xemburg hätten keine steuerlichen Vortei-
le, versichert Sixt – und die Firma Sixt Holi-
day, die 2003 ganz offiziell der Steuer we-
gen in die Schweiz verlagert wurde, gebe es
seit einigen Jahren nicht mehr. Außerdem
verweist Sixt auf die „im EU-Raum übliche
Ertragssteuerquote“ von rund 30 Prozent.

Erich Sixt selbst empfindet die mediale
Jagd auf Steuersünder als „populistisch“.
Für die Firmen-Werbung – bei Sixt „Chef-
sache“ – taugt sie ihm dennoch. Als im
April 2016 die Panama Papers veröffent-
licht werden, bastelt die Werbeabteilung in
aller Schnelle eine Anzeige. „Schnappt sie
euch, Jungs!“, liest man darauf in fetten Let-
tern, und darunter: „Mietwagen für Steuer-
fahnder in über 4000 Stationen weltweit –
auch in Panama.“

Für Sixt-Verhältnisse ist das noch ein
harmloses Motiv. Dient es der Marke, ist

Erich Sixt kein Spaß zu populistisch. Der
Konzern ist bekannt dafür, Menschen öf-
fentlich zu verspotten: eine füllige Urlaube-
rin im Bikini („Pfui!“), die pleitegegange-
nen Griechen („Wir akzeptieren wieder
Drachmen“) oder einen wegen Drogenpro-
blemen in die Schlagzeilen geratenen Grü-
nen-Politiker („Gönnen Sie sich zur Ab-
wechslung mal eine Nase frischen Wind“).

Das Panama-Papers-Motiv ist da eher
kurios: Denn Erich Sixt und seine Frau Re-
gine Sixt waren selbst Kunden von Mos-
sack Fonseca, der Kanzlei im Zentrum der
Panama Papers. Die Sixts führten bei Mos-
sack Fonseca zwei Offshore-Firmen auf
den Britischen Jungferninseln. Im neuen
Leak der Paradise Papers finden sich nun
noch weitere Sixt-Firmen, die auf den Briti-
schen Jungferninseln registriert sind. Sie
dienen laut Sixts Steuerberater der Verwal-
tung von Privatgrundstücken und Privat-
häusern der Familie in der Karibik. Das al-
les scheint jedoch nicht illegal zu sein, die
„Jungs“ müssen sich andere schnappen.
 frederik obermaier, bastian ober-
mayer, jan strozyk

Da sixt, was ois geht
So witzig wie die Werbung des Münchner

Autoverleihers ist diese Überschrift nicht. Aber wie
ernst ist die Sache mit dessen Malta-Manöver?

„Schnappt sie euch, Jungs!“
Panama-Kunde Sixt und die
Werbung mit den Panama PapersSixt hat Mittel und

Möglichkeiten, um Regeln sehr
weit auslegen zu können
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Brüssel – Nach den Enthüllungen der Para-
dise Papers will die niederländische Regie-
rung umstrittene Steuer-Deals überprü-
fen. Etwa 4000 Vereinbarungen zwischen
den Finanzämtern und international täti-
gen Konzernen würden untersucht, teilte
das Finanzministerium am Mittwoch in
Den Haag mit. In einem Brief an das Parla-
ment bekräftigte der zuständige Staatsse-
kretär, dass die Regierung das Thema Steu-
ervermeidung angehen werde. Die Nieder-
lande waren aufgrund ihrer Steuerregeln
für Unternehmen wie den Sportartikelher-
steller Nike in die Kritik geraten.

In dem vierseitigen Schreiben mit dem
Betreff „Paradise Papers“ kündigte das Fi-
nanzministerium an, bald zwei EU-Richtli-
nien zur Steuervermeidung umzusetzen.
Eine davon soll jener „CV/BV“-Struktur
ein Ende setzen, die es Nike ermöglichte,

seine Steuerlast erheblich zu drücken. Das
entsprechende Gesetz soll 2018 einge-
reicht werden und 2020 in Kraft treten. Ge-
plant ist auch ein Gesetz zur strengeren Re-
gulierung von Trust Funds.

In niederländischen Regierungskreisen
hieß es, die bisherige Praxis sei nicht ille-
gal gewesen. Außerdem machten andere
EU-Staaten Ähnliches, und man müsse
deshalb gemeinsam in Europa handeln.
Dieses Bekenntnis ist allerdings zweifel-
haft, denn ungeachtet anderer Enthüllun-
gen wie Lux-Leaks oder den Panama Pa-
pers blockieren EU-Staaten wie Irland, Lu-
xemburg und die Niederlande weiter Geset-
zesvorschläge der EU-Kommission zur Be-
kämpfung von Steuervermeidung.

Angesichts der jüngsten Medienberich-
te gebe es in der neuen niederländischen
Regierung nun ein gewisses „Gefühl der

Dringlichkeit“, verlautete aus Den Haag.
Bereits 2016 hatte das Finanzministerium
eine Überprüfung der Steuerabsprachen
durch eine Kommission veranlasst, aller-
dings nur stichprobenartig. Die neue Unter-
suchung läuft zusätzlich, im Lichte der Er-
kenntnisse durch die Paradise Papers.

Konkret geht es um eine Steuerabspra-
che mit dem US-Konzern Procter & Gam-
ble, bei der möglicherweise gegen beste-
hende Regeln verstoßen wurde. Procter &
Gamble hatte Teile des Konzerns neu struk-
turiert und beim Verkauf von Firmenantei-
len einen hohen Millionenbetrag erlöst.
Daraufhin beantragte der Konzern auf die-
sen Betrag, 676 Millionen Dollar, Steuer-
freiheit zu erhalten – und offenbar geneh-
migte ein Steuerinspektor in Rotterdam
den Deal an der zuständigen Regierungs-
stelle vorbei.

Auch im Fall von Nike war eine Steuerab-
sprache mit den Behörden mitentschei-
dend für die Vermeidung von Milliarden
an Steuern. Das Unternehmen nutzt die
Niederlande als Europazentrale, zieht dort
Gewinne zusammen und kann sie weitge-
hend unbesteuert belassen.  kit, am, bob

Niederlande überprüfen Steuer-Deals
Die Regierung in Den Haag reagiert auf die Paradise Papers: Alle Absprachen zwischen

internationalen Konzernen und den Finanzbehörden sollen jetzt untersucht werden
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S tefan Wiesnicks ganz und gar er-
staunlicher Ausflug in die Welt
der Fifa, der katarischen Funktio-
näre und der Briefkastenfirmen
beginnt auf dem Papier am 5. De-

zember 2012.
An diesem Tag wird auf den Seychellen

eine Firma namens E.S.M. Group Ltd. ge-
gründet – und Stefan Wiesnick ist ihr Di-
rektor und einziger Anteilseigner. Schon
wenig später hat die Firma offenbar einen
Deal mit den Organisatoren der Fußball-
WM 2022 in Katar, und Wiesnick wird im
Namen der E.S.M. Group eine Rechnung
an den mächtigen Generalsekretär des ka-
tarischen Fußballverbands schreiben: für
die Organisation eines Freundschaftslän-
derspiels zwischen Spanien und Uruguay
in Doha. Rechnungsbetrag der ersten Rate:
400 000 US-Dollar. Wiesnick wird alleini-
ger Bevollmächtigter eines Offshore-Kon-
tos bei Barclays auf Mauritius sein, auf
dem etliche sechsstellige Beträge landen;
er wird Verträge unterzeichnen, Zahlun-
gen anweisen und bei alledem weiterhin
Vollzeit in einem Krankenhaus in einer
deutschen Kleinstadt arbeiten.

Denn Stefan Wiesnick, Mitte dreißig,
groß gewachsen, ist kein Sportmanager. Er
ist Chirurg.

Genauer gesagt: Facharzt für Orthopä-
die, sein Spezialgebiet sind komplexe Fuß-
operationen, Vorfuß, Rückfuß und so wei-
ter. Wiesnick heißt in Wahrheit anders,
sein Name ist der SZ bekannt.

Die Organisation von Fußball-Länder-
spielen gehört jedenfalls eher nicht zu
Wiesnicks Spezialgebieten – und das wirft,
vorsichtig formuliert, eine ganze Menge
Fragen auf: Wie kommt ein deutscher Arzt
dazu, Fifa-Länderspiele zu organisieren?
Warum läuft dieses Geschäft über die Sey-
chellen und Mauritius? Wie um alles in der
Welt kommt ein Chirurg an diesen dicken
Auftrag aus Katar?

Und dann ist da noch eine Frage, der
man nicht aus dem Weg gehen kann:
Steckt Stefan Wiesnick mit im Fifa-
Sumpf?

Der Welt-Fußballverband wurde, etwa
zweieinhalb Jahre nachdem der deutsche
Arzt seine Firma auf den Seychellen ge-
gründet hat, von einem Beben erschüttert:
dem Fifa-Korruptionsskandal. Eine ganze
Reihe von Funktionären ist damals aus
den Ämtern und ins Gefängnis oder in den
Hausarrest befördert worden. Die Staats-
anwälte, die das große Fifa-Verfahren in
New York führen, interessierten sich auch
für Wiesnicks Geschäftspartner: die Orga-
nisatoren der WM 2022 in Katar.

Der Verdacht, dass sich das Emirat die
WM erkauft hatte, ist keineswegs ausge-
räumt – im Gegenteil: Die weltweiten Straf-
ermittlungen werden immer intensiver.
Im Fokus stehen, unter anderem, eine Rei-
he von Freundschaftsspielen, bei denen
der katarische Verband andere nationale
Verbände dafür bezahlte, dass sie die Be-
gegnungen nicht in ihren Ländern, son-
dern in Katar austrugen. Um Werbung für
das WM-Gastgeberland zu machen, klar.
Oder aber, um Zahlungen an die jeweiligen
nationalen Verbände tarnen zu können?

Eines dieser Spiele war die Begegnung
zwischen Brasilien und Argentinien, die

2010 in Doha stattfand – zwei Wochen be-
vor Katar die WM 2022 zugesprochen be-
kam. Laut Guardian zahlte Katar dafür 8,6
Millionen US-Dollar. Ein anderes war, aus-
gerechnet, das Freundschaftsspiel Spani-
en gegen Uruguay, das die E.S.M. Group be-
treute – jene Briefkastenfirma, die Stefan
Wiesnick gründete, der Arzt aus Deutsch-
land. Spanien bekam nach Medienberich-
ten dafür drei Millionen Euro.

Zurück zum Anfang dieser Geschichte,
jedenfalls, insoweit sich ein Anfang rekons-
truieren lässt: Im November 2012 meldet
sich Wiesnick bei der Kanzlei Appleby, in
deren Filiale auf den Seychellen – das geht
aus internen Aufzeichnungen hervor, die
sich in den Paradise Papers finden. Apple-
by ist einer der beiden Offshore-Dienstleis-
ter, deren interne Daten der SZ zugespielt
und anschließend mit beinahe 400 Journa-
listen in aller Welt geteilt wurden. Der jun-
ge Arzt, er ist damals Anfang dreißig,
macht Appleby Druck: Ein Kanzlei-Mitar-
beiter notiert, der Interessent brauche
„dringend“ eine Offshore-Firma und auch
ein Bankkonto auf Mauritius, weil er eine
gute Gelegenheit für ein Geschäft nicht ver-
passen wolle.

Wiesnick muss Formulare ausfüllen,
Adresse, Geburtsdatum, Ausweisnummer
und so weiter, auch eine beglaubigte Pass-
kopie und eine Aufenthaltsbescheinigung
aus dem Büro des Bürgermeisters seiner
Stadt nimmt Appleby zu seinen Akten. Auf
die Frage, woher die Mittel der Firma
stammten, erklärt Wiesnick, das Geld
stamme aus seinem Einkommen als Chir-
urg – listet aber gleichzeitig verschiedene
Sport-Beratungsdienstleistungen auf, die
er mit der E.S.M. Group anbieten möchte.

Genau das macht Appleby nervös. Es
gilt es als typisches Warnsignal für unlaute-
re Geschäfte und speziell für Geldwäsche,
wenn das reale Leben einer Person und ih-
re Offshore-Geschäfte nicht zusammen-
passen, weil es ein Hinweis sein kann, dass
der angebliche Eigentümer in Wahrheit
nur ein Statthalter für jemand anderen ist.
Schon im Dezember 2012 weist ein Mitar-
beiter der Appleby-Compliance-Abteilung
intern darauf hin. Auf Nachfrage schreibt
Wiesnick an Appleby, dass er sehr wohl
selbst die Geschäfte der Firma führen wer-
de: „Ich selbst werde die Beratung und die
Vermittlung zwischen Mannschaften und
anderen Sport-Einheiten in die Hand neh-
men.“ Lediglich die Arbeit „im Feld“ wür-
den ein bis zwei Freelancer machen.

Offenbar genügt Appleby diese Aussage
des Arztes. Er wird als Kunde akzeptiert,
wenn auch mit der internen Vorgabe, sei-
nen Fall genau zu beobachten.

Und es gibt allerhand, was sich zu beob-
achten lohnt: Schon am 8. Dezember, nur
drei Tage nach Gründung der Firma, fragt

der Arzt an, ob es möglich wäre, dass
„mein Name nicht wirklich benutzt wird in
E-Mail-Korrespondenz etc.“. Statt seiner
selbst hätte er gerne einen Appleby-Mitar-
beiter, der „offiziell“ für die Firma auftritt.
Einen Strohmann also.

Spätestens jetzt müssten bei Appleby al-
le Alarmglocken läuten. Ein Arzt, der aus
dem Nichts in das Fußball-Millionenge-
schäft einsteigt – das dann aber lieber ge-
heim halten möchte? Was will Wiesnick tar-
nen?

Statt seine Absichten kritisch zu hinter-
fragen, bietet Appleby an, ihm Scheindirek-
toren für die E.S.M. Group zu stellen. Kos-
tenpflichtig, versteht sich. Dazu kommt es
aber nicht. Der Arzt unterzeichnet weiter-
hin selbst alle wichtigen Dokumente. Ein
paar Wochen später gehen die ersten Sum-
men auf dem Barclays-Konto des Arztes
auf Mauritius ein, laut Aufzeichnungen
aus den geleakten Unterlagen fast 700 000
US-Dollar bis Ende Januar 2013. Weitere
sechsstellige Summen sollen laut der Do-
kumente folgen, ihr Eingang ist aber nicht
verzeichnet.

Ungefähr zur selben Zeit, im Februar
2012, geschieht etwas, das noch eine Spur
merkwürdiger ist als diese ohnehin schon
äußerst merkwürdige Geschichte: Eine ge-
wisse „Barbara“ schaltet sich per E-Mail
ein. Wiesnick stellt sie als seine „Assisten-
tin“ vor, „Barbara“ schreibt von einer

E-Mail-Adresse mit der Endung „@esm-
group.net“. „Barbara“ beantwortet von da
an, laut Appleby-Notizen, die meisten
E-Mails, sie ruft auch an, wenn es Dinge zu
klären gibt. Vor allem stellen die Appleby-
Mitarbeiter fest: „Barbara“ kennt sich viel
besser aus in den Transaktionen der
E.S.M. Group als ihr angeblicher Chef.

Wer also ist „Barbara“?
Diese Frage stellt sich auch Appleby –

und die Mitarbeiter der Kanzlei haben
auch einen konkreten Verdacht. Als Apple-
by Stefan Wiesnick im Dezember 2012 ge-
fragt hatte, warum er seinen Namen nicht
öffentlich mit der E.S.M. Group verbunden
haben wollte, antwortete der verblüffend
offen: Er habe die Firma mit jemandem er-
öffnen wollen, der ein „High profile“-Sport-
manager sei – aber diese Person fechte ei-
nen Rechtsstreit mit ihrem vorherigen Ar-
beitgeber aus, der ihr vorwerfe, dass sie
den Businessplan für die E.S.M. Group
noch in der Kündigungsfrist entwickelt
und damit gegen eine Konkurrenzklausel
verstoßen habe. Deswegen hätten sie be-
schlossen, dass er die Firma nun alleine
gründe: So würde er das Geschäft wenigs-
tens nicht verpassen.

Damit es nachher nicht heißen könnte,
das Geschäft sei lange vorher angebahnt
worden, so schildert der Arzt weiter, rieten
die Anwälte dieser Person, dass weder ihr
Name noch Wiesnicks Name mit der Firma
verbunden werden sollten – da der „frühe-
re Arbeitgeber sich dessen bewusst sein
könnte“ dass die beiden Freunde seien und
„daraus ein Problem machen könnte“.

Nachdem „Barbara“ im Februar 2012
auftaucht, hält eine Appleby-Mitarbeite-
rin in einer Notiz fest, es sei „gut möglich“,
dass der Arzt und die geheimnisvolle zwei-
te Person die Geschäftsidee ihrer früheren
Firma kopiert haben. Außerdem geht man
bei Appleby längst davon aus, dass „Barba-
ra“ die Person ist, mit der Wiesnick ur-
sprünglich die Firma gründen wollte, dass
sie in Wahrheit die Firma lenkt und dass
Wiesnick – der deutsche Chirurg ohne jede
Ahnung vom Sportgeschäft – nur ein Stroh-
mann ist.

Das wäre endgültig die rote Linie, die
auf keinen Fall überschritten werden dürf-
te. Die oberste Regel im Kampf gegen Geld-
wäsche lautet: Kenne deinen Kunden. Ap-
pleby hat keine Ahnung, wer „Barbara“ ist.
„Barbara“ könnte ein Drogendealer sein,
ein Terrorist, ein Mafiaboss. Tatsächlich
rät eine Mitarbeiterin der Compliance-Ab-
teilung, den Fall der Finanzaufsicht der
Seychellen zu melden; aus den Unterlagen
geht nicht hervor, ob der Rat befolgt wird.
Applebys Compliance-Chef Robert Woods
wiegelt in einer E-Mail Ende Februar ab. Er
verstehe den Verdacht, schreibt er, aber:
Klinge das alles „wirklich kriminell“?

Auf SZ-Anfrage nahm Appleby dazu keine
Stellung, ebenso wenig wie Woods.

In den Daten der Paradise Papers finden
sich kaum Dokumente zum Fall Wiesnick
für die folgenden Jahre. Erst Anfang Juli
2015 gibt eine eher lapidare E-Mail-Kon-
versation den wohl entscheidenden Hin-
weis auf „Barbara“: Eine Mitarbeiterin aus
der Compliance-Abteilung fragt mit Ver-
weis auf die E.S.M. Group, ob die Kundenin-
formationen über eine gewisse Tina S. be-
reits angekommen seien. Die Antwort lau-
tet: Man solle bitte beachten, dass man
noch „auf unterschriebene Dokumente“
des Chirurgen warte und Tina S. „die Fir-
ma noch nicht übernommen hat“.

Wohlgemerkt: noch nicht.
Wer im Internet den vollen Namen von

Tina S. in eine Suchmaschine eingibt, fin-
det schon nach wenigen Sekunden eine of-
fenbar erfolgreiche Sportmanagerin, die
tatsächlich – wie von Wiesnick beschrie-
ben – bei einer der führenden Agenturen,
dem Schweizer Sportrechtevermarkter
Kentaro, gearbeitet hat. Tina S., heute Mit-
te dreißig, ist laut Eigenbeschreibung in
mehreren Social-Media-Konten Deutsch-
Iranerin, die in Bayreuth und München Ju-
ra studiert hat. 2008 begann sie bei Kenta-
ro zu arbeiten, 2010 ging sie für die Agen-
tur nach London und dort, erfährt man wie-
derum von einer Quelle bei Kentaro, be-
treute sie unter anderem Geschäfte mit Ka-
tar. Im Juli 2011 stieg sie zur Leiterin der
„International Relations“-Sparte auf.

Ihre Fotos auf Instagram und Facebook
zeigen eine junge Frau, die beruflich wie
privat viel in der Welt unterwegs sein
muss, Bahamas, Moskau, Florida, Südafri-
ka, Kroatien, Fotos von Galas, Bilder vom
Strand, und immer wieder auch von ihr
mit Fußballberühmtheiten wie Thierry
Henry, Fernando Hierro, Christian Karem-
beu, Xavi oder Clarence Seedorf – und
auch eines mit Uruguays Stürmerstar Di-
ego Forlán im Khalifa-Stadion in Doha.
Dort, wo Uruguay gegen Spanien antrat. Es
ist unklar, wann das Bild aufgenommen
wurde, hochgeladen wurde es erst im No-
vember 2013. Aber das einzige Spiel Urugu-
ays in diesem Stadion war jenes gegen Spa-
nien – das die E.S.M. Group organisiert
hat. Angeblich ohne das Zutun von Tina S.
– es war ja die Firma von Stefan Wiesnick.

Oder etwa nicht?
Bei Facebook ist Tina S. mit Wiesnick be-

freundet. Auch das passt. Ist Tina S. also
„Barbara“ – und ist sie die heimliche Eigen-
tümerin der E.S.M. Group?

Stefan Wiesnick nimmt auf Anfrage zu
diesem Punkt keine Stellung. Er bestreitet
nicht, mit Tina S. bei der E.S.M. Group zu-
sammengearbeitet zu haben, ohne aber zu
sagen, ab wann. Wiesnick legt Wert darauf,
dass nichts im Zusammenhang mit der
E.S.M. Group „unrechtlich oder illegal“ ge-
wesen sei. Tina S. reagiert nicht auf
E-Mails von SZ, NDR und WDR.

Dafür spricht ein ehemaliger Senior Ma-
nager der Kentaro, die 2015 das Geschäft
aufgab, er spricht lange und ausführlich.
Die Kurzversion seiner Sicht der Dinge: Er
bestätigt, dass Tina S. bei Kentaro für wich-
tige Kunden zuständig gewesen sei, unter
anderem: Katar 2022. So habe sie etwa das
Spiel Ägypten gegen Brasilien im Novem-

ber 2011 in Doha organisiert – ein weiteres
jener eingekauften Freundschaftsländer-
spiele. Tina S. sei bei Kentaro aufgestie-
gen, habe Durchsetzungswillen, Biss und
ein offenkundiges Geschick im Umgang
mit Kunden gezeigt – ihr Chef sei begeis-
tert gewesen.

Bis Anfang März 2012, so der Ex-Kenta-
ro-Manager, bei einer internen Untersu-
chung ein geheimer Plan aufgeflogen sei:
Tina S. und weitere Mitstreiter hätten sich
von Kentaro lösen und als Konkurrenz selb-
ständig machen wollen, unter Verletzung
ihrer vertraglichen Wettbewerbsverbote.
Nach dieser Entdeckung, so schildert es
der Senior Manager, seien die betroffenen
Mitarbeiter suspendiert worden. Tina S. ha-
be sich dagegen zur Wehr gesetzt – und
zwar offenbar mit Hilfe einer sehr teuren
Londoner Anwaltskanzlei, auf die für ge-
wöhnlich auch der katarische Fußballver-
band zurückgreife. Möglicherweise habe
sich da ausgezahlt, dass Tina S. eine freund-
schaftliche Beziehung zu einem Mitglied
des Bewerbungskomitees für Katar unter-
hält.

Erst im März 2013 ist die Sache erledigt:
Man einigt sich auf einen Vergleich, der
nach SZ-Informationen zugunsten von
Kentaro beendet wird, einschließlich einer
Ausgleichszahlung an die Agentur. Außer-
dem regelt die Einigung, dass Tina S. bis
31. März 2013 Kentaro keine Konkurrenz
machen darf – weder direkt noch indirekt,
weder im Auftrag einer anderen Organisati-
on noch alleine. Sollte Tina S. also „Barba-
ra“ sein, hätte sie dagegen offenbar klar
verstoßen. Davon zeugt nicht nur der
sechsstellige Betrag auf dem Offshore-
Konto auf Mauritius.

Das Konto auf Mauritius könnte noch in
weiterer Hinsicht zum Problem werden. Et-
wa wenn Stefan Wiesnick seinem Finanz-
amt die Firma und seine Nebentätigkeit
nicht gemeldet und seine Einnahmen
nicht versteuert hat. Wiesnick erklärt, dass
sowohl steuerrechtlich als auch arbeits-
rechtlich alles legal „war und ist“. Tina S.
wiederum konnte die Einnahmen kaum
versteuern. Es war ja nicht ihre Firma – offi-
ziell.

Zudem liegt auf all den von Katar bezahl-
ten Freundschaftsländerspielen der Schat-
ten möglicher Korruption oder zumindest
Einflussnahme. Auch das Spiel Spanien ge-
gen Uruguay würde in das Raster passen.
Spanien soll während der WM-Bewerbung
enger als erlaubt mit Katar kooperiert ha-
ben. Kurz nach dem Zuschlag begann das
Emirat dann, Milliarden in staats- oder
fußballnahe spanische Firmen zu investie-
ren. Und im Zuge der Fifa-Ermittlungen
wurden auch die Verbandsbosse von Spani-
en und Uruguay festgenommen.

Offenbar haben sich auch die Fahnder
des US-Justizministeriums – die das Ver-
fahren gegen die Fifa führen – die Kontoun-
terlagen der E.S.M. Group kommen lassen:
Kurz nach der Razzia beim Fifa-Kongress
in Zürich im Mai 2015 leitet die Barclays-
Bank auf Mauritius eine „dringende Infor-
mationsanfrage“ an Appleby weiter. Sol-
che Anfragen können nur staatliche Auf-
sichtsbehörden stellen. In diesem Fall wird
konkret nach einer Reihe von Transaktio-
nen mit Geschäftspartnern der E.S.M.
Group gefragt, darunter auch solche, die in
den Fifa-Skandal verwickelt sind.

Sollte ein Teil des Geldes, das die E.S.M.
Group weitergeleitet hat, tatsächlich Beste-
chungsgeld gewesen sein, könnte Stefan
Wiesnick und Tina S. sogar ein Verfahren
wegen Geldwäsche drohen. Wiesnick sagt
dazu nur so viel: Er habe mit den Anschuldi-
gungen gegen Katar weder etwas zu tun,
noch wisse er etwas darüber.

Mitarbeit: Markus Sehl

Ein Teil der Gelder, die aus Katar
auf das Offshore-Konto des
deutschen Arztes gezahlt wur-
den, stammt laut Überweisung
von einer Gesellschaft namens
„Legue of Brazil and Argentina“.
Nach SZ-Informationen schickte
Katar 2022 auch das Geld für das
Freundschaftsländerspiel Ägyp-
ten gegen Brasilien in Doha un-
ter Verwendung dieses seltsa-
men Begriffes, der möglicher-
weise auf das erste der nach Ka-
tar verkauften Freundschafts-
spiele zurückgeht: Brasilien ge-
gen Argentinien. Aber wofür
steht „Legue of Brazil and Argen-
tina“? Für einen Geldtopf, der ge-
füllt wurde, um eine Pro-Katar-
Stimmung zu erzeugen? Der ka-
tarische Verband antwortete
auf eine SZ-Anfrage dazu nicht.

Die wundersame
Karriere des Herrn W.

Ein Arzt aus der deutschen Provinz,
die Fifa und eine mysteriöse Frau namens Barbara -
in diesem Schurkenstück rund um die WM in Katar

zeigt sich, wie leicht einer im Fußballsumpf versacken kann

von elisabeth gamperl, thomas kistner
und bastian obermayer

Vieles an dem Fall
ist merkwürdig
– aber offenbar

nicht für Appleby

Auf Instagram
posiert die Frau

immer wieder mit
Fußballstars

Geldtopf

Juan Mata und Martin Cáceres
kämpfen im Spiel

Spanien - Uruguay um den Ball.
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von katrin langhans
und tobias zick

A lles beginnt, wie so oft, mit einer
guten Absicht. Kleinunterneh-
mern in Asien, Schneidern oder
Reisbauern, fehlt oft das Geld
für Nähmaschinen oder Saatgut.

Den Leuten kann geholfen werden, findet
die deutsche Bundesregierung, indem man
ihnen günstige Kredite gibt. Gesagt, getan:
Das Bundesministerium für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung
gründet im Jahr 2012 eine „Mikrofinanzin-
itiative für Asien“, kurz Mifa. Im Auftrag
der Bundesregierung richtet die Kreditan-
stalt für Wiederaufbau (KfW) dafür einen
Fonds ein. Der soll kleinen Banken in Asien
Geld aus Berlin und Brüssel zur Verfügung
stellen. Die verleihen es weiter an kleine Un-
ternehmen oder private Haushalte.

Der neue Fonds, da gibt sich der KfW-
Vorstand selbstsicher, werde in Ländern
wie Afghanistan, Tadschikistan und Viet-
nam „erheblich zur Armutsminderung und
zur wirtschaftlichen Stabilität“ beitragen.

So lautet auch der Auftrag von Entwick-
lungsbanken: Armut lindern. Dafür sind sie
dort, wo das Geld herkommt – zum Beispiel
in Deutschland – von der Steuer befreit.
Und bei vielen Projekten agieren sie sogar
in staatlichem Auftrag und mit staatlichem
Geld. Aber auch im staatlichen Sinne?

Wie die Paradise Papers zeigen, jene Da-
ten, die der Süddeutschen Zeitung zuge-
spielt wurden, hat die deutsche Regierung
das Geld für den Asien-Fonds nicht etwa di-
rekt nach Asien geschickt. Es machte weite
Umwege über gleich zwei Steueroasen.

Zunächst fließt das Geld von Deutsch-
land nach Mauritius. Die Chefs der dorti-
gen Filiale der Kanzlei Appleby, die im Mit-
telpunkt des Datenleaks steht, haben näm-
lich im Auftrag der KfW eine „Mifa Invest-
ment Holding“ gegründet und dienen ihr
formal als Direktoren. Der Geschäftszweck
der Holding ist, das Geld von Mauritius
nach Luxemburg weiterzuleiten – in den
„Mifa Debt Fund“, den eine Schweizer In-
vestment-Firma für die KfW betreibt.

Seit Mitte 2015 gibt es die Zwischenstati-
on auf Mauritius nicht mehr, das Geld wan-
dert nur noch über Luxemburg nach Asien.
Aber die grundsätzliche Frage bleibt: War-
um Luxemburg, warum Mauritius? Warum
brauchen Institute wie die KfW oder ande-
re Entwicklungsbanken überhaupt Steuer-
oasen? Ein Grund ist unter anderem, dass
manche Steuerparadiese gleichzeitig als
Entwicklungsländer gelten – und Geld, das
dort landet, formal wie Entwicklungshilfe
aussieht. Doch dazu später mehr.

Die Dokumente in den Paradise Papers
zeigen: Die Struktur des Mikrokredit-
Fonds Mifa Debt der KfW ist keine Aus-
nahme. Mehr als 50 Entwicklungsbanken
aus verschiedenen Ländern tauchen in
den Daten auf, an elf erwähnten Banken
ist Deutschland beteiligt, als Anteilseig-
ner oder über direkte Zahlungen. Oft bau-
en Entwicklungsbanken an Offshore-
Standorten wie den Bermudas, Mauritius
oder den Britischen Jungferninselnähn-
lich komplexe Konstruktionen auf wie In-
vestoren.

Entwicklungsländer verlieren jedes
Jahr mehr Geld durch Steuervermeidung,
Geldwäsche und Korruption, als sie im sel-
ben Zeitraum an Hilfsgeldern von außen
bekommen. Das Europäische Netzwerk
zu Schulden und Entwicklung (Eurodad),
ein Bündnis etlicher Nichtregierungsorga-
nisationen, kritisiert: Entwicklungsban-
ken würden „helfen, die Offshore-Indus-
trie zu legitimieren“ und Armut fördern,
indem sie große Summen über Steueroa-
sen schleusen.

Wie etwa auch im Jahr 2015 beim Bau
eines Gaskraftwerks in Nigeria, der insge-
samt fast 900 Millionen Dollar kosten
soll. Mit mehreren Hundert Millionen Dol-
lar förderte die Deutsche Investitions-
und Entwicklungsgesellschaft (DEG), ei-
ne Tochter der KfW, gemeinsam mit zehn
weiteren Banken das Vorhaben in Afrika.

Das Firmengeflecht, das zu diesem
Zweck aufgebaut werden sollte, kann
man sich als Baum vorstellen, dessen Kro-
ne in den Himmel wächst. Die Wurzel bil-
det die nigerianische Firma Azura Power
West Africa Limited. Sie gehört zu 99,99
Prozent einer Firma auf Mauritius, die
wiederum einer anderen Firma auf Mauri-
tius gehört. Letztere, sozusagen die Krone
des Baumes, sollte laut einer Vertragsvor-
lage in den Paradise Papers von der nigeri-
anischen Firma – der Baumwurzel – den
Auftrag bekommen, Management-Aufga-
ben zu übernehmen. So fließt ein Teil des
Geldes von dem nigerianischen Unterneh-
men in die Mauritius-Briefkastenfirma.

Besuch bei der Azura Power Holdings
Ltd. auf Mauritius. Am Firmensitz trifft
man auf keinen einzigen Mitarbeiter, es
gibt kein Klingelschild. Die Rezeptionis-
tin im Erdgeschoss des Bürogebäudes,
das als Adresse der Azura-Firma angege-
ben ist, ruft jemanden an, der dann er-
klärt, eigentlich für ein ganz anderes Un-
ternehmen zu arbeiten. Azura sei hier
zwar registriert, das Geschäft aber – Pla-
nung und Betrieb des Kraftwerks – werde
„von England aus geführt“.

Gerne würde man von der DEG erfah-
ren, was sie dazu sagt, dass Gelder in eine
Firma auf Mauritius fließen, die es dort
nur als Adresse gibt. Doch die DEG antwor-
tet, sie sei an das Bankgeheimnis gebun-
den. Grundsätzlich habe man „alle Vorha-
ben vor Zusage einer Finanzierung und
während der Laufzeit des Engagements
umfänglich geprüft“. Die Firma Azura Po-
wer West Africa Limited selbst schreibt
auf SZ-Anfrage, die Entwicklungsbanken
erwarteten eine „effiziente, aber vollkom-
men konforme Steuerplanung“. Und Off-
shore-Strukturen seien eben „der steuer-

effizienteste Weg“ für solche Projekte.
Die Logik: Je geringer die Kosten, umso
günstiger der Strom für die Nigerianer.

Im Juni 2016 hat die DEG in einem Bei-
trag für Welt-Sichten, ein Magazin für glo-
bale Entwicklung, ihre Offshore-Geschäf-
te mit der sogenannten „Hebelwirkung“
zu erklären versucht. Standorte wie Mau-
ritius böten sichere Strukturen, Investiti-
onsschutz und Abkommen mit anderen
Ländern zur Vermeidung von Doppelbe-
steuerung – dadurch könne man leichter
private Investoren überzeugen, in Projek-
te einzusteigen. Man könne also mehr Pro-
jekte umsetzen, mehr Arbeitsplätze schaf-
fen – und dies bewirke höhere Steuerabga-
ben: So erklärte Hubertus von Pletten-
berg, Bereichsleiter Unternehmensent-
wicklung der DEG, den „Hebel“. Offshore-
Konstrukte seien an sich weder gut noch
schlecht: „Es gibt Dinge, für die braucht
man einen Hammer. Und ich verzichte
nicht auf den Hammer, nur deshalb, weil
man ihn auch dazu benutzen könnte, an-
deren den Kopf einzuschlagen.“

Ein häufig genannter Grund für Brief-
kastenfirmen ist zudem die Rechtssicher-
heit. Bevor in einem womöglich korrup-
ten Staat, in dem man investiert, das Ver-
mögen versickert, leitet man es lieber
über einen sicheren Standort um. Aber
warum Mauritius, Luxemburg oder die
Bermudas? „Ich verstehe nicht, warum
man ein Investment einer Entwicklungs-
bank auf Kurzurlaub in eine Steueroase
schicken muss, ehe es nach Afrika geht“,
sagt George Turner, Mitarbeiter der Orga-
nisation Tax Justice. Man könne solche
Fonds genauso gut in England oder
Deutschland gründen. Also warum? Diese
Frage lässt die DEG unbeantwortet.

Die KfW erklärt zu ihrem Mikrokredit-
Fonds für Asien, dass die „gute Finanz-
infrastruktur“ für Standorte wie Luxem-
burg spreche. Das Land biete einen „weit
entwickelten Rechtsrahmen und hohe Ex-
pertise“ – und dies helfe dabei, private In-
vestoren für ein Projekt zu gewinnen.
Steuerliche Gründe seien „in keinem Fall
ausschlaggebend für die Standortwahl“.

Und Mauritius? Warum war bis Mitte
2015 noch eine „Investment Holding“ auf

der Insel im Indischen Ozean bei Appleby
zwischen Deutschland und Luxemburg
geschaltet? Dazu muss man wissen, dass
sich Deutschland wie andere Industrielän-
der schon 1972 gegenüber den Vereinten
Nationen verpflichtet hat, mindestens 0,7
Prozent vom Bruttonationaleinkommen
für Entwicklungshilfe auszugeben. Die
Quote hat Deutschland in den mehr als
vier Jahrzehnten jedoch fast nie erreicht,

obwohl sich die Regierung bemühte –
auch durch Rechenkunststücke.

Lange Zeit galt die strikte Regel, wo-
nach auf die Quote nur Geld angerechnet
worden ist, das direkt in ein Entwicklungs-
land floss. Die KfW räumt auf SZ-Anfrage
ein, dies sei seinerzeit der wesentliche
Grund dafür gewesen, die Investment Hol-
ding bei Appleby zu gründen: Aus jener Re-
gel „ergaben sich Anreize für den Einsatz
öffentlicher Mittel für Partner in Entwick-
lungsländern über entwicklungspoliti-
sche Fonds, zum Beispiel auf Mauritius“,
teilt die Bank mit. Denn die Insel vor Ost-
afrika gilt nun einmal formal als Entwick-
lungsland, staatliches Geld, das dort hin-
fließt, als „Entwicklungshilfe“ im Sinne
der 0,7-Prozent-Quote.

Kritik an diesem Vorgehen weist das
Ministerium auf SZ-Anfrage als nicht
nachvollziehbar zurück, der Fonds sei
„als Mikrofinanzfonds für asiatische Ent-
wicklungsländer ausschließlich entwick-
lungspolitisch tätig“. Die Bundesregie-
rung halte alle Kriterien für die Anrech-
nung auf die Quote aus ihrer Sicht voll-
ständig ein. Im Übrigen erhalte der Fi-
nanzstandort Mauritius im offiziellen Ra-
ting der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) die Bestnote „compliant“ – nicht
zu beanstanden. Für das Bundesministeri-
um sind „Rechtslage und Praxis in Mauri-
tius im Hinblick auf Transparenz und In-
formationsaustausch für steuerliche Zwe-
cke nicht zu beanstanden“.

Ist das so? Die OECD appelliert nämlich
auch an den Inselstaat, er solle nicht die
Zukunft des Kontinents „aufs Spiel set-
zen“, indem er „die Staatseinnahmen afri-
kanischer Länder stiehlt“.

Die Appleby-Filiale, die bis vor zwei Jah-
ren die Investment Holding für die Bun-
desregierung auf Mauritius verwaltete,
wirbt unterdessen weiterhin offensiv um
Kunden, die steuergünstig „auf afrikani-
schen und asiatischen Märkten“ Geschäf-
te machen wollen.

Mitarbeit: Bernd Dörries

Die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau bezeichnet sich als ei-
ne der größten Entwicklungs-
banken der Welt. Allein 2015
erhielt sie mehr als zwei Milli-
arden Euro Steuergelder. Ei-
nes ihrer Ziele ist es, mit Kredi-
ten Armut zu bekämpfen. Ihre
Tochter, die Deutsche Investi-
tions- und Entwicklungsge-
sellschaft, fördert privatunter-
nehmerische Initiativen in Ent-
wicklungsländern.

Quotenbringer
Deutsche Entwicklungshilfe soll armen Staaten nützen. Doch das Geld fließt oft über Steueroasen,

die gerade diesen Ländern besonders schaden. Ein Grund für den Umweg ist offenbar ein Rechentrick

„Es gibt Dinge, für
die braucht man
einen Hammer“

Läuft die Zahlung
über Mauritius,

gilt sie als
Entwicklungshilfe

Die Kf W
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D er kleine Ort San Ġiljan auf Malta
– wer die Scheinheiligkeit des deut-
schen Staates besichtigen will,

macht sich am besten auf den Weg dort-
hin. Dort hängt in der Church Street ein
Briefkasten – „No spam“ steht darauf, kei-
ne Werbung –, dazu ein Firmenname: Fra-
port. Fraport ist die Betreiberfirma des
Frankfurter Flughafens, des größten und
wichtigsten Drehkreuzes in Deutschland.
Ein staatliches deutsches Unternehmen
mit Sitz in einer Steueroase. Das ist bemer-
kenswert und noch längst nicht alles.

Die Flughafengesellschaft hat außer-
dem eine Firma in der Steueroase Luxem-
burg registriert, sie ist an einer in der Steu-
eroase Zypern beteiligt und besitzt auf
Malta nicht nur eine, sondern gleich drei
Briefkästen: für die Fraport Malta Busi-
ness Services Ltd, die Fraport Malta In-
vestment Limited und die Fraport Malta
Limited. Dies diene der „Optimierung der
Steuerposition“, antwortete das hessische
Finanzministerium 2013 auf eine Kleine
Anfrage der damals noch oppositionellen
Grünen. Auf Malta können Unternehmer
die Körperschaftsteuer nämlich auf gera-
de mal fünf Prozent drücken. Den Staa-
ten, in denen die Firmen tatsächlich ihre
Gewinne machen, entgehen so Jahr für
Jahr 3,5 bis vier Milliarden Euro, berech-
nete die Zeitung Malta Today.

Die Milliarden verschwinden, auch,
weil wohlhabende Deutsche ihr Vermö-
gen vor dem Fiskus verstecken. Und, weil
Bund, Länder und Gemeinden beim Grün-
den von Briefkastenfirmen helfen oder
selbst ihr Geld in Steuerparadiesen anle-
gen. Es ist geradezu paradox: Der Staat
versteckt sein Geld vor den Steuerregeln,
die er selbst gemacht hat.

Das sind zum Beispiel die Landesban-
ken – jene Banken also, die Bayern, Ham-
burg oder Baden-Württemberg gehören.
Einige besitzen selbst Filialen oder Toch-
tergesellschaften in Steueroasen wie Lu-
xemburg, Irland oder im US-Bundesstaat
Delaware. Dort müssen sie nur geringe
oder auch gar keine Steuern auf ihre Ge-
schäfte zahlen. Aus den Panama Papers –
dem Leak aus der panamaischen Kanzlei
Mossack Fonseca von 2016 – ging noch et-
was anderes hervor: Deutsche Landesban-
ken – die Bayerische Landesbank, die Lan-
desbank Baden-Württemberg und die
HSH-Nordbank – organisierten über die
Luxemburger Filialen freimütig Briefkas-
tenfirmen für ihre Kundschaft.

Auch in den Paradise Papers taucht die
HSH-Nordbank wieder auf. In einem Kon-
sortium mit anderen Banken ist sie bei-
spielsweise an einem Kredit für eine Rei-
he von Schiffseignern beteiligt. Die HSH
ist mit 90 Millionen Dollar dabei, der ge-
samte Kredit beläuft sich auf mehr als ei-
ne halbe Milliarde Dollar. Die Summe
wird zwanzig Firmen gewährt, die ihren
Sitz allesamt in der westafrikanischen
Steueroase Liberia haben. Sollte eine deut-
sche Staatsbank nicht Geschäfte in Steuer-
oasen vermeiden? Die HSH-Nordbank
will dazu keine Stellung nehmen.

Unternehmen, die dem Staat selbst ge-
hören oder an denen der Staat beteiligt
ist, setzen Steueroasen aber nicht nur für

ihre Kunden ein. Wie Unterlagen aus den
Paradise Papers zeigen, nutzen sie auch
selbst Briefkastenfirmen.

Der Deutschen Post, an der Bund und
Länder mit gut 20 Prozent beteiligt sind,
gehört die Firma Maria Falls Insurance
Co. Ltd. mit Sitz auf den Bermudas, einer
Steueroase. Maria Falls Insurance ist eine
Art firmeneigene Versicherung, über die
die Deutsche Post die Fracht, ihre Autos
und Laster, aber auch ihre Mitarbeiter ab-
sichert.

Jeden Euro, den die Post an Maria Falls
Insurance zahlt, muss sie in Deutschland
nicht versteuern. Und die Maria Falls Insu-
rance meldet ihre Gewinne auf den Ber-
mudas – dort fallen kaum Steuern an.
Könnte die Post ihre Versicherung nicht in
Deutschland betreiben? Auf Anfrage von
SZ, NDR und WDR erklärte die Deutsche
Post DHL Group, wie das weltweit tätige
Unternehmen heute heißt, sie ziehe kei-
nen steuerlichen Nutzen aus der Maria
Falls Insurance.

Fragt man das Bundesfinanzministeri-
um, ob es in Ordnung ist, dass deutsche
Staatsunternehmen Schlupflöcher in
Steueroasen nutzen, lautet die Antwort:
„Unternehmen (gleich ob in privater oder
in öffentlicher Hand) müssen sich an die
bestehenden steuerlichen Gesetze halten.
Dazu zählt insbesondere die Befolgung
derjenigen Regelungen, die der Bekämp-
fung von Gewinnkürzungen und Gewinn-
verlagerungen dienen.“ Übersetzt heißt
das: Erlaubt ist alles, was legal ist. Die
Steuermoral kann hintanstehen.

Diese Haltung hat nur zwei Haken:
Nicht immer ist eindeutig, welches Steuer-
schlupfloch legal oder illegal ist. EU-Kom-
missionspräsident Jean-Claude Juncker
etwa verteidigte das Vorgehen seiner Hei-
mat Luxemburg als legal – Steuergeschen-
ke an Firmen seien in Ordnung. Eine Un-
tersuchung der EU widerlegte dies: Lu-
xemburg hat nach Überzeugung der EU-
Kommission dem Online-Händler Ama-
zon illegale Steuervorteile eingeräumt.

Zweitens: Ein Staat, der selbst in Steuer-
oasen agiert, sendet – auch wenn alles le-
gal ist – unweigerlich ein Signal: dass Ge-
schäfte in Steueroasen doch gar nicht so
problematisch seien. „Die Devise, was
nicht verboten ist, darf man machen, ist
zu nachsichtig“, sagt Thomas Eigenthaler,
der Chef der Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft. „Die öffentliche Hand hat nicht
nur die rechtliche Pflicht, sondern auch ei-
ne moralische Verantwortung, in Steuer-
fragen ‚sauber‘ zu bleiben.“  m. much,
k. langhans, h. munzinger, f. ober-
maier, v. wormer, t. zick

Staat paradox
Jeder soll Steuern zahlen. Doch

der deutsche Staat besitzt Firmen, die Geld in

Steueroasen verstecken. Was soll das?

Es gibt auch eine
moralische Pflicht

der Regierung

Auf Sand gebaut: The Squaire ist ein spektakuläres Bürogebäude am Frankfurter Flughafen. Das Felsentor im Inselstaat Malta, auf dem es hier steht, heißt Blaues Fenster. Es ist im März eingestürzt. Die Briefkastenfirmen des Flughafens bestehen weiter.
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Im Jahr 2002 wird bekannt, dass Iran
seit geraumer Zeit heimlich an einem
Atomprogramm arbeitet. Das Regime

in Teheran behauptet, die Kernkraft nur
für friedliche Energieversorgung zu entwi-
ckeln. Die Vereinigten Staaten, Großbri-
tannien, Frankreich und Deutschland ver-
muten jedoch, Iran strebe nach Atomwaf-
fen. Deshalb erlassen die USA und die Eu-
ropäische Union Sanktionen gegen das
Land. Erst 2015 einigen sich die fünf Veto-
mächte im Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen, die USA, Russland, Frankreich,
Großbritannien und China, sowie
Deutschland und die EU mit Iran auf ei-
nen Deal: Das Land am Persischen Golf
stimmte zu, sein Programm zur Anreiche-
rung von Uran bis zu 25 Jahre lang kontrol-
lieren zu lassen oder einzuschränken.

In der Zwischenzeit werden jedoch vie-
le iranische Bürger, Firmen und Kreditin-
stitute mit Sanktionen belegt: Von Okto-
ber 2007 bis Januar 2016 steht die Bank
Melli Iran auf der Sanktionsliste des Of-
fice of Foreign Assets Control (OFAC) des
US-Finanzministeriums. Die EU zieht im
Juni 2008 nach.

Auch die Anwaltskanzlei Appleby ist in-
direkt betroffen. Denn auf den Kaimanin-
seln verwaltet sie zwei Briefkastenfirmen,
hinter denen die mit Strafmaßnahmen be-
legte Bank Melli Iran steckt. Die Inseln
sind britisches Überseegebiet, die Sanktio-
nen der EU greifen auch dort. Und sie besa-
gen zu dieser Zeit eindeutig, dass man be-
troffenen Firmen auch nicht mittelbar
Geld oder Dienstleistungen zukommen
lassen darf: Sind also über einen Konzern
Sanktionen verhängt, dürfen auch mit

den Tochterunternehmen keine Geschäf-
te gemacht werden.

Appleby scheint nichts zu unterneh-
men, als sie davon erfährt, dass die Bank
von der EU mit Sanktionen belegt ist. Im
Gegenteil, die Anwaltskanzlei richtet so-
gar noch eine dritte Offshore-Firma ein.
Erst im März 2009 ändert Appleby sein
Verhalten: Da überziehen die USA zwei
der drei Briefkastenfirmen direkt mit

Sanktionen, und Appleby erhält Post von
der Währungsbehörde CIMA, welche die
Finanzdienstleistungen auf den Kaiman-
inseln überwacht. Sie informiert die Kanz-
lei über die neuen Strafmaßnahmen und
verlangt Auskunft. Erst jetzt tritt Appleby
als Verwalter aller drei Briefkastenfirmen
zurück. Auf Anfrage wollte sich die An-
waltskanzlei dazu konkret nicht äußern.
Lediglich allgemein ließ Appleby verlau-
ten: Man habe für Personen oder Unter-
nehmen, die Sanktionen unterworfen sei-
en, nur Dienste geleistet, wenn das Gesetz
diese erlaubte. Von der Bank Melli Iran er-
hielt die SZ auf die Bitte um Stellungnah-
me keine Antwort. mauritius much

Bombengeschäfte
Iran hat ein Atomprogramm? Einer Firma

ist das offenbar erst einmal herzlich egal

Die
Kontrollbehörde

schlägt Alarm
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Arabischer Frühling
Als Libyen im Chaos versinkt, wittert Appleby eine Chance.

Die Kanzlei will trotz Sanktionen weiter am Vermögen des Landes verdienen

M ehr als 41 Jahre herrschte Mu-
ammar al-Gaddafi bereits über
Libyen, als es dort während des

Arabischen Frühlings ab Februar 2011 zu
Aufständen kommt. Gaddafi wurde ge-
stürzt und floh aus der Hauptstadt Tripo-
lis. Im Oktober 2011 entdeckten ihn Auf-
ständische in der Betonröhre eines Ka-
nals in der Stadt Sirte. Handyvideos von
diesem Tag zeigen den selbsternannten
„König der Könige Afrikas“ blutüber-
strömt inmitten eines feiernden Lyn-
chmobs. Am Ende des Tages war Muam-
mar al-Gaddafi tot.

Fünf Jahre zuvor hatte Gaddafi die Li-
byan Investment Authority (LIA), eine
Art Staatsfonds, gegründet, um die Über-
schüsse aus dem Ölexport anzulegen.
Die Konten der LIA waren im März 2011 –
während der Aufstände in Libyen – von
den USA, der EU und den Vereinten Natio-
nen eingefroren worden. Gaddafi und sei-
ne Söhne waren dafür berüchtigt, Geld
aus Staatsunternehmen für ihre ganz
persönlichen Interessen abzuzweigen.
Da es bis heute keine funktionierende
Einheitsregierung in dem Land gibt, ist
das Vermögen der LIA weiter blockiert.

Das gilt auch für drei Fonds der liby-
schen Behörde, die die Anwaltskanzlei
Appleby ab 2014 betreut und in denen
sich laut den Paradise Papers zu diesem
Zeitpunkt Anlagen im Wert von 700 Milli-
onen Dollar befinden. Appleby über-
nimmt die Aufgabe, nachdem der vorhe-
rige Fondsverwalter zurückgetreten ist.
„Er sieht es als Risiko für den guten Ruf
an, weiter mit ihnen (den Fonds; Anm. d.
Red.) zu tun zu haben“, schreibt ein Apple-

by-Mitarbeiter einem Kollegen in einer
E-Mail. Doch die Kanzlei hat offenbar we-
niger Probleme damit, die Fonds einer
sanktionierten libyschen Behörde zu ver-
walten. „Keine Panik (oder Panik auslö-
sen!)“, schreibt derselbe Mitarbeiter spä-
ter an einen Kollegen, man sammele erst
einmal alle Fakten, bevor man die Angele-
genheit weitertreibe. Schließlich ist der
Job äußerst lukrativ. Appleby soll dafür
pro Jahr 150 000 Dollar bekommen.

Deshalb lässt sich die Kanzlei offenbar
auf diese Aufgabe ein, obwohl sie „hoch-
sensibel und sehr riskant ist“, wie es in ei-
nem Protokoll des Risikokomitees der Ap-
pleby-Filiale auf der Isle of Man vom
30. Juli 2014 heißt. Ungefähr zur selben
Zeit bricht in Libyen erneut ein blutiger
Bürgerkrieg aus. Diesmal bekämpfen sich
vor allem islamistische und säkulare Mili-
zen. Das frisch gewählte Parlament zieht
aus Sicherheitsgründen in die Hafenstadt
Tobruk nahe der ägyptischen Grenze. Die
Abgeordneten kippen dort unter anderem
ein Gesetz, das ehemalige Amtsträger des
Gaddafi-Regimes von politischen Ämtern
ausschloss – Rückenwind für Getreue des
getöteten Despoten. Wochen später tritt
die international anerkannte Regierung
zurück, in Tripolis bildet sich eine von Isla-
misten gestützte „Regierung der Nationa-
len Rettung“. Kurz: Es regiert das Chaos.

Appleby sorgt sich aber vor allem um
die eigene Reputation. „Das Hauptrisiko
für den guten Ruf“ ist, dass es keinen kla-
ren Bruch seitens der Libyan Investment
Authority vom Gaddafi-Regime gibt, kon-
statiert das Risikokomitee der Kanzlei.
Auf Anfrage wollte Appleby dazu nicht

konkret Stellung nehmen. Lediglich allge-
mein erklärte die Kanzlei, man habe für
Personen oder Unternehmen, die Sanktio-
nen unterworfen seien, nur Dienste geleis-
tet, wenn das Gesetz diese erlaubte. Die
LIA beantwortete eine schriftliche Anfra-
ge nicht.

Während Appleby aus freien Stücken
an der Geschäftsbeziehung festhält, befin-
den sich mehrere internationale Großban-
ken in der Lage, die mit Sanktionen beleg-
ten Fonds als Kunden behalten zu müs-
sen, selbst wenn sie sie gerne loswerden
wollten. Darunter auch die Deutsche
Bank. Sie hält bis mindestens Januar 2016
Bargeld der drei Fonds auf mehreren Kon-
ten. Die Gelder sind eingefroren, dürfen al-
so nicht ausgezahlt werden, was einen Ab-
bruch der Kundenbeziehung schwierig
macht. Die Barmittel auf den stillgelegten
Konten wachsen derweil stetig, zum Bei-
spiel durch Ausschüttungen aus Unterneh-
mensbeteiligungen. Zwischen Januar
2015 und 2016 um ganze 26 Prozent auf
mehr als 45 Millionen US-Dollar. Die Deut-
sche Bank lässt dazu nur mitteilen, dass
sie sich nicht „zu einzelnen Beziehungen
mit Kunden oder Nichtkunden“ äußere.

Im Jahr 2015 stellt ein Appleby-Mitar-
beiter fest, dass die Kanzlei noch mit vier
weiteren libyschen Firmen und einer
Bank Geschäfte macht, die mit Sanktio-
nen belegt sind. Auch dazu will die Kanzlei
auf Anfrage nicht Stellung nehmen. Wie-
derum tagt das Risikokomitee von Apple-
by Isle of Man, das mögliche Rechtsverstö-
ße prüfen soll. „Wir müssen nichts unter-
nehmen“, heißt es in einer E-Mail.
 m. much, h. munzinger
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Die Sberbank bestritt auf Anfrage der
SZ, nach der Verhängung von Sanktionen
Kunde von Appleby geworden zu sein.
Doch laut den Paradise Papers half die
Kanzlei in dieser Zeit bei Deals mit, an de-
nen die Sberbank beteiligt war. Dazu woll-
te die Bank nicht öffentlich Stellung neh-
men. Anfragen an die übrigen Konzerne
und Banken blieben unbeantwortet.

Appleby scheint sich von Sanktionen we-
nig beeindrucken zu lassen. Mit Arkadij
und Boris Rotenberg macht die Kanzlei
selbst dann noch Geschäfte, als diese be-
reits von den USA – und im Falle Arkadij
Rotenbergs auch von der EU – mit Sanktio-
nen überzogen sind. Eine Niederlassung
Applebys auf der Isle of Man in der Iri-
schen See verwaltet zeitweise die drei Brief-
kastenfirmen Eagle Aviation Limited, Sen-
tonan Investments Limited und Damstone
Limited, durch die die Rotenberg-Brüder
mehrere Business-Jets in die EU impor-
tiert haben. Hinzu kommt die Firma Hilan-
ser Limited mit Sitz auf den Britischen
Jungferninseln, die laut den Paradise Pa-
pers zumindest zeitweise Arkadij Roten-
berg gehörte. Anfragen der SZ ließen Arka-
dij und Boris Rotenberg unbeantwortet.

Besonders heikel wird die Geschäftsbe-
ziehung 2014. Denn seit dem 30. Juli jenes
Jahres steht Arkadij Rotenberg auf der
Sanktionsliste der EU. Und seit dem 8. Au-
gust 2014 gelten diese Sanktionen auch
auf der Isle of Man. Die Insel ist zwar kein
Mitglied der EU, gehört aber der Zollunion
an und setzt EU-Recht teilweise um, so
auch die Russland-Sanktionen. Jetzt wird
es gefährlich für Appleby, denn mit Arka-
dij Rotenberg weiter Geschäfte zu machen,
könnte vor Gericht als Bruch von Sanktio-
nen gewertet werden. Das hängt davon ab,
wie streng die oft etwas schwammig formu-
lierten Bestimmungen ausgelegt werden.

Der Compliance Manager von Appleby
Isle of Man LLC ist jedenfalls sofort alar-
miert, denn mehrere Firmen Rotenbergs
sind auf der Insel registriert. In einer
E-Mail an Kollegen schreibt er umgehend:
„Weil Herr Rotenberg jetzt auf der Liste
steht, müssen wir sofort Maßnahmen er-
greifen, um die Beziehung einzufrieren.“

Die Partner in der Anwaltskanzlei sehen
das offenbar anders. Womöglich haben sie
mehr Sorge, einen reichen Kunden zu ver-
lieren, als Sanktionen zu brechen. Anstatt
sofort Maßnahmen zu ergreifen, wie emp-
fohlen, übergibt Appleby erst ein Jahr spä-
ter Arkadij Rotenbergs Firma Sentonan In-
vestments Limited einem anderen Anbie-
ter juristischer Dienstleistungen. Die
Eagle Aviation Limited, auf die eine Zeit
lang Rotenbergs Jet zugelassen ist, verwal-
tet Appleby sogar bis mindestens April
2016.

Welche Geschäfte Arkadij Rotenberg in
dieser Zeit mithilfe der Firma geschlossen
hat, wollte der Oligarch auf Anfrage nicht
erklären. Aus den Paradise Papers ergibt
sich allerdings, dass in dieser Zeit mindes-
tens ein Flugzeug, das die Firma besitzt, an
eine Bank übereignet wird. Und wenigs-
tens bis April 2016 wird auch Arkadij Roten-
berg als Appleby-Kunde und wirtschaft-
lich Berechtigter dieser Briefkastenfirma
geführt – mehr als anderthalb Jahre, nach-

dem er von der EU auf die Sanktionsliste
gesetzt worden war.

Wie sehr sich die Verantwortlichen bei
Appleby darüber ärgern, dass sie Kunden
wie die Rotenbergs letztlich doch aufgeben
müssen, wird im Juli 2017 deutlich: „Es ist
wirklich schade. Ich weiß, dass das, was sie
getan haben, politisch falsch war. Aber un-
sere Kunden waren exzellent. Sie haben
für Top-Service bezahlt und sie haben ihn
bekommen“, sagt Brian Johnson, der bis
Ende 2015 technischer Direktor von Apple-
bys Flugzeugabteilung war, im Interview
mit dem Guardian. Die britische Zeitung
ist ein Kooperationspartner der Süddeut-
schen Zeitung im Paradise-Papers-Projekt.

Es ist erstaunlich, dass sich Appleby
nicht sofort von den mit Sanktionen beleg-
ten Kunden trennt. Denn die Kanzlei, de-
ren Partner und Mitarbeiter sich gerne als
die Guten der Offshore-Branche inszenie-
ren, rühmt sich ihrer Fairness und ihres gu-
ten Rufs. Intern sorgt die Haltung Apple-
bys gerade im Fall Rotenberg jedoch im-
merhin für Diskussionen: Anfang Mai
2014, als Arkadij und Boris bereits seit an-
derthalb Monaten von den USA mit Sankti-
onen belegt sind, schreibt der Compliance-
Manager der Niederlassung auf den Kai-
maninseln in einer E-Mail: „Die Risiken,
wenn man mit durch Sanktionen belegten
Personen ... Geschäfte macht, sind groß.“

Trotz dieser Mahnung hält Appleby an
ihrem Geschäftspartner fest. In einem ähn-
lichen Fall errichtet die Kanzlei sogar eine
neue Brücke: So heißt Appleby im April
2015 die Russian Agricultural Bank als Kun-
din willkommen, obwohl offensichtlich ist,
dass das Finanzinstitut seit 2014 auf den
Sanktionslisten von EU und USA steht. Wie
heikel die Beziehung ist, zeigt ein interner
E-Mail-Wechsel. Besorgt fragt die Senior-
Compliance-Beauftragte der Filiale auf
den Kaimaninseln: „Könnt ihr bitte bestäti-
gen, dass ihr den Auftrag sorgfältig durch-
dacht habt und dass dies keine Sanktionen
bricht?“ Daraufhin antwortet eine Mitar-
beiterin aus dem Büro auf den Britischen

Jungferninseln: „Die Russian Agricultural
Bank unterliegt nur Sanktionen, die Kapi-
talbeschaffung betreffen.“ Solange der Auf-
trag nicht die Beschaffung von Kapital auf
den Märkten, die den Sanktionen unter-
worfen seien, ermögliche, „sollte das Enga-
gement in Ordnung sein“.

Die Antwort zeigt, wie Appleby die Gren-
zen der Sanktionsbestimmungen auslotet:
Die Kanzlei analysiert haargenau, ob das
geplante Geschäft das Territorium der EU
oder der USA berührt und welchen Sanktio-
nen die betreffende Person oder Firma un-
terliegt. Ist das Geschäft aus Sicht der Kanz-
lei rechtlich gerade noch erlaubt, lässt sie
es zu. In einer allgemein gehaltenen Ant-

wort auf mehrere detaillierte Anfragen von
ICIJ und SZ lässt Appleby verlauten: Man
habe für Personen oder Unternehmen, die
Sanktionen unterworfen seien, nur Diens-
te geleistet, wenn das Gesetz diese erlaub-
te. Zudem hole man sich bei unabhängigen
Sanktionsexperten Rat ein, ob ein be-
stimmtes Geschäft Sanktionen berühre.
Zu den Brüdern Rotenberg, iranischen
oder libyschen Unternehmen oder Banken
nahm die Kanzlei jedoch nicht Stellung. Le-
diglich bezüglich der russischen Banken
heißt es, dass man für sie trotz der Sankti-
onsbestimmungen gewisse Dienstleistun-
gen erbringen dürfe.

Kanzleien wie Appleby kommt dabei zu-
gute, dass die Sanktionen nicht immer ein-
deutig und lückenlos gefasst sind. Die Brü-
cken zu gelisteten Personen oder Firmen
werden von der internationalen Staatenge-
meinschaft mitunter nur zum Teil ge-
sprengt. Die US-Sanktionsbehörde Office
of Foreign Assets Control (OFAC) etwa un-
terscheidet zwischen kompletten und bran-
chenspezifischen Sanktionen; bei letzte-
ren sind bestimmte Transaktionen er-
laubt. Auch bei der EU gibt es Schlupflö-
cher: Zum Beispiel sind Geschäfte mit den
Tochterfirmen der von Sanktionen betrof-
fenen Gesellschaften nicht immer verbo-
ten; im Einzelfall soll eine eigene Risiko-
analyse entscheiden.

Auch die Rotenbergs sind erprobt darin,
ihre Geschäfte gut zu tarnen. Zumindest
bis vor Kurzem gehörten ihnen Briefkas-
tenfirmen auf den Britischen Jungfernin-
seln. Normalerweise sind diese Firmen
und deren wahre Eigentümer komplett
von der Öffentlichkeit abgeschottet und
auch für ausländische Fahnder undurch-
sichtig. Die Panama Papers aus der Kanzlei
Mossack Fonseca allerdings, jene Daten,
die der Süddeutschen Zeitung zugespielt
wurden und 2016 Schlagzeilen machten,
verraten: Arkadij Rotenberg war mindes-
tens bis 2010 Eigentümer mehrerer Fir-
men; eine davon, Causeway Consulting Li-
mited, hielt laut den Panama Papers über
Umwege angeblich sogar zeitweise Anteile
an der Eigentümerfirma der Nordstream-
Pipeline, die russisches Gas nach Deutsch-
land befördert.

Obwohl die Rotenbergs in diesem Ver-
steckspiel geübt sind, können sie sich den
westlichen Sanktionen nicht ganz entzie-
hen. Im Herbst 2014 etwa beschlagnah-
men italienische Behörden mehrere Villen
der Rotenbergs in Cagliari, Tarquinia und
Arzachena sowie das Berg Luxury Hotel in
Rom. Die russische Duma debattiert dar-
aufhin über ein Kompensationsgesetz:
Russische Unternehmer, die von der EU
oder den USA mit Sanktionen belegt sind,
sollten auf Staatskosten entschädigt wer-
den. Dieser Vorschlag scheitert aber an
breitem Widerstand gegen das „Rotenberg-
Gesetz“, das nur Putins reichen Freunden
zugutekommen würde.

Arkadij Rotenberg hat sich derweil mut-
maßlich auf andere Weise gewappnet - mit
einem nicht ganz neuen, aber sehr effizien-
ten Trick. Er hat, so geht es aus den Pana-
ma Papers hervor, Briefkastenfirmen auf
einen seiner Söhne umgeschrieben. Der ist
nicht von den Sanktionen betroffen.

Die Rotenbergs
wissen, wie man
Geschäfte tarnt

Effizienter Trick:
Firmen an die

Kinder übertragen

Der Sturz
des libyschen Diktators
Muammar al-Gaddafi

und das Atomprogramm
des Iran führten zu

Sanktionen gegen die
beiden Länder.
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R usslands Präsident Wladimir
Putin lässt sich im März 2014
dafür feiern, dass er die Krim
annektiert hat. Feuerwerk
steigt in den Moskauer Nacht-

himmel, und etliche Russen glauben, dass
ihr Land zurück ist auf dem Weg zu alter
Größe. Putin hat die Halbinsel im Schwar-
zen Meer illegal dem Nachbarland Ukraine
entwunden, nun aber steht er vor einem
Problem: Das neue Staatsgebiet lässt sich
vom russischen Festland aus nur mit Flug-
zeug oder Schiff erreichen. Putin also be-
schließt, den Bau einer Brücke voranzutrei-
ben, für Autos, für Züge, 19 Kilometer
übers Meer.

Mit dem Prestigeprojekt beauftragt er
Arkadij Rotenberg, einen alten Freund aus
jenen Zeiten, in denen Sankt Petersburg
noch Leningrad hieß. In den 1960er-Jah-
ren lernten sich die beiden in einer Jugend-
gruppe kennen, später waren sie Trainings-
partner beim Judo. Heute ist Rotenberg in
den Augen vieler Kritiker ein Strohmann,
über den Putin ein Vermögen anhäuft. Und
einer der wenigen, denen Putin vertraut.

Die geplante Brücke in der Straße von
Kertsch – zwischen Schwarzem und Asow-
schem Meer – ist freilich viel mehr als ein
Bauwerk, sie ist eine Provokation. Jeden-
falls aus Sicht westlicher Regierungen, für
die sie den permanenten Bruch des Völker-
rechts symbolisiert. Entsprechend re-
agiert der Westen: Er will Moskau dazu
zwingen, die Krim zurückzugeben. Um das
zu erreichen, bestraft er jene, die Putin na-
hestehen. Den innersten Zirkel des Präsi-
denten.

Unmittelbar nach der Annexion der
Krim, am 20. März 2014, verhängen die
USA Sanktionen gegen Putins Weggefähr-
ten Rotenberg, vier Monate später zieht
die Europäische Union nach. Rotenbergs
Konten und Güter in den USA und der EU
sind eingefroren, er darf auch nicht in die
EU reisen. Bürger und Firmen aus den USA
und der EU dürfen ihm weder Geld noch
Güter zukommen lassen.

Sanktionen sollen ein Land dazu zwin-
gen, sein Verhalten zu ändern, indem sie
Brücken abreißen. Personen aus dem ge-
ächteten Land dürfen nicht mehr reisen,
keine Waren mehr ausführen, kein Geld
überweisen. Für Putins Entourage, die sich
gern an den teuersten Orten der Welt auf-
hält, soll der Weg in den Westen fortan ver-

sperrt sein, kein Privatjet Rotenbergs soll
mehr in Wien, Paris oder London landen,
kein Geschäft mehr mit europäischen oder
amerikanischen Firmen getätigt werden
können. Doch so alt wie Sanktionen sind
auch die Versuche, sie zu umgehen. Brief-
kastenfirmen und Offshore-Trusts dienen
oft dazu, staatliche Strafmaßnahmen aus-
zuhebeln. Im Fall des mit Sanktionen beleg-
ten Unternehmers Rotenberg war die Kanz-
lei Appleby zumindest bis April 2016 eine
der Helferinnen. Dort, wo USA und EU Brü-
cken für Rotenberg abreißen wollten, ebne-
te jene Firma, die nun im Zentrum der Para-
dise Papers steht, zeitweise offenbar neue
Wege.

Arkadij Rotenberg hat in der Krim-Kri-
se erkennen müssen, dass es Fluch und Se-
gen zugleich ist, ein Freund Putins zu sein.
Seine Nähe zum Präsidenten hat ihn, wie
andere Oligarchen, zum Milliardär ge-
macht. Dabei interessierte er sich anfangs
gar nicht für Geschäfte. Der promovierte
Sportpädagoge arbeitete zunächst als Trai-
ner in Leningrader Sportklubs und gründe-
te später die Judo-Kooperative „Jawara-
Newa“, deren Ehrenpräsident dann Wladi-
mir Putin wurde.

Nach dem Ende der Sowjetunion entde-
cken Arkadij und sein jüngerer Bruder Bo-
ris ihren Geschäftssinn. Anfangs gehören
ihnen nur eine Tankstellenkette und ein Si-
cherheitsdienst, bald folgt eine Wodkafa-
brik, dann eine Bank, dann Energiefirmen.
Sie bauen Pipelines und Teile der Infra-
struktur für die Olympischen Spiele 2014
in Sotschi – allein Putins Winterspektakel
beschert ihnen nach Recherchen des Medi-
endienstes Bloomberg Aufträge im Wert
von mehr als sieben Milliarden Dollar. Der
wirtschaftliche Aufstieg der Rotenbergs
geht Hand in Hand mit dem politischen
Aufstieg Wladimir Putins. Forbes kürt Ar-
kadij Rotenberg sogar zum „König der
Staatsaufträge“.

Nach der Annexion der Krim bittet Pu-
tin seinen alten Freund Arkadij, die Brücke
in der Meerenge zu errichten, obwohl des-
sen Konzern Stroigasmontasch (SGM) of-
fenbar noch nie eine Brücke gebaut hat.
Rotenberg, der Kampfsportler, der sich
selbst in seiner Doktorarbeit als „Vertreter
des aggressiven Teils der Gesellschaft“ be-
schrieben hat, sagt zu. „Es ist ein wichtiges
Projekt für das Land“, erklärt Rotenberg
der russischen Zeitung Kommersant. Rund
drei Milliarden Dollar soll das Bauwerk kos-
ten.

Der Westen möchte Putin derweil we-
gen des Landraubs auf der Krim bestrafen,
ohne die gesamte Bevölkerung zu treffen.
Er verzichtet deswegen auf ein komplettes
Embargo und richtet lieber gezielte Sankti-
onen gegen russische Firmen, Banken so-
wie jene Oligarchen, die am meisten vom
System Putin profitieren. Gegen Leute wie
Arkadij Rotenberg also. Die Sanktionen
vom 30. Juli 2014 begründet die EU damit,
dass Rotenberg ein „langjähriger Bekann-
ter von Präsident Putin und sein früherer
Judo-Trainingspartner“ ist und „bei der

Vergabe wichtiger Verträge durch den rus-
sischen Staat oder durch staatseigene Un-
ternehmen begünstigt“ wurde. Die EU ver-
weist auch auf Rotenbergs Rolle beim Brü-
ckenprojekt. Der Bau der Brücke würde
„die Eingliederung der Krim in die Russi-
sche Föderation konsolidieren, was die ter-
ritoriale Unversehrtheit der Ukraine wei-
ter untergräbt.“ Am selben Tag wie Arkadij
belegen die USA außerdem dessen Bruder
Boris mit Sanktionen, auch er gilt als enger
Freund Putins. Von der EU bleibt er laut
Forbes nur verschont, weil er zusätzlich ei-
nen Pass des EU-Mitglieds Finnland be-
sitzt.

Der Westen meint es ernst. Amerikaner,
die mit den Rotenbergs nun Geschäfte ma-
chen, müssen hohe Bußgelder zahlen und
mit einer Gefängnisstrafe von bis zu 20 Jah-
ren rechnen. Auch von Bürgern und Unter-
nehmen aus der EU dürfen Arkadij Roten-
berg „weder mittelbar noch unmittelbar
Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen
zur Verfügung gestellt werden oder zugute-
kommen“. Verschaffen deutsche Staatsbür-
ger Rotenberg dennoch diese Mittel, dro-
hen ihnen bis zu fünf Jahre Haft oder ein
Bußgeld von bis zu 500 000 Euro.

Für Rotenberg ist das lästig, denn wie
viele russischen Oligarchen gibt er sein Ver-
mögen auch im Westen aus. Er besitzt zu-
mindest bis zum Frühjahr 2016 Immobi-
lien in Italien und Privatjets, die auf der Is-
le of Man registriert sind. Trotz der Sanktio-
nen hilft ihm Appleby mindestens bis April
2016 und versucht, die Verbindungen zu er-
halten, die der Westen kappen will.

Zudem ist die Kanzlei direkt oder indi-
rekt einem knappen Dutzend Banken und
Firmen aus Russland, Iran oder Libyen zu
Diensten, während diese Gesellschaften
längst mit Sanktionen von der EU und den
USA belegt sind. Darunter befinden sich
die Kreditinstitute Sberbank, VTB Bank,
Gazprombank, das Institut VEB, die Russi-
an Agricultural Bank, die Bank of Moscow,
die 2016 mit der VTB fusionierte, sowie der
Ölkonzern Rosneft. Verbindungen gab es
zudem zum libyschen Staatsfonds, der Li-
byan Investment Authority (LIA), sowie zur
Bank Melli Iran.

� Fortsetzung nächste Seite

Eine Brücke
in den
Westen

Internationale Sanktionen können
einem ganz schön das Geschäft verhageln.

Es sei denn, man heißt
Arkadij Rotenberg und hat eine

findige Kanzlei wie Appleby

von mauritius much, frederik obermaier
und nicolas richter

Der Oligarch
gibt sein

Geld gerne in
Italien aus

Die Freundschaft
mit Putin ist

für Rotenberg
Fluch und Segen

Russlands
Präsident Wladimir Putin

und Arkadij Rotenberg.
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München – Vermögen des britischen
Thronfolgers Prinz Charles ist in eine Off-
shore-Firma auf den Bermudas geflossen.
Die Firma investierte in nachhaltige Forst-
wirtschaft, während der Prinz selbst eine
Kampagne zum Schutz der Regenwälder
unterstützte. Das zeigen Dokumente aus
den Paradise Papers.

Die Investition tätigte das Herzogtum
Cornwall, das für Charles, der auch Herzog
von Cornwall ist, ein Vermögen von umge-
rechnet über einer Milliarde Euro verwal-
tet. Ein Sprecher des Herzogtums sagte der
britischen Tageszeitung The Guardian: „In
allen Fällen erhalten diese Investitionen
keinerlei Steuervorteile aufgrund ihres
Standortes oder eines anderen Aspekts ih-
rer Struktur, und die Steuerbehörden erlei-
den dadurch keinerlei Einnahmeausfälle.“

Im Jahr 2007 kaufte das Herzogtum An-
teile an der Firma „Sustainable Forestry
Management“auf den Bermudas. Das Un-
ternehmen investierte in Wälder in Austra-
lien, Afrika, Lateinamerika und Südostasi-
en. Die Paradise Papers legen nahe, dass
ein enger Freund von Charles, der Ge-
schäftsmann Hugh Van Cutsem, den Kon-
takt zwischen dem Herzogtum und der Ber-
muda-Firma herstellte.

Im Protokoll einer Vorstandssitzung
heißt es: „Der Vorsitzende dankte Herrn
Van Cutsem für seine Einführung des Her-
zogtums Cornwall und bat den Vorstand ...,
dass die Unterzeichnung des Herzogtums
Cornwall geheim gehalten werden soll, mit
Ausnahme gesetzlich vorgeschriebener Of-
fenlegungen.“ Alle Beteiligten hatten offen-
bar kein Interesse, dass die Verbindung zu
Charles öffentlich würde.

Das Herzogtum Cornwall bestreitet auf
Anfrage des Guardian, dass Charles in das
Geschäft involviert gewesen sei: „Der
Prinz von Wales hat keinen direkten Ein-
fluss auf die Investitionsentscheidungen
des Herzogtums.“ Die Paradise Papers le-
gen aber nahe, dass Van Cutsem den Prin-
zen zumindest für eine Lobbytätigkeit ge-
winnen wollte. Die Firma auf den Bermu-
das unterstützte nämlich eine gemeinsa-
me Erklärung internationaler NGOs, die
mehr finanzielle Anreize für den Schutz
der Regenwälder forderte. Anreize von de-
nen das Unternehmen mutmaßlich selbst
profitiert hätte.

Das Herzogtum teilte mit, dass sich der
Prinz nie zu Themen äußere, „nur weil das
Herzogtum in ein Unternehmen investiert
hat“. Die Finanzbeamten des Prinzen ver-
kauften die Anteile an der Firma auf den
Bermudas auch nach einem Jahr weiter.
Deren Wert war in der Zwischenzeit um sa-
genhafte 225 Prozent gestiegen. Ein glän-
zendes Geschäft. Später geriet die Firma in
finanzielle Schwierigkeiten und wurde im
Jahr 2011 schließlich aufgelöst.

Auch über die Finanzen von Königin Eli-
sabeth II. wird seit Sonntag in Großbritan-
nien debattiert. Die Paradise Papers bele-
gen, dass die royalen Finanzverwalter pri-
vates Vermögen der Königin in einen Off-
shore Fonds auf den Kaimaninseln inves-
tierten. Von dort floss das Geld dann in ein
umstrittenes Unternehmen, das überteuer-
te Leasing-Verträge für Haushaltsgeräte,
zum Beispiel Staubsauger, an Geringver-
diener vermittelt. hannes munzinger

hilary osborne

Wie die Mutter,
so der Sohn

Auch Prinz Charles soll von
Offshore-Anlage profitiert haben

Paradise Papers
Die Schattenwelt des 
großen Geldes
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von mauritius much
und alexander mühlauer

München/Brüssel – Die Kanzlei Appleby
hat Personen, Firmen oder Banken gehol-
fen, die auf internationalen Sanktionslis-
ten standen. Darunter befanden sich meh-
rere russische Kreditinstitute wie die Gaz-
prombank oder die VTB Bank, aber auch
die Bank Melli Iran, der libysche Staats-
fonds LIA oder der russische Ölkonzern
Rosneft. Am engsten war die Geschäftsbe-
ziehung jedoch zu den Brüdern Rotenberg:
So war Arkadij Rotenberg, Jugendfreund
von Russlands Präsident Wladimir Putin
und einflussreicher Oligarch noch zumin-
dest bis April 2016 Kunde der Kanzlei, ob-
wohl er von den USA bereits im März 2014
und von der EU im Juli 2014 mit Sanktio-
nen belegt worden war. Die Strafmaßnah-
men, die infolge der Annexion der Krim
verhängt wurden, sollen Putins innersten
Zirkel, darunter Rotenberg, treffen.

Appleby war auch Arkadijs Bruder Boris
Rotenberg zu Diensten. Die Kanzlei half
den Brüdern, mithilfe von Briefkastenfir-
men insgesamt drei Flugzeuge über die Is-
le of Man in die EU zu importieren – ähn-
lich wie bei Lewis Hamilton. Der viermali-
ge Formel-1-Weltmeister sparte so vier Mil-
lionen Euro Mehrwertsteuer bei der Ein-
fuhr seines Jets nach Europa. Die Kanzlei
erklärte auf Anfrage, sie habe sich an Recht
und Gesetz gehalten. Interne Dokumente
zeigen aber, dass der Umgang mit den Kun-
den sogar intern umstritten war.

In der EU haben die Erkenntnisse aus
den Paradise Papers einen Streit über die
Steuerschlupflöcher einzelner Mitglied-
staaten ausgelöst. „Das niederländische
Modell ist nach unseren Regeln verboten“,
sagte EU-Steuerkommissar Pierre Mosco-
vici beim Treffen der europäischen Finanz-
minister am Dienstag in Brüssel. Er nahm
Bezug auf das Konstrukt, mit dem der
Sportartikelhersteller Nike seine Steuer-

last im großen Stil gedrückt haben soll.
Nach Angaben von EU-Diplomaten haben
die Niederlande entsprechende Vorgaben
noch nicht in nationales Recht umgesetzt –
sie haben dafür allerdings bis 2019 Zeit.
„Die Botschaft an dieses Land und andere
Staaten ist, dass wir Regelungen haben
und dass wir nicht bis zum letzten Moment

warten müssen, um sie anzuwenden“, sag-
te Moscovici. Der geschäftsführende Bun-
desfinanzminister Peter Altmaier warnte
davor, mit einzelnen EU-Staaten ein „Na-
me-und-Blame-Game“ zu spielen.

Angesichts der Enthüllungen will die
EU-Kommission die geplante schwarze Lis-
te von Steueroasen noch vor Jahresende
veröffentlichen. Frankreichs Finanzminis-
ter Bruno Le Maire forderte „wirksame
und konkrete Sanktionen“ gegen Länder,
die eine Zusammenarbeit im Kampf gegen
Steuerflucht verweigern. Ihnen müssten
Finanzhilfen gestrichen werden, forderte
Le Maire, etwa Mittel des Internationalen
Währungsfonds oder der Weltbank. Bis-
lang erschwerte der Widerstand aus Staa-
ten wie Irland, Malta und Luxemburg, die
Unternehmen mit niedrigen Steuersätzen
anlocken, die Arbeit an der schwarzen Lis-
te. Auch Großbritannien bremst und will
Gebiete wie die Kanalinsel Jersey oder die
Britischen Jungferninseln schützen.

Schmutzige Geschäfte mit Oligarchen
Die Paradise Papers zeigen, dass die Kanzlei Appleby Vertrauten von Präsident Putin half, obwohl

diese mit EU-Sanktionen belegt waren. Kommission plant schwarze Liste zu Steueroasen

Ein Bombendeal: Das Iran-Engagement
der Kanzlei Appleby � Seite 10
Was soll das? Deutschland besitzt Firmen,
die in Steueroasen investieren � Seite 11
Herr W. und die Fifa: Ein deutscher Arzt
versackt im Fußball-Sumpf � Seite 12
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Mayday
Ein Firmenflugzeug des Modekonzerns New Yorker

verirrt sich beinahe in der Offshore-Welt. Am Ende landet
es doch noch sicher auf den Kaimaninseln

von elisabeth gamperl und
bastian obermayer

M anchmal gehen die ein-
fachsten Dinge schief. Und
was sollte einfacher sein für
einen erfolgreichen Kon-
zernlenker, als das Firmen-

flugzeug auf den Kaimaninseln registrie-
ren zu lassen? Zumal es sich nur um eine
klitzekleine Aktion handeln sollte, Off-
shore-Alltag, sozusagen? Aber der Mann,
den man hierzulande als „Hosen-Milliar-
där“ kennen könnte und dessen Marke 94
Prozent der Deutschen geläufig ist – jeden-
falls, sofern diese zwischen 14 und 29 Jah-
re alt sind – wüsste ein Lied davon zu sin-
gen: Alles gar nicht so einfach.

Im August 2008 meldet sich eine deut-
sche Anwältin im Appleby-Büro auf den
Kaimaninseln: Ihr Klient habe sich ein wei-
teres Flugzeug gekauft, eine Bombardier
Global Express XRS im Wert von 55 Millio-
nen Dollar, das sind damals etwa 35 Millio-
nen Euro. Um den Jet zu nutzen, habe man
sich eine Firmenstruktur überlegt – und
die hat es durchaus in sich. Über eine Flug-
zeug-Betreiberfirma in Deutschland und
eine Firma auf den Kaimaninseln soll der
Jet an den Konzern des Milliardärs vermie-
tet werden. Und an ihn selbst. Guter Plan,
nur: Appleby, die Kanzlei, die das umset-
zen soll, hat ein rechtliches Problem mit
dem Vorschlag.

Es wird eine mühsame Begegnung, die
auch zeigt, dass sogar in der Offshore-
Welt, in der doch alles möglich erscheint,
nicht immer alles klappen muss. Wenigs-
tens nicht sofort.

Das liegt hauptsächlich an zwei Streit-
punkten. Zum einen will der Flugzeug-
Kunde eine kompliziertere Lösung, als Ap-
pleby – im Grunde selbst ein Experte für
sehr komplizierte Lösungen – selbst vor-
schwebt. Und zum anderen soll oder will
die deutsche Anwältin offenbar kaum Hin-
tergrundinformationen zu ihrem Klienten
liefern. Als Appleby in den Vertragsent-
wurf schreibt, dass alle an dem Flugzeug-
Deal beteiligten Firmen „zur selben Grup-
pe“ gehören, weil nur so für die Konstrukti-
on ein vorteilhafter Status auf den Kaiman-
inseln zu erreichen wäre, lehnt die Seite
des Interessenten das ab: „Können wir das
aus dem Vertrag rauslassen?“ Wenn Apple-
by ein Organigramm erbittet, um zu verste-
hen, welche Firma wem gehört, antwortet
die Anwältin des deutschen Milliardärs
mit einem dürren Zweizeiler. Der Mensch,
dem letztlich der Konzern gehört? Eine
„Privatperson“. Der Mensch, auf den die
Kaiman-Firma läuft? Eine „Privatperson“.
Appleby könnte einem beinahe leidtun: So
geht es sonst nur Leuten, die versuchen,
hinter Strukturen zu schauen, die Kanzlei-
en wie Appleby erfinden.

Tatsächlich fällt in all den E-Mails, es
sind fast 50, die zwischen den Kanzleien in
Deutschland und der Karibik hin- und her-

sausen, nicht ein einziges Mal der Name je-
nes Milliardärs. Aus den Vertragsentwür-
fen, Organigrammen und anderen Doku-
menten, die wie die vielen E-Mails in den
Paradise Papers zu finden sind, wird aller-
dings ersichtlich, um wen es sich bei dem
scheuen Interessenten handelt: Friedrich
Knapp, Besitzer der Braunschweiger Mode-
kette New Yorker und vor allem von seiner
Heimatzeitung gerne genannt: der „Hosen-
Milliardär“.

Beteiligt sind an dieser Posse demnach
sowohl der Modekonzern New Yorker, be-
kannt etwa für recht günstige Jeans, als
auch die deutsche Flugzeug-Betreiberfir-
ma Air Nova; beide gehören der FGK Ver-
mögensverwaltung in Österreich. Und das
wiederum ist die Holding von Friedrich Ge-
org Knapp, dem Klamottenfabrikanten
aus Braunschweig mit Läden in Bielefeld
und Berlin, Wuppertal und Westerland –
und vielen Dutzend Ländern weltweit.

Ein Mode-Konzern, eine Flugzeug-Fir-
ma, ein Milliardär, dessen österreichische
Holding, eine Kaiman-Firma und dazu Lea-
singgeschäfte, die irgendwie über die Kai-
maninseln laufen sollen: In einem Inter-
view mit der Braunschweiger Zeitung sagt
Friedrich Knapp 2015 einmal: „Ich bin ein
einfacher Mensch.“

Es wird aber noch komplizierter. Als es
zwischen Appleby und deren möglicher
neuen Kundschaft wieder einmal um die
Frage geht, welches Vertragsmodell nun
das passende sei, erklärt die deutsche An-
wältin en passant eine sehr seltsame Rege-
lung: Die Firma, die den Jet in der Karibik
verwalten solle, gehöre „aus deutschen
Steuer-Gründen“ einer Person, die mit der
New-Yorker-Gruppe „nichts zu tun“ habe.

Der Name dieser Person steht in den Ver-
tragsentwürfen: Wilfried Horn. Über den
kann man alles Mögliche sagen, zum Bei-
spiel, dass er mal Polizist war, sogar Leiter
des Kommissariats für Linksextremismus
und Terrorismus in Braunschweig. Was
man sicher nicht über ihn sagen kann: dass
er mit der New-Yorker-Gruppe „nichts zu
tun“ hätte. Horn arbeitet dort seit 1994,
erst als Sicherheitschef, inzwischen als per-

sönlicher Assistent des Chefs Friedrich
Knapp, zuständig für alles Mögliche.

Statt Antworten auf viele Fragen gibt es
nur neue Fragen: Warum hat der Konzern
dieses Konstrukt gewählt? Warum muss
die Flugzeug-Firma im Steuerparadies
dem treuen Diener des Chefs gehören? 40
Jahre seien Friedrich Knapp und er be-
freundet, erzählt Horn der SZ. Aber warum
soll es dann nach außen so scheinen, als ha-
be er, der eher eine New-Yorker-Ehrenna-
del verdient hätte, nichts mit dem Konzern
zu tun? Und: Warum überhaupt die Kai-
maninseln, obwohl das Flugzeug doch in
Braunschweig stationiert ist, mehr als
8000 Kilometer Luftlinie entfernt?

Diese Fragen und weitere hat die Süd-
deutsche Zeitung auf verschiedenen We-
gen auch an den Konzern New Yorker ge-
richtet. Aber weder die Pressestelle noch
Firmeninhaber und Geschäftsführer Fried-
rich Knapp reagieren auf E-Mails und etli-
che Anrufe. Fast, als hätten auch sie mit
dem Konzern „nichts zu tun“.

Der Einzige, der redet, ist eben Wilfried
Horn, am Telefon, sogar freundlich und
gut gelaunt. Irgendwie sei er unter ande-
rem auch für die Flugzeugflotte zuständig,
und diese Firma auf den Kaimaninseln, die
sei tatsächlich „privat eingetragen“ auf
ihn, auch wenn er das „natürlich für New
Yorker“ mache – allein schon „aus Loyali-
tät“. Aber keine Sorge: Er kenne zwar nicht
die Details der Verträge oder aber, sagt er,
er wolle nicht darüber reden – aber es sei al-
les in Ordnung. Die Firma gebe es nur, weil
es praktischer sei, das habe keine steuerli-
chen Vorteile für New Yorker, und auch ihn
selbst habe das Finanzamt geprüft. Alles
wie gesagt in Ordnung, sagt der fröhliche
Herr Horn.

Für Appleby lief das Geschäft am Ende
nicht wirklich wie gehofft. Die Anwältin,
die für New Yorker agiert, bricht Anfang No-
vember 2008 per E-Mail und ziemlich un-
vermittelt die Verhandlungen ab und er-
klärt, dass sich fortan eine andere Kanzlei
um die Sache kümmern werde. Der Kunde
bitte aber ausdrücklich darum, „alle Na-
men und Eigentumsverhältnisse“ geheim
zu halten, auch gegenüber den Behörden
auf den Kaimaninseln. Die sollten auch
„keine Details, die mit dem Flugzeug zu
tun haben“, von Appleby erfahren.

4900 Dollar berechnet Appleby, das
geht aus der kanzleiinternen Kommunika-
tion hervor, für die letztlich ergebnislose
Beratung. Wenige Wochen später, am
17. Dezember 2008, wird das neue Firmen-
flugzeug von New Yorker im Flugzeugregis-
ter auf den Kaimaninseln angemeldet –
auf welchem Weg, ist ebenso wenig be-
kannt wie der Name der Kaiman-Firma,
die den Jet dort betreibt. Klar scheint nur:
Sie gehört Herrn Horn, dem ehemaligen Po-
lizisten und langjährigen Vertrauten des
„Hosen-Milliardärs“.

In der Offshore-Welt ist eben doch fast
alles möglich. Nur nicht immer sofort.

Der Kontakt
mit New Yorker

läuft für Appleby nicht
so wie erhofft

Dort wo in Deutschland das
Geld sitzt, sitzen auch die
meisten deutschen Kunden
der Kanzlei Appleby: nämlich
in Hamburg, München, Frank-
furt, Hannover und Nord-
rhein-Westfalen. Nord-
deutschland ist mit auffal-
lend vielen Personen vertre-
ten, die in Verbindung zu Ree-
dereien stehen. Und wie
schon bei den Panama Pa-
pers finden sich in Berlin und
im Osten Deutschlands weit-
aus weniger Personen oder
Firmen, die in die Geschäfte
verwickelt sind. Die Offshore-
Welt ist zudem Männersa-
che: In den Daten finden sich
kaum weibliche Kunden. Die
Zahl der Deutschen in den Pa-
radise Papers dürfte aber
noch viel höher sein als die
rund 1000 Personen, die in
der Appleby-Kundendaten-
bank auftauchen. In den
rund 13 Millionen Dokumen-
ten finden sich in vielen Fäl-
len auch Briefkastenfirmen,
bei denen die Hintermänner
und -frauen unbekannt sind.

Standort D

Friedrich Knapp, Chef des
Braunschweiger

Modekonzerns New Yorker.
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Woher kommt der Name Paradise
Papers?
Dieses Mal spielte, anders als bei den
Panama Papers, nicht ein Land die zen-
trale Rolle, sondern viele Länder. Da
es sich bei all diesen Orten um soge-
nannte Steuerparadiese handelt, ent-
stand der Name Paradise Papers.

Woher kommen die Daten?
Die Unterlagen wurden der Süddeut-
schen Zeitung zugespielt. Aus Grün-
den des Quellenschutzes macht die SZ
keine Angaben über Herkunft, Zeit-
punkt und Abläufe.

Hat die SZ für die Daten Geld be-
zahlt?
Nein. Es floss weder Geld, noch gab es
andere geldwerte oder sonstige Gegen-
leistungen. Die SZ bezahlt grundsätz-
lich nicht für Informationen.

Die Kanzlei Appleby sagt: Wir wur-
den gehackt. Stimmt das?
Die SZ kann diese Behauptung nicht
überprüfen. Die SZ hat die Daten auf le-
gale Art und Weise erhalten und diese
journalistisch ausgewertet. An Speku-
lationen über die Herkunft beteiligt
sich die Redaktion nicht.

Wie unterscheiden sich die Paradise
Papers von den Panama Papers?
Sowohl durch den Ursprung als auch
durch den Inhalt. Anders als bei den
Panama Papers finden sich dieses Mal
nicht nur Politiker, Superreiche oder
Sportler in den Unterlagen, sondern
auch zahlreiche multinationale Kon-
zerne, die das Offshore-System nut-
zen. Zu den Kunden von Appleby gehö-
ren unter anderem Nike, Apple, Face-
book, Walmart, Siemens, McDonald's
und Yahoo.

Wieso konnten Medien aus aller
Welt in den Daten recherchieren,
die der SZ zugespielt wurden?
Die SZ hat die Daten – wie schon bei
den Panama Papers – mit dem Interna-
tional Consortium of Investigative
Journalists (ICIJ) in Washington ge-
teilt, damit auch andere Medien sich
der Recherche anschließen können.
Die SZ alleine hätte all die Geschichten
aus anderen Ländern weder finden
noch recherchieren und veröffentli-
chen können. Über wichtige Geschich-
ten wäre dann nicht berichtet, Skanda-
le wären nicht aufgedeckt worden.

Was ist das ICIJ, und wie wird es fi-
nanziert?
Das ICIJ, gegründet 1997, ist eine ge-
meinnützige Organisation, die wie ei-
ne Art internationaler Verein für inves-
tigative Journalisten zu verstehen ist.
Ihm gehören weltweit etwa 200 Jour-
nalisten an, darunter auch vier SZ-Re-
porter. Die SZ arbeitet seit Herbst 2012
mit dem ICIJ zusammen, etwa bei den
Projekten Offshore Leaks, Luxem-
burg Leaks oder Swiss Leaks. Die Kol-
leginnen und Kollegen des ICIJ verfü-
gen über hohe Expertise und große Er-
fahrung in der journalistischen Aufbe-
reitung von Daten und der bisweilen
komplizierten Koordination von inter-
nationalen Projekten. 2017 erhielt das
ICIJ für die Panama Papers den Pulit-
zer-Preis.

Können die Spender des ICIJ – wie
Milliardär George Soros – bei diesen
Projekten mitreden, was veröffent-
licht wird?
Nein. Das ICIJ informiert seine Spen-
der über die Art der Recherchen und
von Fall zu Fall auch über das übergrei-
fende Thema, nicht aber über die spe-
zifische Recherche. Die mitrecherchie-
renden Partner – dieses Mal 97 Medi-
en – sind vollkommen frei in der Aus-
wahl ihrer Themen und Geschichten.

Tauchen Unterstützer oder Spender
des ICIJ in den Paradise Papers auf?
Ja. Der Investor und Milliardär George
Soros verwaltete über Appleby ein
Netz von Offshore-Firmen, etwa auf
den Britischen Jungferninseln oder
auf den Bermudas. Das Konstrukt er-
weckt nicht den Anschein der Illegali-
tät. Auch Ebay-Gründer Pierre Omidy-
ar, dessen Stiftung vor einigen Mona-
ten erst eine größere Summe an das
ICIJ gespendet hat, ist Direktor einer
Firma auf den Kaimaninseln, die ein

Investmentvehikel für seinen Trust
ist.

Bei den Panama Papers hatten man-
che den Eindruck, es seien relativ
wenige Amerikaner in den Daten ge-
wesen. Ist das diesmal anders?
Ja. Da meisten Kunden der Kanzlei Ap-
pleby kommen aus den USA. In den Da-
ten tauchen auch viele wichtige US-
Amerikaner auf, etwa Handelsminis-
ter Wilbur Ross, Außenminister Rex
Tillerson, Ex-Ministerin Penny Pritz-
ker oder Ex-General Wesley Clark.

Sind alle Personen und Firmen, die
in den Daten auftauchen, kriminell?
Nein. Zwar gibt es auch etliche krimi-
nelle Vorgänge, aber vieles, was die Do-
kumente belegen, ist legal – etwa,
dass internationale Firmen ihre Ge-
winne über Tochterfirmen in Steuer-
oasen kleinrechnen. Wer privat eine
Offshore-Firma hat, sie dem Staat mel-
det und die Gewinne versteuert, hat –
steuerrechtlich zumindest – in der Re-
gel kein Problem.

Wenn das Einrichten und Halten von
Briefkastenfirmen zulässig ist, war-
um wird dann darüber berichtet?
Nur weil etwas legal ist, muss es noch
lange nicht legitim oder unumstritten
sein. Die Tatsache, dass den Staats-
haushalten so gut wie aller Länder die-
ser Welt jedes Jahr Milliarden durch le-
gale Steuervermeidung entgehen, ist
von großem öffentlichen Interesse
und rechtfertigt die Berichterstat-
tung. Das fehlende Geld könnte etwa
in Krankenhäuser, Schulen und Stra-
ßen investiert werden.

Haben frühere Leaks etwas be-
wirkt?
Enthüllungen wie die Offshore Leaks
(2013), Lux Leaks (2014), Swiss Leaks
(2015) und die Panama Papers (2016)
haben eine Diskussion angestoßen
über die Gefahren, die von Steueroa-
sen und undurchsichtigen Firmen-
strukturen ausgehen. Zudem ging in
zahlreichen Steueroasen die Zahl der
neugegründeten Briefkastenfirmen
zuletzt stark zurück. Besonders betrof-
fen war Panama. Grundsätzlich ist die
Wirkung einer Recherche aber kein
Gradmesser für ihre Güte – viele aus-
gezeichnete Recherchen bleiben ohne
Folgen. Die Panama Papers haben
aber eine Menge verändert. Die Premi-
erminister von Island und Pakistan
mussten ihr Amt verlassen, es gab ei-
nen eigenen EU-Untersuchungsaus-
schuss und schärfere Gesetze in ver-
schiedenen Ländern, auch Deutsch-
land. In Dutzenden Staaten laufen der-
zeit Ermittlungen, insgesamt mehr als
tausend, in vielen Ländern gab es
auch schon Durchsuchungen und Ver-
haftungen.

Wird die SZ die Paradise Papers den
Behörden zur Verfügung stellen?
Die Süddeutsche Zeitung wird die Origi-
naldokumente und -daten nicht der
Allgemeinheit und auch nicht den
Strafverfolgungsbehörden zur Verfü-
gung stellen. Allein schon aus Grün-
den des Quellenschutzes wäre dies
nicht möglich. Die SZ ist außerdem

nicht der verlängerte Arm der Staats-
anwaltschaft oder der Steuerfahn-
dung, eine Zusammenarbeit würde ge-
gen journalistische Prinzipien versto-
ßen. Dem Staat stehen ausreichend
Mittel zur Verfügung, den hier aufge-
deckten Missständen nachzugehen.

Wird die SZ die Namen aller Perso-
nen aus den Paradise Papers veröf-
fentlichen?
Nein. Die SZ wird nicht alle Namen ver-
öffentlichen, die in den Paradise Pa-
pers zu finden sind. Bei vielen Firmen
und Privatpersonen, die in den Daten
vorkommen, fehlt ein berechtigtes öf-
fentliches Informationsinteresse. Das
liegt etwa vor, wenn es einen begrün-
deten Anfangsverdacht gibt, dass eine
Persönlichkeit des öffentlichen Le-
bens eine Straftat begangen hat – oder
bei einen gesellschaftlichen Miss-
stand, etwa wenn Konzerne Milliar-
den an Steuern vermeiden. Auch
wenn das dann legal ist.
 frederik obermaier, bastian
obermayer

Wie die
Paradise Papers

entstanden
Antworten auf die wichtigsten

Fragen rund um das neue Datenleck,

das der SZ zugespielt wurde

Der Schutz der
Quelle hat

höchste Priorität

Appleby sagt,
sie seien

gehackt worden
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von martin pfaffenzeller,
markus sehl und ralf wiegand

M it seiner Rockband U2 hat
der irische Sänger Bono
weit mehr als 1000 Konzer-
te auf der ganzen Welt ge-
geben – kein einziges da-

von fand in Litauen statt. Und doch hat Bo-
no, bürgerlich Paul David Hewson, eine be-
sondere Beziehung zu dem Land im Balti-
kum. Laut Paradise Papers ist er dort seit
rund zehn Jahren Mitbesitzer eines Ein-
kaufszentrums.

Eines Einkaufszentrums?
Bono ist Frontman, Songwriter, Gitar-

rist und verdient als solcher eine Menge
Geld. Mehr als 100 Millionen Tonträger
hat die irische Band U2 weltweit verkauft.
Und obwohl sie schon seit mehr als 40 Jah-
ren im Geschäft ist, obwohl U2 Rockmu-
sik spielt, hören der Band auch jüngere
Menschen zu. Das liegt nicht zuletzt dar-
an, dass Bono der zunehmend globalisie-
rungskritischen Generation aus dem Her-
zen spricht, wenn er mehr Gerechtigkeit
für Afrika fordert, Schuldenerlass oder
frei zugängliche, bezahlbare Aids-Medika-
mente. Bono fehlt bei keinem Benefizkon-
zern von Weltrang, und man kann ihn oh-
ne weiteres für einen guten Menschen hal-
ten – soweit man das bewertet, was man
vom öffentlichen Bono so zu sehen be-
kommt.

Es gibt aber auch die nicht öffentliche
Seite. Und was könnte weniger öffentlich
sein als Briefkastenfirmen in einem Steu-
erparadies?

Die Beteiligung des in den Paradise Pa-
pers als Paul Hewson geführten Bono an
dem litauischen Einkaufszentrum na-
mens „Aušra“ lief zuerst über eine Brief-
kastenfirma auf Malta und später über ei-
ne auf der Ärmelkanal-Insel Guernsey. Bo-
nos Management bestätigte auf Anfrage
von Süddeutscher Zeitung, NDR und WDR,
dass der Sänger Anteile an den fraglichen
Firmen hielt und noch immer hält.

Die beiden Firmen heißen Nude Esta-
tes Malta Limited und Nude Estates I Limi-
ted. Sie haben nacheinander die Anteile
an der UAB Nude Estate 2 gehalten, dem
Einkaufszentrum. Nachdem die litaui-
sche Steuerbehörde von Journalisten mit
diesen Erkenntnissen aus den Paradise Pa-
pers konfrontiert worden war, teilte sie
mit: „Wir haben Untersuchungen gegen
die genannte Firma eingeleitet.“ Eine Spre-
cherin Bonos sagte, Informationen über
angebliche Steuerverstöße seien „katego-
risch falsch“.

Die Untersuchungen mögen ergeben,
wer Recht hat, die Lücke zwischen dem öf-
fentlichen und nicht so öffentlichen Bono
wird dadurch jedenfalls nicht kleiner, der
Zweifel an der Glaubwürdigkeit des Ge-
rechtigkeitsfanatikers aber größer. Das In-
vestment in der litauischen Kleinstadt Ute-
na, 26 000 Einwohner, vorherrschende
Farbe grau, dürfte Bonos Kontostand ir-
gendwo hinter dem Komma verändern.

Das Einkaufszentrum zahlte zwar in den
zehn Jahren seines Bestehens keinen einzi-
gen Cent Steuern auf Unternehmensge-
winne, obwohl es nach seinen Bilanzen zu
urteilen zwischen 2013 und 2016 jährlich
gute 100 000 Euro Profit gemacht hatte.
Das bestätigte die litauische Steuerbehör-
de auf Anfrage, und das sei der Grund für
die Untersuchungen.

Die litauische Steuerexpertin Rūta
Bilkštytė vermutet nach einem Blick in
die Bilanzen, dass die Firma, an der Bono
nach eigenem Bekunden „passiver Min-
derheitseigentümer“ ist, bis inklusive
2016 mehr als 46 000 Euro an Steuerzah-
lungen vermieden hat – und durch das
Konstrukt in Zukunft weitere 400 000 ver-
meiden könnte.

46 000 Euro oder 400 000 Euro – war-
um riskiert Bono, den manche Medien vor
allem wegen eines erfolgreichen Invest-
ments bei Facebook längst für einen Milli-
ardär halten, für eine solche Summe seine
Glaubwürdigkeit? Warum beteiligt er sich
daran, dass ein nicht zu den allerreichsten
Ländern zählender Staat wie Litauen und
eine seit Jahren schrumpfende Provinz-
stadt wie Utena Steuern verlieren?

Zu den Firmen- und Geldtransfers, die
in den Paradise Papers sichtbar werden,
hat die litauische Expertin jedenfalls eine
eindeutige Haltung: „Meiner Meinung
nach ist das kein Versehen, keine Steuer-
planung oder Steuervermeidung, son-
dern ein grober Verstoß gegen das Steuer-
gesetz.“

Bono hat auch eine eindeutige Haltung
zur Kritik, die an seinen Finanzgeschäften
gelegentlich geäußert wird: „Geschäft ist
Geschäft“, hat er im irischen Fernsehen ge-
sagt, als schon 2006 die Frage aufkam,
warum der Steuerstandort für das Ge-
schäft der Band U2 von Irland in die Nie-
derlande verlagert wurde, was sein Hei-
matland angeblich um Steuereinnahmen
brachte. In Irland sollten Steuerprivilegi-
en für Künstler abgeschafft werden.

Auch damals wurde Bono Scheinheilig-
keit vorgeworfen: Wie passt es zusam-
men, dass er sich einerseits als glühender
Aktivist für globale Gerechtigkeit insze-
niert und andererseits wie ein kühler Ge-
schäftsmann handelt? „Wir zahlen Millio-
nen und Abermillionen Steuern“, entgeg-
nete Bono. U2 habe das Recht, sich so zu
verhalten wie jede andere Firma auch.

Briefkastenfirmen verhalten sich frei-
lich etwas anders. „Ich habe den Käufer
nie gesehen“, sagt etwa Bauunternehmer
Robertas Dargis, von dem die maltesische
Nude Estates Malta Limited das Gebäude
2007 übernommen hat. Er habe gewusst,
„dass es britische oder irische Investoren
sind – aber Bono? Das hat niemand er-
wähnt“. Auch bei der UAB Nude Estate 2,
die das Einkaufszentrum betreibt, war
dies offenbar nicht bekannt. Vorstand Sigi-
tas Jautakis sagt, er kenne nur einen iri-
schen Investor namens Brian. Und dass
das Einkaufszentrum für schlappe 100 bri-
tische Pfund von einer Bono-Briefkasten-

firma zur anderen wanderte? Der absurd
niedrige Preis ist noch so eine Ungereimt-
heit.

Stellt sich das litauische Modell um das
Einkaufszentrum tatsächlich als Steuer-
verstoß heraus, könnten die Behörden des
Landes als Konsequenz die fehlenden
Steuerzahlungen einfordern. Möglich wä-
re ein zusätzliches Bußgeld im Rahmen
von zehn bis 50 Prozent der Steuersum-
me. Nachdem das ICIJ vergangenes Jahr
die Panama Papers veröffentlicht hatte,
wurde in Litauen die Zahl der Steuerer-
mittlungen verdoppelt. Das Land gründe-
te eine Sondereinheit gegen Steuerbetrug
mit Briefkastenfirmen.

Die Chefs des Einkaufszentrums gehen
jedoch davon aus, dass sie sich rechtlich
einwandfrei verhalten haben. Vorstand Si-
gitas Jautakis sagte auf Anfrage: „Aber
wenn die Steuerbehörde entscheidet, dass
wir Gewinnsteuer nachzahlen müssen,
werden wir entsprechend reagieren.“

Bonos litauisches Abenteuer ist nur ein
kleiner Teil seiner Investments. Eine ande-
re nun in den Paradise Papers aufgetauch-
te Briefkastenfirma reicht auch nach
Deutschland. Neben der Nude Estates I
gibt es auf Guernsey nämlich noch die Nu-
de Estates (ohne römische Ziffer). Hier
steht im Register, dass Bono 2008 ein Drit-
tel der Anteile besaß. Er bestätigte auf An-
frage, dass er sie noch immer hält. Im sel-
ben Jahr übernahm diese Firma den Büro-
komplex Silberpalais am Duisburger
Hauptbahnhof. Der 37 000 Quadratmeter
große Koloss beherbergt die Commerz-
bank, den Stahlkonzern Klöckner und das
Wohnungsunternehmen Vonovia. Laut Lo-
kalpresse kaufte Nude Estates das Gebäu-
de für rund 45 Millionen vom Vorbesitzer
Eon. Das heißt, Bono wäre mit 15 Millio-
nen beteiligt. Beim Silberpalais gibt es kei-
nerlei Verdacht auf Steuervergehen.

Im Vergleich zu diesem Unternehmen
wirkt Bonos Engagement in Litauen klein.
Warum also dieses Einkaufszentrum im
Nirgendwo? Der Vorstand der Firma auf
Guernsey äußerte sich dazu auf Anfrage
genau so wenig wie Bono.

Viele Wohltäter sind der Meinung, dass
sie selbst am besten wissen, wo sie mit ih-
rem Geld Gutes tun können – besser als
der Staat. Dass sie ihr Geld dabei aber bis-
weilen auf Kosten der Gemeinschaft ver-
dienen? Nun, Geschäft ist Geschäft.

Mitarbeit: Šarūnas Černiauskas, Hilary Osborne

Bonos Litauen-Tournee
Der Frontmann der Band U2 gibt sich

gerne als Kämpfer für eine bessere Welt. Was macht er dann bloß
mit einem Einkaufszentrum in der Kleinstadt Utena?

U2 gehört zu der Handvoll Pop-
künstler der Gegenwart, die
mühelos monatelange Tour-
neen durch die größten Arenen
der Welt ausverkaufen kön-
nen. Ihre „360°“-Tour, die die
Band 2011 um die ganze Welt
führte, gilt als die bislang er-
folgreichste Konzertserie der
Popgeschichte überhaupt. Für
die 51 Auftritte der diesjähri-
gen „The Joshua Tree“-Tour, die
gerade erst, Ende Oktober, en-
dete, wurden mehr als 2,7 Milli-
onen Tickets verkauft. Über 60
Lastwagen transportierten
das Equipment der Show von
Stadion zu Stadion. Der Ge-
samtumsatz betrug 316 Millio-
nen Dollar.

U2 Live

Bono, Sänger der irischen Band U2, und das Einkaufszentrum „Aušra“ in der litauischen Kleinstadt Utena.

Bonos
Verbindungen
nach Duisburg
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E in typisches Berliner Wohnungs-
angebot auf einer typischen Im-
mobilien-Plattform im Internet
liest sich so: „Erstbezug nach Sa-
nierung * Wohnen im Kreuzber-

ger Kiez * 3 Zimmer, 2. Etage, 56 Quadrat-
meter * Kaltmiete 840 Euro.“ Aufzug gibt
es keinen, Treffpunkt für den Sammelter-
min ist „unten vor der Haustür“.

Die Mühe mit Einzelbesichtigungen
muss sich ein Makler in Berlin auch dann
nicht machen, wenn er eine Wohnung für
eine Warmmiete von, wie in diesem Fall,
17,26 Euro pro Quadratmeter anbietet, ein
Auszug vor Ablauf von zwei Jahren nicht
möglich ist und die Miete pro Jahr automa-
tisch auch noch um zwei Prozent steigt. Im-
merhin, über Haustiere lässt sich reden.

Die Interessenten stehen trotzdem
Schlange. Der Wohnungsmarkt in Berlin,
auf dem die Nachfrage und damit auch die
Preise derzeit schneller wachsen als über-
all sonst in Deutschland, ist ein Paradies
für Investoren. Menschen irgendwo auf
der Welt, die „ihr Geld für sich arbeiten“
lassen, wie man so schön sagt, können es
zum Arbeiten zum Beispiel auf den Berli-
ner Wohnungsmarkt schicken. Immobili-
enfonds verwalten es dort für sie, scannen
für sie den Wohnungsmarkt, kaufen für sie
Häuser, renovieren und sanieren sie, erzie-
len so die maximalen Preise und reichen
die Renditen weiter an ihre Investoren.

So kommt es, dass zum Beispiel auch ei-
ne erfolgreiche britische Hollywood-
Schauspielerin auf dem Berliner Woh-
nungsmarkt mitmischt – mit Folgen für
Kinder und deren Eltern in Kreuzberg.

„Die Marktbedingungen bleiben günstig,
vor allem in Berlin, wo es nachweislich ein
wachsendes Interesse von Investoren und
Eigentumswohnungsbesitzern gibt, ein be-

grenztes Angebot an Neubauten sowie Zin-
sen, die erst kürzlich ein Allzeit-Tief er-
reicht haben.“ (Phoenix Spree, Geschäftsbe-
richt 2016)

Der Kinostar hat, wie 166 andere Geldan-
leger, im Jahr 2006 Geld in den Phoenix
Spree Property Fund gesteckt, in ihrem
Fall rund 100 000 britische Pfund, damals
etwa 150 000 Euro. Die Liste der Anleger
findet sich in den Paradise Papers, genau-
er: in den Daten der Kanzlei Appleby. Zu
den Phoenix-Anlegern gehört auch ein bri-
tischer Tennisprofi, ein Profi-Rennfahrer,
ein lange in England aktiver holländischer
Fußballer oder eine sehr bekannte Elite-
Universität. Überwiegend britischer Geld-
adel, wenn man so will.

Die Schauspielerin und alle anderen Im-
mobilien-Sparer dürfen hoffen, dass sich
die Geldanlage auszahlt: Laut aktuellem
Geschäftsbericht rechnet Phoenix Spree
damit, einige der Wohnungen in naher Zu-
kunft gewinnbringend in Eigentumswoh-
nungen umwandeln zu können und dann
zu verkaufen. Das ist die Krönung im Ge-
schäft mit dem Zuhause von Menschen.

Im Grunde gibt es zwei Arten von Immo-
bilieninvestoren: Solche, die Wohnungen
bauen, und solche, die Wohnungen „opti-
mieren“. Das ist Branchen-Jargon und be-
deutet, für maximalen Profit rauszupres-
sen, was möglich ist. Phoenix Spree ist so
ein Optimierer. Davon, wie leicht es der
deutsche Staat solchen Immobilienfirmen
macht, mit knappem Wohnraum und stei-
genden Mieten Geld zu verdienen und mög-
lichst wenig von diesem Geld dem Staat ab-
zugeben, handelt diese Geschichte, die
Süddeutsche Zeitung, NDR und WDR re-
cherchiert haben.

Optimierung ist in der Welt der Investo-
ren, in der Welt der Paradise Papers, ein all-
tägliches Geschäft. Per se, sagt Berlins Fi-

nanzsenator Matthias Kollatz-Ahnen, sei-
en Investoren „etwas Gutes, das man sich
wünscht“. Sie müssten eben auch bauen,
nicht nur kaufen. Der Mangel an Wohn-
raum in deutschen Großstädten, die Be-
zahlbarkeit von Mieten, gehören zu den
größten Alltagssorgen der Menschen. Das
Umfrageinstitut Forsa ermittelte im April,
dass 47 Prozent der Mieter in Berlin Angst
davor haben, sich ihre Wohnung in den
kommenden Jahren nicht mehr leisten zu
können. Im verhältnismäßig armen Berlin
müssen die Menschen inzwischen einen
größeren Anteil ihres Nettoverdienstes in
die Miete stecken als etwa im reichen Stutt-
gart. Das ist das Ergebnis einer Studie der
Humboldt-Universität in Berlin.

Dass die Hauptstadt boomt, bald vier
Millionen Menschen dort leben werden
und dadurch Wohnraum knapp wird, ist
aber nur ein Strang der Geschichte. Ein an-
derer führt hinaus in die Welt des globali-
sierten Geldes, in die Offshore-Paradiese.

Offshore bedeutet, dass Geld auf Märk-
ten angelegt werden kann, auf denen es
sich schnell vermehrt – der Gewinn aber
nicht an gleicher Stelle versteuert werden
muss. Offshore bedeutet, dass niemand er-
fahren muss, wer hinter Geldanlagen
steckt. Oder wem Immobilien gehören. Off-
shore bedeutet, dass für Investoren nicht
zwingend die Regeln des Landes gelten
müssen, in dem ihr Geld arbeitet, sondern
die des Landes, in das es abfließt. Im Fall
Phoenix Spree ist das zum Beispiel Jersey,
eine Kanalinsel im Besitz der britischen
Krone. Denn dort fallen kaum Steuern an.
Offshore bedeutet also: maximale Gewin-
ne bei minimaler Transparenz. Auf dem
überhitzten Berliner Wohnungsmarkt
wirkt das wie ein Brandbeschleuniger.

„Phoenix Spree Deutschland strebt von
2012 bis 2015 jährlich im Schnitt zweistelli-
ge Wachstumsraten an. Ein Schlüsselfaktor
sind dabei die Mietpreissteigerungen
durch weitere Investitionen in Modernisie-
rungen.“ (Phoenix-Spree-Prospekt 2012)

Geldanlegern in London oder sonstwo
verspricht Phoenix Spree Deutschland or-
dentliche Gewinne. Für Mieter in ganz
Deutschland bedeutet das: Die Mietpreise
steigen schneller als ihre Einkommen, gan-
ze Viertel werden für sie unerschwinglich,
weil sie dort bei einem Neumietvertrag
mehr als ein Drittel des Einkommens für
die Warmmiete ausgeben müssten. Was
helfen würde, wären neue Wohnungen, al-
lerdings wurden Berechnungen des Bun-
desverbands der deutschen Wohnungs-
und Immobilienunternehmen (GdW) zufol-
ge seit 2009 eine Million Wohnungen zu
wenig gebaut. Die Phoenix-Analysten stel-
len zufrieden fest, dass es in Berlin noch im-
mer billiger ist, bestehende Häuser zu kau-
fen und zu optimieren, als neue zu bauen.

Angesichts der Marktlage klingt das
nach einem echten Systemfehler für Staat
und Mieter. „Wir wollen gern die ausländi-
schen Investoren in Berlin haben, die sich
am Neubau beteiligen“, sagt Finanzsena-
tor Kollatz-Ahnen. „Der schwierigste Inves-
tor ist der Geldparker, der etwas kauft,
nichts entwickelt und bald wieder ver-
kauft.“ Diese schafften keine Werte und
leisteten nichts für Berlin. Trotzdem kön-
nen sich rein profitorientierte Immobilen-
Firmen fast ungebremst breitmachen.

Phoenix sagt, sich selbstverständlich an
sämtliche Vorgaben des Miet-, Eigen-
tums- und Steuerrechts zu halten.

Das Potenzial des Berliner Wohnungs-
markts hat sich der Firma bald erschlos-
sen. Anfangs war der Phoenix-Besitz quer
über Deutschland verteilt, in Bremen und
Hannover, im Rhein-Main-Gebiet, in Ber-
lin, Nürnberg und Fürth. Heute befinden
sich rund 80 Prozent der Immobilien in
Berlin, dort, wo der Markt das steilste
Wachstum verspricht. Vor wenigen Mona-
ten hat Phoenix Spree alle Wohnungen in
Nürnberg und Fürth verkauft, um sich auf
den Berliner Markt zu konzentrieren.

Dort investiert Phoenix nicht mehr nur
in den Top-Kiezen wie Mitte, die sich ein
Berliner Normalverdiener schon heute
kaum mehr leisten kann. Sondern in Vier-
teln, in denen die Mietpreise noch Luft
nach oben versprechen. Für diese kom-
menden Gegenden der Hauptstadt hat
Phoenix dann schon die gefragten Altbau-

wohnungen mit Stuck an den extra hohen
Decken. Viele Häuser, die der Firma gehö-
ren, wurden vor 1914 gebaut.

Im Erdgeschoss eines solchen Hauses
spielten bis vor Kurzem die Steppkes der
Berliner Kindertagesstätte Girotondo. Die
können später immerhin damit angeben,
nicht von irgendjemandem vor die Tür ge-
setzt worden zu sein, sondern durch echte
Stars. Zumindest indirekt. Denn die
deutsch-italienische Kita in Kreuzberg ist
ein Beispiel dafür, wie Geld, das an einer be-
liebigen Stelle und von wem auch immer in
Bewegung gesetzt wird, an einem ganz an-
deren Ort Auswirkungen haben kann. Ein
monetärer Schmetterlingseffekt.

Seit Anfang 2003 hatte Girotondo Räum-
lichkeiten in der Freiligrathstraße, in ei-
nem schönen Altbau. 24 Kinder spielten in
einer Erdgeschosswohnung, der Vertrag
wurde alle paar Jahre verlängert. Ungefähr
zwei Jahre vor Ablauf des letzten Mietver-
trags, der bis August 2016 befristet war, än-
derte sich das: Die Hausverwaltung lehnte
plötzlich eine weitere Verlängerung ab,
weil der Eigentümer das so wünsche. Das
Haus gehörte in diesem Fall dem Phoenix
Spree Property Fund. Auch das Angebot ei-
ner höheren Miete, so erklärten es Kita-El-
tern der SZ, habe der Eigentümer angeb-
lich abgelehnt – wobei die Kita-Betreiber,
ein Elternverein, nach eigener Aussage
nicht einmal wussten, bei wem sie Mieter
waren. Der Kontakt sei nur über die Haus-
verwaltung gelaufen. Auf eine Stellungnah-
me zu diesem Fall verzichtete der Investor.

Allein im Jahr 2015 registrierte der Dach-
verband der Berliner Kinder- und Schüler-
läden 20 ähnliche Fälle, in denen Kitas ge-
kündigt wurden. Die frei werdenden Räu-
me wurden teurer weitervermietet oder
die nun leer geräumten Häuser verkauft.
Die Eltern der Girotondo-Kita, die ihre Ein-
richtung als Verein betreiben, gingen mit
ihrer Geschichte an die Presse und erfuh-
ren erst durch die Reaktionen, dass sie
nicht der einzige Fall sind. Als Folge der Be-
richte in Berliner Zeitungen bekamen die
Kinder aus der Freiligrathstraße ein neues
Dach über dem Kopf, Anfang des Jahres
sind sie eingezogen. Das Haus ihrer ehema-
ligen Kita wurde im Sommer gestrichen,
sonnig gelb, ein Berliner Wohntraum. Im
Erdgeschoss spielen keine Kinder mehr.

Die britische Film-Größe unter den
Phoenix-Investoren ist selbst Mutter und
dürfte 2006 kaum geahnt haben, dass ein
solches Investment einige Zeit später und
in einem ganz anderen Land Folgen für das
Leben von Menschen haben könnte. Ihre
Mandantin, schrieb eine britische Anwalts-
kanzlei in ihrem Auftrag, kaufe und ver-
kaufe Anteile auf professionellen Rat hin.
Die Kanzlei bestätigt zwar, dass die Schau-
spielerin Anteile an Phoenix erworben hat;
ihr sei über die Firma aber lediglich be-
kannt, was öffentlich verfügbar sei.

Dass Finanzberater damals, kurz vor
der Finanzkrise, zu Immobilen in Deutsch-
land rieten, ist nicht verwunderlich.
Deutschland galt als attraktiver Markt für
Immobilien, mit niedrigen Preisen und ei-
nem hohen Anteil an Mietern. In Deutsch-
land wohnt jeder Zweite zur Miete, wäh-
rend in anderen europäischen Ländern der
Großteil der Bevölkerung ein Eigenheim

besitzt. In Großbritannien lebt jeder Dritte
zur Miete, in Spanien nur jeder Fünfte.

„Weil der Wohnungsmarkt in Deutschland
immer noch erschwinglicher als in fast je-
dem anderen europäischen Land ist, rech-
net der Verwalter mit weiter signifikant
steigenden Preisen.“ (Phoenix Spree Pro-
spekt 2012)

Lange Zeit galt Wohnraum in Deutsch-
land als schützenswertes Gut. Es gab eine
staatliche Wohnungsbaupolitik, viele Kom-
munen hatten eigene Wohnungsbaugesell-
schaften, sie stellten auch sicher, dass ge-
nügend bezahlbarer Wohnraum vorhan-
den war. In den 1990er-Jahren privatisier-
ten viele Kommunen aber ihre Bestände,
um leere Haushaltskassen zu füllen.

Viele Experten sagen: Die Wohnungs-
not ist politisch gemacht, weil auch die För-
derprogramme für sozialen Wohnungsbau

kaum etwas ändern. Laut einer Studie der
Beratungsfirma Dr. Lübke & Kelber ist der
öffentlich unterstützte soziale Wohnungs-
bau für Investoren auch wegen geringer
Renditeaussichten uninteressant. Warum
Wohnungen für sozial Schwache bauen,
wenn an anderer Stelle die Wohlhabenden
der Gesellschaft fast jeden Preis bezahlen?

Wenn Phoenix Spree Wohnungen mo-
dernisiert und dann neu vermietet wer-
den, steigen die Erlöse oft extrem: Bereits
2010 berichtet das Unternehmen seinen
Anteilseignern von 67 Prozent höheren Ein-
nahmen für zehn Wohnungen, die nach ei-
ner Renovierung wieder vermietet wur-
den. In einem anderen Phoenix-Geschäfts-
bericht heißt es, man habe die durch-
schnittliche Miete in seinen Berliner Immo-
bilien von 5,81 Euro pro Quadratmeter im
Jahr 2010 auf 7,30 Euro im Jahr 2014 stei-
gern können – ein Plus von 25 Prozent in
vier Jahren. Vor allem, dass sie höhere Erlö-

se pro Quadratmeter als ihre Mitbewerber
erzielen würden, feiert die Firma mit stei-
len Charts als Erfolg. Der SZ gegenüber al-
lerdings wehrt sich Phoenix Spree gegen
den Vorwurf unfairer Mieterhöhungen;
bei Neuvermietungen halte man sich an
ein „marktübliches Niveau“.

Die Investoren sind offenbar die Zug-
pferde bei den galoppierenden Mietprei-
sen; im Durchschnitt aller Vermieter stie-
gen die Mietpreise in Berlin zwar schnell –
aber nicht so schnell. Dass Phoenix den all-
gemein schon hohen Anstieg vor allem bei
Neumietverträgen noch toppt, freut die
Manager sehr, die entsprechenden Qua-
dratmeterpreise melden sie wie Rekorde
fürs Guinnessbuch: In Berlin waren das im
ersten Halbjahr 2017 gleich 11,20 Euro.
Laut Phoenix’ Stellungnahme spiegeln die
Preise nur die „erheblichen Investitionen“
wieder. Wie auch immer, das soll es noch
längst nicht gewesen sein:

„Die Firma glaubt daran, dass dieser Auf-
schwung die deutlichen Möglichkeiten für
weitere Mietpreissteigerungen in der Zu-
kunft innerhalb des Portfolios veranschau-
licht, solange Mieter, die weniger zahlen,
ausziehen und die Preise bei Neumietver-
trägen mit den aktuellen Marktpreisen kor-
respondieren.“ (Phoenix-Spree-Geschäfts-
bericht 2017)

Das Geschäftsmodell heißt nicht nur
Optimierung, es heißt auch: Verdrängung.
Nur durch neue Mietverträge lassen sich
solche Steigerungen erreichen, die Phoe-
nix seinen Anlegern verspricht. Alte Mie-
ter raus, neue Mieter rein, das nennt Phoe-
nix Spree selbst als Schlüsselfaktor einer
positiven Fondsentwicklung. So lassen
sich auch staatliche Werkzeuge wie die
Mietpreisbremse umgehen, die gar nicht
greift, wenn die Wohnung vor einer Neu-
vermietung umfassend modernisiert

wird. „Wohnungen sind keine reine Ware,
sie sind das Zuhause von Menschen“, heißt
es auf der offiziellen Homepage zur Miet-
preisbremse – für professionelle Immobili-
endealer gilt dieses Motto weniger. Phoe-
nix Spree sieht in dem Werkzeug, das sie
fürchten sollten, offenbar sogar Chancen:

„Es gab viel Gerede um die Einführung ei-
ner Mietpreisbremse. Ein solcher Eingriff
ist jedoch aller Voraussicht nach sehr
schwierig umzusetzen, denn es könnte da-
zu führen, dass das Angebot an Mietwoh-
nungen noch weiter eingeschränkt wird.“
(Phoenix-Spree-Geschäftsbericht 2014)

Es ist alles eine Frage der Perspektive.
Den meisten Anlegern ist es wohl egal, ob
ihr Geld sich durch Immobilien oder ir-
gendein anderes Investment vermehrt,
wenn die Rendite stimmt. Dass sich da-
durch das Leben von Menschen konkret
verändert: In den Prospekten steht das so
nicht. Durch Investoren wie Phoenix ver-
schwindet das soziale Element vom Woh-
nungsmarkt, auch wenn die Firma für sich
in Anspruch nimmt, „sozial verantwor-
tungsbewusst“ zu handeln.

Institutionelle Vermieter stört es in der
Regel nicht, wenn häufig die Mieter wech-
seln, solange der neue mehr zahlt als der al-
te; diesen Ton kann man auch aus den
Phoenix-Prospekten herauslesen. Dass
ein Vermieter einfach zufrieden ist mit sei-
nem Mieter, dass ein Mieter sich sicher
fühlen kann bei seinem Vermieter, auch
wenn sich seine finanziellen Verhältnisse
mal verändern, Wohnen als Vertrauenssa-
che eben – das spielt keine Rolle mehr.

Solche Veränderungen sind nicht im-
mer der große Skandal, sie kriechen oft
langsam in die Hausgemeinschaften. Cari-
na Hartkemeyer, 21, lebt seit 2014 zusam-
men mit einem Mitbewohner in einer WG
in Berlin-Wedding, günstig gelegen zur
Hochschule, an der sie Psychologie stu-
diert. Seit Anfang des Jahres gehört Phoe-
nix Spree das Haus, in dem Hartkemeyer
und ihr Zimmernachbar auf 65 Quadrat-
metern leben. Das Wohnhaus ist mehr als
100 Jahre alt, die Wohnung war beim Ein-
zug renoviert, „der Traum aller“, sagt Cari-
na Hartkemeyer. Sie ist an die Schmerz-
grenze gegangen, 500 Euro kalt ließ sich
die WG den Studenten-Traum kosten.

Jetzt wird optimiert. Phoenix hat die
Miete erhöht, im angeblich zulässigen Be-
reich, um einen Euro pro Quadratmeter.
Natürlich ist das kein Skandal, aber die
Mieter tauschen sich untereinander aus.
Sie stellen fest, dass sie unterschiedliche
Preise zahlen, sie gehen zu Mieterverei-
nen, lassen die Erhöhung überprüfen. Im
Falle von Carina Hartkemeyer und einer
Nachbarin seien sie eben doch nicht be-
rechtigt gewesen. Für Studenten geht es
da um jeden Euro. In anderen Wohnungen
im Haus wechseln bereits die Mieter, Nach-
mieter dürfen nicht empfohlen werden.

Die Wohnungen werden renoviert und
teurer neu vermietet – wenn die alten Mie-
ter ausziehen. Bleiben sie drin, passiere
selbst bei einem Wasserschaden nichts, be-
richtet Carina Hartkemeyer, auch nicht
bei dem Paar über ihnen, das Nachwuchs
hat und kaum Deutsch spreche. Nachba-
rinnen helfen ihnen in der beschwerlichen
Kommunikation mit dem Hausverwalter;
der Eigentümer, die Phoenix Spree, trete
gar nicht in Erscheinung. In Berlin ist das
längst Alltag. Überall gründen sich Bewoh-
ner-Initiativen, oft ist ihr gemeinsamer
Nenner nur der Hausbesitzer, gegen den
sie sich glauben wappnen zu müssen. Im-
mer schneller wechseln die Mieter, die Fra-
ge, wie man sich seine Wohnung noch leis-
ten kann, ob man bald der Nächste ist,
frisst sich durch ganz normale Berliner
Wohnviertel. Auf dem Wohnungsmarkt
gilt längst das alte Hütehund-Motto
„Spitz, pass auf!“. Wohnen als Misstrauens-
sache. „Und wir reden hier über Wedding,
nicht über Mitte“, sagt Carina Hartkemey-
er. Sie will jetzt wohl die Augen offen hal-
ten, ob sie was anderes findet.

Phoenix Spree gibt an, in den vergange-
nen Jahren habe es nur zwei Fälle gege-
ben, „in denen Mieter erfolgreich gegen ei-
ne Mieterhöhung vorgegangen sind“. Wie
oft es Mieter vergeblich versucht haben,
sagt Phoenix in der Stellungnahme nicht.

Was Bewohnern Angst macht, das Ge-
schäft mit dem knappen Wohnraum, ist
für Investoren gleich doppelt lukrativ: Op-
timiert werden nämlich nicht nur die Woh-
nungen, optimiert wird – mit Hilfe von An-
waltskanzleien und Beratern – auch der
Aufbau der ganzen Firmengruppe, um
möglichst wenig Steuern zu zahlen. Und
das ist in den meisten Fällen völlig legal.

„Es gab Änderungen im Unternehmensbe-
steuerungsgesetz in Deutschland [...]. Wir
freuen uns aber, bestätigen zu können,
dass der Fonds davon nicht betroffen sein
wird, weil wir diese Änderungen bereits bei
der Strukturierung des Fonds im Frühjahr
2007 bedacht haben.“ (Phoenix-Geschäfts-
bericht 2008)

Denn fast alle Gewinne, die eine Firmen-
gruppe macht, lassen sich, mit mehr oder
weniger Aufwand, in Zinsen, Abschreibun-
gen oder andere Gebühren umwandeln,
die man konzernintern verrechnen kann
und in Deutschland nicht mehr versteuern
muss. Phoenix Spree macht das so: Die
deutschen Immobilien gehören nicht der
Konzernmutter, sondern mehreren Toch-

tergesellschaften. Die Wohnung, in der die
Studentin Carina Hartkemeyer lebt, lautet
beispielsweise auf die Phoenix Spree
Deutschland VII Limited mit Sitz auf Jer-
sey. Es gibt mindestens zehn solcher Be-
sitzgesellschaften, auf die Immobilien ver-
teilt sind. Das ist ein typisches Modell bei
Wohnungsgesellschaften, Experten nen-
nen es „Atomisierung“ (siehe Grafik).

Das hat mehrere Gründe, etwa um ein-
zelne Bereiche des Unternehmens leichter
verkaufen zu können oder bei Haftungs-
fragen nicht mit dem gesamten Firmenbe-
sitz geradestehen zu müssen. Aber eben
auch: Jedes dieser „Atome“ kann mit je-
dem Geschäfte machen, die an irgendei-
ner Stelle den Gewinn minimieren. Und da-
mit meistens auch die Steuern. Phoenix
Spree schreibt auf Anfrage der SZ, die
Struktur entspreche „den üblichen Markt-
standards“ und solle „Flexibilität schaffen
und das Portfolio-Risiko reduzieren“.

2016 weist Phoenix Spree Mieteinnah-
men in Höhe von 15,9 Millionen Euro aus.
„Bei Phoenix Spree bleibt aber offenbar
nicht viel übrig, was man versteuern könn-
te“, sagt Christoph Trautvetter vom Netz-
werk Steuergerechtigkeit. Die Gewinne,
die bei den Tochtergesellschaften anfal-
len, werden nämlich mit allen Mitteln
buchhalterischer Kunst kleingerechnet:
Da müssen Kredite getilgt und Verwal-
tungskosten gezahlt werden, es fallen Ge-
bühren für Manager an, dazu kommen die
gesetzlich erlaubten Abschreibungen in
Millionenhöhe für die Abnutzung der Im-
mobilien. Für die Steuerverwaltung verlie-
ren die Wohnungen nämlich ständig an
Wert, obwohl sie tatsächlich an Wert ge-
winnen. Eine absurde Logik. Die Firma
selbst gibt an, wegen der „hohen Investitio-
nen“ derzeit sowohl in Deutschland als
auch auf Jersey Verluste zu machen.

Schon in der Phase zuvor, sozusagen
beim Start einer dreistufigen Steuerrake-
te, kommt Investoren wie Phoenix Spree
ein Gesetz zugute, das von seinen Erfin-
dern mal für einen ganz anderen Zweck ge-
schrieben wurde: Mit sogenannten Share
Deals lassen sich Grunderwerbsteuern
komplett vermeiden. Bei diesem Geschäft
kauft eine Immobilienfirma nicht direkt
Wohnungen oder Häuser, sondern sie
kauft Anteile (Shares) an einer Firma, die
diese Wohnungen hält. Solange dabei ma-
ximal 94,9 Prozent der Anteile gehandelt
werden, fällt keine Grunderwerbsteuer
an. Solche Share Deals lohnen sich erst bei
millionenschweren Transaktionen, dann
aber richtig: Die Grunderwerbsteuer be-
trägt je nach Kommune zwischen 3,5 und
6,5 Prozent des Kaufpreises.

Ursprünglich sollten durch die Share
Deals gewöhnliche Aktiendeals verein-
facht werden. Wenn man Anteile an einem
Unternehmen kauft, so erwirbt man ja da-
mit auch Anteile am Grund und Boden,
den Fabrikhallen oder Verwaltungsgebäu-
den dieser Firma. Es wäre ein Wahnsinn,
würde man aus diesen Aktien den Immobi-
lienanteil herausrechnen und mit Grund-
erwerbsteuer belegen. Dass Firmen oder
Fonds, die ausschließlich mit Immobilien
handeln, diese Regelung für sich nutzen,
hatte offenbar niemand vorhergesehen.
Bisher sind alle Versuche der Politik,
Share Deals auf dem Immobiliensektor zu
untersagen, gescheitert. Die Immobilien-
Lobby beklagt dann stets ihren bevorste-
henden Untergang.

Auch Phoenix Spree hat die Grunder-
werbsteuer gespart, als es 2015 etwa 94,8
Prozent der Anteile an der Investmentge-
sellschaft PSPF kaufte; die anderen 5,2
Prozent halten zwei Manager einer Firma
namens PSPF Partners. Damals erhöhte
sich zwar die Zahl der Wohnungen im Port-
folio von Phoenix, der Pegel in der Steuer-
kasse aber stieg nicht. Die Berliner Finanz-
verwaltung schätzt den Verlust nur durch
Share Deals auf mindestens 100 Millionen
Euro pro Jahr. Allein in der Hauptstadt.

Stufe drei der Steuervermeidungsrake-
te zündet beim Weiterverkauf der Immobi-
lien. Dort hat ein Investor mehrere Mög-
lichkeiten, steuergünstig Wohnungen zu

versilbern. Experten nennen das Exit-Op-
tionen. Eine davon ist der richtige Zeit-
punkt für den Verkauf. Phoenix Spree gibt
es nun seit rund zehn Jahren, was finanz-
technisch eine magische Zahl ist: Beträgt
der Zeitraum zwischen Anschaffung und
Veräußerung mindestens zehn Jahre und
hat der Investor die geeignete Gesell-
schaftsform, kann er Steuern auf den Ge-
winn aus Verkäufen bis auf null drücken.
Phoenix selbst geht in seiner Stellungnah-
me davon aus, dass beim Verkauf von Im-
mobilien Steuern „möglicherweise anfal-
len werden“. Möglicherweise.

„Entdecke die Möglichkeiten“ – das al-
te Ikea-Motto zur Einrichtung einer Woh-
nung haben Investoren auf dem Woh-
nungsmarkt längst für sich umgedeutet.
Sie machen Wohnraum teurer, vermeiden
an allen Stellen geschickt Steuern, und
dem Staat fehlt dann das Geld, um zum
Beispiel den benötigten billigeren Wohn-
raum zu bauen. Sorgen, dass sich das bald
ändern könnte, macht sich Phoenix Spree
offenbar nicht. 2016 schreibt die Firma ih-
ren Kunden ganz gelassen:

„Die Aussichten auf dem deutschen Woh-
nungsmarkt, vor allem in Berlin, bleiben
positiv mit weiterem Spielraum für steigen-
de Mieten und Renditedruck.“

Mitarbeit: Elena Kuch, Brid Roesner, Jan Strozyk

Hier wohnt
die Angst

Unternehmen wie Phoenix Spree
sind mit dafür verantwortlich,

dass die Mieten so schnell steigen.
Wer nicht zahlen kann, muss weichen,

lautet das Geschäftskonzept.
Hollywoodstars und Spitzensportler

verdienen daran
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Die Exit-Option
Nummer eins:

Verkaufen, ohne
Steuern zu zahlen

Das System:
Maximale Gewinne

bei minimaler
Transparenz

Das Problem:
Wohnen ist längst

keine Sache des
Vertrauens mehr

Die Zahlen, die das Statisti-
sche Bundesamt kürzlich

veröffentlicht hat, sind
alarmierend: Jeder sechste

Haushalt in Deutschland
zahlt inzwischen 40 Prozent
oder mehr seines verfügba-
ren Einkommens für Miete.
Experten warnen in solchen
Fällen vor der Schuldenfalle:

maximal 30 Prozent Miete
vom Netto sind gerade noch

zu schaffen. Alles darüber
gilt als hohes Risiko.

2006 gründen britische Manager die Immobiliengesellschaft Phoenix Spree Property Fund 
und ein Jahr später die Phoenix Spree Deutschland. Sie sammeln Geld von Investoren ein, um 
in Deutschland Häuser zu kaufen. 2015 werden die beiden Gesellschaften unter dem Dach 
der Phoenix Spree Deutschland zusammengelegt. Die Immobilien gehören mehreren 
Tochtergesellschaften. 

hat Tochter-
gesellschaften auf 

Jersey

hat 
Anteilseigner

Anteilseigner 
sind

Das Geschäft mit dem Wohnungsmarkt  

Statt direkt eine Immobilie zu kaufen, erwerben 
Investoren häufig Anteile an einer Firma, die Immobilien 
besitzt. Das nennt sich Share-Deal. Werden weniger als 95 
Prozent der Anteile dieser Firma übertragen, dann muss 
keine Grunderwerbsteuer gezahlt werden. Im Jahr 2015 
hat Phoenix Spree Deutschland (PSD) auf diese Art knapp 
95 Prozent des Phoenix Spree Property Fund (PSPF) 
übernommen, die restlichen Anteile gehören zwei 
Managern. Die Phoenix-Gruppe sparte dadurch Steuern in 
Millionenhöhe.

5,2 % 
Minderheits-
gesellschafter
PSPF Partners

94,8 % 
PSD

Das Geschäftsmodell der Phoenix-Gruppe zielt auf 
steigende Mietpreise: alte Mieter raus, Miete 
erhöhen, neue Mieter rein. Die Mieteinnahmen 
müssen die Tochtergesellschaften in Deutschland 
versteuern - allerdings nur, wenn Gewinne anfallen. 
Auf Anfrage von SZ und NDR sagt Phoenix, dass die 
Gruppe aufgrund der „erheblichen Investitionen“ 
derzeit Verluste auf Jersey und in Deutschland 
mache. Die Folge: In Deutschland sind in diesem Fall 
keine Steuern fällig.

Grunderwerbsteuer vermeiden

Miete rauf, Gewinn runter

Dank der Zukäufe, Modernisierungen und der großen 
Mietpreissteigerungen wird das Portfolio der 
Phoenix-Gruppe immer wertvoller. Phoenix Spree will 
einzelne Miet- in Eigentumswohnungen umwandeln und 
verkaufen. In ihrer Bilanz stellt die Firma deshalb auch 
Geldbeträge in Millionenhöhe zurück – für Steuern, die 
beim Verkauf der Immobilien anfallen könnten. Experten 
hingegen sagen, dass es auch für den Verkauf von 
Immobilien in Deutschland steueroptimierte Möglichkei-
ten gibt. Im besten Fall beträgt die Ersparnis hierbei sogar 
100 Prozent.

Wertsteigerung abschöpfen 

ihr gehören 
Immobilien
in Deutschland

ihnen gehören 
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Mietpreis der Phoenix-Gruppe in Berlin
in Euro pro Quadratmeter

in Millionen Euro, nach einer 
Bewertung von Jones Lang LaSalle
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Der Wohnungsmarkt
in Berlin ist ein Paradies
für Anleger. Immobilien-

fonds kaufen Häuser,
sanieren sie, erzielen

hohe Mieten und
Verkaufspreise und

reichen die Renditen
weiter an ihre Investoren.

In der Hauptstadt sind
die Folgen besonders

zu spüren: Nirgendwo
in Deutschland steigen die

Preise für Wohnraum so
schnell wie in Berlin.
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Nike-Firmen den Namen Nike, den
Swoosh und diverse Produktnamen be-
nutzen dürfen – in den vergangenen bei-
den Jahren war das jeweils rund eine Mil-
liarde Euro. Die Nike Innovate CV wieder-
um ist eine sehr besondere Firma, sie ist
eine Art niederländische Entsprechung
der deutschen Kommanditgesellschaft –
dort Commanditaire vennootschap ge-
nannt, kurz: CV. Ihr Sitz ist eigentlich in
den USA, aber steuerlich betrachtet ist
die Innovate auf eine Art staatenlos. Das
geht so: In den Niederlanden werden Ge-
sellschaften des Typs CV nicht direkt be-
steuert – sie gelten als „transparent“ –,
sondern ihr jeweiliger „General Partner“,
eine Art Hauptgesellschafter.

Der General Partner der Nike Innovate
CV ist allerdings wiederum eine CV, und
deren General Partner ebenfalls, und so
folgt man einer Treppe von jeweils nicht
steuerpflichtigen niederländischen CVs
die Firmenleiter nach oben, bis man am
Ende vor der Nike Holding in Delaware
steht, einer Tochterfirma der Hauptfir-
ma Nike Inc.

Warum diese CVs nacheinanderge-
schaltet sind, ist von außen unklar – mög-
licherweise geht es nur darum, die Sicht
auf das Konstrukt zu vernebeln. In wel-
cher dieser CVs die Milliarden Lizenzzah-
lungen verbleiben, ist ebenso unklar und
spielt auch nicht die entscheidende Rolle.
Wichtig ist: Die niederländischen Behör-
den betrachten sich als nicht zuständig,
weil CVs dort nicht besteuert werden. Die
US-Steuerbehörden dagegen – die ja ein
Tochterunternehmen einer US-Firma
vor sich haben – sehen die niederländi-
sche CV in der Steuerpflicht. Aber eben in
den Niederlanden (siehe Kasten).

Die USA zeigen auf die Niederlande,
die Niederlande auf die USA. Zwei Länder
weigern sich, die Steuern einzutreiben –
und am Ende freut sich Nike. Denn so
fällt der effektive Steuersatz des Kon-
zerns durch den Umzug des Swooshs
noch einmal drastisch, auf sagenhafte
13,2 Prozent für 2017. Dieser Wert fällt
auch deswegen so niedrig aus, weil Nike
nach einer Auseinandersetzung mit der
US-Steuerbehörde einmalig Vergünsti-
gungen erhielt. Nike-Chef Mark Parker
erklärte aber jüngst in seinem Ausblick
für das Jahr 2018, man werde weiterhin
weltweit mit einem Steuersatz von 15 bis
17 Prozent davonkommen. Das liegt deut-
lich unter dem, was in den USA oder
Deutschland anfallen würde.

Der frühere US-Senator Carl Levin
nannte ein solch komplexes Firmennetz-
werk, das am Ende nirgends mehr besteu-
ert wird, mit Bezug auf die damalige Si-
tuation bei der Computerfirma Apple ein-
mal den „Heiligen Gral der Steuervermei-
dung“. So läuft es ja inzwischen in den
meisten internationalen Konzernen: Die
Swooshes dieser Welt ziehen dauernd um
den Globus, lassen sich mal in dieser, mal
in jener Steueroase nieder, sind aber letzt-
lich nirgendwo so richtig zu fassen.

Für US-Konzerne jedenfalls sind die
Niederlande inzwischen die wichtigste
Steueroase weltweit. Nicht die Bermu-
das, nicht die Kaimaninseln, nicht Pana-
ma, sondern die Niederlande, aus der Mit-
te der Europäischen Union. Allein in den
Paradise Papers finden sich außer Nike
auch der Taxi-Dienst Uber, der Elektroau-
tohersteller Tesla, der Schreibwarenkon-
zern Office Depot. Hinzu kommen Fir-
men, die nicht in den Paradise Papers auf-
tauchen: CBS, das Kurierunternehmen
Fedex, der Pharmakonzern Pfizer und so
weiter. Im niederländischen Firmenregis-
ter finden sich allein mehr als 150 CV-BV-
Konstruktionen, die von US-Firmen ge-
nutzt werden. Experten kritisieren das
CV-BV-Modell schon seit Langem, sie
werfen der niederländischen Regierung
sogar vor, illegale staatliche Beihilfe zu
leisten. Die Regierung hat zwar nachgege-
ben und angekündigt, die Rechtslage zu
ändern, sie hat sich aber auch ausbedun-
gen, das Schlupfloch noch bis zum Jahr
2020 offen halten zu dürfen.

Deutschland hat diesem Treiben lange
eher still zugesehen. Das ist erstaunlich,
denn der deutsche Fiskus bekommt von
all dem Geld, das Nike mit dem Swoosh
verdient, nur sehr wenig ab. Nike setzt
nach eigenen Angaben in Westeuropa gut
sechs Milliarden Euro um, einen ordentli-
chen Teil davon in Deutschland, dem
wichtigsten Markt für Sportartikel in
Westeuropa. Laut Insidern, die mit den
Branchenzahlen vertraut sind, erzielt Ni-
ke allein in der Bundesrepublik rund
600 Millionen Euro Umsatz pro Jahr.
Die Nike Deutschland GmbH meldet
aber, laut Handelsregister, für das Jahr
2016 gerade einmal rund 76 Millionen
Umsatz. Davon bekam der Staat etwa
3,8 Millionen Euro – das sind wenig
mehr als ein halbes Prozent des mutmaß-
lichen Nike-Umsatzes hierzulande.

Die Umzüge des Swoosh von den USA
auf die Bermudas und von den Bermudas
in die Niederlande haben gleichzeitig da-
zu geführt, dass Nike ein gigantisches
Auslandsvermögen angehäuft hat: Im
Mai dieses Jahres lag es bei mehr als
zwölf Milliarden Dollar. „Darauf hat die
Firma so gut wie keine Einkommensteu-
er bezahlt“, erklärt Steuerexperte Matt
Gardner vom Netzwerk Steuergerechtig-
keit nach seiner Auswertung des Nike-
Jahresbericht von 2017, „und zwar in kei-
nem Land.“

Mitarbeit: Uwe Ritzer

Eine wichtige
Steueroase

mitten in der EU
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D as Codewort zum Steuersys-
tem Nike, zum Geheimnis von
gebunkerten Milliarden in Off-
shore-Gebieten, ist kurz und
einprägsam, und wunderbar

lautmalerisch.
Es lautet: Swoosh.
Der Swoosh ist fast so bekannt wie der

Coca-Cola-Schriftzug und die Ohren der
Mickymaus. Ein Symbol für den Kapitalis-
mus, für die Globalisierung an sich. Erfun-
den hat ihn vor bald fünfzig Jahren eine
Studentin für Grafikdesign, als eine nach
oben schießende Kreuzung aus Haken und
Pfeil. Der Swoosh – zu Deutsch das Rau-
schen, das Brausen – sollte Dynamik zei-
gen, schnell und rasant. Dass er zum prä-
genden Markenzeichen von Nike gewor-
den ist, war trotzdem eher ein Zufall. Die
Firmengründer mochten den Entwurf
nicht, doch die ersten Schuhkartons muss-
ten schnell bedruckt werden damals. So
trat der Swoosh seinen Siegeszug an.

Versteht man den Swoosh, dann be-
greift man auch, wie es dem Weltkonzern
Nike gelingen kann, kaum nennenswerte
Steuern zu zahlen auf all die Gewinne, die
er erzielt. Die Paradise Papers – in diesem
Fall die internen Daten aus der Kanzlei Ap-
pleby – helfen dabei, dieses System zu ent-
schlüsseln, denn Appleby hat Nike vor ei-
nem guten Jahrzehnt und dann wieder vor
ein paar Jahren dabei unterstützt, seine Ge-
schäfte neu zu sortieren. Und zwar so, dass
das Geschäft mit Schuhen und Trikots für
Nike noch besser, für das Finanzamt und
damit für die Gesellschaft hingegen im-
mer noch schlechter geworden ist. Heraus-
gekommen ist ein Konstrukt, in dem am
Ende auf Gewinne außerhalb der USA
kaum noch Steuern anfallen. In mancher
Hinsicht ist Nike und Appleby gemein-
schaftlich das ultimative Kunststück zur
Gewinnmaximierung gelungen: der Steu-
er-Swoosh, der dem Staat davonbraust.

In der Brunnthaler Filiale des Weltkon-
zerns beginnt die Recherche, um das ver-
zwickte System Nike besser zu verstehen.
Kartons mit Laufschuhen, Basketballstie-
feln und Sneakers, mit Regen-, Wind- und
Trainingsjacken, mit Shorts, Socken und
Taschen stapeln sich bis unter die Decke
des Nike-Factory-Stores in dem Gewerbe-
gebiet vor den Toren Münchens. Es gibt
hier etwas für fast jede Sportart, in beinahe
jeder Farbe, in beinahe jeder Größe. Eins
haben all diese Dinge gemeinsam: den
Swoosh.

Ein Verkäufer fischt ein Paar Air Pega-
sus Racer in strahlendem Blau aus den Re-
galen. 70 Euro kosten die Sneaker, davon
bleibt eine Menge bei Nike hängen: Die Pro-
duktionskosten für Laufschuhe liegen im
Schnitt bei höchstens zehn bis 20 Prozent
des Verkaufspreises, schätzen Experten
von Nichtregierungsorganisationen.

Die Frage lautet nun: Wo landet der gan-
ze Gewinn – und wo wird er besteuert?
Falls er überhaupt besteuert wird?

Die deutschen Büros der Nike Deutsch-
land GmbH – zugleich Nike-Hauptquar-
tier für Deutschland, Österreich und die
Schweiz – liegen in der Frankfurter Otto-
Fleck-Schneise 7. Die Adresse hat in der
Sportwelt einen besonderen Klang: In die-
ser Straße, in direkter Nachbarschaft zum
Frankfurter Fußballstadion, sitzen auch
der Deutsche Fußball-Bund und der Deut-
sche Olympische Sportbund. Eigentlich
sollte man ja denken, dass hier, in der Zen-
trale des deutschsprachigen Nike-Ge-
schäfts, in einem modernen Gebäude mit
viel Glas und Stahl, all das Geld landet, das
Nike in Deutschland umsetzt. Als Laie
könnte man ebenso vermuten, dass irgend-
eine Firma namens „Nike Deutschland“
dann ihren Gewinn in Deutschland versteu-
ert. So, wie es andere Firmen auch tun.

Aber das wäre vielleicht naiv.
Denn der Swoosh ist ganz woanders zu

Hause, als man denkt.
Der Kassenzettel für die Pegasus Racer

aus dem Nike-Store Brunnthal gibt einen
ersten Hinweis: Die deutsche Steuernum-
mer auf dem Bon führt – seltsame Welt der
Steuervermeidung – zu einer Firma in den
Niederlanden. Nike Deutschland, so stellt
sich heraus, ist gar kein Verkäufer, son-
dern nach eigenen Angaben nur ein „Han-
delsagent“, also eine Art Vermittler. Die Fir-
ma, so schreibt sie es selbst in ihrem Jahres-
abschluss, vermittelt Geschäfte zwischen
zwei niederländischen Nike-Firmen einer-
seits und „dem Einzelhandel“ anderer-
seits. Die Nike Deutschland GmbH also er-
hält nicht all das Geld für verkaufte Schuhe
und Kleidung, sondern bloß „eine Erstat-
tung ihrer Kosten sowie eine anteilige Um-
satzprovision“ für ihre Vermittlertätigkeit.
Das Drehkreuz für Nike-Verkäufe in ganz
Europa liegt in den Niederlanden. Wer in ei-
nem deutschen Nike-Store oder Nike-Fac-
tory-Store einen Schuh kauft, der kauft in
Wahrheit nicht bei einer eigenständigen
deutschen Firma ein, sondern bei einer Fili-
ale der niederländischen Firma Nike Retail
BV. Nike Deutschland selbst setzt keinen
einzigen Schuh ab, sondern hilft niederlän-
dischen Nike-Firmen lediglich dabei, in
Deutschland Schuhe zu verkaufen. Nike
Deutschland sieht dabei zu, wie die Erlöse
aus deutschen Nike-Läden in die Nieder-
lande fließen. Und die deutschen Finanz-
ämter schauen ebenfalls zu.

Das Gleiche gilt, wenn man von Deutsch-
land aus seine Schuhe im Internet bestellt,
auf Nike.de ist das Modell Pegasus schnell
gefunden. Als die Lieferung eintrifft, fin-
det sich im Karton ein Lieferschein, der be-

stätigt: Nike Retail BV hat die Schuhe ver-
kauft, also dieselbe Firma, die auch in deut-
schen Nike-Läden die Swoosh-Ware ver-
kauft. Zu einem anderen Ergebnis gelangt
auch nicht, wer sich seine Sneakers in ei-
nem gewöhnlichen Schuhladen oder Kauf-
haus besorgt, auf dem Vertriebsweg, über
den Nike laut Branchenkennern die meis-
ten Schuhe absetzt. Diese Händler bezah-
len ebenfalls bei einer niederländische Fir-
ma für die Nike-Produkte, die sie dann in
Deutschland verkaufen – bei der Nike Eu-
ropean Operations Netherlands (Neon),
wie Insider berichten.

Die Spuren führen immer wieder in die
Niederlande. Recherchen und Testkäufe in-
ternationaler Journalisten unter dem
Dach des International Consortium of In-
vestigative Journalists (ICIJ) bestätigen,
dass dies für weite Teile Westeuropas zu-
trifft. Ob Nike-Stores, Internet oder Fach-
handel – immer wieder sind die Kunden
mit niederländischen Firmen im Geschäft,
mittelbar oder unmittelbar.

Das alles ist kein Zufall. Die Niederlande
haben sich zur wohl wichtigsten europäi-
schen Steueroase für Konzerne entwickelt,
vor allem für US-Konzerne. Auf Kosten sei-
ner Nachbarn holt der Staat, der 1957 eines
der Gründungsmitglieder der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft war, gro-
ße Unternehmen ins Land. So richtig viel
verdienen die Niederlande mit dieser Poli-
tik zwar nicht. Hohe Steuern auf den Ge-
winn von Nike sind es jedenfalls kaum. Al-
lenfalls entstehen Arbeitsplätze, weil etli-
che Firmen ihr Europageschäft von den

Niederlanden aus lenken. Aber hier ver-
fängt eben das generelle Steueroasen-Prin-
zip: Ein bisschen was im eigenen Land ist
mehr als ein großer Haufen in einem ande-
ren.

Nike hat, wie viele Weltkonzerne, als bo-
denständiges Unternehmen angefangen.
Ein Sportler und ein Trainer gründeten in
den 1960er-Jahren in den USA eine Firma,
um japanische Schuhe zu importieren. Spä-
ter verkauften sie eigene Ware, von 1971 an
unter dem Namen der griechischen Sieges-
göttin Nike. Die Firma wuchs schnell und
zeigte sich in Steuerfragen zunächst ziem-
lich solide: Bis ins neue Jahrtausend hinein
zahlte Nike in den USA die gewöhnliche
Körperschaftsteuer, etwa ein Drittel der
Gewinne, zeigen Unterlagen der US-Bör-
senaufsicht.

Das ändert sich Mitte der Nullerjahre,
als Nike und die Kanzlei Appleby ein Steu-
ermodell umsetzen, der dem Sportartikel-
Konzern fortan Milliarden an Steuern für
Gewinne außerhalb der USA spart. Die
wichtigste Voraussetzung dafür: Der
Swoosh, das mittlerweile weltberühmte
Firmenlogo, ist umgezogen auf die Bermu-
das – ein britisches Überseegebiet, beste-
hend aus einer Gruppe von Koralleninseln,
die zur Steueroase umfunktioniert wurde.
Genauer gesagt: Umgezogen sind die Rech-
te zur Nutzung diverser Nike-Marken für
die Märkte außerhalb der USA. Im Heimat-
land des Swoosh bleibt alles beim Alten.

Auf den Bermudas residiert der Ableger
Nike International Ltd und um diese Firma
herum entstehen etliche weitere Nike-Off-
shore-Firmen, meist benannt nach Schu-
hen: Nike Jump, Nike Air Max oder eben Ni-
ke Pegasus. Deren genaue Funktion ist
nicht immer klar, wohl aber das: Nike-Nie-
derlassungen weltweit, etwa die in den Nie-
derlanden, schicken fortan astronomisch
hohe Summen auf die Bermudas, damit sie
weiterhin Nike-Schuhe mit dem berühm-
ten Logo darauf verkaufen dürfen. Oder
kürzer: Nike zahlt Geld an Nike, damit Nike-
Schuhe wie Nike-Schuhe aussehen dürfen.

Das mag komisch klingen, ist es aber
nicht. Denn nun fallen beim niederländi-
schen Firmenkonglomerat, das Schuhe in
ganz Europa verkauft, nicht bloß Erlöse

an, sondern auch erhebliche Kosten. Das
niederländische Firmengebilde muss für
den Swoosh und andere Lizenzen so viel
Geld an Nike International auf den Bermu-
das zahlen, dass allenfalls ein geschmäler-
ter Gewinn übrig bleibt. Allein für die Jahre
2010, 2011 und 2012 fließen für die Nut-
zung des Markenlogos und anderer Rechte
3,86 Milliarden Dollar an die Nike Interna-
tional auf den Bermudas, diese Zahlen
nennt Nike selbst in einem Gerichtsstreit
mit der US-Steuerbehörde. Die Niederlan-
de bestehen, anders als Deutschland und
die meisten europäischen Länder, nicht
auf Quellensteuer für Lizenzzahlungen. So
kann das Geld ungehindert zu der Nike-
Bermuda-Firma fließen – wo es wiederum
für ansässige Unternehmen keine Steuern
auf ausländische Gewinne gibt.

Deswegen die Niederlande. So wird man
den Staat los.

Das Ergebnis von Nikes Bermuda-Stra-
tegie lässt sich in den Jahresberichten
nachlesen: Die effektive Steuerlast des
Sportartikelherstellers fällt von 2005 bis
2008 vom Regelsteuersatz von 35 Prozent
auf unter 25 Prozent. Gleichzeitig wachsen
die außerhalb der USA so gut wie unbesteu-
ert gelagerten Gewinne rasant – von etwa
einer Milliarde Dollar im Jahr 2005 auf
mehr als sechs Milliarden Dollar im Jahr
2014.

Wie glücklich Unternehmenschef Mark
Parker darüber ist, lässt er Ende 2006 in ei-
ner Telefonkonferenz mit Finanzexperten
erkennen, deren offizieller Mitschnitt von
der US-Börsenaufsicht veröffentlicht wur-
de. „Wie es uns geht?“, fragt Parker da, und
antwortet: „Ich würde sagen: gut.“ Er zählt
diverse Erfolge auf, darunter auch eine
langfristig angelegte Vereinbarung mit
Steuerbehörden in Europa. „Das hat uns ei-
nen großen Vorteil gebracht“, sagt der Nike-
Chef. Sein Jahreseinkommen verdoppelt
sich in den folgenden Jahren nahezu – auf
13 Millionen Dollar im Jahr 2010.

Nike möchte sich zu Steuerfragen nicht
äußern. Auf Anfrage von SZ, NDR und
WDR sowie des International Consortium
of Investigative Journalists, mit dem die
SZ die Paradise Papers geteilt und ausge-
wertet hat, erklärt Nike nur, dass der Kon-

zern „sämtliche Steuerauflagen“ einhalte
und sicherstelle, „dass unsere Steuererklä-
rungen unsere Geschäftsstrategie reflek-
tieren, mit unseren Investments abge-
stimmt sind und den Arbeitsplätzen ent-
sprechen, die wir schaffen“.

Es ist keine Überraschung, dass Nike
sich rechtskonform verhält, im Gegenteil:
Es ist geradezu eine zentrale Erkenntnis
aus den Paradise Papers, dass man sich als
globaler Konzern an alle Steuervorschrif-
ten weltweit halten – und trotzdem der
Steuer weitgehend entkommen kann. Man
muss nur alle Tricks und Lücken kennen,
und jederzeit beweglich bleiben.

Und so kommt es, dass der Swoosh ein
weiteres Mal umziehen muss.

Die Hauptursache liegt wohl darin, dass
2014 die oben erwähnte und vom Nike-
Chef so gelobte Steuervereinbarung zwi-
schen Nike und den Niederlanden aus-
läuft. Dort war wohl auch geregelt, dass die
Lizenzzahlungen weiter auf die Bermudas
fließen können. Eine Lösung muss her,
und die lautet – erstaunlicherweise –, dass
Nike für sein europäisches Geschäft künf-
tig weniger auf die Bermudas, sondern
noch mehr auf die Niederlande setzt. Aus
den Paradise Papers lässt sich nachvollzie-
hen, dass Nike in dieser Zeit etliche Firmen
auf den Bermudas auflöst und deren Antei-
le an Gesellschaften in den Niederlanden
überträgt. Appleby stellt Nike damals Rech-
nungen für die An-, Um- und Abmeldung
etlicher Unterfirmen aus, all dies läuft un-
ter der Überschrift „Umstrukturierung“.

Fortan gehören Hunderte Nike-Marken-
rechte der niederländischen Firma Nike In-
novate CV – allein in der internationalen
Markenrechtsdatenbank ist die Firma für
knapp 2000 Marken und Patente eingetra-
gen. Auf ihren Konten landen demnach
offenbar die Zahlungen dafür, dass andere

Die Niederlande sind eine Steuer-
oase, die perfekt zugeschnitten
ist auf US-Konzerne. Mit der richti-
gen Verschachtelung von nieder-
ländischen und amerikanischen
Firmen kann es einem Unterneh-
men gelingen, auf seine Gewinne
weder in den USA noch in den Nie-
derlanden nennenswerte Steuern
zu zahlen. Dies liegt an einigen
Klauseln im niederländisch-ameri-
kanischen Steuerabkommen, die
vom Parlament in Den Haag akzep-
tiert wurden, obwohl der Direktor
für internationale Steuerangele-
genheiten im Finanzministerium
warnte: „Diese Steuererleichte-
rung verschafft US-Multis einen
enormen und unangemessenen
Wettbewerbsvorteil.“

Ein Mitarbeiter des US-Finanz-
ministeriums dankte den Kolle-
gen in den Niederlanden im Früh-
jahr 2005 mit einer bemerkens-
werten E-Mail: „Wir freuen uns,
wenn ihr unseren Firmen eine bes-
sere Behandlung zugesteht.
Wenn ihr das tun wollt und es tun
könnt, ohne zu erwarten, dass wir
dasselbe für eure Firmen tun.“ Das
amerikanische Finanzministeri-
um freut sich also mit den US-Kon-
zernen darüber, dass die sich Hun-
derte Millionen an US-Steuern spa-
ren können. Die Niederlande freu-
en sich über Arbeitsplätze und an-
dere kleinere Posten. Mehr Infor-
mationen auf SZ.de.

Nike-Firmen
weltweit schicken
hohe Summen auf

die Bermudas

Der Swoosh ist
ganz woanders

zu Hause,
als man denkt

Der Deal

Just do it
Nike ist bei sportlichen Wettkämpfen

auf der ganzen Welt präsent.
In einer Disziplin aber

ist das Unternehmen selbst kaum
zu schlagen – im Vermeiden von Steuern.

Getreu dem eigenen Slogan:
Tu es einfach

von elisabeth gamperl, frederik obermaier
und bastian obermayer

In den 1960er-Jahren
gründeten ein Sportler

und ein Trainer
in den USA die Marke Nike.

Heute sind Sneaker
wie das Modell Pegasus

weltweit gefragt.
Der Konzern erzielt

Milliardengewinne.
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Da wollte Richard Blumenthal mal den
Geist der Überparteilichkeit aufleben las-
sen, der in Washington sonst fehlt, und
dann war es wieder nichts. Im Januar 2017
saß Blumenthal im Handelsausschuss des
US-Senats und befragte Donald Trumps
designierten Handelsminister Wilbur
Ross. Der Milliardär Ross war eine schwie-
rige Personalie, weil er zahllose Beteiligun-
gen an Firmen hatte, zudem viele Füh-
rungsposten. Interessenkonflikte in seiner
neuen Rolle als Regierungsmitglied waren
also zu erwarten. Aber Ross, so schien es,
hatte vorgesorgt und die heikelsten Jobs
aufgegeben. Der Demokrat Blumenthal al-
so lobte den Republikaner Ross, und zwar
überschwänglich. Er würdigte das „persön-
liche Opfer“, das Ross erbringe, um Minis-
ter zu werden. „Sie haben sich von Investiti-
onen in Höhe von Hunderten Millionen Dol-
lar getrennt. Sie haben 90 Prozent Ihrer
Holdings aufgegeben, sind von 50 Posten
zurückgetreten. Dieser Prozess war für Sie
persönlich enorm komplex, herausfor-
dernd und teuer.“

Ende vergangener Woche allerdings
stellte sich heraus, dass das Lob verfrüht
gewesen war. Journalisten konfrontierten
Senator Blumenthal mit Erkenntnissen
aus den Paradise Papers: Demnach hat
Ross als Minister über eine Kette von Brief-
kastenfirmen eine Beteiligung an der Ree-

derei Navigator behalten, die Millionen
durch Geschäfte mit dem russischen Ener-
giekonzern Sibur verdient. Blumenthal
warf Ross vor, den Senat in die Irre geführt
zu haben. Seit Veröffentlichung der Paradi-
se Papers am Sonntagabend haben sich
weitere Politiker kritisch über Ross und sei-
ne Verbindung zu dem russischen Konzern

geäußert, der in der Hand von Vertrauten
des Kreml-Chefs Wladimir Putin ist. An-
gus King etwa, ein parteiloser Senator, for-
derte Ross auf, sich im Parlament zu erklä-
ren. Die Demokratin Tammy Baldwin for-
derte eine offizielle Untersuchung. Ross re-
agierte auf die Kritik und sagte, er werde
seine Anteile an Navigator „wahrschein-
lich nicht“ behalten.

Am schärfsten reagierte Senator Blu-
menthal, der Mann also, der Ross vorher so
gelobt hatte. „Ich bin überrascht und ent-
setzt“, sagte er, „denn ich glaube, dass un-
ser Ausschuss getäuscht wurde, das ameri-
kanische Volk wurde getäuscht durch die-

se Verschleierung, es gibt kein anderes
Wort dafür.“

Die Diskussion über Ross konzentriert
sich auf zwei Fragen. Die erste: Ist es zu be-
anstanden, dass der Minister privat an Ge-
schäften mit der russischen Energiebran-
che verdient? Sehr wohl, findet Blumen-
thal, wegen der Verbindung zu Russland.
Blumenthals Worte zeigen, wie belastet
die Beziehungen zwischen Washington
und Moskau sind. „Russland will uns
nichts Gutes. In Russland gibt es Personen
und Firmen, die sanktioniert sind, weil sie
internationale Normen verletzt haben“,
sagte Blumenthal und sprach auch die Ver-
suche Moskaus an, die US-Präsident-
schaftswahl zu manipulieren. „Russland
hat in unsere Wahlen eingegriffen, also ist
Russland ein Gegner.“

Besonders besorgt sei er darüber, dass
es bei Ross Interessenkonflikte gebe, die
mit Russland zusammenhingen, denn Mos-
kau wisse dies auszunutzen. „Diese Art
von Interessenkonflikten sind Teil des rus-
sischen Musters, der russischen Praxis,
des russischen Drehbuchs. Sie verwickeln
unsere Staatsdiener oder die anderer Re-
gierungen und benutzen sie dann. Ob sie
auch Minister Ross benutzt haben, muss
man noch sehen.“ Ross entgegnet, er sei
den Anteilseignern Siburs nie begegnet.
Außerdem sei Sibur selbst nie mit Sanktio-

nen belegt worden. „Eine Firma, die nicht
sanktioniert ist, ist wie jede andere Firma.
Punkt“, sagte Ross dem Sender CNBC. Dies
verkennt allerdings, dass Ross als Minister
großen Einfluss auf die Handels- und Sank-
tionspolitik der USA hat und ihm damit im
Verhältnis zu Russland eine Schlüsselrolle
zukommt. So gesehen ist der Energiekon-
zern Sibur, an dem Ross über Umwege mit-
verdient, nicht irgendeine Firma.

Die zweite Frage lautet, ob Ross diese Ge-
schäftsbeziehung verschwiegen hat. Blu-
menthal scheint das so zu sehen. Er habe
wirklich gedacht, dass sich Ross von sei-
nen Beteiligungen getrennt habe; deswe-
gen habe er Ross ja für dessen „Opfer“ ge-
lobt. Dies bereue er jetzt. „Ich fühle mich
getäuscht, denn er hat Anteile an mindes-
tens neun Firmen behalten, die Anteile an
anderen Firmen hielten“, sagt Blumenthal.

Noch ist ganz klar, ob Ross vorsätzlich
getäuscht hat oder ob der Senat schlicht un-
aufmerksam war. Ross hat im Dezember
2016 angegeben, dass er über Umwege An-
teile an der Reederei Navigator hielt. Im Ja-
nuar 2017, etwa zur Zeit der Anhörung, gab
er an, welche Beteiligungen er als Minister
behalten wollte, und da kam Navigator
nicht mehr vor. Als die Anhörung vorbei
war, stimmte Blumenthal gegen Ross. „Ich
witterte damals, dass etwas nicht stimmt.“
 f. obermaier, n. richter

Moskauer Muster
Warum Trumps schwerreicher Handelsminister durch seine russischen Geschäftsverbindungen zum Problem wird

Paradise Papers
Die Schattenwelt des 
großen Geldes

„Eine Regel für die Super-Reichen und eine zweite für den Rest“: Labour-Chef Jeremy Corbyn hat den Umgang von Premierministerin Theresa May und der konservati-
ven britischen Regierung mit Steuerschlupflöchern am Montag scharf kritisiert.  FOTOS: JASON ALDEN/BLOOMBERG, ANDY RAIN/SHUTTERSTOCK

Süddeutsche Zeitung THEMEN DES TAGES Dienstag, 7. November  2017

Themenkasten München Seite 2

DIZdigital: Alle Rechte vorbehalten – Süddeutsche Zeitung GmbH, München A72294943
Jegliche Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exklusiv über www.sz-content.de svra059



München – Der US-Handykonzern Apple
wollte sich im Frühjahr 2014 zusichern las-
sen, auf der Steueroase Jersey keinerlei
Steuern zahlen zu müssen. „Ist es möglich,
eine offizielle Bestätigung der Steuerbe-
freiung zu bekommen, und kostet das et-
was?“, ließ Apple über eine amerikanische
Anwaltskanzlei bei dem Offshore-Dienst-
leister Appleby nachfragen, bevor Tochter-
firmen Geschäftssitze auf die Insel verla-
gerten. Das geht aus den Paradise Papers
hervor, die der Süddeutschen Zeitung zuge-
spielt wurden.

Irland-Gesellschaften von Apple nutz-
ten eine Lücke im irischen Steuerrecht. Die-
se ermöglichte es ihnen, in keinem Land
der Welt Steuern zahlen zu müssen. Die Lü-
cke wurde 2015 auf internationalen Druck
hin geschlossen. Danach führte Appleby
laut den Dokumenten zwei irische Apple-
Firmen mit Geschäftssitz auf Jersey. Dort
liegt der Steuersatz für Unternehmen bei
null Prozent. Auf diese Weise drückte der
Konzern seine Steuerquote auf Gewinne
außerhalb der USA weiter auf nur drei bis
sieben Prozent.

Neueste Zahlen zeigen, dass Apple im
jetzt abgelaufenen Geschäftsjahr auf Ge-
winne von 44,7 Milliarden Dollar außer-
halb der USA nur 1,7 Milliarden Dollar Steu-
ern gezahlt hat. Das sind 3,7 Prozent. Apple
betonte, sich an alle Gesetze zu halten.
„Wir sind der größte Steuerzahler der
Welt“, sagte ein Sprecher.

Auch der Sportartikelhersteller Nike
drückt sich vor Steuerzahlungen in Milliar-
denhöhe, wie die Paradise Papers zeigen.

Der Konzern gründete zuerst zahlreiche
Offshore-Firmen auf Bermuda, um dort
die Lizenzrechte der Firma zu halten – et-
wa für das Firmenlogo, den weltberühm-
ten „Swoosh“. An diese Briefkastenfirmen
mussten Nike-Niederlassungen Hunderte
Millionen Euro bezahlen, um die Marken-
rechte nutzen zu dürfen. Durch die hohen
Lizenzzahlungen wurden die weltweiten
Gewinne drastisch gedrückt – und damit
die Steuerlast.

Aus den geleakten Unterlagen ist außer-
dem ersichtlich, dass Nike 2014 diese Pra-
xis in die europäische Steueroase Nieder-
lande verlagerte – und seine globale Steuer-
rate damit von 35 Prozent um das Jahr

2002 auf nur mehr rund 13 Prozent drück-
te. So konnte Nike in Steueroasen Gewinne
in Höhe von mehr als zwölf Milliarden Dol-
lar anhäufen, die kaum besteuert wurden.

Solche und ähnliche Steuertricks kos-
ten alleine Deutschland jedes Jahr rund
17 Milliarden Euro an Steuern, das hat der
renommierte französische Wirtschaftswis-
senschaftler Gabriel Zucman exklusiv für
die SZ berechnet. Zucmans Rechenexem-
pel basiert auf einer Reihe von öffentlich
zugänglichen Daten.

Auch der britische Formel-1-Weltmeis-
ter Lewis Hamilton ist aktiver Nutzer von
Steueroasen. Der Rennfahrer hat gleich et-
liche Briefkastenfirmen. Eine davon, auf

der Isle of Man, nutzte Hamilton laut den
Paradise Papers, um bei der Einfuhr seines
neuen Privatjets mehr als vier Millionen
Euro an Mehrwertsteuer zu sparen. Dafür
genügte es, einmal morgens kurz auf der
Insel zu landen und die Formalitäten zu er-
ledigen.

Die Veröffentlichung der Paradise Pa-
pers rief am Montag weltweite Reaktionen
hervor. In England kritisierte der britische
Oppositionsführer Jeremy Corbyn von der
Labour-Partei konkret die Praktiken der
Steueroase Isle of Man, außerdem verlang-
te er im Interview mit der SZ eine Spezial-
einheit, die sich auf britische Offshore-Fir-
men konzentrieren müsse.

In den USA forderten mehrere Senato-
ren eine Untersuchung der Russland-Ver-
bindungen von Handelsminister Wilbur
Ross, speziell seiner Gewinne aus Geschäf-
ten mit einer Firma, die einem sanktionier-
ten russischen Oligarchen und dem
Schwiegersohn des russischen Präsiden-
ten Wladimir Putin gehört. Der Minister
sagte am Montag der Agentur Bloomberg,
er werde seine Anteile an dieser Firma
„wahrscheinlich nicht“ behalten. Aller-
dings habe er die Aktien „ohnehin verkau-
fen“ wollen, sagte Ross.

In Kanada erklärte die liberale Partei
von Premier Justin Trudeau, dass Chef-
spendensammler Stephen Bronfman kei-
nen Einfluss auf die Politik der Partei habe.
Bronfman ist den Paradise Papers zufolge
in Geschäfte in Steueroasen verwickelt.

Der deutsche Justizminister Heiko
Maas erklärte, es brauche „mehr Transpa-
renz und Vereinheitlichung von Steuerre-
geln“ in der EU, der Linken-Bundestagsab-
geordnete Fabio de Masi sprach derweil
von „Staatsversagen“, da viele der enthüll-
ten Steuertricks noch immer legal seien. Er
forderte Strafsteuern auf Finanzflüsse in
Steueroasen.
 b. brinkmann, f. obermaier, b.
obermayer, n. richter

Die Steuertricks von Apple, Nike & Co.
Paradise Papers zeigen: Der Handykonzern wollte von den Behörden Jerseys die Zusicherung,

keinerlei Abgaben zahlen zu müssen. Auch Rennfahrer Lewis Hamilton ist Steuervermeider

Apple-Chef Tim Cook, U2-Sänger Bono, Formel-1-Weltmeister Lewis Hamilton (von links). COLLAGE: BENE ROHLMANN

Paradise Papers
Die Schattenwelt des 
großen Geldes
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Großer Schaden
Auf welche Mehreinnahmen aus Unter-
nehmensteuer die Länder wegen Steuer-
oasen verzichten müssen, Angaben in 
Prozent des tatsächlichen Aufkommens

13
Finnland

15
Schweden

16
Spanien

17
USA

20
Großbritannien

21
Italien
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Ungarn

25
Frankreich

Deutschland
32

13
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D unkel ist es noch am Morgen
dieses verregneten Montags,
als um 6.40 Uhr ein roter Jet
auf der Landebahn des klei-
nen Flughafens der Isle of

Man aufsetzt. Es ist der 21. Januar 2013,
hell wird es auf der Insel zwischen Großbri-
tannien und Irland erst gut zwei Stunden
später werden. Das schicke Flugzeug trägt
die Kennung G-LCDH: G steht für Großbri-
tannien, die anderen Buchstaben für die In-
itialen von Lewis Carl Davidson Hamilton.

Tatsächlich ist der britische For-
mel-1-Star an diesem nasskalten Morgen
persönlich an Bord der Bombardier Chal-
lenger 605. Hamilton, zwei Wochen zuvor
gerade mal 28 Jahre alt geworden, hat sie
erst vor Kurzem in Kanada gekauft. Das
Vergnügen dieser großen Reise im eigenen
Jet teilt der junge Mann mit seiner damali-
gen Freundin, der US-amerikanischen Pop-
sängerin Nicole Scherzinger.

Die beiden sind ein echtes Glamourpaar
und auf den roten Teppichen von Monaco,
Paris oder Rom ebenso zu Hause wie in Lon-
don oder Los Angeles. Aber auf dem Flug-
hafen von Ronaldsway, Isle of Man? Mitten
im Nirgendwo der Irischen See?

Dass es hier außerhalb von Ortschaften
kein generelles Tempolimit gibt, könnte
dem Rennfahrer zwar gefallen, aber der
Grund für die Reise an diesen entlegenen
Ort ist ein anderer. Es geht ums Geld, um
sehr viel Geld. Mit dem Hopser auf die klei-
ne, regnerische Insel und einer zuvor ge-
schickt aufgefädelten Kette von Brief-
kastenfirmen spart Hamilton 20 Prozent
Mehrwertsteuer, die er sonst für seine in
Kanada gekaufte Maschine bei der Ein-
fuhr in die Europäische Union zahlen müss-
te. Umgerechnet 20,3 Millionen Euro hat
der Jet damals gekostet. Es geht also um
stattliche 4,06 Millionen Euro.

Lewis Hamilton, heute 32, ist gerade
erst zum vierten Mal Formel-1-Weltmeis-
ter geworden. Er ist der Posterboy der PS-
Szene, sieht blendend aus und ist stets gut
gekleidet, lässig steht ihm ebenso gut wie
elegant, meist trägt er Sonnenbrille. Und
seit fast fünf Jahren gehört auch dieser feu-
errote Jet mit den schwarz-roten Ledersit-
zen zu Hamiltons unverwechselbarem Auf-
tritt. „Verdammt, wie ich dieses Flugzeug
liebe“, schrieb er unter ein Foto auf der Soci-
al-Media-Plattform Instagram.

Und verdammt, wie der Multimillionär
die Isle of Man lieben muss!

Die Insel ist zwar nicht offiziell Teil der
EU, hat aber ein Zollabkommen mit dem
Mitgliedsstaat Großbritannien. Dadurch
gilt ein Flugzeug, das über die Isle of Man
eingeführt wird, faktisch als in die EU im-
portiert – versteuert wird es aber nach den
paradiesischen Regeln der Isle of Man. In
diesem Fall offenbar gar nicht.

Das Ding mit den Flugzeugen ist inzwi-
schen ein Geschäftsmodell. Vor zehn Jah-
ren hat die Isle of Man ein Flugzeugregis-

ter für kleinere Businessflugzeuge einge-
richtet, fast 1000 Jets wurden auf der
83 000-Einwohner-Insel, die viel kleiner
ist als das Stadtgebiet von Hamburg, seit-
dem registriert.

Auf dem kleinen Flughafen kommen
normalerweise Angler, Mountainbiker
oder Wanderer an, die Insel vermarktet
sich als touristisches Outdoor-Revier, für
sie hält der Flughafen ein übersichtliches,
gemütliches Terminal parat. Die besonde-
ren Gäste jenes 21. Januar 2013 landen dort
jedoch nicht, weil sie Urlaub machen wol-
len – sondern um ihr Flugzeug in die EU zu
importieren. 60 Pfund extra kassiert der
Zoll so früh am Morgen, und schon um
7.30 Uhr, auch das dokumentieren die Pa-
radise Papers, schickt ein Mitarbeiter der
Kanzlei Appleby eine Nachricht über sei-
nen Blackberry: „Zollformular zum Flug-
zeug geliefert. Fertig zum Abflug.“ Rund ei-
ne Stunde nach der Ankunft hebt die rote
Bombardier Challenger auch schon wieder
ab Richtung Stuttgart, in die Heimat von
Mercedes, Hamiltons Arbeitgeber.

Schnell, einfach, diskret: Die Dokumen-
te der Paradise Papers zeigen, dass allein
mithilfe der Kanzlei Appleby Flugzeuge im
Wert von mindestens 1,47 Milliarden Euro
über die Isle of Man nach Europa impor-
tiert wurden, die meisten davon wohl zum
Zwecke der Steuerminimierung.

Auch Lewis Hamilton spart, wo er kann.
Die geleakten Daten zeigen, dass er nicht
nur sein Flugzeug, sondern erstaunlich vie-
le Bereiche seines Lebens über Gesellschaf-
ten in Steueroasen organisieren lässt. Der
Arbeitsvertrag mit dem Mercedes-Renn-
stall? Läuft über eine solche Firma. Werbe-
und Bildrechte? Hält eine andere. Eine drit-
te Briefkasten-Konstruktion kommt für
sein Motorhome zum Einsatz, ein giganti-
scher Wohn-Truck, in den sich Hamilton
während der Grand-Prix-Wochenenden in
Europa zurückzieht, Meetings abhält, me-
dizinisch gepflegt wird. Auch dieses Ge-
fährt konnte er erwerben, ohne Mehrwert-
steuer bezahlen zu müssen.

Ein kleines, feines Offshore-Reich ist
das – organisiert zumindest zum Teil von
der Rechtsanwaltskanzlei Appleby, die seit
Sonntag im Zentrum der Paradise Papers
steht. Wer es sich leisten kann, spart da-

durch Millionen allein durch Vermeidung
einer Steuer, der die meisten Menschen
gar nicht ausweichen können. Egal ob auf
Windeln oder Eiscreme, das neue Auto
oder einen Laib Brot: Es gibt kein Entkom-
men vor der Mehrwertsteuer. Genauso gilt
das im Grunde für Jets, Boote oder Wohn-
mobile – wenn, ja wenn es da nicht diese
Schlupflöcher gäbe wie die Isle of Man.

Die Landung auf dem possierlichen
Flughafen im Süden der Insel ist dabei nur
das Finale eines mehrstufigen Steuer-
tricks. Damit sich Hamilton die Mehrwert-
steuer bei der Einfuhr seines Flugzeugs
sparen kann, nutzt er ein zuvor angelegtes
Geflecht aus Briefkastenfirmen. Der Be-
günstigte dieser Firmen: Lewis Hamilton.
Eine davon muss auf der Isle of Man (IOM)
registriert sein. Hamiltons Insel-Filiale
heißt Stealth (IOM) Limited und wird von
der Anwaltskanzlei Appleby gegründet.
„Stealth“ ist ein treffender Name, man
kann es mit „Heimlichkeit“ übersetzen.

Das Ziel aller Bemühungen ist, dass die
Behörden auf der Isle of Man zu der An-
sicht gelangen, dass das Flugzeug für ein
reguläres Leasing-Geschäft genutzt wird.
Um diesen Eindruck zu erzeugen, braucht
man gleich mehrere Firmen. Die Stealth
(IOM) Limited least das Flugzeug von einer
anderen Briefkastenfirma und verleiht es
wiederum an ein weiteres Unternehmen.
Von dort chartert es Lewis Hamilton selbst
oder eine weitere Offshore-Firma des Bri-
ten, wenn der Sportler es benutzen will.

Insgesamt, teilt der Zoll der Isle of Man
auf Anfrage mit, seien auf der Insel aktuell
262 solcher Firmen zu Leasing-Zwecken re-
gistriert. 231 von ihnen sind laut Zoll zwi-
schen 2011 und 2017 tatsächlich komplett
von der Mehrwertsteuer befreit worden:
Insgesamt macht das eine Steuerersparnis
von umgerechnet heute knapp 900 Millio-
nen Euro. Oder anders ausgedrückt: Ver-
schiedenen EU-Staaten entging nur durch
den Flugzeugtrick in der Irischen See mög-
licherweise eine Summe mit neun Ziffern.

Experten sehen ein Problem darin, dass
Hamiltons Firma auf der Isle of Man eine
klassische Briefkastenfirma ist, ohne Büro
und ohne Personal, gemeldet unter dersel-
ben Adresse wie Appleby. Hamiltons An-
wälte erklären hingegen, dass es sich nicht
um eine Briefkastenfirma handle und das
Leasing-Geschäft mit Flugzeugen eine gän-
gige und normale Praktik sei.

Es gibt aber noch zwei weitere Haken an
Hamiltons Flugzeugkonstrukt: Selbst
nach den eher großzügigen Bestimmun-
gen der Isle of Man müsste der Jet auch an
andere Kunden als nur an den Formel-1-Pi-
loten selbst vermietet werden. Um kom-
plett steuerbefreit zu ein, dürfte das Flug-
zeug zudem wirklich nur dienstlich ge-
nutzt werden – also im Falle des Rennsport-
lers, um damit etwa zum nächsten Grand
Prix zu fliegen oder an den Sitz seines For-
mel-1-Teams im englischen Brackley.

Zumindest in den Paradise Papers ließ
sich aber keine weitere Person finden, für
die der Jet noch gechartert wird. Dazu
schweigen Hamiltons Anwälte. Und sie räu-
men ein, dass Lewis Hamilton das Flug-
zeug auch privat nutzt, etwa für Urlaube.
Mitte Juli 2017 flog er zum Beispiel samt
Entourage für zwei Tage auf die griechi-
sche Insel Mykonos, während die anderen
Fahrer bei einem offiziellen Fan-Fest in
London mit ihren Rennautos ein paar Run-
den am Trafalgar Square drehten.

In den vorliegenden Leasingverträgen
ist festgehalten, dass Lewis Hamilton sei-
nen Jet 80 Stunden pro Monat selbst nutzt
und eine seiner Firmen 160 Stunden. Geht
man daher davon aus, dass er das Flugzeug
zu einem Drittel privat nutzt, hätte er von
den eingesparten 4,06 Millionen Euro
Mehrwertsteuer auf den Import des Jets
wenigstens ein Drittel – 1,35 Millionen Eu-
ro – für diese private Nutzung deklarieren
müssen. Zudem wären die Leasingraten
für die private Zeit im Jet zu versteuern ge-
wesen. „Wenn es privaten Nutzen gab, ist
das Steuerhinterziehung“, sagt Rita de la
Feria, Steuerrechtsprofessorin an der Uni-
versität Leeds. „Lewis Hamilton hätte für
jeden privaten Flug Mehrwertsteuer zah-
len müssen.“ Dafür könnte man ihn persön-
lich haftbar machen, fügt sie hinzu.

De la Feria hat den Fall für die britische
Tageszeitung Guardian, Recherchepart-
ner der SZ bei den Paradise Papers, analy-
siert. Die Steuer-Expertin hält das Schau-
spiel, so zu tun, als betreibe man ein regulä-
res Leasinggeschäft mit Flugzeugen, für
absolut fragwürdig: „Dieser Jet wird nur
an eine einzige Person vermietet. Das Kons-
trukt ist komplett künstlich.“ Tatsächlich
ist Hamiltons Jet zuallererst für ihn da, der
Flugbetrieb ist nur auf ihn zugeschnitten.
Damit er den Jet benutzen kann, braucht
er Piloten und eine Crew, die für jeden Flug
gebucht werden. Hamiltons Anwälte be-
haupten hingegen, dass die Flugzeug-
Struktur gesetzeskonform ist und weder
Steuerhinterziehung noch Missbrauch dar-
stellt. Sie bestreiten sogar, dass die Ein-
fuhr über die Isle of Man ihrem Mandan-
ten irgendeinen Steuervorteil bringt.

Offshore-Konstruktionen wie die von
Hamilton setzt Appleby in der Regel zusam-
men mit der Unternehmensberatung
Ernst & Young (EY) auf. Praktischerweise
ist die lokale EY-Dependance in Douglas,
der Hauptstadt der Isle of Man, nur etwas
mehr als 300 Meter von der Appleby-Nie-
derlassung entfernt: Einmal rechts abbie-
gen, den Hügel hinauf, es ist das graue Eck-
haus mit dem diskreten EY-Logo auf ei-
nem einzigen Fenster. Die Unternehmens-
beratung erklärt auf Anfrage, dass solche
Leasing-Arrangements komplett legitim,
akzeptiert und kommerzielle Praxis seien.

Die Regierung der Isle of Man hat das
britische Finanzministerium Ende Okto-
ber dennoch eingeladen, ein Gutachten

über die Flugzeugdeals bis Ende 2018 zu er-
stellen. Zudem hat die örtliche Zollbehör-
de, die jede Jet-Leasing-Struktur ohnehin
schon vorher genehmigen muss, vor ei-
nem Jahr damit begonnen, die Deals zu
überprüfen: Bei einigen dieser Geschäfte
sei der Mehrwertsteuererlass falsch be-
rechnet worden.

Auch zur Zollbehörde haben es die Ap-
pleby-Mitarbeiter übrigens nicht weit: Es
sind nur 250 Meter den Hügel hinunter bis
zum alten Bahnhof. Hinter dem Backstein-
gebäude fahren heute nur noch alte Dampf-
lokomotiven mit Touristenzügen ab. Am
Nebengebäude weist ein Schild den Weg:
„Zoll- und Mehrwertsteueranfragen.“ Es
ist eben ein Ort der kurzen Wege.

Ein ganz ähnliches Briefkasten-Modell
wie für sein Flugzeug findet sich in den Pa-
radise Papers auch für das Motorhome von
Lewis Hamilton. Solche bewohnbaren Sat-
telschlepper dienen Formel-1-Fahrern
während der Rennen in Europa als Rück-
zugsraum und eine Art Schaltzentrale. Ha-
miltons 2015 angeschafftes Motorhome
stammt von einem deutschen Hersteller,
auch für dieses Fahrzeug wurden eine Fir-
ma auf der Isle of Man und ein Leasing-Mo-
dell eingerichtet. Völlig legal, sagen Hamil-
tons Anwälte, da das geräumige Fahrzeug
ausschließlich für geschäftliche Zwecke

genutzt werde. Das Motorhome bekam Le-
wis Hamilton offenbar pünktlich zum Gro-
ßen Preis von Belgien im August 2015 gelie-
fert, zum Nettopreis (ohne Mehrwertsteu-
er) von 1,77 Millionen Euro. Das Rennen in
Spa hat er gleich mal gewonnen.

Beim Steuertrick mit dem Jet und dem
Anschaffungsmodell rund ums Motorho-
me spielt die BRV Limited eine tragende
Rolle, eine Briefkastenfirma, die auf der
Kanalinsel Guernsey angesiedelt ist – und
die Lewis Hamilton gehört. Die BRV least
den Truck und oft auch das Flugzeug. Aber
auch für andere Geschäfte nutzen Hamil-
ton und seine Berater diese Firma, so läuft
etwa der Vertrag zwischen ihm und dem
Mercedes-Rennstall über sie. Das geht aus
einem Mailverkehr hervor, der sich in den
Paradise Papers findet. Durch den Vertrag,
der noch bis Ende 2018 läuft, sollte Hamil-
ton nach Informationen der britischen Zei-
tung The Telegraph rund 45 Millionen Euro
pro Jahr verdienen.

Für Einnahmen aus Werbe- und Sponso-
ringverträgen hält Lewis Hamilton, man
ahnt es bereits, noch eine Briefkastenfir-
ma, diesmal in der Steueroase Malta. Der
Name: 44IP Limited. Die 44 ist Hamiltons
Startnummer im Formel-1-Zirkus und
längst sein Markenzeichen. Er behielt sie,
obwohl ihm als Weltmeister die Startnum-
mer 1 zugestanden hätte. Ein Zahlenwech-
sel hätte der Marke, dem Produkt Lewis Ha-
milton wohl nicht gutgetan. Und das Ge-
schäft brummt: Das Wirtschaftsmagazin
Forbes prognostiziert Hamilton für dieses
Jahr Werbeeinnahmen von rund 6,7 Millio-
nen Euro, etwa durch Kampagnen für Hu-
go Boss, den Kosmetikkonzern L’Oréal
oder die deutsche Sportartikelfirma Puma.
Der 44IP Limited wird auf Malta wie jeder
Firma, die Ausländern gehört, fünf Pro-
zent Körperschaftsteuer berechnet.

Malta, Guernsey, die Isle of Man, solche
Schattenplätze des internationalen Geld-
verkehrs verbinden die Formel-1-Fans
nicht gerade mit Lewis Hamilton. Sein
Image inszeniert der Weltstar im Blitzlicht-
gewitter, mit der Zahl 44, den charakteristi-
schen Sonnenbrillen und seinen selbst
weltberühmten Bulldogen Coco und Ro-
scoe. Oder eben mit diesem Flugzeug. Die
Hände in den Pullovertaschen, das Base-
cap verkehrt herum, so steht Hamilton läs-
sig auf einer Landebahn, hinter ihm sein ro-
ter Jet. Dieses Foto zeigt er auf Instagram,
darunter steht: „Nur ein Junge aus UK mit
einem Traum.“ Hashtag: #MegaJet.

Ein Traum auch, dass Lewis Hamilton
damit sogar Steuern sparen konnte, die je-
der einfache Junge bezahlen muss, wenn
er sich ein Ticket für ein Formel-1-Rennen
kauft oder auch nur eine Dose der neuen
Lewis-Hamilton-Sonderedition des Ener-
gydrinks Monster – selbstverständlich mit
aufgedruckter 44.

Mitarbeit: Juliette Garside, Tim Robinson

In Großbritannien wurden die
Paradise Papers bereits im Un-
terhaus diskutiert, ehe sie über-
haupt veröffentlicht waren.
Der britische Oppositionsfüh-
rer Jeremy Corbyn kritisierte
die meist steuerfreie Einfuhr
von Flugzeugen über die Isle of
Man. „957 Geschäftsjets auf
der Isle of Man scheinen ein
bisschen unverhältnismäßig
für jede Insel auf der Welt zu
sein“, sagte der Labour-Politi-
ker und forderte, diese Praxis
müsse vom Finanzministerium
untersucht werden. Premier-
ministerin Theresa May ging
auf die Flugzeug-Deals auf der
Insel mit keinem Wort ein.

PARADISE PAPERS
Überflieger

Rennfahrer Lewis Hamilton ist längst eine Weltmarke – und verhält sich auch wie eine.
Ob Flugzeug, Motorhome oder Werberechte: Nichts geht ohne Briefkastenfirma

von elisabeth gamperl und mauritius much

Insel-Hopping
im Flugzeug

kann Millionen
Steuern vermeiden

957 Jets

Die Schattenwelt des großen Geldes

Mehr Infos, Videos und
Grafiken zum Thema:

www.paradisepapers.de

Formel-1-Weltmeister
Lewis Hamilton fliegt

gerne im eigenen Jet um die
Welt. Oft mit an Bord:

seine geliebten Bulldoggen
Coco und Roscoe.

ALLE COLLAGEN

VON BENE ROHLMANN
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„Das stärkste
Gegenmittel ist

Transparenz“
Kofi Annan war zehn Jahre

Generalsekretär der Vereinten Nationen.
Er hat sich seitdem dem Kampf

gegen Steuerflucht und gegen die Ausplünderung
Afrikas verschrieben. Es ist ein zäher

Kampf gegen internationale Konzerne
und gierige Staatschefs

interview von tobias zick

SZ: Herr Annan, warum ist Afrika so arm?
Kofi Annan: Afrika ist nicht arm, es ist ein
reicher Kontinent mit sehr vielen armen
Menschen. Afrika verliert sehr viel Geld
durch illegale Finanzströme und Steuer-
flucht. Jedes Jahr fließen rund 160 Milliar-
den Dollar nach Afrika, etwa durch Über-
weisungen von Afrikanern, die nicht auf
dem Kontinent leben, oder in Form von
Hilfsgeldern. Zugleich verlieren wir mehr
als 200 Milliarden in Finanzströmen nach
außen. Wir sind also ein Nettozahler an
den Rest der Welt.
In einem Ihrer jährlichen Fortschrittsbe-
richte zu Afrika haben Sie dargelegt, wie
der Demokratischen Republik Kongo in
den Jahren 2010 bis 2012 rund 1,36 Milli-
arden Dollar verloren gegangen sind:
Schürfrechte für Kupfer und Kobalt, die

weit unter Wert an Firmen auf den Briti-
schen Jungferninseln verschleudert wur-
den. Von dem Geld hätte man die kongole-
sischen Budgets für Gesundheit und Bil-
dung für zwei Jahre bestreiten können.
Wie ist so etwas möglich?
Das Problem beginnt schon mit den Verträ-
gen, die Regierungen mit den Konzernen
schließen. Manche Regierungen sind so
versessen darauf, internationale Konzerne
ins Land zu holen, dass sie diese mit völlig
inakzeptablen Zugeständnissen locken.
Und die Firmen nutzen das aus. Sie sagen
zum Beispiel: Wir müssen erst unsere In-
vestitionen wieder hereinbekommen, ehe
wir vom Gewinn etwas abgeben. Manch-
mal müssen die Firmen laut Vertrag über
viele Jahre überhaupt keine Steuern zah-
len – das ist ein vollkommen falsches Vor-
gehen.
Im Kongo sehen wir das klassische Mus-
ter: einheimische Eliten, die mit ausländi-
schen Firmen und Investoren gemeinsa-
me Sache machen und das Land plündern.
Welche Seite trägt die Hauptschuld?
Zum Tango gehören immer zwei. Die afri-
kanischen Beamten, die die Reichtümer ih-
res Landes fast zum Schleuderpreis aus
der Hand geben, verraten ihr Volk und des-
sen Vertrauen – in der Erwartung, dass sie
selbst etwas dafür bekommen. Das hat
sehr konkrete Auswirkungen. Es nimmt
den Menschen die Grundlagen zum Leben
und die Chance auf wirtschaftliche Ent-
wicklung. Auch die internationalen Konzer-
ne und Investoren stehen in der Pflicht.
Man braucht als Unternehmer doch keine
spezielle Gesetzgebung oder eine starke Re-
gierung, um zu tun, was rechtmäßig, pro-
fessionell und moralisch richtig ist. Manch-
mal gehen die Firmen so weit zu sagen:
Wenn wir das Schmiergeld nicht zahlen,
dann zahlt es unser Konkurrent und

nimmt uns das Geschäft weg. Das akzeptie-
re ich nicht.
Was lässt sich dagegen tun?
Das stärkste Gegenmittel ist Transparenz.
Wir müssen sowohl die Unternehmen als
auch die Regierungen dazu verpflichten,
die Verträge publik zu machen, offenzule-
gen, welche Gewinne die Firmen machen
und wie viel sie an Steuern zahlen. Zudem
muss die Öffentlichkeit erfahren, wofür
die Regierung die Einnahmen verwendet.
Briefkastenfirmen, die bei diesen Ge-
schäften häufig genutzt werden, dienen
eher der Verschleierung. Sollten sie gene-
rell verboten werden?
Manche Leute werden Ihnen sagen, Steuer-
oasen und Briefkastenfirmen seien nichts
grundsätzlich Falsches, es gebe durchaus
legitime Zwecke dafür. Aber wir sollten
nicht vergessen: Diese Instrumente wer-
den auch von Kriminellen benutzt, um üb-
le Dinge zu tun. Wir brauchen ein internati-
onales Regelwerk, um offenzulegen, wer
hinter diesen Briefkastenfirmen steckt,
wer der wirtschaftlich Berechtigte ist.
Vorstöße für mehr Transparenz hat es
schon viele gegeben, die Ergebnisse wa-
ren meistens bescheiden.
Das stimmt – aber es hat mich doch ermu-
tigt zu sehen, was sich in Europa getan hat,
nachdem bekannt wurde, auf welche Wei-
se Firmen wie Apple, Starbucks und ande-
re nur minimale Steuern zahlen. Die Bür-
ger sind wütend geworden, und die Politi-
ker haben erkannt, dass etwas getan wer-
den muss.
Bis heute ist Steuervermeidung in vielen
Fällen formell legal. Die Unternehmen
nutzen nur die Schlupflöcher, die ihnen
die Politik lässt.
Das stimmt – aber die Firmen müssen ver-
stehen: Wenn sie so viel aus einem Land
herausholen und dafür nichts geben, in
Form von Steuern oder nachhaltigen Inves-
titionen, dann untergraben sie ihre eigene
Geschäftsgrundlage. Sie tragen dazu bei,
scheiternde Staaten zu schaffen ...
... was das Plündern dann umso einfacher
macht.
Ja, aber plündern können Sie nur eine Zeit
lang. Irgendwann bricht entweder das
Land zusammen, oder das System wird so
chaotisch, dass Sie, wenn sie eine ernsthaf-
te, aufrichtige Firma sind, dort nicht län-
ger operieren wollen. Dann konkurrieren
Sie mit den Abenteurern, die sich um ihren
Ruf keine Gedanken machen. Und natür-
lich zahlt auch das Land einen Preis. Die
Wirtschaftsführer müssen mit gutem Bei-
spiel vorangehen.
Hören diese Wirtschaftsführer Ihnen zu?
In Ihrem Bericht von 2013 nannten Sie un-
ter anderem den internationalen Rohstoff-
konzern Glencore als einen Akteur, der
von der Schwäche des kongolesischen
Staates profitiert. Haben die Chefs von
Glencore Ihnen jemals geantwortet?
Ja, sie haben unseren Bericht gelesen und
waren nicht besonders glücklich darüber.
Sie haben angerufen und indirekt mit Kla-
ge gedroht. Aber ich glaube, das war eher
Einschüchterungstaktik: Wenn sie wirk-
lich klagen würden, dann müssten sie
selbst jede Menge Fragen beantworten. Sie
müssten beweisen, dass all das, was wir
und andere veröffentlicht haben, unwahr
ist. Zu einem anderen Zeitpunkt habe ich –

nicht wirklich erfolgreich – versucht, die
großen Bergbaufirmen an einen Tisch zu
bringen; namhafte Unternehmen wie An-
glo American, BHP Billiton, Rio Tinto. Die
Idee war, dass sie einen Verhaltenskodex
für ihre Operationen in Entwicklungslän-
dern unterzeichnen. Trotz mehrerer Tref-
fen war ich aber nicht erfolgreich.
Woran sind Sie gescheitert?
Eine solche Gruppe zusammenzubringen,
in der jeder seine eigenen unternehmeri-
schen Interessen hat, ist nicht einfach. Ich
habe ja auch keine Autorität, den Firmen et-
was vorzuschreiben. Also erzählte ich ih-
nen, wie ich beim Thema Aids vorgegan-
gen bin: Ich hatte die Vorstände der sieben
größten Pharmafirmen zu einem Treffen
in Amsterdam eingeladen. Dort bat ich sie,
den Preis für Medikamente zu senken, so
dass die Armen sie sich leisten können. Die
Gespräche waren anfangs schwierig – aber
am Ende sind die Preise deutlich gesun-
ken, und Millionen nehmen heute diese
Medikamente. Wenn der Wille da ist, kön-
nen wir durchaus etwas erreichen.
Aber Selbstverpflichtungen können jeder-
zeit rückgängig gemacht werden, benö-
tigt wird ein verbindlicher politischer und
rechtlicher Rahmen. Sie haben in den ver-
gangenen Jahren immer wieder auf G 8
und G 20 verwiesen, als einflussreiche
Gruppen, die gemeinsam internationale
Maßnahmen gegen Steuerflucht beschlie-
ßen könnten. In diesem Sommer, beim
G-20-Gipfel in Hamburg, spielte das The-
ma aber keine große Rolle. Mangelt es der
internationalen Gemeinschaft schlicht
am Willen?
Viele der weltweit agierenden großen Fir-
men kommen aus G-8- und G-20-Län-
dern. Deshalb haben diese Länder eine be-
sondere Verantwortung, dafür zu sorgen,
dass diese Firmen in armen Ländern nicht
ausbeuterisch handeln, sondern verant-
wortungsvoll. Das geht auch ohne globale
Abkommen; sie können auf nationaler Ebe-
ne anfangen. Wenn niemand Schmiergel-
der zahlen würde, gäbe es auch keine Kor-
ruption.
Das Geld geht ja in der Regel durch viele
Hände ...
Ja, und deshalb müssen auch die Banken
die Frage stellen: „Woher stammt das

Geld?“ Mit moderner Technik sollten wir
in der Lage sein, all diese Gelder nachzuver-
folgen. Und wenn etwas aufgespürt wird,
sollte es in das Land zurückgeschickt wer-
den können, aus dem es ursprünglich
kommt.
Ein Argument, das man in diesem Zusam-
menhang oft hört, ist der Wettbewerb. Fir-
men suchen sich als Standort das Land mit
der niedrigsten Steuerlast – und die Regie-
rungen sagen: Wenn wir die Steuern erhö-
hen, gehen die Firmen anderswohin. Ist
die Sorge der Politik berechtigt?
Nehmen wir das Beispiel Europa: Da haben
Sie 28 Mitgliedsländer. Und die Firmen
können eines gegen das andere ausspie-
len. Als Brüssel sich der Problematik etwa
von Standortverlagerungen nach Luxem-
burg oder Irland bewusst wurde und an-
fing, dagegen vorzugehen, da haben einige
dieser internationalen Firmen von sich aus
beschlossen, mehr zu zahlen. Wenn man
Transparenz schafft, wacht plötzlich jeder
auf: die Firmen wie auch die Länder. Und
oft steht dahinter Druck aus dem Volk; die
Leute sagen: „Das ist nicht fair, wir zahlen
unseren Beitrag, und diese Firmen ma-
chen Millionen oder Milliarden an Profit –
wie kann es sein, dass die so wenig oder
überhaupt nichts zahlen?“ Ich denke, das
Wettbewerbsargument ist übertrieben.
Sie waren zehn Jahre lang Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen. Warum lösen
die UN diese Probleme nicht? Es gibt die
Möglichkeit, Sanktionen gegen Terrorun-
terstützer zu verhängen, gegen Lieferan-
ten von Massenvernichtungswaffen – wes-
halb also nicht auch gegen die, die Steuern
hinterziehen, und die, die Korruption för-
dern?
Zwangsmaßnahmen kann nur der UN-Si-
cherheitsrat beschließen, und wir sehen ja
auch bei anderen Themen, wie Länder sich
der Durchsetzung solcher Maßnahmen
entziehen. Damit die Vereinten Nationen
eingreifen können, müssen sich die Mit-
gliedsländer einig sein. Und nicht nur das,
sie müssen die beschlossenen Maßnah-
men daheim auch umsetzen. Ich halte das
nicht für einen gangbaren Weg.
Welche Wege bleiben dann?
Die einzelnen Länder müssen sich ihrer
Verantwortung stellen und dafür sorgen,

dass Firmen zur Rechenschaft gezogen
werden. Es gibt auch interessante Initiati-
ven auf internationaler Ebene: Die Organi-
sation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung hat beispielsweise
begonnen, afrikanische Steuer- und Zollbe-
amte zu schulen – das Programm heißt
„Steuerprüfer ohne Grenzen“, nach dem
Vorbild der Ärzte ohne Grenzen. Ich hoffe,
dass die so viel Druck aufbauen werden
wie möglich.
Sie haben sich in vielen Kriegen und Kri-
sen dieser Welt einen Namen als Vermitt-
ler gemacht. Sind Kontroversen, bei de-
nen es ums große Geld geht, schwieriger
zu lösen als Bürgerkriege?
Wenn es um Krieg und Frieden geht, ha-
ben Sie in der Regel eine überschaubare
Zahl von Konfliktparteien. Dann können
Sie die anderen Staaten oder Akteure, die
selbst nicht direkt betroffen sind, zusam-
menbringen, damit sie sich gemeinsam
für ein Ende der Kämpfe einsetzen. Bei den
Themen, über die wir hier sprechen, sind
dagegen so viele Einzelinteressen im Spiel,
dass Sie keine echte Zugkraft aufbringen
werden.
Ihr Sohn Kojo Annan war in eine Korrupti-
onsaffäre um das „Öl für Lebensmit-
tel“-Programm für den Irak verwickelt.
Die Panama Papers haben im vergange-

nen Jahr zudem gezeigt, dass er Anteils-
eigner und Direktor mehrerer Firmen auf
den Britischen Jungferninseln und auf Sa-
moa war. Wie stehen Sie dazu?
Wenn etwas Unrecht ist, dann ist es für alle
Unrecht. Man spricht Verwandte oder Söh-
ne nicht von ihrer Verantwortung frei. Er
hat eine Briefkastenfirma benutzt, um ein
Apartment zu kaufen – ich sehe nicht, war-
um man einen solchen Weg gehen sollte.
So etwas würde ich weder empfehlen noch
billigen.
Ist es denkbar, dass Afrika eines Tages kei-
ne Entwicklungshilfe mehr braucht – weil
die Erlöse aus dem Rohstoffreichtum in
die Entwicklung des Kontinents fließen?
Ich freue mich auf diesen Tag. Und ich den-
ke, die meisten Afrikaner wollen sich lie-
ber durch Handel aus der Armut befreien,
als von Almosen zu leben. Afrika hat gro-
ßes Potenzial – und eine junge Bevölke-
rung. Wissenschaftler sprechen von einer
demografischen Dividende. Die kann aber
zum demografischen Fluch werden, wenn
wir die Themen, über die wir hier spre-
chen, nicht sehr ernst nehmen. Wir müs-
sen wirtschaftliche Entwicklung in diesen
Ländern schaffen; Bedingungen, unter de-
nen junge Menschen in Würde leben kön-
nen, statt dorthin aufzubrechen, wo das
Gras grüner ist.

Kofi Annan hat sein Leben der
Diplomatie gewidmet. Geboren
wurde er 1938 im heutigen Gha-
na, dort ging er zur Schule und
begann anschließend sein Wirt-
schaftsstudium, das ihn auch in
die USA und in die Schweiz führ-
te. Direkt nach der Uni begann
er seine Karriere bei den Verein-
ten Nationen (UN): 1962 wurde
er Verwaltungsbeamter, in den
folgenden Jahrzehnten über-
nahm er dort immer mehr Ver-
antwortung. Von 1997 bis 2006
war er schließlich UN-General-
sekretär. Seine Themen sind die
wirtschaftliche Entwicklung
Afrikas und die Lösung bewaff-
neter Konflikte. Für sein Engage-
ment wurde er 2001 zusammen
mit der UN mit dem Friedensno-
belpreis ausgezeichnet.

„Auch die Banken
müssen die Frage

stellen: Woher
stammt das Geld?“

„Afrika ist ein
reicher Kontinent

mit sehr vielen
armen Menschen.“

Zur Person
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Curt Engelhorn (1926 – 2016)
gehörte zu den stillen Mächti-
gen Deutschlands. Sein Ur-
großvater hatte BASF gegrün-
det, Engelhorn selbst war vie-
le Jahre Vorstandschef und
Mitgesellschafter von Boeh-
ringer Mannheim. Bekannt
wurde der Milliardär durch
das Steuerverfahren gegen
seine Töchter, das selbst Fälle
wie den des Bäderkönigs
Zwick oder des Wienerwald-
Gründers Jahn übertraf.

M it 80 Jahren, „in der Endzeit-
stimmung des Alters“, wie
er es nennt, blickte der Milli-
ardär Curt Engelhorn mit
Stolz auf sein Leben zu-

rück. Aber eben auch mit Bedauern. Die
Töchter, beide aus dritter Ehe, „hatten es
auch nicht gerade einfach“, schrieb er in sei-
nen Memoiren, die er zu seinem Geburts-
tag im Freundeskreis verteilte. Seine Ehe
sei damals schon in einem desolaten Zu-
stand gewesen, was „mit Sicherheit für die
Entwicklung der Mädchen wenig förder-
lich war“.

Wenigstens finanziell sollen sich Elisa-
beth und Carolin keine Sorgen machen
müssen, und so lässt Engelhorn ihnen
über verschiedene Trusts im Ausland ein
Millionenvermögen zukommen. Gerade
damit brockt er ihnen allerdings massiven
Ärger ein, der in einen spektakulären Steu-
erfall mündet, in eines der größten Steuer-
strafverfahren, das Deutschland je gese-
hen hat. Die Trusts, um die es geht, sind
Stiftungen ähnlich und dienen nicht selten
dazu, Steuern zu sparen. So lautet zu-
nächst auch der Verdacht gegen die beiden
Töchter Engelhorn: Hinterziehung von
440 Millionen Euro Schenkungsteuer. Im
Oktober 2013 werden beide in München
festgenommen und ins Gefängnis ge-
bracht. Die Fahnder sind, nach einem Jahr
Recherche, davon überzeugt, dass die Milli-
ardärstöchter die Geldgeschenke ihres Va-
ters nicht versteuert haben, obwohl sie bei-
de in Deutschland steuerpflichtig sind.

Bei Hausdurchsuchungen beschlagnah-
men die Ermittler damals Hunderte Ord-
ner, sie können das komplexe, weltweit ver-
zweigte Finanzsystem der Engelhorns
aber nicht komplett durchdringen. Am En-
de einigen sich die bayerischen Finanzbe-
hörden mit den Töchtern auf eine Steuer-
nachzahlung von etwa 145 Millionen Euro.
Die Paradise Papers nähren jetzt einen Ver-
dacht, der schon damals im Raum stand,
aber nicht zu erhärten war: Dass die Engel-
horn-Töchter Elisabeth und Carolin weit
mehr hinterzogen haben. Die Steuerfahn-
der waren auf diverse Trusts und Briefkas-
tenfirmen gestoßen – sie heißen zum Bei-
spiel Laertes oder Bilbao – aus denen Geld
an die Töchter geflossen war. Carolin sind
dabei die Gesellschaften zuzurechnen, de-
ren Namen meist auf die griechische My-
thologie anspielen – wie bei Laertes, dem
Vater des Odysseus. Die Namen von Bilbao
und der anderen Trusts oder Briefkasten-
firmen von Elisabeth haben vorwiegend ei-
nen spanischen Hintergrund.

Doch die Paradise Papers zeigen, dass
der Familie Engelhorn noch Dutzende wei-
tere Trusts oder Briefkastenfirmen zuzu-
ordnen sind, von denen die Ermittler bis-
her nichts wussten (siehe Grafik). Dabei
ging dem mittlerweile verstorbenen Vater
von Carolin und Elisabeth, Curt Engel-
horn, die Kanzlei Appleby seit Mitte der
1990er-Jahre zur Hand. Es bestätigt sich
damit das, was die Fahnder schon damals
geahnt hatten: „Es ist ein wahnsinniges
Vermögen in verschiedenen Trusts ge-
parkt. Es können zehn, aber auch 100
Trusts sein“, hieß es aus Ermittlerkreisen.

Der NDR und die Süddeutsche Zeitung
haben nun jemanden getroffen, der mit
dem Verfahren gegen die Engelhorn-Töch-
ter befasst war. Sie legten ihm Kopien vor,
die das Offshore-Konstrukt aus Trusts,
Stiftungen und Briefkastenfirmen aus den
Paradise Papers zeigen. „Mich überrascht
nicht wirklich, dass es so groß ist“, sagt er.
Von den fast 50 Briefkastenfirmen, Stiftun-
gen und Trusts waren nicht einmal zehn
den Ermittlungsbehörden bekannt. Eine
der Stiftungen, die Angel Foundation, be-
schreibt Curt Engelhorn in seinen Memoi-
ren. Dort steht, dass diese angeblich aus-
schließlich für karitative Zwecke genutzt
wird und eine beträchtliche Spende an ei-
nen Museumskomplex in Mannheim leis-
tete. Deshalb ist der nun nicht mehr nur
nach den Geschwistern Reiß, sondern
auch nach Engelhorn benannt.

In den Paradise Papers tauchen Elisa-
beth und Carolin Engelhorn als Begünstig-
te der Angel Foundation auf – und über die-
se Stiftung auch als Begünstigte des Bella-
vista Trusts. Mutmaßlich diente die Angel
Foundation also nicht nur karitativen Zwe-
cken. Und: Weder Stiftung noch Trust sind
bei dem Deal mit den bayerischen Finanz-
behörden ein Thema, der um die Jahres-
wende 2015/2016 ausgehandelt wurde.

Der bisher unbekannte Bellavista Trust
und die unverdächtig wirkende Angel
Foundation lassen vermuten, dass die En-
gelhorn-Erben dem deutschen Fiskus
deutlich mehr schulden könnten, als sie tat-
sächlich bezahlt haben. Und sie zeigen, wie
schwierig es für Steuerfahnder nach wie
vor ist, verstecktes Vermögen in ausländi-
schen Offshore-Konstrukten zu finden –
selbst dann, wenn sie gezielt danach su-
chen. Denn obwohl der Staat Elisabeth und
Carolin Engelhorn auf die Spur gekommen
war, gelang es den Behörden nicht, die
jetzt durch die Paradise Papers bekannt ge-
wordenen Geflechte zu durchdringen.

Der SZ liegt die Verständigung vor, die da-
mals zwischen den bayerischen Finanzbe-
hörden und den Engelhorn-Anwälten aus-
gehandelt wurde. Darin heißt es, „dass
sich mit einem vertretbaren Arbeits- und
Zeitaufwand die Sachverhalte nicht mehr
weiter aufklären lassen“. Die Ermittler
sind auch deshalb in aussichtsloser Lage,
weil sie kaum noch ein Druckmittel gegen
die Tatverdächtigen besitzen. Nicht mehr.
So werden Elisabeth und Carolin Engel-
horn im Oktober 2013 wenige Tage nach ih-
rer Festnahme vom Leitenden Oberstaats-
anwalt Reinhard Nemetz freigelassen. Die
Staatsanwaltschaft Augsburg erklärt auf
Anfrage, die Haftbefehle aufgehoben zu ha-
ben, weil ein dringender Tatverdacht nicht
mehr gegeben war.

„Ein Vorgang, der aus meiner Sicht sehr
ungewöhnlich war, weil er, so wie er sich
darstellt, ohne Rücksprache mit dem Fi-
nanzamt oder den ermittelnden Beamten
geschehen ist“, sagt Gerhard Wipijewski,
Betriebsprüfer und Vorsitzender der Bay-
erischen Finanzgewerkschaft. Er kennt
den Fall Engelhorn und die beteiligten Er-
mittler sehr gut. Immerhin geht es in dem
Verfahren um 145 Millionen Euro an Schen-
kungsteuer, die hinterzogen worden sein
sollen; auch die Fluchtgefahr ist damals
schon ein Thema. Und tatsächlich, kurz
nach der Freilassung geschieht, was die
Fahnder befürchtet hatten: Elisabeth und
Carolin Engelhorn setzen sich in die
Schweiz ab. Ihr Gepäck lassen sie nachschi-
cken, wenige Monate später geben sie ihre
deutschen Pässe zurück. „Das hat die er-
mittelnden Kollegen und mich richtig geär-
gert“, sagt Wipijewski.

In Deutschland verhandeln die Anwälte
derweil den Deal zwischen ihren Mandan-
tinnen und den bayerischen Finanzbehör-
den. Die beiden Töchter gestehen, 145 Milli-
onen Euro hinterzogen zu haben, und zah-
len jenseits der Steuerschuld eine Geldbu-
ße in Höhe von je 2,16 Millionen Euro. Da-
für müssen sie nicht ins Gefängnis. Wie
milde diese Einigung ist, lässt sich daran er-
kennen, dass Uli Hoeneß, der Präsident
des FC Bayern, 28,5 Millionen Euro hinter-
zogen hat – dafür aber zu dreieinhalb Jah-
ren Haft verurteilt wurde.

Ob die Erkenntnisse aus den Paradise
Papers nun zu einer neuen Bewertung des
Falles führen, lässt sich noch nicht abse-
hen. „Es wäre möglich, dass wir bei relevan-
ten neuen Erkenntnissen wieder ermit-
teln“, sagt Betriebsprüfer Wipijewski. Viel-

leicht würde das Verfahren dann sogar wie-
der neu aufgerollt, der Staat könnte zu der
Erkenntnis kommen, dass er den Engel-
horn-Töchtern damals zu weit entgegenge-
kommen ist.

Die Geschichte der Engelhorns illus-
triert, wie intensiv die Vermögenden die-
ser Welt das Rechtsinstitut des Trusts be-
nutzen, und vor welche Schwierigkeiten
dies Finanzämter und Strafverfolger stellt.
Curt Engelhorn schreibt in seinen Memoi-
ren mit dem Titel „Hefe im Teig“, wie es da-
zu kam: In den Neunzigerjahren ist Engel-
horn Anteilseigner und Aufsichtsratschef
des Pharmakonzerns Boehringer Mann-
heim, als ihn ein Steueranwalt davor
warnt, das Schicksal der Familie allein in
Gottes Hände zu legen. Sollte Engelhorn
plötzlich sterben, so müsste dessen Fami-
lie einen enormen Betrag Erbschaftsteuer
an die Finanzämter überweisen, und den
könnte sie nur aufbringen, indem sie Antei-
le an ihrem Pharmakonzern verkaufte, et-
wa durch einen Börsengang.

Um dies zu vermeiden, bringt Curt En-
gelhorn sein Eigentum, – darunter die An-
teile am Pharmakonzern – in den folgen-
den Jahren in mehrere ausländische Fir-
men und Trusts ein. Der Trust, so wie wir
ihn heute kennen, ist in England im 12. und
13. Jahrhundert entstanden. Zog damals
ein Ritter in den Kampf, übertrug er sein
Vermögen einem Treuhänder (trustee), der
das Geld zugunsten von Begünstigten (be-
neficiaries) verwaltete. So war alles in siche-
ren Händen, bis der Ritter zurückkehrte,
und auch dann noch, wenn der Ritter nicht
zurückkehren sollte. Steuerfahndern zufol-
ge dient ein Trust jedoch heute anderen
Zwecken: „Aus deutscher Sicht macht ein
Trust nur Sinn, wenn man etwas verschlei-
ern will, Steuern sparen oder sogar hinter-
ziehen will“, sagt Wipijewski.

Engelhorn entscheidet sich für Trusts auf
den Bermudas. „Da bei der Erbringung des
Besitzes ebenso wenig Steuern anfallen
wie bei der Vererbung von Trusts, wird ei-
ne Zerschlagung des Vermögens vermie-
den“, schreibt Engelhorn in seinen Memoi-
ren. Dabei geht der Milliardär eigentlich
durchaus großzügig mit seinem Geld um:
Er besitzt eine Privatinsel namens Five
Star Island; als er dort 1995 seine vierte
Frau Heidemarie heiratet, lässt er auf sei-
nem Anwesen eine Brücke über den Pool
bauen, über die seine Braut zum Altar
schreitet. Die Kanzlei Appleby beriet ihn je-
doch nicht nur in Sachen Trusts, sondern,
laut eines internen Vermerks, auch in Ehe-
dingen. Zu seinem 80. Geburtstag wieder-
um fliegt Engelhorn den Popsänger Elton
John nach Schloss Schleißheim bei Mün-
chen ein. Und für seine Töchter lässt er ein
großes Gestüt südlich von Augsburg kau-
fen, auf dem die Pferdeliebhaberin Elisa-
beth Rösser züchtete.

Doch so spendabel Engelhorn im Priva-
ten ist, so ungern überlässt er sein Geld
dem Staat. Schon 1985 hat er die Holdingge-
sellschaft des Pharmakonzerns Boehrin-
ger Mannheim auf die Bermudas verlegt.
Sie heißt Corange, französisch für Engel-
horn, nur umgekehrt gekoppelt – Hornen-
gel sozusagen. Dadurch erhält der deut-
sche Staat keinen Pfennig, als Engelhorn
seine Anteile an Boehringer Mannheim ver-
kauft und dafür acht Milliarden Mark be-
kommt. Der Erlös fließt stattdessen zu ei-
nem Großteil einer Firma namens New Co-
range Limited zu. Diese soll den Verkaufs-
erlös „halten und investieren“, wie es in in-
ternen Unterlagen heißt. Von dort fließt
das Geld später unter anderem in diverse
Trusts, von denen Witwe und Kinder profi-
tierten. Engelhorn ist stolz auf seinen
Coup: Er habe die „Steuerfalle“ erfolgreich
vermieden, zitiert ihn einmal das Manager
Magazin. Und in Anspielung auf den dama-
ligen Finanzminister sagt er einmal dem
Spiegel: „Herr Waigel wird sich ärgern.“

Das Geld, das ist offenbar Engelhorns
sehnlichster Wunsch, soll in der Familie
bleiben. Die Beträge, die er für Frau und
Kinder in diversen Trusts unterbringt,
sind enorm: Im Star III Trust liegen Ende
2009 470 Millionen Euro, im Star IV Trust
im Jahr 2010 gut 500 Millionen Euro.

Das Vermögen des Bellavista Trusts
wird durch die Paradise Papers nicht deut-
lich. Fest steht nur, dass die Töchter Elisa-
beth und Carolin dort über die Angel Foun-

dation als Begünstigte auftauchen – so,
wie auch Engelhorns Witwe Heidemarie
und deren Sohn Timm Bergold. Curt Engel-
horn hielt viel von seinem Stiefsohn. Berg-
old verwaltet mittlerweile von Monaco aus
die Offshore-Geschäfte und das Vermögen
der Engelhorns. Gemeinsam mit seiner
Mutter Heidemarie ist er zumindest bis An-
fang November 2017 Direktor mehrerer
Offshore-Firmen. Mehrfache Anfragen an
den Stiefsohn, die Witwe und die Töchter
Engelhorns blieben unbeantwortet.

Nach Engelhorns Tod im Oktober 2016
bestätigt sich, was er über seine Trusts ge-
schrieben hatte: Sie seien im Grunde ein
„dynamisches Testament“ – der Trust ar-
beitet weiter, auch wenn der Stifter tot ist.
In einem Dokument, das dem Star IV Trust
zugeordnet ist, heißt es, Elisabeth Engel-
horn solle am 183. Tag nach dem Tod ihres
Vaters gut 250 Millionen Euro bekommen.
Da Curt Engelhorn am 13. Oktober 2016 ge-
storben ist, hat seine Tochter wohl am Kar-
freitag den 14. April 2017 geerbt.

Nach Informationen von Süddeutscher
Zeitung, NDR und WDR ist Elisabeth Engel-
horn auch weiter auf ihrem Gestüt südlich
von Augsburg gemeldet. Das könnte viel-
leicht auch die deutschen Steuerbehörden
interessieren.

Mitarbeit: Brid Roesner

Die Ermittler
beschlagnahmten

Hunderte
Ordner

Ein Füllhorn
für die Töchter

Als der Pharma-Milliardär Curt Engelhorn sein Vermögen verschenkt,
führt das zu einem der größten Steuerverfahren Deutschlands. Die Paradise Papers

lassen nun vermuten: Damals wurde nur die halbe Wahrheit verhandelt

von mauritius much, bastian obermayer und nicolas richter

Zum
80. Geburtstag

fliegt
Elton John ein

Pharma-
König

Das Offshore-Reich der 
Engelhorns
Curt Engelhorn und seine Familie 
stehen bzw. standen offenbar mit 
mindestens 82 Trusts, Stiftungen oder 
Briefkastenfirmen in sieben 
Steueroasen in Verbindung. Das ergibt 
sich aus den Erkenntnissen der 
Ermittlungsbehörden im Steuerhinter-
ziehungsfall zweier Engelhorn-
Töchter – und den Paradise Papers.

So viele Gesellschaf-
ten sind in den 

Paradise Papers

So viele Offshore-
Gesellschaften 
kannten die 
Ermittlungs-
behörden bereits

So viele Gesellschaften sind sowohl den 
Ermittlungsbehörden bekannt als auch 
Teil der Paradise Papers

47

9

44

Quelle: Paradise Papers; SZ-Recherche; Grafik: Lisa Bucher 

Curt Engelhorn
und seine Frau Heidemarie;

im Hintergrund
das Schloss Schleißheim

bei München.
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Glencores Aufstieg zum Giganten be-
ginnt Anfang der 1970er-Jahre. Der junge
Marc Rich arbeitet sich beim US-Roh-
stoffunternehmen Philipp Brothers vom
Poststellen-Mitarbeiter zum Händler
hoch und erfindet den sogenannten Spot-
Markt: Erdöl wird fortan nach den Prinzi-
pien von Angebot und Nachfrage gehan-
delt, anstatt nach politischen Kriterien.
In einem ersten solchen Deal verkauft
Rich iranisches Öl, das über eine geheime
Pipeline nach Israel fließt, an das spani-
sche Franco-Regime. „Richs Markenzei-
chen“ sei, schreibt sein Biograf Daniel
Ammann, „Partner zusammenzubrin-
gen, die offiziell nichts miteinander zu
tun haben wollten.“

Seine Chefs scheuen die allzu riskan-
ten Geschäfte und bremsen Rich immer
wieder aus. Im April 1974 gründet er des-
halb seine eigene Firma, die Marc Rich &
Co AG, im Schweizer Kanton Zug, der
schon damals als Steuerparadies be-
kannt ist. Politische, moralische Hemm-
schwellen? „Business ist neutral“, wird
Rich später einmal erklären, „Sie können
eine Handelsgesellschaft nicht aufgrund
von Sympathien führen.“

1979 ruft in Iran der Schiitenführer
Ayatollah Khomeini die islamische Revo-
lution aus, wenig später stürmt ein re-
gimetreuer Mob die US-Botschaft in Te-
heran. Washington verhängt Sanktionen
– und Marc Rich macht weiter Geschäfte
mit Iran. Aus seiner Sicht ist das alles le-
gal, denn seine Firma sitze ja nicht in den
USA, sondern in der Schweiz.

Im Herbst 1981 stößt das FBI in den Bi-
lanzen der New Yorker Tochterfirma von
Rich auf einen Posten von 70 Millionen
Dollar aus mutmaßlich illegalen Ölge-
schäften. Rich flieht in die Schweiz, zwei
Jahre später erhebt die US-Staatsanwalt-
schaft gegen ihn Anklage, „die größte al-
ler Zeiten wegen Steuerhinterziehung“,
sagt der damalige Bundesstaatsanwalt
und spätere New Yorker Bürgermeister
Rudolph W. Giuliani. Zudem wirft ihm
die Justiz vor, gegen ein US-Handelsem-
bargo verstoßen zu haben. Das FBI setzt
Rich auf seine Most-Wanted-Liste, doch
die Schweiz gewährt ihm Unterschlupf.
Auf dem Dach seiner Firma lässt er Si-
cherheitsleute patroullieren, falls US-Ge-
heimdienstleute ihn entführen wollen. Er
macht weiter Milliardengeschäfte mit
Diktatoren wie Augusto Pinochet in Chi-
le, Nicolae Ceauşescu in Rumänien, Mu-
ammar al-Gaddafi in Libyen oder dem
Apartheid-Regime in Südafrika.

2001 begnadigt ihn US-Präsident Bill
Clinton. Rich, der 2013 gestorben ist, hat-
te seine Firma schon 1994 verkauft, seit-
dem heißt sie Glencore, wie „Global Ener-
gy Commodity and Resources“. Heute ist
das Unternehmen nach eigenen Angaben
in mehr als 50 Ländern aktiv, beschäftigt
etwa 155 000 Mitarbeiter. Glencore för-
dert und vertreibt mehr als 90 verschiede-
ne Rohstoffe, Kupfer und Zink, Kohle
und Öl, bis hin zu Reis und Zucker. Wer in
Europa sein Auto volltankt, einen Fernse-
her kauft oder nur ein Brötchen beim Bä-
cker holt, kann davon ausgehen, dass
Glencore daran mitverdient. Der jetzige
CEO Ivan Glasenberg, schon unter Rich
bei Glencore, verfasste die 18-seitige
„Globale Anti-Korruptions-Richtlinie“
des Konzerns. Da heißt es: „Bestechung
ist eine Straftat.“ Eine solche könne „vor-
liegen, wenn einem Amtsträger finanziel-
le oder andere Vorteile angeboten oder ge-
währt werden, um diesen zur Erlangung
eines Vorteils in seiner Amtsausübung zu
beeinflussen (beziehungsweise eine der-
artige Absicht besteht).“  tobias zick

Der Firmengründer
landet auf der

Most-Wanted-Liste
des FBI

Alles legal
Den Weg

von Glencore an die
Spitze kreuzten

auch einige Diktatoren

Am Anfang war Marc Rich:
Er gründete den

Glencore-Vorgänger.FOTO: AFP
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Auf dem Weg zur Mine überquert der fir-
meneigene Jeep eine neue Brücke, die sich
über einen Fluss spannt, mit zehn Millio-
nen Dollar von Glencore mitfinanziert, wie
der Sprecher beiläufig erwähnt. Man tue
was für die Entwicklung des Landes, man
werde dafür noch weitere Beispiele sehen.

In der Katanga-Mine fräst sich eine gi-
gantische treppenförmige Grube ins Erd-
reich. Aus der Tiefe dringt ein leises Sur-
ren, das sind die Motoren der Bagger und
Lastwagen, die dort unten Schutt aufla-
den; von hier oben wirken sie wie Spiel-
zeugautos. Ein Mann mit Warnweste und
Schnurrbart saugt an einer elektrischen Zi-
garette und schaut dem Treiben zu: „Eine
Wahnsinns-Lagerstätte“, raunt er in ameri-
kanischem Englisch. Der Mann heißt John-
ny Blizzard und hat in den vergangenen
zweieinhalb Jahrzehnten schon in Minen
in den USA, in Chile und Mauretanien gear-
beitet. Heute ist er Geschäftsführer der Ka-
tanga-Mine im Kongo.

Als Glencore die Mine im Jahr 2009
übernommen hat, sagt Johnny Blizzard,
habe diese Grube großteils unter Wasser
gestanden. Jetzt sei der Konzern dabei,
den ganzen Betrieb komplett zu überho-
len, schon bald soll die Katanga-Mine ei-
ner der größten Lieferanten weltweit für
den Elektroauto-Boom werden. 300 000
Tonnen Kupfer und 22 000 Tonnen Ko-
balt, jedes Jahr. „Wir werden dabei sehr
viel Spaß haben“, sagt Johnny Blizzard.

Neben ihm steht ein Pfahl mit Wegwei-
sern, die in alle Himmelsrichtungen zei-
gen: Brüssel, 7113 Kilometer. Toronto,
12 002 Kilometer. Lediglich 6619 Kilome-
ter sind es bis nach Baar, in die Schweizer
Kleinstadt, in der das Glencore-Haupt-
quartier steht. Ein leiser Wink, wo die wah-
re Macht wohnt.

Frage an den Glencore-Sprecher, der
den Reporter durch die Mine begleitet:
Was hat es mit den Vorwürfen auf sich, die
Kritiker schon seit Jahren erheben in Be-
zug auf die Beziehung zwischen Gertler
und Glencore? War da jemals Korruption
im Spiel? Statt eines klaren Ja oder Nein
wird der Konzernsprecher bis zuletzt auf
folgender Formulierung beharren: „Glen-
core verpflichtet sich, gute Geschäftsprak-
tiken zu wahren“ und „geltende Gesetze so-
wie externe Anforderungen einzuhalten
oder zu übertreffen.“

Im Kongo will er ohnehin lieber über an-
dere Themen sprechen. Ein Großteil der
knapp dreitägigen Tour besteht im Abklap-
pern von Sozialprojekten, die der Konzern
rund um seine Minen finanziert: ein Be-
triebskrankenhaus, in dem alle Mitarbei-
ter und deren Angehörige kostenlos behan-
delt werden. Filteranlagen für Trinkwas-
ser. Bücher und Computer für eine Hoch-
schule – alles finanziert von Glencore,
ebenso wie eine motorbetriebene Pumpe,
die Wasser auf einen Acker sprüht, wäh-
rend eine Gruppe Frauen aus dem Dorf für
die Glencore-Leute und den Reporter sin-
gen und tanzen. Sie seien dankbar, erklärt
eine von ihnen, dass sie nicht mehr mit blo-
ßen Händen nach Kupfererz graben müss-
ten, sondern jetzt Tomaten auf dem Markt
verkaufen könnten.

Abends sitzt man dann, wie auf einer
klassischen Safari irgendwo in Afrika, mit
den Glencore-Leuten im Freiluftrestau-
rant einer firmeneigenen Lodge, unter täu-
schend echt nachgebildeten Elefanten-,
Nilpferd- und Warzenschweinköpfen. Nur
dass in der Ebene keine Gnu-Herden gra-
sen, sondern sich Transformatoren in den
Nachthimmel erheben. Und dass man
beim Gin Tonic nicht über Leoparden, Lö-
wen oder Büffel fachsimpelt, sondern dar-
über, welche Preissprünge Kupfer und Ko-
balt auf dem Weltmarkt machen, wegen
der E-Autos. Klingt nach: Zufriedenheit.

Davon konnte neun Jahre zuvor, an je-
nem heißen Juni-Tag 2008 im Züricher
Airport Hotel, keine Rede sein. Damals
sind die zehn Aufsichtsräte der Bergbauge-
sellschaft Katanga Mining aufgebracht,
weil die Verhandlungen mit der kongolesi-
schen Regierung um die Bergbaulizenzen
stocken. Die Minengesellschaft kämpft
um ihre Kontrolle über die Kupferschätze
Katangas. Der Schweizer Konzern Glenco-
re hält bereits acht Prozent an Katanga Mi-
ning und stellt auch ein Mitglied im Auf-
sichtsrat.

Weil die Gespräche mit den Kongolesen
schlecht laufen, rufen die Aufsichtsräte
Dan Gertler zu Hilfe. Er ist selbst Aktionär
der Minengesellschaft und hat beste Kon-
takte zur Spitze des Kongo. Er bekommt
ein schriftliches Mandat, mit den „kongole-
sischen Behörden“ zu verhandeln – so
steht es im Protokoll der Sitzung, in nur ei-
nem von Hunderten interner Dokumente
über die Minengeschäfte Katangas, die
sich in den Paradise Papers finden. Glenco-
res Gesandter, ein Vertrauter des Konzern-
chefs Ivan Glasenberg, unterstützt dieses
Mandat.

Dan Gertler nimmt den Auftrag an –
und hat Erfolg. Nur 17 Tage später sind die-
se Differenzen mit den Kongolesen ausge-
räumt. Schon in den Protokollen ihrer
nächsten Sitzung vom 10. Juli 2008 über-
schlagen sich die Aufsichtsräte vor Lob für
ihren Mittelsmann: „Dan Gertler hat sein
Mandat sehr gut erfüllt, die Treffen der
letzten zwei Tage waren extrem produk-
tiv.“ Das Resultat sei ein „sehr positives“.
Der Aufsichtsrat dankt beinahe feierlich
„Dan Gertler, dass er das geschafft hat“.

Konfrontiert mit den Recherchen bestä-
tigt Glencore erstmals, dass Dan Gertler

tatsächlich in diesem Fall einen Auftrag
für die Verhandlungen mit den kongolesi-
schen Behörden bekommen hat. Heikel ist
das, weil auf Seiten des Kongo damals der
Vertraute von Gertler und Präsident Kabi-
la mitmischte: Augustin Katumba Mwan-
ke. Jener „DRC Official 2“ also, der in dem
anderen Fall – den um den US-Hedge-
fonds Och-Ziff – Schmiergeld erhalten ha-
ben soll, veranlasst von einem „israeli-
schen Geschäftsmann“: 18,5 Millionen Dol-
lar, verteilt auf drei Monate und zur fast
gleichen Zeit, in der auch Glencore und des-
sen Partner Probleme im Kongo hatten.

Fragt sich: Wurden die Differenzen zur
Katanga-Mine mit ähnlichen Methoden
ausgeräumt, wie es im Fall Och-Ziff ge-
schehen sein soll?

„Zu jener Zeit brauchte jede größere
Entscheidung zu Minenverträgen das Ein-
verständnis von Katumba“, sagt die Kongo-
Spezialistin Elisabeth Caesens, die kürz-
lich ein Buch über die Privatisierung der
kongolesischen Minen veröffentlicht hat.
„Katumba hatte mehr Macht über Gécami-
nes als der Minister, der für den Staatsbe-
trieb zuständig war.“ Gertler erklärt, seine
Verhandlungen seien redlich und mit pro-
fessioneller Distanz abgelaufen.

Die Euphorie der Katanga-Führungs-
spitze über die Einigung mit dem Kongo er-
weist sich jedoch als voreilig. Der neue Ge-
schäftsführer der Minengesellschaft, von
Glencore gekommen, muss dem Aufsichts-
rat schon am 13. Oktober 2008 von der
nächsten Krise berichten. Jetzt fordern die
Kongolesen mehr Geld. Die Höhe soll sich
nach den Ressourcen in der Mine richten.
Die Kongolesen, notiert das Protokoll,
„sind nicht glücklich mit der Situation und
verlangen 585 Millionen Dollar zusätz-
lich“. Die Summe ist den Aufsichtsräten
der Katanga-Mine viel zu hoch. Die Ver-
sammlung beschließt: Vier von ihnen, dar-
unter der neue Geschäftsführer und der
Glencore-Vertreter, sollen sofort „eine Dis-
kussion mit Dan Gertler starten“.

Glencore bestätigt, dass 2008 tatsäch-
lich Preisverhandlungen stattgefunden ha-
ben. Nach Darstellung des Schweizer Kon-
zerns hätten sich die kongolesische Seite
und die Minengesellschaft Katanga Mi-
ning allerdings schon vor Gertlers Einsatz
auf eine Zahlung von 135 Millionen Dollar
geeinigt gehabt. Doch dann habe der Kon-
go plötzlich mehr Geld gefordert.

Auch Gertler erklärt, die Forderung der
Gegenseite sei viel zu hoch gewesen. Die
Summe, die der Kongo verlangt habe –
585 Millionen Dollar – hätte kein Unter-
händler akzeptieren können. Nachdem bei-
de Seiten Zugeständnisse gemacht hätten,
habe die kongolesische Seite besser dage-
standen als vorher. Es gebe keine Basis für
den Vorwurf, so Gertler, sein Einwirken ha-
be zu einer unzulässigen Bevorzugung von
Katanga Mining geführt.

Am Ende erhielt der Kongo 140 Millio-
nen statt der zwischenzeitlich geforderten
585 Millionen Dollar.

Nach Ansicht der Minen-Expertin Elisa-
beth Caesens, die solche Geschäfte seit Jah-
ren untersucht und die Zahlen verglichen
hat, haben Katanga und Glencore hier ei-
nen immensen Rabatt erhalten: „Katanga
bezahlte für ihre Lizenzen pro Tonne nur
ein Viertel dessen, was praktisch alle ande-
ren Investoren im Kupfer-Sektor damals
als Preis akzeptierten.“ Der Kongo hätte
demnach auf Hunderte Millionen Dollar
verzichtet – und vor allem Glencore hätte
eine Menge Geld gespart.

Weder die kongolesische Regierung
noch die staatliche Minengesellschaft wol-
len oder können erklären, warum Glenco-
re nur ein Viertel dessen bezahlte, was der
Kongo zwischenzeitlich verlangt hatte.
Und warum das verarmte Land auf so viel
Geld verzichtete.

Der Streit ums Geld mit dem Kongo ist
somit zwar beigelegt, die neuen Minenver-
träge aber sind noch nicht unterschrieben.
Die Verhandlungen dauern an, als Ende
2008 die weltweite Finanzkrise die Situati-
on wieder verändert: Die Rohstoffpreise
brechen ein. In dieser Zeit weiten Glencore
und Gertler ihren Einfluss auf die Minen-
gesellschaft Katanga Mining aus.

Ein Papier von Anfang 2009, Teil der Pa-
radise-Daten, stellt einer Gertler-Firma
ein kompliziert konstruiertes Darlehen
Glencores in Höhe von 45 Millionen Dollar
in Aussicht. Es ist demnach an die Bedin-
gung geknüpft, dass die Verhandlungen
mit dem Kongo erfolgreich zu Ende gehen.
Im Februar 2009 gewährt Glencore tat-
sächlich einen Kredit, und Gertler selbst er-
klärt auf Anfrage, dass seine Firma da-
durch später ihren Anteil an den Minen ha-
be halten können. Im März 2009 stellt der
Aufsichtsrat der Katanga Mining fest, dass
die meisten Fragen mit dem Kongo nun-
mehr gelöst seien. Im Sommer 2009 wer-
den die Verträge zwischen Katanga und
dem Kongo schließlich unterschrieben –
und Glencore wird Mehrheitseigentümer
der Minengesellschaft.

Katanga hatte Problemlösung bestellt,
Dan Gertler hat Problemlösung geliefert.

Aber auf wen hatte sich Glencore da ein-
gelassen? Was konnte der Schweizer Kon-
zern im Jahr 2008 über Dan Gertler wis-
sen, der für ihn im Kongo unterwegs war?

Zur Erinnerung: Der UN-Bericht, der
die Geschäfte einer Gertler-Firma mit
dem Kongo einen „Albtraum“ genannt hat-
te, lag seit 2001 vor. Im Jahr 2005 war das
kongolesische Parlament zu dem Schluss
gekommen, eine Gertler-Firma habe der

staatlichen Minengesellschaft Miba einen
Kredit zu wucherhaften Konditionen gege-
ben. Und dann ist da die Och-Ziff-Episode,
die zwar erst 2016 aktenkundig wird, die
Gertler aber kaum verhohlen unter Kor-
ruptionsverdacht stellt. Demnach wäre er
zur selben Zeit für den Hedgefonds im sel-
ben Land und in ähnlicher Mission unter-
wegs gewesen und hätte genau den Mann
bestochen, dessen Hilfe er auch in Sachen
Katanga-Mine gut brauchen konnte: Au-
gustin Katumba Mwanke, den engen Ver-
trauten des kongolesischen Präsidenten.

Und davon will Glencore nichts gewusst
haben? Musste der Konzern bei Gertlers
Vorgeschichte nicht damit rechnen, dass
dieser womöglich dubiose oder gar illegale
Methoden anwenden würde? Hat Glenco-
re ein Korruptionsrisiko missachtet?

„Die Compliance-Abteilung von Glenco-
re hätte diese Partnerschaft mit Dan Gert-
ler stoppen müssen“, sagt der internatio-
nal renommierte Schweizer Korruptions-
experte Mark Pieth. „Ich sehe nur zwei
Möglichkeiten: Entweder hat Glencore kei-
ne professionelle Prüfung von Dan Gertler
gemacht, oder sie wussten sehr genau,
dass es ein Korruptionsrisiko gab – und ha-
ben es bewusst in Kauf genommen.“

Inzwischen sind weitere Details über
Gertlers Geschäfte im Kongo öffentlich ge-
worden: Im Mai 2013 hat ein Experten-
team unter Vorsitz des ehemaligen UN-Ge-
neralsekretärs Kofi Annan festgestellt,
dass der Kongo zwischen 2010 und 2012 in
fünf dubiosen Deals Schürfrechte weit un-
ter ihrem wahren Wert verschleudert ha-
be. Mehr als 1,3 Milliarden Dollar habe das
Land so verloren – „fast doppelt so viel wie
das gesamte Jahresbudget 2012 für Ge-
sundheit und Bildung“. An all diesen Ge-
schäften war demnach eine Gertler-Firma
beteiligt. Gertler bestreitet die Vorwürfe
des „Africa Progress Panel“ und sagt, sei-
ne Firma sei dazu nicht angehört worden.

Im Februar 2017 hat Glencore die Antei-
le von Dan Gertler an den gemeinsamen
Minen übernommen. Branchenexperten
sehen darin einen Versuch des Konzerns,
sich von Gertler abzugrenzen. Gertler
selbst sagt, er habe weiter vertragliche
Rechte, Lizenzgebühren im Zusammen-
hang mit den Glencore-Minen im Kongo
zu erhalten. Keine schlechten Aussichten:
Auf dem Weltmarkt sei Kobalt einer der
„heißesten Rohstoffe 2017“, analysiert die
Großbank UBS – warnt aber auch vor einer
erhöhten politischen Ungewissheit in der
Demokratischen Republik Kongo.

„Politische Ungewissheit“, das ist höf-
lich formuliert. Laut Verfassung hätte Jo-
seph Kabila schon Ende 2016 den Weg für
Wahlen frei machen müssen, er dürfte
nicht mehr antreten. Stattdessen ver-
schiebt er die Wahlen mit fadenscheinigen
Begründungen immer wieder, lässt Protes-
te niederschlagen, klammert sich mit Ge-
walt an die Macht und an das Wirtschafts-
imperium, das er sich in seiner Amtszeit er-
schaffen hat. Er und seine Familie sollen in-
zwischen an mehr als 80 Unternehmen be-
teiligt sein, an Farmen und Banken, an Air-
lines und Hotels, Gold- und Diamantenmi-
nen. Eine Anfrage der SZ und anderer Me-
dien dazu beantworte Kabila nicht.

Doch was das eigene Volk von ihm
denkt, ist ihm offenbar nicht völlig egal.
Nach der Tour durch die Minen des Kongo,
nach dem Abschied vom Glencore-Spre-
cher, entdeckt man am Straßenrand ein ge-
waltiges Plakat, von dem Präsident Kabila
schnauzbärtig lächelt: „Mein Kongo“,
steht darauf, „wenn ihr nicht an mich glau-
ben wollt, so glaubt wenigstens an meine
Werke.“ Neben ihm groß abgebildet: die
von Glencore mitfinanzierte Brücke.

Und was erwartet Michel, der Klein-
schürfer am Rand der Glencore-Mine, von
der Zukunft? Hat er die Hoffnung, dass der
kongolesische Traum noch in Erfüllung
geht und die Schätze, Kupfer und Kobalt,
dem Volk zugutekommen? Würde er dann
vielleicht doch wieder Medizin studieren?

Michel lässt die Erzbrocken, das Kup-
fer- und Kobaltgestein zurück in die Plas-
tiktüte gleiten. „Dafür ist es doch zu spät“,
sagt er, „ich bin jetzt 41, ich muss meine
Kinder durchbringen, ich kann nicht auf-
hören zu arbeiten.“ Seine Träume sind
klein geworden mit den Jahren. „Wenn
Glencore mir einen Job geben würde“, sagt
Michel, „eine Anstellung mit festem Ge-
halt. Das wäre was.“

Ob je Korruption
im Spiel war?
Glencore sagt

weder Ja noch Nein
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bestellt – Gertler
hat sie geliefert
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des ganzen entkolonisierten Afrika“ zu
werden.

Diesem Traum kommt Katumba jetzt
ziemlich nah. Kabila macht ihn zwischen-
zeitlich zum Minister für staatseigene Un-
ternehmen – auch über seine Amtszeit hin-
aus wird Katumba dadurch zum Herrscher
über die Bergbaulizenzen. Es sind die An-
fänge eines „Plünderungssystems“, wie es
der frühere kongolesische Minister Olivier
Kamitatu heute im Gespräch mit der SZ
nennt. Mittlerweile ist er zur Opposition
übergelaufen. Der Ex-Minister sagt, das
Gespann Kabila, Gertler, Katumba habe da-
mals „in totaler Undurchsichtigkeit, ohne
jegliche Transparenz, ohne jegliche Re-
chenschaftspflicht“ agiert.

Katumba wickelt also die Privatisierung
der Minen des staatlichen Bergbauunter-
nehmens Gécamines ab. Das hat auch die
internationale Gemeinschaft dringend ge-
fordert, damit Devisen für den Wiederauf-
bau in das vom Krieg zerstörte Land flie-
ßen. Tatsächlich werden Schürfrechte für
fast das gesamte kongolesische Kupfervor-
kommen an private Investoren verkauft, al-
lerdings zu verheerenden Konditionen.

Ein Untersuchungsbericht der Verein-
ten Nationen bezeichnet Katumba 2002
als „Schlüsselfigur für Minenlizenzen“ in
einem „hochrangigen Netz“ aus Beamten,
Geschäftsleuten und Kriminellen, das „im
Lauf der vergangenen drei Jahre Guthaben
von mindestens fünf Milliarden Dollar
vom staatlichen Bergbausektor an private
Gesellschaften“ verschoben habe – ohne
Ausgleich oder Nutzen für den Etat der De-
mokratischen Republik Kongo.

Eine Untersuchungskommission des
kongolesischen Parlaments äußert sich
2005 besorgt über die Zukunft einiger Kup-
fergruben, die später einmal ein zentraler
Teil der Katanga-Mine werden. Es ist eines
der wohl reichsten Kupfervorkommen des
Landes. Die Lizenz dafür, so fordern die
Parlamentarier damals, müsse dringend
öffentlich ausgeschrieben werden, um zu
verhindern, dass abermals wertvolle Roh-
stoffe des Kongo „geplündert“ werden.
Der Appell verhallt. Die entsprechenden

Schürfrechte gehen an mehrere Investo-
ren, zu denen auch Dan Gertler zählt. Ein
Weltbank-Experte kritisiert später in ei-
nem internen Bericht das „komplette Feh-
len von Transparenz“. Die Lizenzen seien
ohne Ausschreibung und ohne Offenle-
gung der Bedingungen vergeben worden –
eine Darstellung, der Gertler widerspricht.
Nach Einschätzung der Kongo-Spezialis-
tin der amerikanischen Nichtregierungsor-
ganisation Carter Center, Elisabeth Cae-
sens, gingen sämtliche wichtige Deals zu
der Zeit über Katumbas Tisch. Demnach
wäre das Geschäft zwischen ihm und Gert-
ler ein Geschäft unter Freunden.

Oder sollte man sagen: unter Brüdern?
„Mein Zwillingsbruder“, so wird Katum-

ba in seinen Memoiren den Geschäfts-
mann Gertler einmal nennen. Wie nah sich
die beiden Vertrauten kommen, zeigt ein
Foto, das offenbar in einem israelischen
Spital aufgenommen wurde: Katumba im
OP-Hemd, Dan Gertler hält seine Hand. Ka-
tumba lobt in seiner Autobiografie die „un-
erschöpfliche Großzügigkeit“ Gertlers.
Der habe ihn zum Beispiel samt Ehefrau
auf eine gemeinsame Kreuzfahrt auf dem
Roten Meer eingeladen. Bei einem Treffen
habe sogar der Illusionskünstler Uri Geller
eine Privatvorstellung gegeben: eine „sur-
reale Erfahrung“ für einen „kleinen Kongo-
lesen“ wie ihn, schwärmt Katumba im
Rückblick. Die Bewunderung Katumbas
ist Dan Gertler wohl sicher.

Als die Geschäftsbeziehung zwischen
Gertler und dem Rohstoffkonzern Glenco-
re Gestalt annimmt, scheinen die Verhält-

nisse im Kongo so stabil zu sein wie lange
nicht mehr. Joseph Kabila hat sich 2006
per Wahl im Amt bestätigen lassen, Beob-
achter haben die Abstimmung für kongole-
sische Verhältnisse als relativ frei und fair
bezeichnet. Einen anschließenden bewaff-
neten Aufstand von Oppositionsanhän-
gern hat der Präsident niederschlagen las-
sen. Ein führender Kongo-Experte, der frü-
here UN-Ermittler Jason Stearns, geht da-
von aus, dass Gertler damals Kabilas Wahl-
kampf mitfinanziert hat: Bei Gesprächen
mit Vertretern der Minenindustrie habe
ihm „jeder dasselbe gesagt“, schreibt
Stearns. Sowohl Gertler als auch ein weite-
rer Geschäftsmann hätten „entscheidend
zu Kabilas Wahlkampfkassen beigetragen,
auch wenn beide dies bestreiten“.

Die SZ hat Gertler schon im vergange-
nen Juni für ein Gespräch zu Korruptions-
vorwürfen im Zusammenhang mit dem
Kongo angefragt. Dies kam jedoch nicht zu-
stande. In einer schriftlichen Stellungnah-
me verweist Gertler auf sein Engagement
für die Entwicklung des Kongos. Seine Fir-
men gehörten zu den größten Steuerzah-
lern und hätten 30 000 Jobs geschaffen. Er
sei ein „angesehener Geschäftsmann“, der
sich an geltendes Recht halte.

Dass man das auch anders sehen könn-
te, legt ein Gerichtsdokument aus dem
Jahr 2016 nahe, das sich auf einen anderen
Fall bezieht. Demnach hat zur selben Zeit,
als Glencore sich seine Schürfrechte im
Kongo sicherte, auch ein „israelischer Ge-
schäftsmann“ mit einem US-Hedgefonds
namens Och-Ziff Geschäfte gemacht. Im
Rahmen einer gerichtlichen Vereinbarung
zur Vermeidung einer strafrechtlichen Ver-
folgung hat dieser Hedgefonds zugegeben,
dass die kongolesische Regierung besto-
chen wurde, um besonderen Zugriff auf Mi-
nen im Kongo zu erhalten.

Zwischen 2005 und 2015 gingen dem-
nach Korruptionszahlungen von mehr als
100 Millionen Dollar an Regierungsbeam-
te des Kongo. Einer der Mittelsmänner, der
die Schmiergeldzahlungen veranlasst hat,
war demnach jener „israelische Geschäfts-
mann“. Das Dokument nennt dessen Na-
men nicht, aber den Namen einer Firma,
die er kontrolliert – Lora Enterprises. Die-

ser Israeli habe über Jahre hinweg und mit
einer Millionensumme einen Politiker be-
stochen, der in dem Gerichtspapier nur
„DRC Official 2“ genannt wird. Allerdings
erscheint auch dessen Todesdatum, der
12. Februar 2012.

An jenem Tag starb bei einem Flugzeug-
absturz Augustin Katumba Mwanke, als
rechte Hand des Präsidenten so etwas wie
die Nummer zwei des Kongos – und enger
Freund von Dan Gertler. Gertler wieder-
um, bekanntermaßen israelischer Ge-
schäftsmann, kontrollierte eine Firma na-
mens Lora Enterprises.

Das Gerichtsdokument schildert noch
einen weiteren Vorgang, in dem der nicht
genannte Israeli eine Rolle spielt: 2008 ha-
be dieser Mann kongolesische Richter be-
stochen. In einer SMS habe er angeordnet,
Konkurrenten müssten „fertiggemacht
und total erledigt werden“. Zu einem ande-
ren Zeitpunkt habe der Mann in einer
E-Mail geprahlt: „Die Verhältnisse im Kon-
go werden gerade neu geordnet. Und ich
steuere das Ganze – wie kein anderer.“

Für Dan Gertler stellt das zitierte Doku-
ment keinen Beweis gegen ihn dar. Es
handle sich lediglich um eine Verständi-
gung zwischen dem amerikanischen Jus-
tizministerium und dem US-Hedgefonds
Och-Ziff. Er selbst sei nicht angehört wor-
den, Gertler weist sämtliche Vorwürfe zu-
rück. Einige Dokumente, die dem Justizmi-
nisterium vorgelegt worden seien, seien
falsch und haltlos. Gertler bestreitet außer-
dem kategorisch „anstößige, illegale
und/oder korrupte Beziehungen“ zu Präsi-
dent Kabila oder Katumba Mwanke. Die
Freundschaft zu Kabila sei rein privat, und
Katumba sei er erst nach dessen Amtszeit
auf „persönlicher Basis“ begegnet.

Die Katanga-Mine gehört heute mehr-
heitlich Glencore. Wegen seiner Beziehung
zu Gertler geriet der Schweizer Rohstoff-
konzern schon vor Jahren in die Kritik: Im
Mai 2014 kritisierte die Nichtregierungsor-
ganisation Global Witness in einem um-
fangreichen Report die finanzielle und ge-
schäftliche Verstrickung Glencores mit
dem Präsidentenfreund Gertler bei Kupfer-
geschäften im Kongo. „Die Korruptionsrisi-
ken sind offensichtlich“, schrieb die globali-

sierungskritische Organisation. Glencore
und Gertler verteidigten die Deals damals
als völlig sauber . Im Jahr zuvor hatte Kon-
zernchef Ivan Glasenberg jegliche Korrup-
tionsvorwürfe pauschal als „leere Behaup-
tungen“ abgetan. Der Schweizer Sonntags-
zeitung sagte er damals: „Niemand liefert
Beweise. Ich kann auch behaupten, Sie hät-
ten diese oder jene Tat begangen. Ich
kämpfe gegen Korruption. Da gibt es bei
Glencore null Toleranz.“

Wer sich als Reporter in der Demokrati-
schen Republik Kongo selbst ein Bild ma-
chen und die Glencore-Bergwerke besu-
chen will, hat einen langen Weg vor sich:
zahllose Telefonate und E-Mails, Verhand-
lungen mit dem Unternehmenssprecher,
immer wieder Rückfragen, was genau man
dort erfahren wolle, warum man sich so für
die Minen im fernen Afrika interessiere.

Nach wochenlangen Gesprächen lässt
sich die Firma überzeugen, der Pressespre-
cher besteht allerdings darauf, von der
Schweiz aus mitzureisen. Man trifft sich
spätabends am Flughafen Frankfurt, der
Glencore-Sprecher ist ein freundlicher,
groß gewachsener Mann Ende dreißig,
Kommunikationsprofi aus London, der die
wesentlichen Bücher zur Geschichte des
Kongo kennt. Nachtflug nach Johannes-
burg, Südafrika, von dort aus weiter in ei-
nem kleinen Charter-Jet. Die Glencore-Ma-
schine fliegt dreimal die Woche direkt
nach Kolwezi, der Stadt im Herzen der kon-
golesischen Kupferregion. Den kleinen
Flughafen hat Glencore selbst ausbauen
lassen.

Gleich gegenüber der Damentoilet-
te im zweiten Stock der Appleby-Fili-
ale auf den Bermudas hatte der Roh-
stoffkonzern Glencore einen eige-
nen Raum, den Kanzlei-Mitarbeiter
nur „Glencore Room“ nannten. Dort
standen Telefon, Computer und Fax-
gerät. Nur wenig ist bekannt dar-
über, was sich in dem Zimmer ab-
spielte. Einmal aber, heißt es in ei-
ner Mail von 2009, die Teil der Para-
dise Papers ist, lud ein Mitarbeiter
dort zur Feier ein. „Guten Morgen!“,
schrieb er. „Ich habe Geburtstag!! Es
gibt Kuchen im zweiten Stock im
Glencore Room.“ Der Name Glenco-
re taucht mehr als 30 000 Mal in
den Daten der Paradise Papers auf.

Die Bewunderung
des Ex-Ministers

ist Dan Gertler
schnell sicher Glencore schickt

seinen Sprecher
mit auf die Reise

in den Kongo

Glencore Room

„Niemand liefert
Beweise“:

Ivan Glasenberg, Chef des
Schweizer Rohstoff-
Konzerns Glencore,

und das Hauptquartier
in Baar.

Grafik: Dalila Keller; Quelle: Bloomberg/Paradise Papers0
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Der Kupferpreis kennt jahrelang nur eine Richtung: nach oben. Doch während der globalen Finanzkrise 
2008 brechen die Rohstoffmärkte ein, der Kupferpreis fällt. In dieser Zeit spielt sich im Kongo ein 
Wirtschaftskrimi um die Katanga-Mine ab. Es geht um einen Rohstoffkonzern, einen umstrittenen 
Geschäftsmann -  und den rätselhaften Verzicht auf Hunderte Millionen Dollar.

Kampf um Katanga 

29.05.1997 Laurent-Désiré 
Kabila wird als Präsident der 
Demokratischen Republik 
Kongo vereidigt. 16.01.2001 Nach dem Tod 

des Vaters übernimmt 
Joseph Kabila die Macht.

2005 Investoren, zu denen auch 
Dan Gertler gehört, erwerben Schürf-
rechte für Teile der späteren Katanga-
Mine. Experten kritisieren fehlende 
Transparenz.

23.06.2008 Die Verhandlungen um die Kontrolle einer der wertvollsten 
Minen des Kongos stocken. Dan Gertler soll mit kongolesischen Beam-
ten verhandeln. Ein Glencore-Vertreter trägt die Entscheidung mit.

 24.12.2008 In der Finanzkrise rettet Glen-
core die Katanga-Mine mit einem Not-
kredit. Der Konzern baut seine Anteile aus.

13.02.2017 Glencore 
übernimmt nun auch 
Gertlers Minenanteile.

11.02.2009 Die Katanga-Minengesellschaft gibt bekannt, 
dass Gertlers Firma sich Anteile  für 45 Millionen Dollar 
sichert. Das Darlehen hatte Glencore abgesichert. Die 
Paradise Papers zeigen: Der Kredit war wohl an einen 
Erfolg im Streit um die Katanga-Mine geknüpft.

27.03.2009 Der Glencore-Aufsichtsrat hält fest, die 
"meisten Probleme" seien  vom Tisch. Vier Tage später 
wird bekannt, dass die Minengesellschaft nur noch 
140 Millionen Dollar zahlen muss - nur  ein Viertel der 
zwischenzeitlichen Forderung.

13.10.2008 Der Kongo fordert für die Res-
sourcen der Katanga-Mine 585 Millionen 
Dollar. Wieder soll Gertler kontaktiert wer-
den, wieder ist der Glencore-Vertreter dafür.

07.07.2009 Glencore kontrolliert 
als Hauptanteilseigner nun die 
Katanga-Mine.
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Am meisten fürchtet er die Hun-
de. Wenn er in der Dunkelheit
ihr Hecheln und Bellen hört, die
schweren Schritte der Wachleu-
te, rennt Michel los. In der einen

Hand Hammer und Meißel, in der ande-
ren, fest umklammert, einen Sack mit
Steinbrocken. Seine Beute. Die Steine sind
es wert, dafür gejagt zu werden.

Der Mann, der nur Michel genannt wer-
den will, 41 Jahre, hohe Wangenknochen,
die Augen rot von der staubigen Luft, sitzt
in seinem Wohnzimmer in Kapata, einer al-
ten Minenarbeiter-Siedlung im Süden der
Demokratischen Republik Kongo. Neben
den zerfurchten Sandpisten, die einmal
Straßen waren, türmt sich der Müll, von
den Hauswänden blättert der Putz.

Michels schwielige Finger greifen einen
Steinbrocken, er reibt den Dreck weg, un-
ter der Sandschicht schimmert es grün.
„Shaba“, sagt er in seiner Sprache Swahili,
das Wort für Kupfer. Die grüne Farbe ver-
rät, dass der Stein davon strotzt. Dann
nimmt er einen zweiten Brocken, grau-
schwarz schimmernd: Heterogenit, reich
an Kobalt, einem viel selteneren Metall.
„Heiß begehrt und teuer auf dem Welt-
markt“, sagt Michel.

Um nach diesen Stoffen zu graben,
dringt Michel immer wieder verbotener-
weise auf das Minengelände in seiner Nach-
barschaft vor. Es gehört mehrheitlich ei-
nem der größten Akteure auf dem globa-
len Rohstoffmarkt, dem Schweizer Kon-
zern Glencore. „Was sollen wir sonst tun“,
fragt Michel. „Wir haben keine andere
Wahl, wenn wir überleben wollen.“

Michels Heimat, die Demokratische Re-
publik Kongo, ist mehr als sechs Mal so
groß wie Deutschland, sie ist das Herz Afri-
kas. In ihren Böden stecken wertvolle Me-
talle, die unverzichtbar sind für Laptops
und Handys und Elektroautos, das nächste
große Ding. Für deren Antriebe und Lade-
stationen braucht man Kobalt und Kupfer,
der Kongo hat das in gigantischen Men-
gen. Analysten nennen das Land schon das
künftige Saudi-Arabien der Elektromobili-
tät. Die Metalle lagern hier hoch konzen-
triert direkt unter der Erdoberfläche.

Tag für Tag treibt Michel mit Hammer
und Pickel Stollen in die Erde, steigt mit ei-
ner Stirnlampe in die Tiefe, hievt die kost-
baren Steine in Säcken an die Oberfläche,
zwölf Stunden am Stück oder mehr, oft bis
in die Nacht. Er riskiert sein Leben für die
Erze, und trotzdem reicht das, was ihm die
Zwischenhändler zahlen, oft nicht einmal,
um die Schulgebühren für seine Kinder zu
bezahlen.

Der Kongo könnte eines der reichsten
Länder der Welt sein, aber er ist eines der
ärmsten. Weniger als die Hälfte der Bevöl-
kerung hat Zugang zu sauberem Trinkwas-
ser, jedes siebte Kind erlebt seinen fünften
Geburtstag nicht. Michel ist einer von
mehr als hundertausend, die im rohstoff-
reichen Süden des Kongo mit archaischen
Werkzeugen nach den kostbaren Erzen gra-
ben, um nicht zu verhungern. Und es kom-
men immer mehr, während die Areale, auf
denen die Behörden ihnen den Abbau er-
lauben, immer kleiner geworden sind. „Es
ist viel zu eng für uns alle“, sagt Michel,
„deshalb sind wir gezwungen, auch auf
dem Gelände von Glencore zu graben.“

Die Mine, in die Michel immer wieder
eindringt, gehörte früher einmal, wie alle
kongolesischen Kupferminen, dem staatli-
chen Bergbauunternehmen Gécamines.
Michels Vater arbeitete dort als Chemiker.
Er selbst begann ein Medizinstudium.
Doch dann richtete ein plündernder Dikta-
tor das Bergbauunternehmen zugrunde,
ein Krieg brach aus, und die Regierung ver-
teilte die Schürfrechte neu. Besser gesagt:
Sie verschleuderte den Reichtum des Lan-
des. Sie schanzte ausländischen Investo-
ren zu Dumpingpreisen die Minen zu, die
Filetstücke.

Dem Volk, Leuten wie Michel, warf sie
die Knochen zum Abnagen hin.

Um zu begreifen, wie Minen-Deals im
Kongo ablaufen, muss man zurück ins Jahr
2008, Flughafen Zürich, ein heißer Mon-
tagmittag im Juni. Im Hotel Hilton Airport
versammeln sich zehn Männer, um über
die Zukunft reicher Kupfervorkommen zu
diskutieren, die heute als Katanga-Mine
bekannt sind. Jenes Gebiet, auf dem Mi-
chel Jahre später nachts graben wird, bis
ihn die Hunde jagen. Die Männer sind Auf-
sichtsräte der Betreiberin dieser Minen, ei-
ner Gesellschaft namens Katanga Mining.
Der Schweizer Konzern Glencore hat da-
mals schon mehr als 150 Millionen Dollar
in diese Gesellschaft investiert.

Doch jetzt gibt es auf einmal große Pro-
bleme: Weil die Schürfrechte früher häufig
unter Wert vergeben worden waren, hat
der kongolesische Staat beschlossen, ei-
nen Großteil seiner Bergbauverträge neu
zu verhandeln. Die komplizierten Gesprä-
che sind jetzt ins Stocken geraten. Die ver-
sammelten Aufsichtsräte von Katanga Mi-
ning sind sich einig: Die Forderungen des
Kongo seien „unannehmbar“.

Die Protokolle der damaligen Sitzungen
und interne Vertragsunterlagen sind Teil
der Paradise Papers, jener Daten, die der
Süddeutschen Zeitung zugespielt wurden.
Durch die Auswertung dieser Papiere,
durch öffentlich zugängliche Berichte,
durch Gespräche mit Experten und eine Re-
cherche-Reise in den Kongo ist die Rekons-
truktion eines Wirtschaftskrimis entstan-
den. Die Hauptrollen spielen: ein skrupello-
ser Präsident, sein treuer Gehilfe, ein

Glücksritter aus dem Ausland. Und Glenco-
re, ein medienscheuer Schweizer Rohstoff-
gigant. Auf den Zuschauerplätzen hocken
Menschen wie Michel, die nachts mit den
Händen in der Erde ihrer Heimat graben.

Alles beginnt an jenem Sommertag
2008 in Zürich. Die Aufsichtsräte der Mi-
nengesellschaft, die im Kongo einfach
nicht weiterkommen, bitten einen Mann
um Hilfe, dem ein Ruf als geschickter Stra-
tege in Rohstoffgeschäften vorauseilt: Dan
Gertler, bekannt für seine enge Verbin-
dung zum kongolesischen Präsidenten.
Der israelische Geschäftsmann Gertler,
Spross einer Diamantenhändlerfamilie,
hat rechtzeitig erkannt, dass Kupfer und
Kobalt mindestens ebenso viel Reichtum
versprechen wie Diamanten. Wenn einer
die Verhandlungen zu Gunsten der Minen-
betreiber drehen kann, dann er.

Am Ende dieses zähen Ringens wird das
Land auf Hunderte Millionen Dollar ver-
zichten, die es zwischenzeitlich gefordert
hatte. Die Abläufe bringen Glencore heute
in Erklärungsnot. Denn die Ereignisse, die
SZ, NDR und WDR mithilfe der Paradise Pa-
pers rekonstruiert haben, wecken den Ver-
dacht, dass im Zuge jener Verhandlungen
einer oder mehrere kongolesische Politi-
ker oder Beamte bestochen wurden.

Der Ausverkauf der kongolesischen Bo-
denschätze beginnt schon viel früher, im
Mai 1997. Laurent-Désiré Kabila, ein seit
Jahrzehnten erfolgloser Milizenführer,
marschiert mit einer Rebellenarmee, ein-
schließlich Tausender Kindersoldaten, auf
die kongolesische Hauptstadt Kinshasa zu.
Unterstützt wird er von den Regierungen
zweier Nachbarländer, Ruanda und Ugan-
da. Kabila soll den Diktator Joseph Mobu-
tu entmachten, Inbegriff des afrikani-
schen Kleptokraten. Seinen Anhängern
verspricht Kabila, einen alten kongolesi-
schen Traum zu erfüllen: Der Reichtum ih-
rer Erde, das Kupfer, Kobalt und Uran, soll
endlich dem Volk zugutekommen.

Kabilas ausländische Unterstützer ver-
helfen ihm zum ersehnten Durchbruch.
Am 29. Mai 1997 legt er in einem Fußball-
stadion den Amtseid als Präsident ab. „Mei-
ne langen Jahre des Kampfes waren wie
das Ausbringen von Dünger auf einem
Feld“, verkündet er. „Jetzt ist die Zeit der
Ernte gekommen.“

Im Nachhinein lässt sich das als unver-
blümte Warnung verstehen.

Während Kabilas Präsidentschaft ent-
deckt der junge Dan Gertler den Kongo
und geht nach Kinshasa. Zuvor hat er im be-
nachbarten Bürgerkriegsland Angola mit
Diamanten gehandelt. Kinshasa, früher
mal „Kin La Belle“ genannt, Kin, die Schö-
ne, ist unter dem Diktator Mobutu zu „Kin
La Poubelle“ verkommen – Kin, die Müll-
tonne. Der Krieg hat ihr den Rest gegeben.
Aus offenen Abwassergräben stinkt es fau-
lig, in Brand gesteckte Müllhaufen schwe-
len an den Straßenrändern, Heerscharen
von Hungrigen ziehen durch die Straßen.

Doch Gertler lässt sich nicht beirren. Ein
Rabbiner macht den Israeli mit dem Chef
der kongolesischen Armee bekannt, mit Jo-
seph Kabila, dem Sohn des Präsidenten.
Die beiden jungen Männer freunden sich
an, bald lernt Gertler auch den Vater Lau-
rent Kabila kennen, den Präsidenten.

Der steht zu dieser Zeit unter extremem
Druck: Mit seinen bisherigen Schutzmäch-
ten Ruanda und Uganda hat er sich nach
kürzester Zeit überworfen. Sie, die seinen
Sieg über Mobutu möglich gemacht ha-
ben, wollen ihn jetzt loswerden und hetzen
eine neue Rebellenarmee auf ihn. Doch Ka-
bila denkt nicht daran, klein beizugeben,
er weiß andere Verbündete hinter sich, afri-
kanische Mächte wie Angola und Simbab-
we. Der Krieg um Kabilas Machterhalt
wird als „Afrikas Weltkrieg“ in die Ge-
schichte eingehen, Schätzungen zufolge
sterben mehr als drei Millionen Menschen.
Und der Krieg zerstört auch die Reste der
ohnehin schon am Boden liegenden Kup-

ferindustrie. Die einst prächtigen Staats-
minen produzieren fast nichts mehr.

Der Kongo, das geschundene Herz Afri-
kas, ist gebrochen.

Um seine Truppen in diesem Krieg zu fi-
nanzieren, braucht Kabila Geld, viel Geld.
Seine damalige Hauptquelle für Devisen
ist die Ausfuhr von Diamanten, von denen
der Kongo reichlich hat. „Blutdiamanten“
nennt man die Steine, wenn mit ihrem Er-
lös gewalttätige Konflikte finanziert wer-
den. Händler, die dennoch solche Steine an-
kaufen, riskieren ihren Ausschluss vom in-
ternationalen Diamantenhandel. Jeden-
falls theoretisch.

Dan Gertler hat das Geld, das Kabila
braucht. Und er ist auf der Suche nach Dia-
manten. Gertlers Philosophie sei es, „dass
jeder einen Preis hat und käuflich ist“, wird
ihn später eine globale Risikobewertungs-
firma in einem vertraulichen Bericht be-
schreiben. Gertler selbst erklärt auf SZ-An-
frage, er halte sich im Kongo und in allen
anderen Ländern, in denen er Geschäfte
mache, streng an Recht und Gesetz.

Es ist der Beginn einer perfekten Symbi-
ose. Laurent Kabila, wird ein Expertenbe-
richt der Vereinten Nationen später festhal-
ten, verspricht dem jungen Israeli ein Mo-
nopol auf alle Diamanten aus der kongole-
sischen Erde. Im Gegenzug solle Gertler

„schnelles und frisches Geld“ beschaffen,
das für Waffenkäufe benutzt werden kön-
ne. Gertler solle seine Kontakte zu israeli-
schen Generälen nutzen und den Zugang
zu „israelischer Militärausrüstung“ er-
leichtern. Gertler streitet diese Darstel-
lung auf Anfrage ab; er sei für den UN-Be-
richt nicht angehört worden. Die UN kom-
men damals zu dem Ergebnis, der Deal sei
für den Kongo ein „Albtraum“ gewesen.
Am Ende habe Gertler nur drei statt verein-
barter 20 Millionen Dollar gezahlt und kei-
ne Militärausrüstung geliefert.

So verschleudert Kabila eine Chance für
eine bessere Zukunft seines Landes. Für
Dan Gertler dagegen ist es der Auftakt zu
etwas ganz Großem. „Wenn ich etwas ma-
che, dann mache ich’s“, so wird ihn die
Nachrichtenagentur Bloomberg zitieren:
„Ich schlafe nicht viel. Ich habe nicht viel
Nachtleben oder Zeit mit Freunden. Ich bin
einfach sehr, sehr konzentriert auf das,
was ich tue.“ Schon bald pendelt er zwi-
schen den Minen im Kongo und seiner Fa-
milie in Tel Aviv.

Am 16. Januar 2001 erschießt ein Leib-
wächter den Präsidenten Laurent Kabila.
Sein Sohn Joseph folgt ihm nach, und des-
sen Freund Gertler wird zu einer Stütze des
Regimes. Kabila junior schickt ihn sogar in
Friedensverhandlungen mit den Nachbar-
ländern und mit den USA. Gertler ist im
Zentrum der Macht angekommen.

Joseph Kabila, der frühere Armeechef,
versteht wenig von Politik, aber er ist ein
begnadeter Stratege. Neben Gertler zählt
schon bald ein junger Maschinenbau-Inge-
nieur namens Augustin Katumba Mwanke
zu seinen Vertrauten. Katumba stammt,
wie Kabila, aus dem kupferreichen Süden.
Er hat, wie er später in seinen Memoiren
schreiben wird, schon als Jugendlicher da-
von geträumt, eines Tages eine Art „Gott
über das gigantische Bergbau-Imperium

� Fortsetzung nächste Seite

Erzfreunde
Ein machtbesessener Präsident, ein einflussreicher Ex-Minister,

ein gewiefter Geschäftsmann und ein verschwiegener Schweizer Konzern:
Warum der Kongo bettelarm ist, obwohl dort Bodenschätze

für die ganze Welt liegen – ein Wirtschaftskrimi aus dem Herzen Afrikas
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Die Minen werden
billig verkauft.

Dem Volk bleiben
nur ein paar Reste

Für Dan Gertler
ist es der Auftakt

zu etwas
ganz Großem

Ivan Glasenberg,
Chef des Schweizer

Rohstoffkonzerns
Glencore, Rohstoff-

händler Dan Gertler
und der kongolesische

Präsident Joseph
Kabila (v. l.).
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von frederik obermaier
und ralf wiegand

D er Mann, der dem FC Everton
zu alter Größe verhelfen will,
ist eher schweigsam. Sehr
schweigsam. „Er hat in der Öf-
fentlichkeit genau 396 Wörter

gesprochen“, berichtete die Daily Mail im
Juli 2016. 396 Wörter – in fünf Monaten:
Schon allein das gibt Farhad Moshiri et-
was Geheimnisvolles.

Im Februar 2016 ist der britische Ge-
schäftsmann iranischer Herkunft beim
neunmaligen englischen Fußballmeister
Everton eingestiegen. Viele Jahre lang hat-
te der Klub erfolglos einen Investor ge-
sucht – nun hatte er wie fast alle anderen
englischen Großklubs einen strategischen
Partner gefunden. Moshiri hat 49,9 Pro-
zent der Anteile übernommen und in je-
nen 396 Wörtern von sportlich besseren
Zeiten und einem neuen Stadion gespro-
chen. Was die Fans eben so hören wollen.

Ende Oktober, nach einem desaströsen
2:5 gegen den FC Arsenal, hat der Verein
aus Liverpool auf dem Weg zu neuem
Ruhm allerdings erst einmal den Trainer
entlassen müssen. Ausgerechnet Arsenal,
möchte man sagen. Der Klub aus London
gehört nämlich ebenfalls teilweise einem
etwas geheimnisvollen Geschäftsmann,
dem Russen Alischer Usmanow. Besser
hätte der Spielplan der Premier League die
Protagonisten dieser Geschichte über-
haupt nicht zusammenführen können: Sie
handelt von der Freundschaft dieser bei-
den Männer und den Besitzverhältnissen
dieser beiden Klubs. Usmanow, Moshiri,
Arsenal und Everton, alle finden sich in
den Paradise Papers, jenem Datenleak vor
allem aus der Kanzlei Appleby, die zumin-
dest zeitweise auch Firmen des Sports-
freunds Usmanow zu ihren Kunden zählte.

Mit Sport hat die Geschichte allerdings
nur am Rande zu tun, dafür viel mit Geld,
Einfluss und dem Regelwerk des engli-
schen Fußballs, das sich in Passagen eher
liest wie ein Gesetzbuch für Hedgefonds –
und womöglich der neuen Zeit dennoch
nicht gewachsen ist.

Die Fragen lauten: Wem gehört der FC
Everton wirklich? Wer ist Farhad Moshiri?
Und wie viel Usmanow steckt in Everton?

Zuerst sollte man eine Regel und die Ge-
gebenheiten im englischen Fußball ken-
nen. Seitdem dort Investoren ganze Klubs
übernehmen können, wappnet sich der Li-
gabetrieb gegen zwielichtige Figuren,
Bankrotteure oder sonstige Falschspieler,
die den Fußball in seiner Glaubwürdigkeit
und den Spielbetrieb in seiner Zuverlässig-
keit erschüttern könnten. So müssen Inves-
toren wie Funktionäre einmal im Jahr ga-
rantieren, „weder direkt noch indirekt“ an
einem anderen Fußballklub beteiligt zu
sein oder „die Macht“ zu besitzen, um „die
Verwaltung eines anderen Fußballklubs
zu bestimmen oder zu beeinflussen“. Ver-
stöße gegen diesen „Owners’ and Direc-
tors’ Test“ werden streng geahndet.

Grund zur Vorsicht gibt es. Die meisten
der 20 Vereine der höchsten englischen Li-
ga sind ganz oder teilweise in der Hand
von ausländischen Investoren; sie gehö-
ren chinesischen, russischen, arabischen,

thailändischen oder US-amerikanischen
Geldgebern. Kaum mehr als eine Handvoll
sind noch vollständig im Besitz von Eng-
ländern. Immer wieder protestieren Fans
gegen Eigentümer, weil sie überzeugt
sind, ihr Lieblingsklub werde an fußball-
fremde Mächte verraten und verkauft.
Das Regelwerk soll wenigstens die aller-
schlimmsten Szenarien verhindern, eben
auch jenes, dass ein und dieselbe Person
Einfluss auf mehr als einen Verein nimmt.

Die Premier League teilt der SZ auf An-
frage unmissverständlich mit: „Die Liga
verbietet jedem Klubbesitzer oder -direk-
tor, an einem anderen Klub beteiligt zu
sein, oder die Möglichkeit, die Richtlinien
eines anderen Klubs zu beeinflussen.“ Sie
verfüge über so weitreichende Regeln, was
Besitz- und Finanzverhältnisse der Klubs
betreffe, dass die sogar „über das nach bri-
tischem Gesellschaftsrecht erforderliche
Maß hinausgehen“.

Einfluss auf zwei Klubs zu haben: Ge-
nau das ist der Verdacht bei Alischer Usma-
now, 64. Die Erkenntnisse aus den Paradi-
se Papers zeigen erstmals, wie eng die Ver-
bindungen des Arsenal-Anteilseigners zu
Farhad Moshiri wirklich sind. Die Geldströ-
me zwischen beiden Männern sind so ver-
schlungen, dass man fast zwangsläufig an-
nehmen muss: Usmanow, einst ein passab-
ler Säbelfechter und heute Präsident des
Internationalen Fecht-Verbandes, könnte
die Schlagkraft und den Fintenreichtum
besitzen, mehr als nur einen Premier-
League-Klub zu beeinflussen.

Die Frage, wem der Fußball gehört,
mag für die Liebhaber des Sports eine ro-
mantische sein. Für die Wettbewerbshü-
ter ist sie existenziell. Nichts kann das Ge-
schäft schneller ruinieren als irgendeine
Form organisierter Manipulation, die den
Rasen erreicht. Das Publikum will gerne
glauben, dass auch in Zeiten des Raubtier-
kapitalismus im Fußball mit neunstelli-
gen Ablösesummen für Spieler die Wahr-
heit nur auf dem Platz liegt. Das ist die Ma-
gie des Fußballs. Seine Geschäftsidee.

Deswegen sollen auch nicht zwei Verei-
ne im selben Wettbewerb von ein- und
demselben Geldgeber kontrolliert wer-
den. Im Sommer hatte der europäische
Fußballverband Uefa erst nach Diskussio-
nen RB Leipzig und RB Salzburg das Start-
recht für die Champions League erteilt. Bei-
de werden von Red Bull, dem österreichi-
schen Power-Drink-Konzern, unterstützt.
Die Uefa ließ sich überzeugen, dass dessen
Einfluss in Salzburg nur noch dem eines
gewöhnlichen Sponsors entspricht.

Die Macht der Geldgeber ist also keine
Phantomdiskussion mehr.

Alischer Usmanow ist einer der reichs-
ten Menschen der Welt und einer der ein-
flussreichsten auf allen Feldern, die er be-
ackert. Der Start allerdings war schwierig.

1980 wurde er in der Sowjetunion wegen
Betrugs und Diebstahls sozialistischen Ei-
gentums zu acht Jahren Haft verurteilt,
von denen er sechs absaß. Erst im Jahr
2000 wurde er – in seinem Geburtsland Us-
bekistan – vollständig rehabilitiert, das Ur-
teil aufgehoben. Da war er schon längst ein
erfolgreicher Geschäftsmann. Heute zählt
er zu einem jener Männer, die in der Nähe
des Kremls und im Schatten des Präsiden-
ten Wladimir Putin reich geworden sind.
Das Wirtschaftsmagazin Forbes taxierte
den russischen Oligarchen zuletzt auf
knapp 16 Milliarden Dollar, der Branchen-
dienst Bloomberg setzt ihn unter den
reichsten Menschen der Welt auf Platz 85.

Fan des FC Arsenal war Alischer Usma-
now nach eigenen Angaben schon viele
Jahre, bevor er dort einstieg. Der Verein ist
gelebte Fußballgeschichte, die „Gunners“,
bei denen die deutschen Weltmeister Per
Mertesacker und Mesut Özil spielen, gehö-
ren länger als jeder andere Klub durchge-
hend der ersten englischen Spielklasse an:
2019 werden es hundert Jahre sein. Als
sich Arsenal dann 2007 für ausländische
Investoren öffnete, war das Usmanows
Chance im großen Fußball-Monopoly: Er
kaufte über die auf Jersey registrierte Fir-
ma Red & White Holdings 14,65 Prozent
der Arsenal-Anteile; laut der britischen Ta-
geszeitung The Guardian zahlte

Red & White dafür umgerechnet rund 110
Millionen Euro.

Hinter Red & White steckte anfangs au-
ßer Usmanow noch ein Partner, mit dem
er schon lange geschäftlich verbunden
war: Farhad Moshiri. Dem gehörte zeitwei-
se die Hälfte der Anteile an Red & White
und damit auch die Hälfte des Arsenal-
Happens. Der in London lebende Fondsma-
nager hatte Usmanow 1989 kennenge-
lernt. Damals arbeitete Moshiri, dessen Fa-
milie zehn Jahre zuvor aus Iran geflohen
war, noch bei der Unternehmensberatung
Deloitte. Es war der Beginn einer sehr en-
gen Geschäftsbeziehung, in deren Verlauf
Moshiri vom Berater zum Milliardär auf-
stieg, Funktionen in Usmanows reichhalti-
gem Firmen-Imperium übernahm.

Wie sehr Usmanow seinen Mitarbeiter
schätzt, zeigt die Tatsache, dass er Moshiri
unmittelbar vor dem Einstieg der beiden
beim FC Arsenal zum Teilhaber seiner Kon-
zern-Holding machte, der heutigen USM
Holding. Angeblich war das eine Option,
die sich der „langjährige Berater“ regulär
erworben hatte, wie Usmanow der Moscow
Times sagte. Die Mitarbeiter der Anwalts-
kanzlei Appleby, die Red &White verwaltet
und für den Kauf der Arsenal-Anteile vor-
bereitet haben, notierten dagegen eher
flapsig und ohne ins Detail zu gehen: Us-
manow habe Moshiri Gelder „geschenkt“.
Kurz darauf wurden die beiden zu Arsenal-
Aktionären und stockten mit der Zeit ih-
ren Anteil bis auf 30 Prozent auf.

Im Februar 2016 verkaufte Farhad Mos-
hiri seinen Anteil an dem inzwischen deut-
lich wertvolleren Fußballklub – und natür-
lich nicht an irgendwen. Sein langjähriger
Förderer Alischer Usmanow zahlte seinem
Kompagnon Medien zufolge etwa 190 Mil-
lionen Euro und hielt nun alleine 30,04
Prozent an dem Londoner Verein.

Moshiri stieg jetzt umgehend selbst
zum Hauptinvestor eines Fußballklubs
auf. Für knapp 116 Millionen Euro erwarb
er unmittelbar nach dem Verkauf seiner
Arsenal-Anteile 49,9 Prozent des FC Ever-
ton, zwischen den Meldungen über seinen
Ausstieg bei dem einen und dem Einstieg
bei dem anderen Klub lag nur ein Tag.

Der FC Everton, in Liverpool beheima-
tet, spielte nur in vier Jahren seit seiner
Gründung 1878 nicht in der höchsten Liga.
Mehr Erstliga-Erfahrung hat kein anderer
englischer Verein – weniger aktuelle Erfol-
ge aber auch nicht viele. Evertons letzter
Titel liegt mehr als 20 Jahre zurück, die
letzte und einzige Teilnahme an der Cham-
pions League zwölf. Moshiri, als Retter
empfangen, steckte einen dreistelligen
Millionenbetrag in die Verstärkung der
Mannschaft. Im Sommer feierten die Tof-
fees, wie das Team wegen eines in der Nä-
he des Everton-Stadions „Goodison Park“
gelegenen Süßigkeitenladens gerufen

wird, sogar die Heimkehr ihres Spielers
Wayne Rooney, 32, der bei Manchester Uni-
ted zum Weltstar geworden war. Und doch
kämpft der Klub gegen den Abstieg.

Die Laufwege auf dem Rasen stimmen
bei Everton einfach nicht. Der Verdacht,
dass sich die Laufwege von Alischer Usma-
now und Farhad Moshiri trotz dessen Aus-
stiegs bei Arsenal nie getrennt haben, kur-
sierte schon vor einem Jahr. So berichtete
das russische, oft gut informierte Internet-
Portal Championat.com am 26. Febru-
ar 2016 verblüffend direkt, Usmanow wer-
de „neuer Besitzer“ des FC Everton.

Als im Januar die USM Holding sogar
die Namensrechte für das Trainingsgelän-
de des FC Everton übernahm, wurden die
Zweifel noch größer. Die USM bündelt die
meisten von Usmanows Firmen, Moshiri
hält elf Prozent der Anteile, Usmanow 48
Prozent. 35 Millionen Euro lässt sich USM
laut Guardian das Fünf-Jahres-Engage-
ment kosten, damit die Toffees nun auf
der „USM Finch Farm“ trainieren. So kam
die Frage auf, ob der sportaffine Oligarch
gleichzeitig in den Fußball-Hochburgen
London und Liverpool die Fäden ziehe:
„Russischer Milliardär findet neuartigen
Weg, um den Bruch der Premier-League-
Regeln für Investoren zu vermeiden“,
schrieb Bloomberg spitz.

Das USM-Engagement beim FC Ever-
ton mutet reichlich bizarr an. Als ob der FC
Bayern München sein Vereinsgelände an
der Säbener Straße in „Red-Bull-Park“ um-
benennen und dafür Geld vom Limo-Kon-
zern nehmen würde, während der gleich-
zeitig in Leipzig gerade den neuen Bayern-
Rivalen aufbaut.

Ein USM-Sprecher sagte damals, Usma-
now und Moshiri würden zwar an vielem
gemeinsam arbeiten, aber „wenn es um
Fußball geht, ist Moshiris Interesse der FC
Everton und das von Usmanow ist der FC
Arsenal“. Beide Projekte seien „total ge-
trennt“. Kann man das glauben bei zwei
Männern, bei denen geschäftlich sonst so
gut wie nichts getrennt ablief?

Für eine Vermischung der Interessen
spricht, dass laut Paradise Papers Usma-
now-Vertraute an mehreren Stellen von
Moshiris Everton-Deal involviert waren.
Führende USM-Mitarbeiter haben dem-
nach Moshiris Anteilskauf überwacht.
Und mehrere Firmen, die zur Vorberei-
tung der Übernahme nötig waren, hat das
Unternehmen Bridgewater gegründet. Die-
ser Finanzdienstleister dürfte den Paradi-
se Papers zufolge zumindest stark unter
dem Einfluss Usmanows gestanden ha-
ben, wenn er dem Russen nicht sogar
selbst gehörte – was Bridgewater auf An-
frage bestreitet (siehe Text rechts).

„Total getrennte“ Projekte?
Moshiri und Usmanow bezogen auf An-

frage der SZ zu einzelnen Punkten keine
Stellung. Stattdessen ist in zwei fast gleich-
lautenden Schreiben von Fehleinschätzun-
gen und Unwahrheiten die Rede. Sie stam-
men beide von einer Berliner Anwaltskanz-
lei, die sowohl für Moshiri als auch für Us-
manow antwortete.

Gute Freunde, sang einst schon Franz
Beckenbauer, kann niemand trennen.

Mitarbeit: Guy Grandjean

Zwei Männer,
zwei Projekte?
Zweifel daran

sind erlaubt

Nichts ist für das
Fußball-Geschäft

gefährlicher
als Manipulation

In England gibt es im Fußball
längst ein Spiel hinter dem
Spiel: Klub-Monopoly. Um
den FC Arsenal liefern sich
der Russe Alischer Usmanow,
von dem in dieser Geschichte
die Rede ist, und der Amerika-
ner Stan Kroenke offenbar ei-
ne Bieterschlacht. Usmanow
wollte Kroenkes knapp 70 Pro-
zent übernehmen, Kroenke
die gut 30 Prozent des Rus-
sen. Beide hatten es am Ende
nicht nötig, das Angebot des
anderen anzunehmen. Nun
wird gemunkelt, Usmanow
könnte frustriert nach Ever-
ton ausweichen. Die Bezie-
hungen dorthin sind sehr
gut, wie im Haupttext zu le-
sen ist.

Ein ganz besonderes
Freundschaftsspiel

Zwei Klubs, zwei Milliardäre – und ein Verdacht:
Wie Investoren den englischen Fußball beeinflussen könnten

Bieterschlacht

Alischer Usmanow
(links), Farhad Moshiri

und das große Spiel.
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Es war eine rätselhafte Firma, die vor ein-
einhalb Jahren in den Panama Papers auf-
tauchte – jenen Daten, die der Süddeut-
schen Zeitung zugespielt wurden. Ihr Na-
me: Bridgewater. Ihre Heimat: die Isle of
Man. Ihre Spezialität: Briefkastenfirmen.

Im Fokus schienen prominente Kun-
den aus Osteuropa zu stehen; demnach
verwaltete Bridgewater vorübergehend
Firmen von Tatjana Nawka, Frau von
Dmitrij Peskow, Sprechers des russi-
schen Präsidenten Wladimir Putin,oder
Firmen des Sohnes des früheren Putin-
treuen ukrainischen Premiers Mykola
Asarow. Den hatte die EU zeitweise mit
Sanktionen belegt. In den Daten fanden
sich auch Hinweise auf etliche Bridgewa-
ter-Firmen von Alischer Usmanow. Der
russische Oligarch gilt in Moskau als en-
ger Freund von Präsident Putin.

Bridgewater, auch „Bridgewaters“ ge-
nannt, sitzt unterm Dach eines Bürohau-
ses auf der Isle of Man. Glastür, Klingel,
Sekretärin: Mehr sieht man nicht. Schon
gar nicht, wer hinter der Firma steckt.
Die Paradise Papers, jene Unterlagen, die
nun der SZ zugespielt wurden, führen
aber auf eine brisante Spur. Die Daten le-
gen den Verdacht nahe, dass Usmanow,
der Bridgewater-Kunde aus den Panama
Papers, 2011 die Firma gekauft haben
könnte. In einer internen Mail schrieb ein
hoher Mitarbeiter der Kanzlei Appleby
im Juli 2011: „Der Kunde hat nun eine Ge-
sellschaft auf der Isle of Man (namens
Bridgewaters) gekauft.“ Die Mail wurde
im Zusammenhang mit einer komplexen
Firmenstruktur Usmanows geschrieben.

Auch eine Übersicht über die ver-
schachtelte Eigentümerstruktur von
Bridgewater liefern die Paradise Papers.
Sie deckt sich größtenteils mit Informati-
onen aus den Handelsregistern von Zy-
pern und der Isle of Man und führt zu
zwei Usmanow-Vertrauten: Einer leitete
etliche Tochterfirmen der Usmanow-Hol-
ding USM, der andere deren Vorgänger-
Firma. Ersterer erklärte auf SZ-Anfrage,
Bridgewater nie besessen zu haben. Und
Letzterer antwortete gar nicht. Bridgewa-
ter ließ auf SZ-Anfrage alle Behauptun-
gen als „falsch“ zurückweisen. Usmanow
sei nie ihr Eigentümer gewesen; sie wer-
de „nicht heimlich durch jemanden kon-
trolliert“. Usmanow ließ auf SZ-Fragen
antworten, diese enthielten auf Unwahr-
heiten gründete Anschuldigungen.

Hat sich der Putin-treue Oligarch, wie
es die Unterlagen nahelegen, direkten
Einfluss auf einen Briefkastenfirmen-
Dienstleister verschafft, der für den enge-
ren Putin-Kreis tätig ist? Von Firmen wie
Bridgewater hängt letztlich ab, ob Sankti-
onen im internationalen Geldverkehr
greifen oder nicht. Das klappt nur, wenn
Kunden entsprechend geprüft werden.

Usmanow ist als einflussreicher Medi-
en-Unternehmer und Freund der großen
Politik bis in den Kreml schon als Inhaber
einer Briefkastenfirma ein Risiko-Kun-
de. Ein ganzer Briefkasten-Dienstleister
unter seiner Kontrolle wäre abenteuer-
lich.  f. obermaier, r. wiegand

Brisante Spur
nach Moskau

Hat sich ein
Oligarch einen eigenen

Lieferanten für
Briefkastenfirmen

gekauft?
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S einen größten Erfolg feiert Wil-
bur Ross am 30. November 2016
im Kreis von Managern in New
York City. Die Reederei Navigator
hat ihn eingeladen in die Gramer-

cy Tavern, ein ehrwürdiges Lokal mit dunk-
len Holzbalken zwischen Broadway und
Park Avenue.

Ross hat mit Ende siebzig eigentlich
schon alles erreicht, er ist mehrfacher Milli-
ardär, sein Vermögen hat er damit ge-
macht, marode Firmen zu kaufen, zu sanie-
ren und wiederzuverkaufen. Er gehört zu
jenen Kreisen New Yorks, in denen das
ganz große Geld zu Hause ist. An diesem
30. November 2016 aber kommt noch ein
Erfolg obendrauf: Der designierte US-Prä-
sident Donald Trump hat ihn, seinen alten
Bekannten Wilbur Ross, zum nächsten
Handelsminister des Landes nominiert.

Die Personalie sorgt in Washington so-
fort für Aufsehen, denn wie soll sich ein Ge-
schäftsmann, der etliche Firmen kontrol-
liert, im Nu zu einem unabhängigen Kabi-
nettsmitglied wandeln, das nur dem öffent-
lichen Wohl dient? Trump hat die Qualifi-
kation von Ross einmal schlicht so erklärt:
„Dieser Kerl weiß, wie man Geld verdient!“

Im New Yorker Restaurant Gramercy Ta-
vern wird Ross denn auch wie ein Held
empfangen, so, wie es einem großen Ge-
schäftsmann gebührt, der es an den Kabi-
nettstisch geschafft hat. Ein Reporter der
Bloomberg Businessweek notiert, dass be-
sonders der Gastgeber des Dinners über-
schwänglich gewesen sei: David Butters,
Chef der Reederei Navigator, die sich auf
den Transport von Rohstoffen spezialisiert
hat und unter anderem russisches Gas
über die Weltmeere befördert. Butters er-
zählt der Businessweek später, Ross habe
zu ihm gesagt: „Wir haben das gleiche In-
teresse. Die US-Wirtschaft wird wachsen,
und Navigator wird davon profitieren.“

Dieser Satz über das gleiche Interesse er-
hält jetzt eine ganz neue Bedeutung. Wie
die Paradise Papers und Unterlagen der US-
Börsenaufsicht SEC zeigen, ist Minister
Ross nämlich über eine Kette von Briefkas-
tenfirmen auf den Kaimaninseln an der
Reederei Navigator beteiligt. Ihre krypti-
schen Namen: WLR Recovery Associates IV
DSS AIV GP, WLR Recovery Associates IV
DSS AIV LP und WLR Recovery Fund IV
DSS AIV LP. Die diversen Fonds von Wilbur
Ross halten laut der US-Börsenaufsicht
knapp ein Drittel der Anteile von Naviga-
tor, wobei nicht ganz klar ist, wie groß die
persönlichen Anteile von Ross selbst an die-
sen Fonds sind; auch andere haben dort in-
vestiert. Ross selbst dürfte mehrere Millio-
nen Dollar im Spiel haben, das legen seine
eigenen Angaben zu Beteiligungen an den
WLR-Firmenkonstruktionen nahe.

Die Reederei Navigator wiederum hat
durch Geschäfte mit dem russischen Ener-
giekonzern Sibur seit 2014 mehr als 68 Mil-
lionen Dollar umgesetzt. Und Sibur ist in
der Hand von Vertrauensleuten des russi-
schen Präsidenten Wladimir Putin. Einer
der größten Aktionäre heißt Leonid Michel-
son, er kontrolliert eine weitere Energiefir-
ma, die vom US-Finanzministerium we-
gen der Nähe zu Putin mit Sanktionen be-
legt wurde. Zwei weitere Eigentümer Si-
burs sind Gennadij Timtschenko, über den
wegen seiner Verbindung zu Putin eben-
falls von der US-Regierung Sanktionen ver-
hängt wurden, sowie Kirill Schamalow, der
mit Putins jüngster Tochter verheiratet ist.

Sibur ging in den Neunzigerjahren aus
einem staatlichen Energiekonzern hervor
und wurde privatisiert. Das Unternehmen
beschäftigt heute nach eigenen Angaben
knapp 30 000 Mitarbeiter und verkauft
weltweit Erdgas: das wichtigste Exportgut
der russischen Wirtschaft. Ein großer Teil
davon wird als Flüssiggas per Schiff zu den

Kunden geschafft. Dafür sind spezielle
Bootskonstruktionen nötig, und Sibur hat
einen solchen Bedarf, dass es von der Ree-
derei Navigator gleich mehrere Schiffe bau-
en ließ, die speziell für das raue Klima in
der Ostsee ausgelegt sind. Der Website von
Navigator zufolge heißen diese Schiffe Leo,
Libra, Luga und Yauza.

Politisch ist dies aus mehreren Gründen
bemerkenswert. Erstens, weil Ross mit-
mischt im Geschäft mit Seefracht, das er
bezogen auf die USA eigentlich regulieren
soll. Zweitens, weil er als Minister eigent-
lich die Handelspolitik des „America First“
umsetzen soll, die Trump seinen Wählern
versprochen hat, gleichzeitig aber von der
russischen Konkurrenz auf dem Energie-
markt profitiert. Drittens, weil Navigators
Geschäftspartner Sibur von mehreren Pu-
tin-nahen Oligarchen kontrolliert wird, die
selbst – oder deren Firmen – von der US-
Regierung mit Strafmaßnahmen überzo-
gen wurden. Die Verbindung ist aber auch
deshalb heikel, da ohnehin kaum ein The-
ma in Trumps Präsidentschaft so kontro-
vers diskutiert wird wie seine Kontakte zur
russischen Regierung – vor allem im Vor-
feld der US-Wahl. Ein Sonderermittler un-
tersucht derzeit, ob Moskau Trump unzu-
lässig im Wahlkampf unterstützt hat; erste
Anklagen hat er bereits erhoben. Bei dieser
Vielzahl möglicher Interessenkonflikte hät-

te es das US-Parlament und die amerikani-
sche Öffentlichkeit womöglich schon inter-
essiert, dass der designierte Handelsminis-
ter Ross eine Rolle im Geschäft mit russi-
schem Gas spielt. Allerdings war dies An-
fang 2017, als Ross vom Senat in seinem
Amt bestätigt wurde, offenbar nieman-
dem bewusst. Als der demokratische US-
Senator Richard Blumenthal mit den Re-
chercheergebnissen konfrontiert wird, er-
klärt er, Ross habe das Parlament ge-
täuscht. Er verlangt eine Untersuchung.

Auf Anfrage hat Ross in der vergange-
nen Woche nicht bestritten, dass er am rus-
sischen Gasgeschäft mitverdient. Aller-
dings schloss er aus, dass diese Geldanlage
seine Amtsführung beeinflussen könnte.
Er bestätigte, dass er von 2012 bis 2014
dem Aufsichtsrat der Reederei Navigator
angehört habe. Die Entscheidung, mehre-
re Schiffe an Sibur zu vermieten, sei aller-
dings vor dieser Zeit gefallen, Sibur sei da-
mals nicht mit Sanktionen belegt gewesen
und sei es bis heute nicht. Die Oligarchen
Michelson, Timtschenko und Schamalow
habe er nie getroffen.

Ross, der Sohn eines Anwalts und einer
Lehrerin aus New Jersey, wollte eigentlich
Schriftsteller werden, bis ihn ein Prakti-
kum an der Wall Street für das große Geld
begeisterte. Zwanzig Jahre lang wickelte er
bei der Bank Rothschild Insolvenzen ab,

später machte er sich selbständig: Er kauf-
te taumelnde Unternehmen, sanierte und
verkaufte sie, darunter viele Stahl- und
Kohlefirmen. Man nannte ihn „King of
Bankruptcy“, den König des Bankrotts. Etli-
che Arbeiter und Gewerkschafter sehen in
Ross jedoch einen Retter. Ross selbst brüs-
tet sich damit, dass er 100 000 Jobs ge-
schaffen oder bewahrt habe.

In den frühen Neunzigerjahren lernte er
Trump kennen. Damals war Trump mit sei-
nem „Taj Mahal“-Kasino in Atlantic City in
Not geraten. Ross vertrat die Investoren
und überzeugte sie, Trump nicht rauszu-
werfen – die Marke „Trump“ sei zu wert-
voll. Ross und Trump haben Vieles gemein-
sam: Einerseits verkehren sie als Milliardä-
re in der Welt der Reichen, im Nobelbade-
ort Palm Beach sind sie praktisch Nach-
barn. Andererseits geben sie sich als Vor-
kämpfer für Amerikas Arbeiter, deren Jobs
schlechten Handelsabkommen geopfert
würden. Ross betont gern, er sei „für Han-
del – aber für klugen Handel“.

Im Januar 2017 erscheint Wilbur Ross
vor dem Handelsausschuss des US-Senats,
um sich einer vierstündigen Befragung zu
stellen. Vom Temperament her ist Ross das
Gegenteil des aufbrausenden Trump. Ein
79 Jahre alter, leiser Herr, der leicht ge-
beugt am Tisch vor den Senatoren sitzt. Sei-
ne möglichen Interessenkonflikte sind ei-

nes der beherrschenden Themen. „Sie ha-
ben mehr weitverzweigte finanzielle Inter-
essen als jeder Kandidat, der je vor diesem
Ausschuss aufgetreten ist“, sagt der demo-
kratische Senator Bill Nelson. Allerdings
lobt er Ross auch dafür, dass er die große
Mehrheit seiner Ämter in Firmen und Be-
teiligungen aufgebe: „Sie stellen das öffent-
liche Wohl über Ihr eigenes.“ Senator Blu-
menthal würdigt sogar das „persönliche
Opfer“, das Ross erbringe.

Doch es gibt auch kritische Nachfragen,
denn Ross will zum Beispiel seine Beteili-
gung an der Firma „Diamond S Shipping“
behalten, die 30 Tanker betreibt. Die Sena-
torin Maria Cantwell erinnert ihn deswe-
gen an das Tankerunglück der Exxon Val-
dez im Jahr 1989 und den enormen Scha-
den für die Natur. Die Senatorin aus dem
Küstenstaat Washington zweifelt daran,
dass Ross als Schiffsinvestor unbefangen
sei, wenn er als Minister den rechtlichen
Rahmen für die Schifffahrt verantworte.
„Bei vielen, vielen, vielen, vielen Aspekten
Ihres neuen Jobs wird es darum gehen, die-
se Industrie zu regulieren“, sagt sie zu
Ross. Der angehende Minister versichert,
er werde sich aus Entscheidungen seines
Ministeriums heraushalten, bei denen ein
Konflikt mit seinen privaten Interessen
drohe, und zwar schon dann, wenn es auch
nur „das Fünkchen eines Zweifels“ gebe.

Auch wegen seiner Kontakte zu Russ-
land ist Ross angreifbar, eine Zeit lang
stand er an der Spitze der Bank of Cyprus,
die oft von russischen Oligarchen genutzt
wird. Nach der Anhörung im Senat verlang-
ten deswegen fünf demokratische Senato-
ren, dass hier noch Aufklärung nötig sei.
„Der US-Senat und die amerikanische Öf-
fentlichkeit haben ein Recht darauf, den
vollen Umfang Ihrer Beziehungen zu Russ-
land und Ihr Wissen über Verbindungen
zwischen der Regierung Trump, dem Wahl-
kampfteam Trumps, der Trump Organiza-
tion und der Bank of Cyprus zu erfahren“,
erklärte US-Senator Cory Booker. Eine Ant-
wort von Ross ist nicht überliefert.

Bei der Anhörung aber fragte keiner der
Senatoren nach Navigator. Man schien zu
glauben, dass sich Ross von Navigator ge-
trennt hatte. Zwar ist bekannt, dass er 2011
in den Konzern investierte, bald Mehrheits-
aktionär war und im Aufsichtsrat saß; in
dieser Zeit kam auch die Geschäftsbezie-
hung zum russischen Gasverkäufer Sibur
zustande. Im Jahr 2014 aber zog sich Ross
aus Navigators Kontrollgremium zurück,
und als es Ende 2016 darum ging, ob er Mi-
nister werden könnte, da schien der Ein-
druck zu bestehen, Ross werde seine Antei-
le an Navigator abstoßen.

Um Minister werden zu können, hat
Ross in zwei Dokumenten Auskunft über
seine persönlichen Finanzen gegeben. In ei-
ner Aufstellung vom 19. Dezember 2016,
die er beim Handelsministerium einreich-
te, ist Navigator erwähnt als eine Firma, an
der Ross beteiligt ist. Am 15. Januar 2017
veröffentlicht die Regierung ein „Ethics
Agreement“, in dem Ross erläutert, wie er
als Minister Interessenkonflikte vermei-
den will. Darin steht zwar, dass Ross diver-

se Firmen auf den Kaimaninseln behalten
möchte. Dass diese Firmen Anteile an Navi-
gator halten, steht dort nicht. Womöglich
hat sich der Senat davon in die Irre führen
lassen. US-Senator Richard Blumenthal,
der an der Anhörung beteiligt war, wirft
dem Minister jetzt vor, er habe die Beteili-
gung an Navigator verschleiert: „Unser
Ausschuss wurde getäuscht, das amerika-
nische Volk wurde getäuscht.“ Ross beton-
te auf Anfrage, er meide alle Themen, die
mit Ozeanschifffahrt zu tun hätten, und un-
terstütze „generell“ die US-Sanktionen ge-
gen Russland und Venezuela.

Die Nähe zu Russland war für US-Ge-
schäftsleute lange kein Problem, im Gegen-
teil: US-Präsident Bill Clinton, ein Demo-
krat, berief Ross in die Führung des ameri-
kanisch-russischen Investmentfonds.
Dies versprach den Amerikanern Entspan-
nung nach dem Kalten Krieg und glänzen-
de Geschäfte, vor allem durch Joint Ven-
tures im Energiegeschäft. Auch andere Mi-
nister Trumps haben einst Deals mit Russ-
lands Öl- und Gasbranche gemacht, allen
voran US-Außenminister Rex Tillerson,
früher Chef von Exxon Mobil.

Schwieriger ist die Lage seit der völker-
rechtswidrigen Annexion der Krim durch
Putin im Jahr 2014. Die USA und die EU ha-
ben deswegen Sanktionen gegen Russland
verhängt. Diese treffen zwar nicht direkt
den russischen Gasexporteur Sibur, wohl
aber Miteigentümer oder deren Firmen. Si-
bur-Teilhaber Timtschenko etwa wurde
kurz nach der Besetzung der Krim von den
USA mit Sanktionen belegt, weil seine Akti-
vitäten im Energiesektor „direkt“ mit Pu-
tin zusammenhingen, wie das US-Finanz-
ministerium (damals noch unter Präsident
Barack Obama) erklärte. Teilhaber Leonid
Michelson wiederum wurde zwar nicht
selbst mit Strafmaßnahmen überzogen,
dafür aber seine Gasfirma Novatek. Naviga-
tor Holdings wiederum fuhr seine Bezie-
hungen zu Sibur nicht etwa zurück, nach-
dem Sanktionen verhängt waren. Im Ge-
genteil: Von 2014 bis 2015 stieg der Anteil
Siburs an den Einkünften von Navigator
von 5,3 auf 9,1 Prozent, im Jahr 2016 lag
der Anteil bei 7,9 Prozent. Das russische Un-
ternehmen zählt damit neben dem staatli-
chen venezolanischen Ölkonzern PDVSA
zu den wichtigsten Kunden von Navigator.

Sibur sei ein Beispiel für Vetternwirt-
schaft, sagt der amerikanische Russland-
Experte Dan Fried. „Warum muss ein Ver-
treter der US-Regierung eine Beziehung zu
Putin-Vertrauten unterhalten?“

Als sich Ross im Januar dieses Jahres
dem Parlament stellt, konfrontiert ihn ein
Senator sinngemäß mit folgender Frage:
Angenommen, Trump habe in einem Land
Geschäfte laufen, Hotels etwa. Könnte die
Regierung dieses Landes Trump erpres-
sen, indem sie zum Beispiel droht, die Ho-
tels zu schließen? Oder könnte sie ihn kö-
dern mit der Aussicht auf geschäftliche Vor-
teile? Könnte Trump dadurch in eine
Zwangslage geraten und dieser Regierung
Zugeständnisse machen, zum Beispiel bei
Handelsabkommen? Ross antwortet,
Trump sei kein Typ, der sich erpressen
oder einschüchtern lasse.

Nun steht zusätzlich die Frage im Raum:
Wie soll eigentlich Ross selbst unbefangen
über Handelspolitik, Regulierung oder
Sanktionen entscheiden, wenn sie am En-
de seine eigenen Geschäfte beeinflussen? 

Mitarbeit: Sasha Chavkin
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Der US-Minister und das russische Gas
Wilbur Ross ist über Briefkastenfirmen an der Reederei Navigator beteiligt. Sie setzt Millionen US-Dollar 
damit um, dass sie Gas des russischen Energiekonzerns Sibur über die Weltmeere befördert.
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Der Milliardär Wilbur Ross verdient Geld
durch Geschäfte mit Russland.

Dass er nun im Kabinett
von US-Präsident Donald Trump sitzt,

scheint daran nichts zu ändern

von frederik obermaier und nicolas richter
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von hannes munzinger,
frederik obermaier und

bastian obermayer

D er russische Milliardär Juri Milner
sitzt im Herbst 2010 auf der Bühne
einer Tech-Konferenz im Silicon

Valley und beantwortet freimütig Fragen
des Publikums. Milner, eine der promi-
nentesten Figuren der Branche, redet
gern über seine Investitionen in Firmen
wie Facebook, Twitter, Airbnb oder über
sein neues Raumfahrtprojekt. Über eines
aber redet er nicht gerne: seine Geldgeber.

So ist es auch auf besagter Konferenz,
als ein Reporter wiederholt fragt, wer hin-
ter seiner Investition in Facebook stecke.
Milner schaut verständnislos zwischen Pu-
blikum und Moderator hin und her, als ha-
be er die Frage nicht verstanden.

Die Paradise Papers zeigen nun, dass
vom Kreml finanzierte Firmen mit Mil-
ners Hilfe Hunderte Millionen Dollar in
Facebook und Twitter investierten. Die
Unterlagen belegen, dass die russische
Bank VTB, berüchtigt als Putins strategi-
sche Schwarzgeldkasse, 2011 einen Teil
der Mittel für Milners Investition in Twit-
ter bereitgestellt hat – verschleiert durch
Briefkastenfirmen. Auch hinter Milners
Facebook-Einstieg 2009 steht eine Off-
shore-Firma, deren Kapital wiederum, un-
ter anderem, vom russischen Energie-
riesen Gazprom stammte.

Zwischenzeitlich hielten Juri Milners
Firmen mehr als acht Prozent von Face-
book und etwa fünf Prozent von Twitter –
und brachten Milner den Ruf als Star-In-
vestor ein. Die Aktien der Social-Media-
Firmen hat Milner inzwischen verkauft
und 2015 in einen Immobilienfonds inves-
tiert, der teilweise Jared Kushner gehört,
dem Schwiegersohn des US-Präsidenten
Donald Trump.

Nachdem Reporter der New York Times
Juri Milner vor Wochen mit den Recher-
chen zu den Paradise Papers konfrontiert
hatten, erschien nur Tage später auf der
Webseite des US-Magazins Forbes ein In-
terview, in dem Milner erstmals auch über
die Investments aus Russland sprach. Sei-
ne Botschaft: Er sei kein Oligarch, keine
Marionette Moskaus, sondern ein Tech-
Guru, ein Philantrop und Visionär, wie es
sie eben nur im Silicon Valley gibt. Und
überhaupt, Russland – da sei er schon seit
drei, vier Jahren nicht mehr gewesen.

Tatsächlich könnte Moskau kaum wei-
ter weg sein von der Welt, in der sich Juri
Milner im Silicon Valley eingerichtet hat.
Die Welt, aus der Milner kommt, ist eine
ganz andere, eine, die weit weniger Gla-
mour versprüht. Er studierte in den
1980er-Jahren in Moskau, seiner Heimat-
stadt, theoretische Physik und fing an, ne-
benher auf dem grauen Markt Computer
zu verkaufen. Nach dem Zusammenbruch
der Sowjetunion ging er in die USA, erst an
eine Business School, dann zur Weltbank,
als Spezialist für den russischen Finanz-
markt. Mit diesem Wissen kehrte er zu-
rück nach Moskau und arbeitete für eine
Bank, die pleiteging. Sein erstes erfolgrei-
ches Projekt war die Sanierung einer Nu-
delfabrik.

Dann entdeckte er das Internet für
sich: Juri Milner übernahm den E-Mail-
Dienst Mail.ru mit, rettete das Unterneh-
men als Geschäftsführer über die „Dot-
com-Blase“ und baute es danach zum
wichtigsten Technologiekonzern Russ-
lands auf. Er verdiente damit Milliarden
und brachte Mail.ru 2010 an die Londoner
Börse; zuvor hatte er schon die Invest-
ment-Firma Digital Sky Technologies
(DST) gegründet. Einer seiner frühen Ge-
schäftspartner war der Putin-nahe Olig-
arch Alischer Usmanow – mit ihm hielt er
über DST auch den beschriebenen Acht-
Prozent-Anteil an Facebook.

Vier Tage, nachdem Facebook 2012 an
die Börse gegangen war, verkaufte DST
sein Aktienpaket für rund eine Milliarde
Dollar. Ein legendäres Geschäft.

Was damals nicht bekannt war: Nur Mo-
nate zuvor hatten diese Anteile einer un-
durchsichtigen Briefkastenfirma namens
Kanton Services gehört, die von der Invest-
menttochter des staatlichen russischen
Energiekonzerns Gazprom finanziert wur-
de. Reporter des International Consorti-
um of Investigative Journalists (ICIJ) wer-
teten entsprechende Unterlagen aus den
Paradise Papers aus, gemeinsam mit Da-
vid Zweighaft, einem angesehenen Exper-
ten für kriminologische Rechnungsprü-
fung. Dieser kommt zu dem Schluss, dass
Kanton von Gazprom finanziert wurde.

Und zwar so: Die Firma habe Transakti-
onen mit Tochtergesellschaften von Mil-
ners DST durchgeführt, um Geld für Gaz-
prom so zu bewegen, dass die Rolle des
Energieriesen verschleiert würde. Doku-
mente aus den Panama Papers, jenen
2016 veröffentlichten Unterlagen der pa-

namaischen Offshore-Kanzlei Mossack
Fonseca, zeigen, dass Kanton Services Kre-
dite in Höhe von 197 Millionen Dollar von
der Gazprom Investholding bekam – drei
Monate bevor Facebook Milners erstes In-
vestment in die Firma verkündete. Die
Gazprom-Tochter antwortete dem ICIJ,
die Kredite an die Briefkastenfirma Kan-
ton Services seien „für allgemeine Firmen-
zwecke zur Verfügung gestellt worden“.

Der ehemalige Russland-Direktor im
Nationalen Sicherheitsrat der USA, Micha-
el Carpenter, glaubt das nicht: „Mit dem
Kreml verbundene Institutionen investie-
ren mit strategischen Interessen, nicht
nur mit kommerziellen.“ Facebook beton-
te, dass DST nie Kontrolle über das von
Marc Zuckerberg gegründete Unterneh-
men gehabt habe. „Es ist wichtig zu erwäh-
nen, dass DST als passiver Investor keine
Stimmrechte oder Aufsichtsratsmandate
hatte“, sagte ein Facebook-Sprecher.

Heute wären Milners Investitionen in
Facebook und Twitter kaum mehr mög-
lich. Beide quasi staatlichen Geldgeber,
die VTB-Bank wie Gazprom, wurden als
Folge der russischen Annexion der Krim
2014 von den USA mit Sanktionen belegt.

Auch das Geld für Twitter – Milners Fir-
ma investierte 2011 gut 400 Millionen Dol-
lar in den Kurznachrichtendienst – floss
über etliche Banden: Seine Firma DST
gründete einen Offshore-Fonds auf der Is-
le of Man namens „DST Investments 3“, in
den, im Juli 2011, die VTB-Bank 191 Millio-
nen Dollar investierte. Der Isle-of-Man-
Fonds finanzierte so rund die Hälfte von
Milners Twitter-Aktien – und die Millio-
nen der zweitgrößten und hoch umstritte-
nen russischen Bank landeten als Anteile
beim amerikanischen Kurznachrichten-
dienst. Auch die Briefkastenfirma Kanton
Services, die schon bei Milners Facebook-
Deal mitgewirkt hatte, erhielt den Unterla-
gen zufolge Anteile an dem DST-Fonds
auf der Isle of Man – obwohl sie kaum
Geld in den Fonds einzahlte. Bekam Kan-
ton, das ja laut den ausgewerteten Doku-
menten von der staatlichen Gazprom-
bank finanziert wurde, nun also Aktien an
dem DST-Fonds von einer anderen staatli-
chen Bank übertragen, einfach so? Und
wem gehört Kanton Services überhaupt?

Juri Milner ließ erklären, man könne
„keine Zuordnung des Besitzers vorneh-
men, was Kanton angeht“. Dokumentie-
ren lassen sich allerdings zahlreiche Ver-
bindungen zu Milners Unterstützer, dem
Oligarchen Alischer Usmanow: Zwei sei-
ner Geschäftspartner waren bei Kanton
Services laut einem Memo der Kanzlei Ap-
pleby und Unterlagen der Panama Papers
als Besitzer respektive Geschäftsführer in-
volviert. Ein Sprecher Usmanows teilte
der New York Times mit: „Um absolut klar
zu sein, Herr Usmanow lieh oder nutzte
keine staatlichen oder quasi staatlichen
Gelder, um Investitionen in Facebook“
und andere Unternehmen zu tätigen.

Ob es nun eine Usmanow-Firma war
oder nicht – Kanton Services kaufte 2014,
wenige Monate nach dem Börsengang
von Twitter, den Großteil der DST-Antei-
le, die zuvor die VTB-Bank gehalten hatte.
Juri Milner versuchte in Gesprächen mit
Reportern der New York Times, seine Fir-
ma von Usmanow zu distanzieren. Dieser
habe viele Geldquellen. Es sei unmöglich
zu wissen, ob Geld von der Gazprom-Toch-
ter genutzt wurde, um dessen Anteil an
Facebook zu finanzieren. Um seine Sicht
der Dinge deutlich zu machen, stellte Mil-
ner durchsichtige Plastikbecher mit Schil-
dern wie „Herr Usmanow“, „Facebook“,
„vermeintliche russische Staatsgelder“
auf. Dann holte er vor Reportern der New
York Times eine Packung grüner M&M‘s
hervor, füllte die Becher damit und schüt-
tete die Schokolinsen dann zwischen den
Bechern hin und her. „Geld ist austausch-
bar“, sagte er, „Sie können nicht sagen,
dass dieser spezifische Dollar den ganzen
Weg zu Facebook gegangen ist.“

Für Juri Milner ist die Geschichte sowie-
so ganz einfach. „Es ist nicht mehr als ein
Geschäft“, sagte er. Außerdem ist er längst
weitergezogen. „Moving on from Russia“
lautet die Überschrift des Interviews mit
dem Forbes-Magazin.

Mitarbeit: Jesse Drucker, Spencer Woodman
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Der Facebook-Deal
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„Nicht mehr als ein Geschäft“:
der russische Tech-Guru

und Milliardär Juri Milner.
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von hannes munzinger

W er in England einen Staub-
sauger braucht, muss nur
ein bisschen Kleingeld üb-
rig haben. Schlappe drei
Pfund pro Woche, umge-

rechnet gut 3,50 Euro – wer hat die nicht?
Dieses Angebot macht Brighthouse, eine
bekannte Haushaltswarenkette in Groß-
britannien. „Rent-to-own“ heißt das Prin-
zip: Miete, um zu besitzen. Wenn die Ma-
tratze mufft, die Kühltruhe taut oder plötz-
lich die Waschmaschine kaputt geht, aber
der Monatslohn schon aufgebraucht ist:
Brighthouse hat eine „günstige“ Lösung.
Abgezahlt wird wöchentlich, zwei Jahre
lang, 104 Wochen zu je 3,12 Pfund. Macht
am Ende für den Staubsauger Henry Xtra
324,48 Pfund. Bei jedem anderen Händler
kostet das Modell – bar und nicht auf
Pump gekauft – nur gut 160 Pfund. Bright-
house berechnet für seinen Ratenmiet-
kauf den Zinssatz selbst mit sehr stolzen
99,9 Prozent.

„Swindle“ nennen das die Briten – Abzo-
cke. Und abgezockt werden in diesem Fall
die Ärmsten, jene, die den Staubsauger
nicht bar zahlen können. An den schwin-
delerregend hohen Profitraten wollten jah-
relang auch Investoren teilhaben.

Die Paradise Papers zeigen nun, dass
selbst privates Vermögen einer Frau in die
Handelskette floss, die vermutlich schon
lange keinen Staubsauger mehr in der
Hand hatte, in den 91 Jahren ihres Lebens
noch nie eine Kühltruhe abgetaut haben
dürfte und hoffentlich stets bar bezahlen
kann: Ihre Majestät, Queen Elizabeth II.

Das Geld der britischen Monarchin fi-
nanziert ein Unternehmen, das selbst
nach Ansicht der britischen Finanzauf-
sicht die Kunden ausplündert. Auch wenn
die Queen, wie von ihren Helfern beteuert
wird, von nichts gewusst hat, ist dies doch
eine anschauliche Geschichte darüber,
wie sich das große Geld verirren kann.

Der Weg der schillernden britischen Kö-
nigin ins schmuddelige Rent-to-own-Ge-
schäft beginnt in Lancaster, im Nordwes-
ten Englands. Die alte Hafenstadt ist Na-
mensgeberin des gleichen Herzogtums,
und die Herzogin von Lancaster heißt seit
65 Jahren: Elizabeth II. Der gemessen an
der Strahlkraft der Königskrone eher blas-
se Titel ist für die Queen Gold wert. Denn
ihr Herzogtum gleicht einer Firma, die
Ländereien und Immobilien verwaltet –
aktuell Vermögenswerte in Höhe von
mehr als einer halben Milliarde Pfund. Die
Überschüsse, die das Herzogtum damit er-
wirtschaftet, bekommt die Chefin, also die
Herzogin, also die Queen, also Elizabeth II.
Zu ihrer ganz privaten Verfügung.

Der letzte ausgewiesene Gewinn An-
fang dieses Jahres betrug immerhin 19 Mil-
lionen Pfund. Die Königin hätte darauf
nicht einmal einen Penny Steuern zahlen
müssen, tut das aber seit 1993 freiwillig.

Schließlich finanziert der britische Staat
das Königshaus auch aus Steuermitteln,
da kann sich das Oberhaupt dieses Königs-
hauses auch mal dran beteiligen – zumal
sie ja noch andere Einnahmequellen hat.

Die Finanzen der Royals sind kompli-
ziert, aber das Königshaus selbst soll das
ja auch sein. Das Leben als Majestät wird
durch die Einnahmen aus verschiedenen
Quellen finanziert, etwa aus dem soge-
nannten Krongut. Dazu zählen nahezu al-
le Immobilien der Regent Street, Londons
zentraler Einkaufsmeile. Auch nicht zu
verachten sind die Kronjuwelen, die als
weltweit wertvollste Edelsteinsammlung
gelten und für rund 25 Pfund Eintritt im
Tower bestaunt werden können.

Die Königin ist zwar die rechtliche Ei-
gentümerin all dieser Schätze, seit dem
18. Jahrhundert wird das Krongut aber
von einer unabhängigen Behörde geführt.
Diese muss alle Gewinne ans Finanzminis-
terium weitergeben – im vergangenen
Jahr mehr als 328 Millionen Pfund. Davon
zahlt die Regierung dann einen festgeleg-
ten Anteil an die Queen, zur Finanzierung
ihrer Verpflichtungen. Wenn man so will,
kosteten die Royals 2016 damit jeden Bür-
ger 62 Pence. Dafür gibt es bei Brighthou-
se übrigens eine Woche Garantie auf Hen-
ry Xtra, den Wucher-Staubsauger.

Einnahmen wie die aus Lancaster sind
eher das Taschengeld für die Queen, und
darum, dass das pünktlich kommt, muss
sie sich natürlich nicht selbst kümmern.
Das tun Beamte für sie, Finanzverwalter
im Dienste Ihrer Majestät. Sie sorgen da-
für, dass das Geld ihrer Königin wenn mög-
lich nicht weniger wird. Und so ein großes
Empire wie das britische bietet dafür eine
Menge Möglichkeiten, in seinen entlegene-
ren Winkeln gibt es ein paar dunkle Ecken.
Die Kaimaninseln sind solch ein Ort, der
zum Königreich der Queen gehört – und
ein echtes Steuerparadies ist. Finest Off-
shore, würde der Brite sagen.

Dort, im britischen Überseegebiet in
der Karibik, legten die beflissenen Finanz-
beamten aus dem Herzogtum Lancaster
im Jahr 2005 genau 7,5 Millionen Pfund
an. Sie investierten das Geld der Queen in
einen Fonds namens Dover Street VI Cay-
man Fund, und das Herzogtum wurde
selbst Gesellschafter. Dieser Fonds hat vor
allem die Aufgabe, einer amerikanischen
Investmentgesellschaft Geld zur Verfü-

gung zu stellen. Die macht dann Geschäfte
in den USA, leitet die Gewinne aber wieder
an den Kaiman-Fonds zurück. So bleiben
die Geschäfte in Amerika steuerfrei und in
der Karibik auch: Dort, auf den Kaiman-
inseln, gelten null Prozent Steuern auf im
Ausland erwirtschaftete Gewinne.

Ist die Königin also eine Steuervermei-
derin? Die neue Queen of Offshore?

Es ist unwahrscheinlich, dass Eliza-
beth II. oder irgendein anderes Mitglied
der Royals von dieser Art Geldanlage wuss-
te. Auf Nachfrage teilte das Herzogtum
mit, dass die Queen einen „Kanzler“ und ei-
nen „Rat“ ernenne, der diese Angelegen-
heiten bearbeite. Die Vermögensverwalter
des Herzogtums allerdings wussten offen-
bar ganz genau Bescheid: Der Kaiman-
Fonds Dover Street verschickte nämlich
detaillierte Berichte über alle Investitio-
nen, das zeigen die Paradise Papers. In ei-
nem solchen Brief erklärten die Verwalter
von Dover Street im September 2007
auch, der Fonds investiere nun in eine
Briefkastenfirma namens Vision Capital
Partners VI B LP, um „ein Portfolio zweier
Einzelhandelsketten im Vereinigten Kö-
nigreich zu kaufen“.

Eine davon: Brighthouse, die Firma mit
den Staubsaugern. Elizabeth II., die Köni-
gin, und Henry Xtra, der Vacuum Cleaner,
hatten zusammengefunden.

Brighthouse betreibt mehr als 280 Lä-
den in Großbritannien, auch online kann
man in die Preisfalle tappen. Dabei zielt
die Kette ganz unverhohlen auf einkom-
mensschwache Kunden. Auf der Website
heißt es: „Wöchentliche Zahlungen könn-
ten die ideale Option sein, wenn Sie auf wö-
chentlicher Basis bezahlt werden.“ Das
nehme den Stress, jede Woche Geld für ei-
ne viel größere Zahlung beiseitezulegen.

Verbraucherschützer warnen seit Jah-
ren vor Rent-to-own-Verträgen, weil sie
Geringverdiener in die Schulden treiben.
Die BBC warf Brighthouse sogar vor, Men-
schen mit psychischen Schwierigkeiten
und geistigen Behinderungen bewusst in
komplizierte Vertragsverhältnisse zu lo-
cken. Und die britische Finanzaufsichts-
behörde FCA leitete eine Untersuchung ge-
gen Brighthouse ein. Ende Oktober stimm-
te die Kette in einem Vergleich einer Ent-
schädigungszahlung von 15 Millionen
Pfund zu. Fast eine Viertelmillion Kunden
sollen davon profitieren.

Auch wenn die Beamten der Queen auf
Anfrage erklärten, dass dem Herzogtum
„nicht bewusst“ gewesen sei, „dass Dover
Street VI Cayman Fund LP in Brighthouse
investierte“ – das ist doch alles ganz schön
peinlich für die Queen. Ob sich das Ge-
schäft für sie zumindest wirtschaftlich ge-
lohnt hat, ist unklar. Die Paradise Papers
zeigen nur eine Ausschüttung des Kaiman-
Fonds im Jahr 2008. Man freue sich, an-
kündigen zu können, schreiben die Mana-
ger, dass die Investoren insgesamt 30 Mil-
lionen Dollar erhalten würden. Für das
Herzogtum Lancaster springe eine Auszah-
lung von 360 000 Dollar heraus. Das ent-
spricht heute etwa 275 000 Pfund. Oder
860 Brighthouse-Staubsaugern. Oder
1700 Mal Henry Xtra zum regulären Preis.

Zwei bis drei Jahre, teilte das Herzog-
tum mit, solle die Beteiligung an Dover
Street noch aufrechterhalten werden. In-
vestoren verpflichteten sich, schrieben
die Beamten, „einem Fonds für eine be-
stimmte Zeit und sind nicht an laufenden
Anlageentscheidungen beteiligt“.

Ob der Fonds noch an Brighthouse be-
teiligt ist, geht aus öffentlichen Unterla-
gen nicht hervor. Die Ladenkette, bei der
sich viele Käufer verschuldet haben, hat in-
zwischen selbst Schwierigkeiten, offene
Millionenkredite zu bedienen. Da kann
dann auch Henry Xtra nicht mehr helfen.

Mitarbeit: Hilary Osborne

Vielleicht wird sich Königin Eli-
zabeth II. in diesen Tagen an ih-
ren letzten Besuch auf den Kai-
maninseln erinnern. Es war
1994, sie tourte mit Gefolge
durch die britischen Übersee-
gebiete in der Karibik. An ei-
nem Samstag im Februar ent-
stieg die Monarchin in George
Town, der Hauptstadt der Kai-
maninseln, vor einer jubelnden
Menge ihrer Yacht, um zum ers-
ten Mal einen der Insulaner
zum Ritter zu schlagen. Auf-
nahmen der Zeremonie zeigen
die Queen in einem rosa Kos-
tüm und den künftigen Ritter
in weißen Tennissocken. Eine
Hand der Queen war gebro-
chen und bandagiert, weil sie
zuvor vom Pferd gefallen war,
mit der anderen Hand legte sie
dem früheren Finanzminister
Vassel Johnson das Schwert
zum Ritterschlag auf die Schul-
tern. Sein Verdienst? Er hatte
die Kaimaninseln zum Steuer-
paradies gemacht.

Henry und
die Königin

Wie sich das Geld von Queen Elizabeth II.

zu einem windigen Staubsaugerhändler verirrt

Ritterschlag

Elizabeth II.,
die neue Queen

of Offshore?

Die britische Königin
Elizabeth II.,

das Staubsauger-
Modell Henry Xtra
der Kaufhauskette

Brighthouse
und die Kaimaninseln,

eine Steueroase.
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Seychellen

Bermudas

Das weltumspannende Offshore-Netz
Appleby ist eine der größten Offshore-Kanzleien der Welt, deren Dienstleistungen sowohl reiche 
Privatpersonen als auch multinationale Konzerne in Anspruch nehmen. Appleby ist auf den 
Kaimaninseln, auf den Bermudas, den Britischen Jungferninseln, der Isle of Man, Guernsey, 
Jersey, den Seychellen, auf Mauritius, in Shanghai und Hongkong tätig. Ausgehend von diesen 
Orten spannt sich ein weltweites Netz von Firmen und Personen, das zeigt, wie eng die 
Offshore-Welt mit den Industrienationen verwoben ist.

Quelle: Paradise Papers; Grafik: Lisa Bucher, Felix Ebert; Recherche: Vanessa Wormer
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Wo wohnen die Personen?
Aus diesen Ländern kommen laut 
Paradise Papers die meisten Personen, 
die in die Offshore-Geschäfte 
verwickelt sind. Es kann sich um 
Anteilseigner handeln, aber auch um 
Direktoren und Geschäftsführer.
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Wo sitzen die Firmen?
In diesen Ländern befinden sich 
laut Paradise Papers die meisten 
Firmen, die mit Appleby in 
Verbindung stehen.

25 414 12 707 6120 5675 5124 2663 1849 1816 1440 1394 1260 1185 1029 988 966 961 881 739 710 6849 6798 5576 1987 1650 1592 1190 863 505 491 399 391 376 289 259 252 218 203 197 187

Geld verbindet

entspricht 500 Firmen und Personen

entspricht 5000 Firmen und Personen

entspricht 15 000 Firmen und Personen

Verbindung zwischen einzelnen 
Firmen und Personen

Eine interne Datenbank, die Teil der Paradise Papers ist, gibt einen Einblick, 
mit wem die Kanzlei Appleby Geschäfte macht. Bei den mehr als 150 000 
Einzelpunkten, die man auf der Karte sieht, handelt es sich um rund 40 000 
Firmen und rund 110 000 Personen.

J ustin Trudeau ist jung und sieht
gut aus, das Klatschportal E-On-
line findet ihn „superheiß und zu-
ckersüß“. Vor ein paar Jahren ist er,
der Ex-Kiffer, Ex-Türsteher und Ex-

Parlaments-Hinterbänkler, für die höchs-
ten politischen Ämter angetreten, um Ka-
nada moderner und toleranter zu machen.
Es verbindet ihn so viel mit dem früheren
US-Präsidenten Barack Obama, dass ihn
manche den „kanadischen Obama“ ge-
nannt haben. Beide Politiker waren oder
sind Hoffnungsträger, vor allem für jünge-
re Wählerinnen und Wähler, und beide ha-
ben in ihren Wahlkämpfen eine bessere,
vor allem gerechtere Zukunft versprochen.

Trudeau hat die Parlamentswahl 2015
mit dem Slogan „Real Change“ gewonnen.
Er kündigte an, mit der alten, auf die Inter-
essen der Elite zugeschnittenen Politik zu
brechen, die Reichen höher zu besteuern
und Steueroasen zu bekämpfen. Zu die-
sem Ziel hat sich Trudeau abermals be-
kannt, als er dann Premierminister war.
Im Jahr 2016 sagte er, er sei auch wegen
des Versprechens gewählt worden, dass
künftig alle Bürgerinnen und Bürger „ih-
ren fairen Anteil an Steuern zahlen“. Und er
fügte hinzu: „Steuervermeidung und Steu-
erflucht sind etwas, das wir sehr ernst neh-
men.“

Nun wecken die Paradise Papers den
Verdacht, dass ausgerechnet einer der
engsten Parteifreunde und Förderer Tru-
deaus selbst in ein Modell zur Steuerver-
meidung verstrickt ist. Der Vertraute heißt
Stephen Bronfman, mit dem Trudeau seit
vielen Jahren befreundet ist. Stephen
Bronfman ist ein Geschäftsmann aus Mon-
tréal, er stammt aus einer der reichsten Fa-
milien des Landes, die ein Vermögen unter
anderem mit Immobilien verdient hat. Ste-
phen Bronfman ist wie sein Vater Charles
geschäftlich erfolgreich, politisch einfluss-
reich und als Philanthrop engagiert.

Trudeaus Aufstieg in der Politik ist eng
mit Stephen Bronfman verknüpft. Als der
junge Trudeau 2013 an die Spitze der Libe-
ralen Partei strebte, bat er Bronfman um
Hilfe beim Spendensammeln. Als Trudeau
dann den Parteivorsitz erobert hatte, ver-
traute er Bronfman die Parteifinanzen an,
und der sammelte im Jahr 2014 so viel
Geld ein wie schon lange nicht mehr. Das
half Trudeau, die Parlamentswahl zu ge-
winnen. Als Trudeau bald darauf zum
Staatsbesuch nach Washington aufbrach,
um Obama zu treffen, war Bronfman da-
bei. Bis heute ist Bronfman als Verantwort-
licher für die Parteifinanzen eine Größe
bei den kanadischen Liberalen.

Nun werfen die Paradise Papers aller-
dings die Frage auf, ob das finanzielle Ge-
baren des Liberalen-Vorstandsmitglieds
Bronfman immer zu vereinbaren war mit
der politischen Agenda des jungen kanadi-
schen Premiers. Den Unterlagen zufolge
haben Stephen Bronfman und sein Vater
im Verlauf der vergangenen Jahrzehnte
mindestens 34 Millionen US-Dollar an ei-
nen mysteriösen Trust auf den Kaiman-
inseln übertragen. Außerdem war Stephen
Bronfmans Investmentfirma Claridge zu-
mindest zeitweise in die Betreuung des
Trust-Vermögens verwickelt. Interne Do-

kumente legen nahe, dass dabei womög-
lich sogar Steuern hinterzogen wurden.

Nach Recherchen des kanadischen Sen-
ders CBC, der Zeitung Toronto Star sowie
der Süddeutschen Zeitung heißt der Trust
im Mittelpunkt dieser Geschichte Kolber
Trust – benannt nach dem früheren libera-
len Senator Leo Kolber. Kolber war lange
Zeit einer der einflussreichsten Kanadier,
und er war mit den Bronfmans aufs Engste
verbunden: Zeitweise verwaltete er ihr Ver-
mögen, fungierte als Berater und wurde Pa-
tenonkel von Stephen Bronfman. Der
Trust, der seinen Namen trägt, ist auf der
Kaimaninsel Grand Cayman beheimatet.

Er ähnelt juristisch einer Stiftung und wur-
de im Jahr 1991 gegründet. Leo Kolber
kann laut Gründungsurkunde in die Ge-
schäfte eingreifen, Begünstigter war von
Anfang an sein Sohn Jonathan. Das Geld da-
für stammte – das zeigen die Paradise Pa-
pers – unter anderem von den Bronfmans,
seinen engen Freunden. Charles Bronf-
man gewährte einmal ein Darlehen in Hö-
he von neun Millionen Dollar, später lieh
Stephen Bronfman dem Trust fünf Millio-
nen.

Es ist nicht ganz klar, warum die Bronf-
mans ihrem Freund Kolber und dessen Fa-
milie so viel Geld zur Verfügung gestellt ha-
ben. Die Finanzen der beiden Familien ha-
ben sich mit der Zeit offensichtlich immer
mehr miteinander vermengt. So führte Jo-
nathan Kolber zeitweise eine Filiale der In-
vestmentfirma Claridge, die die Bronf-
mans Anfang der Neunzigerjahre in Israel
gegründet hatten.

Allein die Entstehung und Finanzierung
des Kolber Trusts ist schon politisch hei-
kel, denn es ist das erklärte Ziel der links-
liberalen Regierung Trudeau, für Steuer-
gerechtigkeit zu sorgen und Steuerschlupf-
löcher zu schließen, die vor allem den Rei-
chen zugutekommen. Wenn nun einer sei-
ner engsten Vertrauten, zudem ein Partei-
funktionär, jahrelang das Verschleierungs-
system der Trusts und Steueroasen ge-
nutzt hat, zeugt das von jener Doppelmo-
ral, die viele Wählerinnen und Wähler Ka-
nadas eigentlich satthatten. Ein Anwalt,
der Jonathan Kolber vertritt, erklärte auf
Anfrage, „keine der genannten Transaktio-
nen oder Organisationen hatten den
Zweck, Steuern zu hinterziehen oder zu ver-
meiden“. Alle Gesetze und Auflagen seien
befolgt worden. Bronfman selbst äußert
sich nicht.

Die Paradise Papers enthüllen jedoch ei-
ne Fülle von Details, die das Schattenreich
um den Kolber Trust als sehr dubios er-
scheinen lassen. Zum einen belegen die Do-
kumente, dass sich die Beteiligten immer
wieder zinslose Kredite in Millionenhöhe
gewährten. Solche Kredite lassen Steuer-
fahnder hellhörig werden,denn sie sind ein
Hinweis darauf, dass Einkünfte oder Ge-
schenke als Darlehen getarnt und damit an
der Steuer vorbeigeschleust werden sol-
len. Im Jahr 2004 etwa erhält Jonathan Kol-
ber – der Begünstigte des Kolber Trusts –
eine E-Mail seines Vermögensberaters; die-
ser erklärt ihm, dass zwei Trusts der Bronf-
mans ihm wegen gesetzlicher Vorschriften
Zinsen berechnen müssten für Darlehen.

Die Bronfman-Firma Claridge aber wer-
de ihm das „irgendwie“ ausgleichen. Wo-
möglich könne er Claridge ja eine Rech-
nung stellen für Dienstleistungen, in Höhe
der Zinsen. Im nächsten Jahr heißt es wie-
derum in einer E-Mail an Jonathan Kolber,
die Zahlung von Zinsen sei immer „nur der
Form halber“ vereinbart gewesen. Zinslo-
se Kredite, falsche Rechnungen – wenn die
Steuerfahndung irgendwo misstrauisch
sein müsste, dann hier. Der Anwalt Jona-
than Kolbers erklärt, zinslose Kredite sei-
en „unter gewissen Umständen“ erlaubt.

In den Paradise Papers findet sich noch
ein weiterer Hinweis auf Steuervermei-
dung. Neben Jonathan zählt spätestens ab
2007 dessen Schwester Lynne zu den Be-
günstigten des Kolber Trusts. Lynne lebt in
den USA und müsste Einkünfte aus dem
Trust deswegen in den USA versteuern. In
einer Aktennotiz der Kanzlei Appleby
heißt es im Jahr 2007, Lynne solle deswe-
gen „auf anderen Wegen“ unterstützt wer-
den. Ihr Bruder Jonathan solle ihr zum Bei-
spiel Geld schenken, dies werde in den USA
nicht besteuert.

Der Sender CBC und der Toronto Star ha-
ben die entsprechenden Dokumente etli-
chen angesehenen Steuerexperten vorge-
legt. Der Steuerrechtler Grayson McCouch
von der University of Florida sagte nach
Durchsicht der Unterlagen: „Hier sieht
man etliche Warnsignale, und ich vermute,
dass die Steuerbehörden da näher hinse-
hen werden.“ Der Anwalt Jonathan Kolbers
erklärte auf Anfrage, nach 2006 habe es
keine Geschenke an Lynne gegeben.

In den Paradise Papers tauchen diverse
hochrangige Politiker der Liberalen Partei
Kanadas und deren Firmen auf. Der einsti-
ge Regierungschef Paul Martin (2003 bis
2006) war vor seiner Zeit im Amt Inhaber
der CSL Group, die eine Tochterfirma auf
den Bermudas registriert hatte. Als Martin
Premier wurde, übertrug er die Firma an
seine Kinder, und die registrierten ein Dut-
zend weiterer Firmen auf den Bermudas.
Ex-Premier Jean Chrétien (1993 bis 2003)
etwa war demnach im Besitz von Optionen
der in der Steueroase Mauritius registrier-
ten Madagascar Oil Limited. Chrétien sag-
te auf Anfrage, er habe nie eine Option be-
sessen, man habe ihm nie Unterlagen ge-
schickt, und er habe nie einen Jahresbe-
richt erhalten.

Die Paradise Papers werfen also kein gu-
tes Licht auf die Liberalen. Es war auch aus-
gerechnet die Regierung Chrétiens, die En-
de der Neunzigerjahre zunächst ein Gesetz
für ein härteres Vorgehen gegen Trusts
und damit gegen reiche Steuerflüchtlinge
auf den Weg brachte. Unter dem Druck von
Lobbyisten nahm sie es jedoch wenig spä-

ter wieder zurück. Das Gesetz hätte wahr-
scheinlich auch die Trustkonstruktion be-
troffen, die der damalige liberale Senator
Leo Kolber und der heutige Geldbeschaf-
fer der Liberalen, Stephen Bronfman, be-
auftragt oder mitverwaltet haben. Interes-
santerweise war damals unter den Geg-
nern eines härteren Vorgehens gegen
Trusts ein Anwalt aktiv, der sonst die Bronf-
man-Trusts vertrat. Die Bronfmans also
zeigten sich nach außen linksorientiert,
nach innen aber waren sie womöglich
mehr am eigenen Vermögen interessiert.

Erst 2007, nach der Abwahl der Libera-
len, wurde das Gesetz verschärft. Es sah
vor, dass Geld, das von Kanada in Offshore-
Trusts verschoben wird, versteuert wer-
den sollte. Der Kolber Trust, an den regel-
mäßig Geld aus Kanada floss – etwa im
Jahr 1995, als Stephen Bronfman einen
zinsfreien Fünf-Millionen-Kredit an den
Trust vergab –, war davon offenkundig be-
troffen. Berater des Kolber Trusts entschie-
den sich deswegen frühzeitig für einen
Neuanfang. Sie gründeten 2007 einen neu-
en Trust auf den Kaimaninseln: den La-
combe Trust. Der offizielle Gründer des
Trusts war der Offshore-Dienstleister Ap-
pleby, allerdings hatte Senator Leo Kolber
das Recht, jederzeit die Begünstigten aus-
zuwählen. Mit dieser dicken Schicht der Ge-
heimhaltung, indem sich Kolber hinter Ap-
pleby versteckte, sollten die strengeren Ge-
setze womöglich umgangen werden. Kurz
darauf wurden 23 Millionen Dollar vom
Kolber Trust auf den Lacombe Trust über-
tragen.

Justin Trudeau, der smarte Premiermi-
nister, wollte sich auf Anfrage nicht zu der
Angelegenheit äußern. Die Enthüllungen
könnten ihn in Erklärungsnot bringen:
Nun zeigt sich, dass einer seiner engsten
Parteifreunde mit genau jenen Steuer-
tricks hantierte, die Trudeau selbst im
Wahlkampf so gegeißelt hat.

Mitarbeit: Harvey Cashore

Ein Schatten auf Trudeau
Der kanadische Premier ist angetreten, die Steuerflucht

zu bekämpfen. Das klingt gut – doch nun taucht einer seiner wichtigsten
Berater in den Paradise Papers auf

von frederik obermaier und nicolas richter

Stephen Bronfmans Spitzna-
me ist Bag Man: der Mann
mit den Geldtaschen. 2013

machte der heutige kanadi-
sche Premier Justin Trudeau
Bronfman zu seinem Spen-

densammler. Innerhalb
kürzester Zeit sammelte der
Unternehmer sehr viel Geld.

Allein 2014 waren es 15,7
Millionen kanadische Dollar.

Das Geld finanzierte den
Wahlkampf und trug zu

Trudeaus Sieg bei.

Kredite ohne
Zinsen alarmieren
die Steuerfahnder

15,7
Millionen Dollar

Stephen Bronfman
und Justin Trudeau (rechts)

im Jahr 2013. FOTO: ANDREW

VAUGHAN/THE CANADIAN PRESS/AP
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R obert Woods ist außer sich. In
der internationalen Kanzlei Ap-
pleby hat der ehemalige Poli-
zist dafür zu sorgen, dass Re-
geln und Gesetze eingehalten

werden. Jetzt, im Juli 2014, erfährt Woods,
dass die auf Briefkastenfirmen spezialisier-
te Kanzlei wenige Monate zuvor den Auf-
trag eines dubiosen Kunden angenommen
hat. Der Geschäftsmann hatte afrikani-
sche Diamanten vertrieben und bereits
160 Millionen Euro an die belgischen Be-
hörden zahlen müssen, um ein Ermitt-
lungsverfahren wegen illegalen Edelstein-
handels zu beenden. „Die Vorwürfe sind äu-
ßerst ernst und haben mit Blutdiamanten
zu tun“, schreibt Woods an einen Kollegen.
„Warum hat mich niemand unterrichtet?“

Woods stimmt am Ende zu, den Man-
danten zu behalten. Wegen des Handels
mit Diamanten gehe die Kanzlei zwar ein
hohes Risiko ein, aber es gebe auch gute
Gründe, mit ihm im Geschäft zu bleiben. Al-
lerdings sieht Woods in dieser Episode ei-
nen klaren Verstoß gegen die internen Vor-
schriften, ausdrücklich rügt er einen „Ver-
fahrensfehler“. Er mahnt seine Kollegen
eindringlich, Profitgier nicht über Verant-
wortung zu stellen. „Was passiert ist, ist
passiert. In Zukunft sollten wir aber bitte
versuchen, dass wir uns vom Geldverdie-
nen nicht den Verstand vernebeln lassen“,
warnt Woods seine Kollegen.

Die Kanzlei Appleby steht im Zentrum
der Paradise Papers; ein Großteil der Da-
ten, die der SZ zugespielt und von Hunder-
ten Journalisten weltweit ausgewertet wur-
den, stammt aus dieser Kanzlei – rund
6,8 Millionen Dokumente. Appleby ist füh-
rendes Mitglied des „Offshore Magic Circ-
le“, eines weltweiten Netzwerks von Rechts-
anwälten, Beratern und anderen Mana-
gern, die Firmen in Steueroasen betreuen.
Dieses Geschäft nennt man Offshore-Ge-
schäft, weil es zumeist abseits der Küsten,
auf entlegenen Inseln, stattfindet. Appleby
unterhält mit ihren mehr als 470 Angestell-
ten Büros in so gut wie jeder wichtigen
Steueroase in Europa, Asien, der Karibik
oder Afrika. Neben den Bermudas, den Kai-
maninseln und den Britischen Jungfernin-
seln sind die wichtigsten Standorte die Isle
of Man und Jersey. Zu Applebys Kunden ge-
hören unter anderen große Banken und
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften.

In ihrer Eigendarstellung präsentiert
sich die Kanzlei, die mehr als 100 Millionen
Dollar Jahresumsatz meldet, als Marktfüh-
rer der Offshore-Industrie. Appleby ist
stolz auf Auszeichnungen wie die der „Off-
shore-Kanzlei des Jahres 2015“, verliehen
vom Juristen-Branchendienst „Legal 500“,
und darauf, das Geschäft mit Briefkasten-
firmen angeblich absolut sauber und pro-
fessionell zu betreiben. Zu ihren Kunden ge-
hören Prinzessinnen, Premierminister und
Hollywoodstars genauso wie einige der
reichsten Oligarchen der Welt, aus Russ-
land, dem Nahen Osten, Asien und Afrika.

Um den guten Ruf zu wahren, lädt die
Kanzlei ihre Mitarbeiter immer wieder zu
internen Schulungen ein. Im September
2013 zum Beispiel bereitet der damalige
Appleby-Mitarbeiter Adrian Alhassan eine
Powerpoint-Präsentation vor, um seine
Kanzlei-Kollegen auf den Kaimaninseln
vor den Tücken des Geschäfts zu warnen.
Die Kanzlei residiert in der Hauptstadt
George Town in einem schmucken, creme-
farbenem Gebäude samt Büroturm, ver-
ziert mit allerhand Säulen und blauen Fens-
tern. Ein auffallend repräsentativer Fir-
mensitz im Vergleich zu den weitgehend
sachlichen Bauten rundum, in denen eben-
falls eine Reihe von Finanzdienstleistern
und Niederlassungen großer Banken sit-
zen, die dort Milliarden verwalten. Nur ein
paar Schritte weiter liegt das andere
George Town, bunt und karibisch-ver-
spielt, in dem einheimische Führer Touris-

tengruppen auf Boote bugsieren und bei
Reggae-Musik zum Stachelrochenstrei-
cheln auf eine vorgelagerte Sandbank fah-
ren. Da sausen einem kleine glitzernde Fi-
sche zwischen den Füßen hindurch, und
streckt man die Hände ins Wasser, schmie-
gen sich die großen Rochen tatsächlich dar-
an. Sie haben nur einen ziemlich fiesen Sta-
chel, der einen übel erwischen kann. Aber
die Jungs auf den Booten lachen nur: Hier
wird fast nie jemand gestochen, sagen sie.
Man müsse halt aufpassen.

Adrian Alhassan hat in seiner Präsentati-
on eine ähnliche Botschaft für seine Zuhö-
rer: Solange man aufpasst, passiert auch
keinem was. Es geht darum, wie sich Apple-
by vor kriminellen Kunden schützt und
was geschieht, wenn diese nicht erkannt
oder ignoriert werden. Wer nämlich wis-
sentlich einem Geldwäscher helfe, könne
unter Umständen selbst als Geldwäscher
belangt werden. Im schlimmsten Fall folge
daraus Gefängnis für Einzelne und sogar
der Ruin der Kanzlei. Mit Grausen denken
sie bei Appleby an die Wirtschaftsprü-
fungskanzlei Arthur Andersen, die 2002
wegen ihrer Verstrickung in den amerikani-
schen Enron-Skandal faktisch unterging.

Alhassans 65 Seiten lange Präsentation,
die Teil des Datenbestands der Paradise Pa-
pers ist, erinnert an die Grundregeln und
Gefahren des Geschäfts: das Gründen und
Verwalten von undurchsichtigen Firmen
in Steuerparadiesen für reiche Einzelperso-
nen und Unternehmen. Immer wieder
warnt Alhassan: Kriminelle jeglicher Cou-
leur nutzten anonyme Briefkastenfirmen
für ihre Zwecke – und Appleby dürfe sich
nicht zur Komplizin machen. „Zu 80 Pro-
zent wird die Schlacht an der Pforte gewon-
nen oder verloren“, ist in der Präsentation
zu lesen, und, „wenn wir die falschen Kun-
den hereinlassen, gehen wir sehenden Au-
ges unter“. Man muss schon aufpassen.

Das Problem ist: Appleby hat längst eine
Menge falscher Kunden hereingelassen. Et-
liche davon – unter ihnen korrupte Politi-

ker, mit Sanktionen belegte Geschäftsleu-
te, verurteilte Steuerhinterzieher – finden
sich in den Paradise Papers. Alhassan listet
besonders prägnante Beispiele auf: ein
mutmaßliches Mitglied der chinesischen
Mafia, einen ausgelieferten Betrüger aus
Mexiko und einen später ermordeten Kun-
den, dessen Geld wohl aus Verbrechen
stammte. Auch habe Appleby jemandem,
der als Terrorist auf der „Ten Most Wan-
ted“-Liste der US-Bundespolizei FBI
stand, geholfen, einen Trust zu verwalten.
Über diese besonders heiklen Kunden will
Appleby, so steht es auf der Folie der Prä-
sentation, interne und externe Meldungen
an Aufsichtsbehörden erstattet haben.

Es hat bei Appleby im Laufe der Zeit etli-
che Nachlässigkeiten gegeben. Im Jahr
2006 gelangt die Kanzlei zu dem Ergebnis,
dass allein die Filiale auf den Kaiman-
inseln mehr als 600 ihrer rund 3600 Kun-
den als „nicht regelkonform“ betrachtet, al-
so etwa ein Sechstel. Das kann bedeuten,
dass für diese Kunden keine aktuellen Aus-
weisdokumente oder Kontaktdaten vorlie-
gen. Es könnten fiktive Personen sein, hin-
ter denen sich Kriminelle verbergen, die
auf diese Weise Briefkastenfirmen für ihre
Zwecke nutzen könnten. Ermittler hätten
keine Chance, ihnen auf die Spur zu kom-
men. Appleby erklärt die hohe Zahl der
nicht regelkonformen Kunden mit den ei-
genen hohen Standards: Die Regeln seien
so streng, dass schon ein abgelaufenes
oder nicht ordentlich beglaubigtes Doku-
ment für den Status „nicht regelkonform“
ausreiche.

Fünf Jahre später, 2011, stellt Complian-
ce-Chef Robert Woods eine Powerpoint-
Präsentation zusammen, in der das Pro-
blem zum Beispiel mit einem Bild aus der
TV-Mafiaserie „The Sopranos“ illustriert
wird und verschiedene Nachlässigkeiten
und Regelverstöße geschildert werden. Es
gebe zum Beispiel einen Fall mutmaßli-
cher Terrorfinanzierung, da verwalte Ap-
pleby Hunderttausende Euro, die „defini-
tiv belastet“ seien. In einem anderen Fall
habe sich Appleby von einem Mandanten
bezahlen lassen, der eine Immobilie in Lon-
don kaufen wollte, ohne dass ihn die Kanz-
lei ordentlich nach der Herkunft des Gel-
des gefragt habe. Später habe sich heraus-
gestellt, so gibt es Chefaufpasser Woods in
der Präsentation selbst zu, dass das Geld
von einem früheren pakistanischen Staats-

diener gekommen sei, der in seiner Heimat
angeblich Steuergelder veruntreut hatte
und damit „unserem Geschäft mutmaß-
lich aus Korruption stammendes Geld zu-
geführt hat“.

Applebys oberster Regelhüter kommt in
seiner Präsentation zu folgendem Ergeb-
nis: „Der Mist, den wir annehmen, ist teil-
weise echt atemberaubend.“ Bei Appleby
heißt es auf Anfrage, „Mist“ beziehe sich
nicht auf die Neukunden selbst, sondern
auf die mangelnde Qualität zum Beispiel
von vorgelegten Passfotos oder auf unleser-
liche Adressnachweise.

Die Süddeutsche Zeitung und ihre Part-
ner unter dem Dach des International Con-
sortium of Investigative Journalists (ICIJ)
haben Appleby mit den Vorwürfen konfron-
tiert – allein mit 63 konkreten Fragen zu
Verstößen gegen Geldwäscherichtlinien
und andere essenzielle Geschäftsregeln.
Die Verantwortlichen der Kanzlei antworte-
ten lediglich mit einem allgemeinen Schrei-
ben, aus dem jedoch nicht zitiert werden
soll. Darauf folgten ein zweites und ein drit-
tes Schreiben – aber kaum Antworten auf
die Fragen. Auch ein persönlicher Besuch
bei der Appleby-Niederlassung auf der Isle
of Man, einem der wichtigsten Standorte,
half nicht weiter. Später lud Appleby zwei
Erklärungen auf ihre Website. Darin heißt
es, es gebe keine Beweise für ein Fehlver-
halten der Kanzlei oder ihrer Kunden. Fer-
ner erklärte Appleby, Opfer eines Cyber-
angriffs geworden zu sein.

Appleby unterscheidet sich in mehrfa-
cher Hinsicht von der panamaischen Kanz-
lei Mossack Fonseca, die im Mittelpunkt
der Enthüllungen durch die Panama Pa-
pers im vergangenen Jahr stand. Zum ei-
nen erzielt Appleby einen signifikanten
Teil seines Umsatzes außerhalb des Ge-
schäfts mit Briefkastenfirmen in Steueroa-
sen: Die Anwälte Applebys setzen zum Bei-
spiel Testamente auf, vertreten Kunden
vor dem Arbeitsgericht oder in Scheidungs-
fällen. Sie helfen dabei, Häuser, Flugzeuge
und Schiffe zu kaufen – und zwar so, dass
möglichst wenig Steuern anfallen. Auch
vertritt Appleby internationale Kunden
wie etwa Nike, Facebook oder den Rohstoff-
händler Glencore, arbeitet also auch für ei-
nige der größten Konzerne überhaupt.
Und anders als bei Mossack Fonseca, die
eher wenige Kunden in den USA hatten,
stammt der Großteil der Appleby-Mandan-
ten aus Nordamerika – und zwar aus buch-
stäblich allen US-Staaten. Schließlich
rühmt sich Appleby, im Gegensatz zu Mos-
sack Fonseca, oft damit, dass die Kanzlei
eben besonders seriös arbeite. In einem
Schreiben heißt es, Appleby zahle jedes

Jahr viel Geld für hochwertige Complian-
ce. Dass dabei Schwachpunkte entdeckt
und aufgearbeitet worden seien, zeige nur,
wie sorgfältig Appleby vorgehe.

Die Millionen internen Dokumente, die
der SZ zugespielt wurden, ziehen diese Dar-
stellung allerdings massiv in Zweifel. Sie
zeigen, wie selbst diese prestigeträchtige
Kanzlei Geschäfte mit Gesetzesbrechern
oder mit Sanktionen belegten Oligarchen
gemacht hat. Die E-Mails, Abrechnungen,
Bank- und Gerichtsdokumente und weite-
re Dateien geben Einblicke in die interne
Organisation der Kanzlei von den 1950er-
Jahren bis 2016. Sie belegen zweierlei. Ers-
tens: Wie manche Kunden Briefkastenfir-
men benutzen, um kriminelles Verhalten
zu vertuschen oder Geld aus dubiosen
Quellen zu verstecken. Zweitens: Wie glo-
bale Unternehmen wie Apple, Facebook,
Caterpillar oder Nike im großen Stil Steu-
ern vermeiden, indem sie sich Schlupflö-
cher und hochkomplexe juristische Struk-
turen zunutze machen.

Gegründet wird Appleby 1898 in der bri-
tischen Kronkolonie Bermuda, als Privat-
kanzlei von Major Reginald Appleby. Der
Tee trinkende, Cricket spielende und Flin-
ten schießende Jurist wird Generalstaats-
anwalt der Inseln. Als Major Appleby 1924
in See sticht, um in England seinen Urlaub
zu verbringen, sagt die örtliche Zeitung
The Royal Gazette & Colonist Daily voraus,
dass in seiner Abwesenheit die Verbre-
chensrate ansteigen werde. Und als sich
das Parlament im Juli 1940 trifft, um über
die Einführung einer Einkommensteuer
auf den Inseln zu debattieren, da spricht
sich Appleby für die Sache derer aus, „die
auf jegliche Einkommensteuer schauten
wie auf die letzte Raffinesse der Folter, der
um jeden Preis widerstanden werden
müsste“. So kommt es: Bermuda wider-
steht, und erfreut Einheimische wie Aus-
länder bis heute mit einem Steuersatz von
null Prozent. Im Jahr 2015 hat Appleby sei-
ne Treuhandsparte verkauft, diese fir-
miert nun unter dem Namen Estera.

Als die Welt im vergangenen Jahr auf
Mossack Fonseca und die Panama Papers
schaute, versuchten Vertreter der Finanz-
lobby eilig, den Skandal mit der „Rotten
Apple“-Strategie zu marginalisieren: Mos-
sack Fonseca sei halt der faule Apfel im
Korb, die Steueroasen-Industrie an sich
aber sauber. Nach dieser Recherche muss
der Schluss vielmehr heißen: In der Welt
der Briefkastenfirmen treiben sich derart
viele Figuren mit dreckigen Händen her-
um, dass fast jeder, der in dieser Branche
arbeitet und den Kunden, Vermittlern und
Anbietern geschäftlich die Hand reicht, ir-
gendwann selbst Schmutz an den Fingern
hat. „Wenn es selbst der ‚Offshore Magic
Circle‘ falsch macht, muss man anneh-
men, dass das gesamte Offshore-Finanz-
system Probleme hat. Diese Firmen sind
das Herz des Offshore-Systems. Wenn sie
verdorben sind, ist das ganze System ver-
dorben“, sagt John Christensen vom Tax
Justice Network, einer unabhängigen Orga-
nisation, die gegen Steuerflucht und Steu-
eroasen ankämpft.

Ein Prinzip, dem Appleby offenkundig
gerne folgt, ist das der Drehtür: Die Recher-

chen zeigen, dass zahlreiche Appleby-Mit-
arbeiter zuvor bei wichtigen Regierungs-
stellen verschiedener Steueroasen gearbei-
tet haben – und umgekehrt. Zum Beispiel
der bereits erwähnte Mitarbeiter Adrian Al-
hassan – er war, bevor er zu Appleby stieß,
Mitarbeiter der Finanzaufsicht auf den Ber-
mudas. Für das Jahr 2014 wirft genau die-
se Behörde dem dortigen Appleby-Büro
massive Versäumnisse vor. In ihrem ver-
nichtenden Bericht machen die Prüfer
neun Bereiche aus, in denen sie von Apple-
by mit großer Dringlichkeit Veränderun-
gen fordern – darunter die Risikoeinschät-
zung im Bereich Geldwäsche und Terror-
finanzierung.

Die Ermahnung ist weder die erste noch
die einzige. Interne Powerpoint-Präsentati-
onen wecken zwischen 2007 und 2015 im-
mer wieder Zweifel daran, ob Appleby ge-
nug über Identität und Geschäftsgebaren
ihrer Mandanten weiß. 2012 heißt es in ei-
ner Präsentation: „Wir sind exponiert. Wir
könnten besser sein.“ Am Ende einer inter-
nen Untersuchung 2008 auf den Kaiman-
inseln heißt es, die Wahrscheinlichkeit, ge-
gen Gesetze und interne Regeln zu versto-
ßen, sei „hoch“.

Gleichzeitig wird Appleby immer wie-
der von den Aufsichtsbehörden gerügt. Im
Jahr 2015 beklagt die Bermuda Monetary
Authority nach einer Untersuchung, dass
die Kanzlei zu wenig über die Herkunft des
Geldes ihrer Kunden wisse. Auch habe Ap-
pleby frühere Empfehlungen der Behörde
nicht umgesetzt. Im Jahr 2013 moniert die
Aufsichtsbehörde der Britischen Jungfern-
inseln, dass Appleby in gleich mehreren Be-
reichen nicht oder nur teilweise regelkon-
form operiere; die Aufseher rügen unter an-
derem den laschen Umgang mit „politisch
exponierten Personen“, diese würden
nicht oft genug überprüft.

Ein besonders bemerkenswerter Fall ist
der des Irakers Abdul Hamid Dhia Jafar, Be-
sitzer des Ölkonzerns Crescent Petroleum
und Appleby-Kunde seit 1984. Obwohl es
immer wieder Gerüchte über Jafars Nähe
zum irakischen Diktator Saddam Hussein
gibt, stellt Appleby erst im Jahr 2013 fest,
wie eng der Mann mit dem einstigen Re-
gime verbunden war; er ist etwa der Bru-
der des Mannes, der einst für Saddam Hus-
sein das Atomwaffenprogramm leitete.
„Wir haben diese Geschäftsbeziehung jetzt
schon seit einer ganzen Weile“, schreibt ein
Appleby-Anwalt entsetzt, „wie können wir
das nicht früher gewusst haben?“

Appleby erklärte jüngst auf seiner Web-
site: „Wir tolerieren kein illegales Verhal-
ten. Es stimmt, dass wir nicht unfehlbar
sind. Wo wir Fehler entdecken, korrigieren
wir sie rasch.“

Als im Frühjahr 2016 die Panama Pa-
pers an die Öffentlichkeit gelangen, bietet
eine externe Firma bei Appleby ein Auffri-
schungsseminar darüber an, wie man Geld-
wäsche vermeidet. Appleby lehnt ab. Die
bestehenden Sicherheitsvorkehrungen sei-
en bereits „extrem robust“, erklärt die
Kanzlei: „Wir haben für Ihr Angebot der-
zeit keinen Bedarf.“

Ein Reporter des ICIJ erreicht Adrian Al-
hassan telefonisch, den früheren Compli-
ance-Mann bei Appleby. Alhassan erklärt
offen, dass kein Offshore-Provider Krimi-
nelle hunderprozentig davon abhalten kön-
ne, das System zu missbrauchen: „Wir spre-
chen hier nicht vom FBI“, sagte er, wenn
man Unmengen Zeit damit verbringe, die
Kunden zu überprüfen, „bekäme man die
Arbeit nicht erledigt“. Dann findet er ein
Beispiel: „Es ist, als würde man einen
Strand säubern“, erklärt er, „wenn du
sagst, du hast ihn sauber gemacht –
kannst du dann am Ende des Tages wirk-
lich sagen, dass du jedes Stückchen See-
tang aufgehoben hast?“

Mitarbeit: Will Fitzgibbon

Die Firma
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N och immer rollen die letzten
Wellen der im April 2016 publi-
zierten Panama Papers heran,
fast wöchentlich gibt es dazu
Neuigkeiten: In Deutschland

werden Banken durchsucht, in Kolumbien
gibt es Verhaftungen, in Pakistan sieht der
wegen der Panama Papers geschasste Pre-
mierminister einer Anklage entgegen.

Und jetzt kommt schon das nächste
Leak: die Paradise Papers.

Genauer gesagt ist das neue Datenleck
aus den Steuerparadiesen dieser Welt
nicht nur ein Leck, sondern es sind mehre-
re. Der Süddeutschen Zeitung wurden ver-
trauliche Dokumente zweier Firmen zuge-
spielt, die sich auf Dienstleistungen rund
um Briefkastenfirmen spezialisiert haben:
die auf den Bermudas gegründete Anwalts-
kanzlei Appleby und die kleinere Treu-
handfirma Asiaciti Trust mit Hauptsitz in
Singapur. Zum anderen hat die SZ die inter-
nen Daten der Firmenregister von 19 Steu-
eroasen erhalten, etwa von den Bermudas,
den Cookinseln oder Malta. Die Paradise
Papers bestehen also aus Daten, die sich
aus 21 unterschiedlichen Quellen speisen.

Die Unterlagen lassen – erneut – in eine
Welt blicken, die speziell für die Bedürfnis-
se der Großkonzerne, der Reichen und Su-
perreichen zugeschnitten wurde. So birgt
allein der Familientrust eines US-Großin-
vestors das unglaubliche Vermögen von
7,2 Milliarden US-Dollar.

Aus Gründen des Quellenschutzes
macht die SZ keine Angaben dazu, wie die
Daten die Zeitung erreicht haben, wer sie
übermittelt hat und wann sie übergeben
wurden. Aber die Botschaft ist klar: Nichts
ist mehr sicher im Offshore-Geschäft.
Kein korrupter Politiker, kein Großkon-
zern, kein Sanktionsbrecher, kein Steuer-
hinterzieher, keine willige Bank kann wei-
ter hoffen, dass unsaubere Geschäfte dort
bleiben, wo sie eigentlich hinsollen: im Ver-
borgenen. Das ist die Essenz der Daten-
lecks oder „Leaks“ der vergangenen Jahre.

Die insgesamt rund 13,4 Millionen Do-
kumente der Paradise Papers zeigen, wie
weit verbreitet die Nutzung von Steueroa-
sen noch immer ist. Sie belegen bisher un-
bekannte Verbindungen eines Ministers
aus Donald Trumps Kabinett zu russi-
schen Oligarchen; insgesamt finden sich
sogar mehr als ein Dutzend Berater, Kabi-
nettsmitglieder und Großspender von Do-
nald Trump in den geleakten Daten. Die
Dokumente belegen, dass Konzerne wie Ni-
ke, Apple, Uber oder Facebook ihre Steu-
ern auf lächerlich geringe Sätze schrump-
fen lassen, sie offenbaren Anlagen in Steu-
eroasen der britischen Königin, des Rock-
stars Bono, oder von Stephen Bronfman,
dem Spendensammler des kanadischen
Premiers Justin Trudeau.

Überhaupt, die politische Elite: Mehr als
120 Politiker aus beinahe 50 Ländern sind
in den Daten zu finden.

Das Versprechen der Offshore-Indus-
trie ist die Geheimhaltung. Briefkastenfir-
men machen es meist schwer, und manch-
mal unmöglich, die Spur zu ihren wahren
Eigentümern zu verfolgen. Solche Briefkas-
tenfirmen zu nutzen, ist nicht von vorne-
herein illegal – die Verschwiegenheit
macht diese Firmen aber attraktiv für Ver-
brecher, Kleptokraten und andere, die Ver-
mögen anhäufen, das sie nicht mit ihrem
Namen verbunden haben wollen. Gleichzei-
tig sind Briefkastenfirmen – ohne Ange-
stellte oder Büroplatz – beliebte Mittel, um
Strukturen zur Steuervermeidung aufzu-
bauen. Dadurch entgehen den Volkswirt-
schaften Milliarden an Steuern – die an an-
deren Stellen fehlen, etwa um Krankenhäu-
ser instand zu halten, Schulen auszustat-
ten oder Straßen sicherer zu machen.

Wen man im Leak kaum oder gar nicht
antrifft: Menschen, die normal oder wenig
verdienen. Die Profiteure des Systems sind
all jene, die es sich leisten können und wol-
len, an dieser Parallelwelt teilzuhaben.

Die Offshore-Industrie mache die Ar-
men ärmer und vertiefe die Vermögensun-
gleichheit, sagt Brooke Harrington, Profes-
sorin in Kopenhagen und Autorin des Bu-
ches „Kapital ohne Grenzen: Vermögens-
manager und das eine Prozent“. Das Sys-
tem der Steueroasen ermögliche es nicht
nur, Steuern zu vermeiden, sondern auch,
Gesetze zu umgehen, die Reichen nicht pas-
sen. So könnten ausgerechnet Menschen
mit viel Geld „die Wohltaten der Gesell-
schaft“ genießen, ohne ihren Zwängen un-
terworfen zu sein: „Für die Superreichen
gibt es eine Welt außerhalb des Rechts.“

Nicht nur der Name Paradise Papers
klingt ähnlich wie jener der Panama Pa-
pers, auch die Umstände sind es. Erneut ist

ein Datenwust aus der Welt der Briefkas-
tenfirmen bei der Süddeutschen Zeitung ge-
landet, erneut hat die SZ diese Daten mit
dem International Consortium of Investi-
gative Journalists (ICIJ) in Washington
D.C. geteilt. Und abermals arbeitete ein in-
ternationales Team von Reportern rund
ein Jahr lang daran, die besten Geschich-
ten herauszufiltern.

Zu den beteiligten Medien gehören die
New York Times, der Guardian, die BBC, Le
Monde oder La Nación. Insgesamt arbeite-
ten mehr als 380 Journalistinnen und Jour-
nalisten von 96 Medien aus 67 Ländern
mit, in Österreich waren es der ORF und
die Wiener Wochenzeitung Falter, in der
Schweiz der Tages-Anzeiger und die Sonn-
tagszeitung, in Deutschland neben der SZ
auch der Norddeutsche Rundfunk (NDR) so-
wie der Westdeutsche Rundfunk (WDR).

Das Team überprüfte die Echtheit der
Dokumente anhand zahlreicher Quellen –
öffentlich zugängliche Firmenregister, Ar-
chive, Gerichtsunterlagen, Material aus
früheren Leaks, persönliche Kontakte zu
Steuerexperten, Anwälten, Ermittlern und
Behörden.

In Deutschland führen die Spuren zu
rund tausend Kunden, Begünstigten oder
anderweitig Involvierten – was nicht heißt,
dass man ihnen damit automatisch rechtli-
ches oder moralisches Fehlverhalten unter-
stellen kann. Unter den Offshore-Nutzern
sind Milliardäre, Adelige, Unternehmer, Er-
ben, Investoren, verurteilte Betrüger und
ehemalige Politiker, aber auch Firmen wie
Sixt, die Deutsche Post oder die Hotelkette
Meininger, Siemens, Allianz, Bayer oder
die Deutsche Bank. Die SZ veröffentlicht
nur jene Fälle, an denen ein öffentliches In-
teresse offenkundig ist.

Die Dokumente belegen zum Beispiel,
wie der deutsche Spielotheken-Betreiber
Paul Gauselmann die Welt des Online-
Glücksspiels erobert. Er verdient damit an
einem Geschäft im Netz, das staatlicher Re-
gulierung faktisch entzogen ist. Den
Grundstein dafür legte er in der Steueroa-
se Isle of Man.

Ein Großkunde der Kanzlei auf den Ber-
mudas ist die Milliardärsfamilie Engel-
horn. Im vergangenen Jahr hat ein Steuer-
verfahren gegen zwei Töchter des 2016 ver-
storbenen Pharma-Unternehmers Curt En-

gelhorn zu einer Nachzahlung von 145 Mil-
lionen Euro geführt – damit ist es die wohl
größte Steuerstrafsache, die je in Deutsch-
land aufgearbeitet wurde. In den Daten fin-
den sich Dutzende Trusts, die der Familie
Engelhorn zuzurechnen sind – darunter
solche, von denen die deutschen Steuerbe-
hörden nach Informationen von SZ, NDR
und WDR nichts wussten, als sie sich mit
der Familie auf eine Nachzahlung einigten.

Die kompliziertesten Vorgänge betref-
fen oft die Steuerkonstruktionen multinati-
onaler Konzerne. Dem US-Sportartikelher-
steller Nike etwa gelingt es, durch Offshore-
Firmen und mithilfe von Appleby seine
weltweite Steuerquote auf nur mehr 13,2
Prozent zu drücken. Auch der Taxi-Kon-
kurrent Uber, der Social-Media-Riese Face-
book und der Haushaltsgerätehersteller
Whirlpool waren Kunden der Kanzlei. Die
Paradise Papers enthüllen auch, nach wel-
chen Kriterien der Computergigant Apple
eine neue Steueroase für seine Geschäfte
suchte: Es sollte ein Land sein, das wenig
Transparenz und Steuern verlangt und in
dem offenkundig keine lästige Opposition
diese Großzügigkeit gegenüber dem
iPhone-Hersteller rückgängig machen
könnte, wenn sie an die Regierung käme.

„Offshore ist nicht nur ein Ort, eine Idee,
eine Art, Dinge zu erledigen, oder auch ei-
ne Waffe der Finanzindustrie“, schreibt
der britische Steueroasen-Experte Nicho-
las Shaxson. „Es ist auch ein Prozess: Ein
Abwärtswettlauf, dorthin, wo die Regeln,
Gesetze und äußeren Zeichen der Demo-
kratie Stück für Stück abgetragen werden."

Eine ganze Reihe internationaler Roh-
stoffhändler nutzen die Offshore-Welt, ge-
meinsam mit global agierenden Investo-
ren. Die Geschäfte mit der Dritten Welt lau-
fen oft zu verdächtig günstigen Konditio-
nen. Ein solches Beispiel belegen die Daten
dieses Leaks im Detail – es geht um den
Schweizer Rohstoffkonzern Glencore. Die
Rekonstruktion des Ringens um Minenli-
zenzen wecken den Verdacht, dass im Zuge
der Verhandlungen einer oder mehrere
kongolesische Politiker oder Beamte besto-
chen wurden.

US-Handelsminister Wilbur Ross ist
über diverse Fonds auf den Kaimaninseln
an einer Reederei beteiligt, die wiederum
einen russischen Energiekonzern zu ihren

größten Kunden zählt. Diese Verbindung
von Ross zu Russland könnte einen Interes-
senkonflikt darstellen; sie war dem US-Se-
nat offenbar nicht bekannt, als der Ross An-
fang des Jahres für das Ministeramt bestä-
tigte. In Kanada finanzierte Stephen Bronf-
man, ein enger Vertrauter von Premiermi-
nister Trudeau, zeitweise einen dubiosen
Trust auf den Kaimaninseln.

Selbst die Queen hat sich in eine Steuer-
oase verirrt. Jedenfalls wurde ihr Geld dort
angelegt, und es landete dann in einer
Kaufhauskette, die armen Briten Wucher-
zinsen abverlangt. Der Musiker Bono, bür-
gerlich Paul Hewson, investierte in ein Ein-
kaufscenter in Litauen, über Firmen in den
Steuerparadiesen Malta und Guernsey.

Unter den Nutzern der Offshore-Welt
sind auch mindestens zwei Großspender
des ICIJ. Investor George Soros verwaltete
über Appleby ein Netz von Offshore-Fir-
men, etwa auf den Britischen Jungfernin-
seln oder auf den Bermudas. Ebay-Grün-
der Pierre Omidyar ist Direktor einer Kai-
man-Firma, die ein Investmentvehikel für
seinen Trust ist.

Auch der frühere Bundeskanzler Ger-
hard Schröder (SPD) hatte eine Leitungs-
funktion bei einer Offshore-Firma. Er war
2009 sogenannter „unabhängiger Auf-
sichtsrat“ des russisch-britischen Energie-
unternehmens TNK-BP. Das Joint Venture
zwischen der britischen BP- und der russi-
schen Alfa-Gruppe hat seinen Sitz auf den
Britischen Jungferninseln. Obwohl Schrö-
ders Partei, nicht nur unter dem früheren
Finanzminister Peer Steinbrück, seit Jah-
ren vehemente Attacken auf Steueroasen
reitet, hat sich an Schröders Tätigkeit bei
dem Offshore-Unternehmen bislang nie-
mand erkennbar gestört; wer davon hätte
wissen wollen, hätte es freilich seit Jahren
wissen können, da die Informationen öf-
fentlich zugänglich sind. Im Rahmen ihrer
Funktion bei TNK-BP benötigten Schröder
und zwei weitere Aufsichtsräte den Rat der
Kanzlei Appleby – „wegen bestimmter pro-
zeduraler Firmenangelegenheiten unter
dem Recht der Britischen Jungferninseln“,
wie es in der E-Mail eines Londoner An-
walts im Oktober 2011 hieß. Aufgrund ei-
nes Konflikts mit einem anderen Mandan-
ten erteilte Appleby den Rat jedoch nicht.
Wenig später, im Dezember 2011, trat
Schröder – der sich zu diesen Vorgängen
nicht äußern will – von dem Posten zu-
rück. 2013 wurde TNK-BP von dem russi-
schen Öl-Riesen Rosneft übernommen, wo
Schröder vor wenigen Wochen zum Auf-
sichtsratschef ernannt wurde.

Die meisten Daten in den Paradise Pa-
pers, fast sieben Millionen Dateien, stam-
men von der erwähnten Kanzlei Appleby,
einer der führenden Kanzleien für Off-
shore-Geschäfte. Die geleakten Unterla-
gen belegen, dass die Firma Risikokunden
aus dem Iran, Russland und Libyen ange-
nommen hat, wiederholt von staatlichen
Prüfern wegen mangelhafter Anti-Geldwä-
sche-Vorkehrungen gerügt und mit Straf-
zahlung belegt wurde. Nachdem SZ und
ICIJ Appleby mit den Recherchen konfron-
tiert hatten, veröffentlichte die Firma eine
Stellungnahme. Darin ist die Rede von ei-
nem „illegalen Cyberangriff“. Außerdem
spricht die Kanzlei von „unbegründeten
Vorwürfen“ und sagt, es gebe „keinen Be-
weis für Fehlverhalten“.

Auch die Regierung der Isle of Man – ei-
ne der betroffenen Steueroasen – ging
nach einer Anfrage der Recherche-Koope-
ration an die Öffentlichkeit und lud das bri-
tische Finanzministerium ein, die Praxis,
beim Import von Geschäftsflugzeugen in
die EU mitunter die Mehrwertsteuer zu-
rückzuerstatten oder zu erlassen, zu über-
prüfen. Durch den Steuertrick sollen ande-
ren Ländern hunderte Millionen an Steu-
ern verloren gegangen sein.

Die Paradise Papers enthalten auch die
internen Daten der Firmenregister etli-
cher Steueroasen in der Karibik, dem Pazi-
fik und aus Europa (siehe Grafik).

Mitarbeit: Petra Blum, Bastian Brinkmann, Martin
Pfaffenzeller, Gerard Ryle, Jan Strozyk, Laura Ter-
berl, Marina Walker, Oliver Zihlmann

Das nächste
Leak

Die Paradise Papers bringen
Politiker, Prominente, Superreiche und Konzerne

in Erklärungsnot – schon wieder

von elisabeth gamperl, katrin langhans,
mauritius much, hannes munzinger, frederik obermaier,

bastian obermayer, nicolas richter, ralf wiegand,
vanessa wormer und tobias zick

In den vergangenen Jahren hat
die Süddeutsche Zeitung über ei-
ne ganze Serie von Datenlecks
berichtet, es gab die LuxLeaks,
die SwissLeaks und dann die Pa-
nama Papers. Die neuen Enthül-
lungen erscheinen unter dem Na-
men „Paradise Papers“, weil sie
sich geografisch weniger klar zu-
ordnen lassen als vergangene Le-
aks. Die neuen Dokumente aber
haben eines gemeinsam: Sie alle
erzählen Geschichten aus den
Steuerparadiesen dieser Welt.
Daher ihr Name.

PARADISE PAPERS

382 Reporterinnen
und Reporter aus
67 Ländern haben

mitgearbeitet

Paradiesisch

Die Schattenwelt des großen Geldes

Mehr Infos, Videos und
Grafiken zum Thema:

www.paradisepapers.de

Neue Daten aus Steueroasen
Der Süddeutschen Zeitung wurden wieder geheime Dokumente aus der Offshore-Welt
zugespielt. Das Investigativ-Ressort hat sie in Zusammenarbeit mit dem ICIJ ausgewertet.

Quelle: Paradise Papers
Grafik und Illustration: Lisa Bucher

weltweit verschwiegensten Steueroasen 

Appleby
Asiaciti Trust

Offshore-Dienstleister
werden jährlich von multinationalen 

Konzernen in Steueroasen verschoben.
Allein die EU verliert jedes Jahr

Milliarden Euro

Milliarden Euro
Steuereinnahmen. Der Gegenwert von

Mit Verbindungen 
zu mehr als 120 

Politikern und zu 
multinationalen 
Konzernen wie 

Apple, Nike, 
Facebook, Uber 

und anderen.

Prozent 
des weltweiten Bruttoinlandsprodukts wird 

von Ultrareichen in Steueroasen geparkt.

Quelle: G. Zucman/Uni Berkeley

1. Antigua und 
     Barbuda
2. Aruba
3. Bahamas
4. Barbados
5. Bermudas
6. Kaimaninseln

7. Cookinseln
8. Dominica
9. Grenada
10. Labuan
11. Libanon
12. Malta
13. Marshallinseln

14. St. Kitts und Nevis
15. St. Lucia
16. St. Vincent und die   
       Grenadinen
17. Samoa
18. Trinidad und Tobago
19. Vanuatu

 Journalisten  aus

Millionen Dateien

darunter

und

und

Ländern

Firmenregister der  

Die Geschäftsidee von Steueroasen
ist Verschwiegenheit – Leaks wie die Paradise Papers

lüften die Geheimnisse.
ALLE COLLAGEN VON BENE ROHLMANN
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E in Widerspruch in sich ist das
Wort „Steuerparadies“: Wer
denkt beim Ausfüllen der „An-
lage N“ schon an den Garten
Eden? Eher fügt man sich der

Erkenntnis, wonach der Mensch nur zwei
Dingen nicht entgehen kann: Tod und Fi-
nanzamt. Tröstlich ist allenfalls die Idee,
dass es nach dem Tod, also im Paradies,
keinen Lohnsteuerabzug mehr gibt.

Aber so denken nur die kleinen, die nor-
malen Leute. Für manche der größeren
dagegen steht schon im Diesseits ein Weg
ins steuerliche Jenseits zur Verfügung:
Im Steuerparadies sind viele irdische
Zwänge aufgehoben, denen sich die brei-
tere Menschheit nicht entziehen kann. Es
herrscht exklusive Unbeschwertheit.

Die Paradise Papers, welche die Süd-
deutsche Zeitung von heute an mit dem In-
ternational Consortium of Investigative
Journalists veröffentlicht, erzählen von
Menschen und Firmen, die sich entzie-
hen, meist der Steuer, manchmal auch Re-
gulierungen oder Sanktionen, jedenfalls
ihrer gesellschaftlichen Verantwortung.
Dies geschieht inzwischen mit größter
Selbstverständlichkeit. Steueroasen sind
längst nicht mehr nur Schmuddelecken,

sondern kollektiver Treffpunkt der Wirt-
schaftselite, in deren Kreisen irisch-hol-
ländisch-karibische Steuermodelle so ak-
zeptiert sind wie es gesellschaftlich zum
Beispiel die Pornografie ist. Sucht ein Kon-
zern heutzutage den idealen Firmensitz,
so erwartet er, dass der Gaststaat weder
Steuern verlangt noch Transparenz, und
schon gar nicht soll es eine politische Op-
position geben mit dem Ansinnen, diese
„Standortvorteile“ zu hinterfragen.

Steuerparadiese haben nichts Paradie-
sisches und nichts Vorbildliches. Die Isle
of Man etwa, als Anhängsel des Vereinig-
ten Königreichs Nutznießerin der europäi-
schen Zollunion, bietet an, Privatflugzeu-
ge mit einem Trick mehrwertsteuerfrei in
die EU einführen zu lassen. Es ist ein Bei-
spiel dafür, wie Kleinstregierungen und
Anwaltskanzleien Sonderregeln für Privi-
legierte schreiben. Natürlich gibt es im
steuerlichen Diesseits etliche Menschen,
die sich gern die Mehrwertsteuer sparen
würden, auf Obst, Windeln oder eine Kon-
zertkarte – es aber nicht dürfen. Im Jen-
seits der Steueroasen hingegen darf man
allein für das Flugzeug vier Millionen Eu-
ro Steuer sparen – mehr also, als viele
Menschen im ganzen Leben verdienen.

Auf Vorhalte aus den Paradise Papers
entgegnen Betroffene oft, eine Berichter-
stattung über sie sei unzulässig, weil sie
nichts Illegales täten. Das entspricht dem
Geist der Steueroasen, wonach die Nutz-
nießer des System gefälligst in Ruhe gelas-
sen werden sollen. Dabei besteht großes
öffentliches Interesse daran, was im steu-
erlichen Jenseits geschieht, welche Fir-
men dort ihre Bilanz optimieren, welche
Minister dort ihre Interessenkonflikte
verbergen. Die Kunden der Steueroasen
mögen mit den örtlichen Fachanwälten
Vertraulichkeit vereinbart haben – dieser
Vertrag aber bindet jene nicht, die im steu-
erlichen Diesseits sitzen. Vielmehr kön-
nen die Paradise Papers eine Debatte dar-
über beleben, warum sich manche ihren
Verpflichtungen gegenüber der globalen
Gesellschaft entziehen dürfen. Notwen-
dig ist diese Debatte nach wie vor: Ver-
schiedene Leaks der jüngeren Zeit mögen
Steuerparadiesen geschadet haben, aber
das Offshore-Geschäft blüht wie nie.

Verantwortlich dafür sind sowohl die
Nutzer als auch die Anbieter. Zu den Nut-
zern gehören fast alle Weltkonzerne. In de-
ren Logik hat jedes Volk der Welt seinen
Zweck zu erfüllen – die Philippiner sollen
T-Shirts nähen, die Deutschen sollen sie
kaufen, die Holländer mit fiskalischen
Sonderangeboten die Steuer drücken.
Für Unternehmen, die sich mit einer Steu-
errate von 15 Prozent brüsten, ist die Glo-
balisierung paradiesisch: Vorteile kann
man mitnehmen, den Auflagen entgehen.
Das ist dreist, ja skandalös, das gab es
nicht einmal im Garten Eden.

Die Verantwortung dafür tragen Regie-
rungen, aber die Wetterlage lässt nicht er-
warten, dass eine Vertreibung aus diesem
Paradies bevorsteht. Donald Trump, der
falsche Freund der kleinen Leute, twittert
zwar gern gegen entrückte Eliten, hat
Steueroasen aber selbst ausgiebig ge-
nutzt. Laut republikanischer Ideologie
blüht der Mensch ja auch nur dort auf, wo
die Steuer verdorrt. Steueroasen sind
demnach das Vorbild, dem große Volks-
wirtschaften folgen sollen. Trumps jüngs-
te Steuerpläne lassen erwarten, dass sich
die USA den Billigtarifen der Steuerpara-
diese anpassen, nicht umgekehrt.

Mit dem Modell der Steueroasen wird
man kein Paradies auf Erden schaffen.
Ihr Wesen ist es ja gerade, dass es eben
nicht allen zugänglich ist, dass es sich
nicht alle leisten können. In ihrer Abschot-
tung liegt eine Botschaft an jene, die drau-
ßen sind, im steuerlichen Diesseits, mit
Sozialstaat, Regeln, demokratischen Ver-
fahren: Die Hölle, das seid ihr.

S T E U E R O A S E N

Das Paradies der Reichen
von nicolas richter

Für manche sind Steueroasen
so normal wie Pornografie
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D er Ort, an dem sich die Vergan-
genheit an der Gegenwart
bricht wie Wellen an der Küs-
te, liegt im Souterrain hinter ei-
ner schweren Schwingtür. Das

Best Western Palace Hotel & Casino ist
zwar weder „best“ noch irgendwie ein Pa-
last, aber es hat ein echtes Kasino. Das ein-
zige auf der Isle of Man. An diesem Mitt-
woch Ende September sitzen vier junge
Typen an einem Roulettetisch, der zweite
bleibt abgedeckt. Ein älteres Paar spielt
Blackjack, vom einzigen Gast im chinesi-
schen Restaurant nimmt die Bedienung
die Bestellung auf. Am Empfang hat sich
der Türsteher auf einen Stuhl gesetzt und
stiert auf sein Handy. In der nächsten Stun-
de wird keiner mehr kommen.

Vielleicht wird bald gar keiner mehr
kommen. Draußen vor der Tür verzockt
die halbe Welt ihr Geld, in jeder Sekunde,
an jedem Tag, die ganze Nacht hindurch.
Das Glücksspiel blüht, im Internet. Und
das Kasino verwelkt.

19 Prozent ihrer Wirtschaftsleistung
erzielt die Isle of Man inzwischen mit
E-Gaming. Vor 16 Jahren hatte sich auf der
Insel das erste Unternehmen der Branche
angesiedelt für Online-Poker, Online-Rou-
lette, Online-Blackjack, Online-Wetten.
Heute gehören die modernsten Gebäude
der Insel nicht Banken oder Versicherun-
gen, sondern E-Gaming-Firmen. Sie lie-
fern die passende Software, die Politiker
stricken die passenden Gesetze. Dank der
Isle of Man gibt es keine Türsteher, nicht
einmal eine Tür – jeder kann sich auch von
dort ins Internet-Kasino einloggen, wo es
gesetzlich verboten ist. Im Kasino wäre es
erlaubt, da geht aber kaum noch einer hin.

Es ist nicht der einzige Widerspruch auf
dieser Insel. An den Palmen rankt Efeu em-
por, und demnächst wird im Kursaal ein
Wrestlingkampf stattfinden. Marcus of
Man wurde auf der Isle of Man geboren,
jetzt kommt er zurück für eine Kostprobe
seiner Kunst. Es sind noch Karten da.

„Sieht das hier aus wie ein Ort, an dem
die Milliarden rumfliegen?“ Andrew Jes-
sopp, 58, ist ein schmaler, leiser Mann, er
hat eine Outdoorjacke an und die Hände in
den Taschen, der Wind zupft an seinem lo-
ckigen Haar. Jessopp hat sich einen Tag
Zeit genommen, um über die Insel zu füh-
ren, seine Insel, auf der er seit fast 30 Jah-
ren lebt. Sie kommt ihm aber immer komi-
scher vor. Die Isle of Man ist eine Steueroa-
se, „das kann man nicht anders sagen“,
sagt Jessopp. Er gehört einer Gruppe an,
die kritisch auf die Geschäfte der Insel
schaut, auf das Geld, das internationale Fi-
nanzströme hertreiben und das doch kei-
ner sehen kann. Taxwatch heißt die Grup-
pe, sie sind zu zwölft. Zwölf von 83 000.

Seine Insel macht es ihm nicht leicht.
Der leise Herr Jessopp hat auch ein leises
Auto, eines mit Elektroantrieb, leider gibt
es aber nur zwei Ladestationen auf der In-
sel. Jessopp findet, eine vom Meer bedroh-
te Insel müsste sich mehr ums Klima küm-
mern. Er versucht schon eine ganze Weile,
eine grüne Partei zu gründen, es gelingt
aber nicht. Er ist auch schon ein paar Mal
zu Parlamentswahlen angetreten, aber nie
gewählt worden. Wieso nicht? Jeder dritte
Inselbewohner arbeitet inzwischen in der
Finanzbranche. Vielleicht mögen die
einfach keinen, der sagt: „Das ist nicht die

ethischste Art, Geld zu verdienen.“ Das
sagt nämlich Andrew Jessopp.

Und er hat wohl recht. Paradise Papers
heißt das Paket an Daten und Dokumen-
ten, das der Süddeutschen Zeitung zuge-
spielt wurde und das eine internationale
Kooperation von Journalisten über Mona-
te ausgewertet hat. Die Daten geben Hin-
weise auf jede Menge fragwürdiger Ge-
schäfte, die auf der Insel in der Irischen
See abgewickelt werden. Hier, zwischen
Großbritannien und Irland, kann man
Flugzeuge in die EU importieren, ohne
Steuern darauf zu zahlen, oder Glücksspiel-
gesetze in anderen Ländern umgehen.

Das sind nur zwei Beispiele für Geschäf-
te in Steuerparadiesen. Weltweit verschie-
ben Konzerne jedes Jahr 600 Milliarden Eu-
ro in solche Oasen. Allein Deutschland ver-
liert dadurch jedes Jahr 17 Milliarden Euro.

Dass die Isle of Man beim großen Steuer-
Monopoly mitmacht, hat einen einfachen
Grund: Weil sie es kann. Früher hatte hier
das britische Königshaus das Sagen, aber
das ist lange her. Heute ist die Insel als
Kronbesitz eine Art autonomes Gebiet,
aber kein eigenes Land. Aber auch kein Teil
von Großbritannien. Sie ist kein Mitglied
der Europäischen Union, ist mit ihr aber
über Abkommen verbandelt. Die Briten
sorgen für die Sicherheit der Insel, militä-
risch und außenpolitisch, lassen sie aber
ansonsten machen, was sie will. Zum Bei-
spiel eigene Gesetze.

Es ist viel leichter zu sagen, was die Isle
of Man nicht ist, als, was sie wirklich ist.
Außer eben: ein Steuerparadies.

Das örtliche Parlament geht sehr groß-
zügig mit Unternehmen um, die sich ansie-
deln wollen. Die Inselregierung hat ihre
Steuervorschriften und ihr geltendes
Recht so sehr geweitet, bis die meisten gro-
ßen Finanzdienstleister und Online-Kasi-
nos durchschlüpfen konnten. Jetzt sind sie
alle da, KPMG, Ernst & Young, Deloitte, Po-
kerstars, Microgaming, Barclays, Lloyds,
Konzerne, Banken, Versicherungen, Fi-
nanzmakler. Deren Firmenlogos leuchten
eine Flugstunde entfernt, im Finanzzen-
trum der Londoner City, von Wolkenkrat-
zern. Auf der Isle of Man sitzen sie hinter
den Fassaden bürgerlicher Wohnhäuser,
zwei Etagen, hübscher Erker. Das große
Geld, ganz klein.

Und mit der Finanzbranche kamen die
Anwälte, wie Möwen, die das Schiff beglei-
ten, falls der Smutje ein paar Fischreste
aus der Kombüse kippt.

Auch die Anwälte von Appleby. Aus die-
ser Kanzlei stammen die meisten Informa-
tionen der Paradise Papers. Appleby hat
überall dort Filialen, wo Geld diskret ver-
staut werden soll und wo Palmen wachsen
und das Meer rauscht. Es heißt ja „off-
shore“ – abseits der Küste. Die Kanzlei be-

treibt Büros auf Inseln wie den Caymans,
Bermudas, den Seychellen, Mauritius oder
den Britischen Jungferninseln und bietet
dort Briefkastenfirmen an, unter ande-
rem. „Offshore-Schlüsselstandorte“ nennt
die Kanzlei diese Gegenden selbst. Und da-
zu gehört auch die Isle of Man.

Und die Inselbewohner leben eben da-
von. Es sind diese Leute, Sekretärinnen,
Chauffeure, Hausmeister, IT-Experten,
Empfangsdamen, Kassierer, Boten und
Schreibkräfte, all die Ameisen in den Off-
shore-Orten, die Steuern zahlen. Sie sind
es, die das System der Steuerbefreiung am
Laufen halten. Und abkassiert werden.

„Ist das nicht pervers?“, fragt Andrew
Jessopp, ohne eine Antwort zu erwarten.
Es ist, als hätten sich die Leute damit abge-
funden, dass ihre Insel verkauft worden ist
ans große Kapital. „Sie mögen keine Verän-
derung.“ Rund 30 000 Firmen sind hier re-
gistriert. Würden wenigstens die, die auf
dem Papier Einheimischen gehören, mit
20 Prozent zur Kasse gebeten – der Schatz-
meister der Isle of Man könnte 108 Millio-
nen Pfund im Jahr verbuchen, haben sie
bei Taxwatch ausgerechnet.

Ob es hier aussieht, als würden die Milli-
arden rumfliegen, hat Andrew Jessopp ge-
fragt. Nein, es sieht nicht so aus. Die Stra-
ßen sind nicht glatter, die Schulen nicht
besser, die Fassaden nicht makelloser als
anderswo. Kindergärten, Krankenhäuser,
billiger Wohnraum: Es fehlt, was auch an-
derswo fehlt. Andrew Jessopp surrt mit
dem Elektroauto durch die Insel-Haupt-
stadt Douglas, den Hügel hoch, in ein neu-
es Gewerbegebiet, in dem gerade ein Auto-
haus entsteht. Aston Martin, Rolls Royce,
Bentley wird man dort kaufen können,
ganz schön große Karren für ein Inselchen,
das nicht mal ein Drittel so groß ist wie das
Stadtgebiet von Hamburg. „Noch ein Auto-
haus ist wirklich nicht das, was wir brau-
chen“, sagt Jessopp. Er klingt angewidert.

Im Grunde ist es bedauerlich, dass ein
so schöner Platz wie dieser so windige Ge-
schäfte macht. Die Menschen sind auf der-
art fröhliche Art freundlich, dass man sie

nicht einmal versehentlich für Engländer
halten könnte. Im Bus grüßt jeder Gast den
Fahrer, und der Fahrer grüßt jeden zurück.
Bei Sonnenschein rufen die Leute auf der
Straße: „Schönerer Tag als gestern!“ Die
Hügel sind sanft, die Burgen sehr alt, und
überall, wo Angler angeln können, steht
ein Schild mit Fischen drauf.

Man sagt, dass Inseln den Horizont er-
weitern. Wer dort lebt, kann nicht einfach
weg, aber der Blick ist frei, und ihm kön-
nen die Gedanken folgen. Die Isle of Man je-
doch verkauft sich besinnungslos jedem
für ein paar Pfund Gebühren.

Das geschieht in der Registrierstelle, ei-
ner Art Internetcafé mit Behördenschalter.
An einem der Computer sucht sich der Exis-
tenzgründer erst einen Firmennamen aus,
der noch frei ist – eine hübsche Limited
vielleicht, benannt nach der eigenen Yacht
oder dem treuen Hund – druckt ein Formu-
lar aus, geht zum Tresen, zahlt die Gebühr,
und das war’s. Einen Zweck muss die Fir-
ma nicht haben, „das Ganze dauert nur ein
paar Minuten“, sagt Jessopp. Er steht so
verloren in dem Raum, als sprächen die
Leute um ihn herum eine andere Sprache.

Am selben Tresen kann man übrigens
auch seine Eheschließung anmelden. Die
Ehe mag vielleicht teuer werden, für das
künftige Unternehmen aber gilt der Kör-
perschaftsteuersatz von null Prozent.

Das ist schon sehr profan für eine Insel,
auf der sogar eine Fee wohnt. Im Bus hin-
aus zum Flughafen erinnert die Stimme
vom Band, die auch die Haltestellen an-
sagt, beim Überqueren der Feen-Brücke
daran, die Fee zu grüßen. „Sag hallo zu der
Fee.“ Und man sagt hallo zu der Fee.

Wegen solcher Geschichten hat die Insel
bis Ende der Sechzigerjahre gut vom Tou-
rismus gelebt. Douglas ist eine Stadt am
Meer mit einer Bucht, die sanft geschwun-
gen ist. Vor allem Touristen aus Manches-
ter oder Liverpool nahmen früher die Fäh-
re hierher, für einen Sommerurlaub. Lei-
der recht oft ohne Sommer. Das Klima ist
mild, regnerisch und gerne mal neblig.

Und dann, sagt Andrew Jessopp, der
selbst aus der Gegend um Birmingham
stammt und als einer der Letzten mit sei-
ner Familie zur Sommerfrische kam,
„konnten die Leute nach Griechenland
oder Spanien fliegen“. Die Hoteliers auf der
Isle of Man vergaßen, ihre Zimmer zu reno-
vieren. So sahen viele Gebäude noch aus
wie im Zweiten Weltkrieg, als der Zweite
Weltkrieg schon 40 Jahre vorüber war. An
der Promenade wechseln sich wiesbaden-
hafte Fassaden mit bottropartigen Bauten
ab. Die Einheimischen haben in beiden
Kriegen in vielen Häusern Ausländer inter-
niert, die im Verdacht standen, für Feind-
länder zu spionieren. Auch Joseph Hubert
Pilates aus Mönchengladbach saß in ei-

nem dieser Häuser fest. In der Haft erfand
er eine Yoga-Variante: Pilates.

Die Bee Gees wurden hier geboren, und
der berühmte Rennfahrer Nigel Mansell
lebte mal hier, bevor er umzog nach Jersey,
in eine andere Steueroase.

Steueroase zu werden, war für die Isle of
Man natürlich eine tolle Idee. Über ein Zoll-
abkommen ist sie direkt mit Europa ver-
bunden, ohne dass dieses Europa allzu
sehr stören würde. Wer zum Beispiel etwas
über die Isle of Man nach Europa einführt
und dort keine Mehrwertsteuer bezahlt,
weil die Isle of Man keine verlangt, muss
auch in keinem anderen EU-Land Mehr-
wertsteuer dafür zahlen.

Das ist blöd für die EU, aber toll für die
Importeure etwa von Privatflugzeugen.
Die Isle of Man macht sich einen Spaß dar-
aus, Jets anzumelden und dazu Firmen zu
gründen, denen diese Jets dann gehören,
und diese Firmen dann von der Mehrwert-
steuer zu befreien. Fast 1000 Flieger sind
schon in den Büchern der Isle of Man gelan-
det, und der Schaden für die EU-Länder ist
beträchtlich: Mehrere Hundert Millionen
Euro Steuern sind ihnen entgangen, wäh-
rend auf der Isle of Man ein paar Gebühren
hängen bleiben. Aber besser die als nichts,
das ist das Motto. Den Flugzeug-Trick nut-
zen die Superreichen, Formel-1-Fahrer, Un-
ternehmer, Scheichs.

Seit vor gut zwei Wochen durchgesi-
ckert ist, dass das Jet-Business Teil jenes
Datenleaks ist, von dem auch die Kanzlei
Appleby betroffen ist, sind sie auf dem Fest-
land plötzlich alle sehr böse. Geht doch
nicht, so was, brummen die Politiker in
London, als hörten sie zum ersten Mal von
der Isle of Man. Das Flugzeugregister dort
gibt es aber schon seit zehn Jahren. Wie es
sein kann, dass es inzwischen zu den welt-
weit größten seiner Art gehört, hat sich an-
scheinend noch nie jemand gefragt.

Gerade mal 35 Volksvertreter sitzen im
Parlament der Isle of Man, dem uralten
Tynwald, von den Wikingern im 10. Jahr-
hundert gegründet. Seit tausend Jahren
wird hier alles auf kurzen Wegen entschie-
den, bis heute. Das Regierungsviertel, die
Offshore-Branche, die Anwälte, die Versi-
cherungen, der Zoll, die Aufsichtsbehörde:
Hügel rauf, Hügel runter, Mittagessen –
Deal! Der Generalstaatsanwalt wartet auf
den Bus, der Wirtschaftsminister kommt
mit dem Fahrrad vorbei, und wer gestern
noch in der Regierung saß, kann morgen
schon bei einem Finanzdienstleister ange-
stellt sein. Der Erfinder des Flugzeugregis-
ters etwa erfand erst für die Regierung das
Register, dann wechselte er zu Appleby. Als
Chef der Flugzeug-Abteilung.

Aber die Insel verändert sich, die wu-
chernde Spieleindustrie quetscht ihre Glas-
kästen zwischen alte Fassaden. Der Soft-
ware-Hersteller Microgaming hat seine
beiden Gebäude mit einer Brücke verbun-
den, im Erdgeschoss können Besucher mit
einem Sehrohr über die Dächer von Dou-
glas schauen wie aus einem U-Boot. Ist coo-
ler als die Pferdekutschenstraßenbahn,
die über die Promenade zuckelt.

Andrew Jessopp findet, dass die Insel zu
klein ist für die Größe ihres Finanzsektors:
„Diesem Geschäft werden kaum Grenzen
gesetzt. Es gibt auf der Insel zu wenig Per-
sonal, um die Finanzwirtschaft zu kontrol-
lieren.“ Wie groß das Problem ist? Es gibt ei-
ne Adresse, zufällig ist es die von Appleby,
an der sind allein mehr als 1100 Firmen
und Trusts gemeldet: 33-37 Athol Street.
Die Post kann man an der Rezeption abge-
ben, auf Briefkästen verzichtet die Brief-
kastenfirmeninsel weitgehend. Das würde
überall sonst überraschen, nur hier nicht,
wo auch viele Katzen keinen Schwanz ha-
ben, wegen einer Mutation, dafür aber ha-
ben die Schafe vier Hörner. Und Briefkas-
tenfirmen eben keine Briefkästen.

Die Athol Street nennen die Leute „Stra-
ße ohne Sonne“, weil auf beiden Seiten die
Schattenwirtschaft blüht. Sie ist so etwas
wie der Financial District der Isle of Man,
sieht aber aus wie eine normale Wohnstra-
ße. Die Firmenlogos sind dezent, die Häus-
chen gepflegt, in ihren umgenutzten Woh-
nungen wird mit Milliarden jongliert. Dis-
kretion vom Feinsten.

Unsichtbarkeit ist ein Spezialgebiet von
Steueroasen, und die Isle of Man ist ein
geradezu idealer Ort dafür. Der Legende
nach hat der keltische Seegott Manannan
die Isle of Man gegen Angreifer verteidigt,
indem er die Insel einfach im Nebel ver-
schwinden ließ. Ein paar Schmugglern soll
das auch ganz gut gefallen haben.

Heute kommt der Nebel noch immer
aus dem Nichts, es kann passieren, dass
man im Flugzeug schon die Lichtern von
Douglas sieht und doch nicht landet. Der
Pilot fliegt zurück nach London, die Passa-
giere bekommen noch ein Fläschchen
Whiskey extra, und niemand regt sich auf.

Und der Inselchef beantwortet Kritik an
seiner Insel mit ein bisschen Verbalnebel.
„Wir sind keine Steueroase, wir sind steuer-
effizient“, sagt Howard Quayle, der First Mi-
nister. Aggressive Steuervermeider oder
gar -hinterzieher seien nicht willkommen.
Und die Sache mit den Flugzeugen ohne
Mehrwertsteuer werde man untersuchen.

Untersuchungen sind immer das Erste
nach einem Leak. In Großbritannien mit
seinen Übersee- und Krongebieten ken-
nen sie sich damit aus. Die Panama Papers
vor eineinhalb Jahren hatten den damali-
gen Regierungschef David Cameron in die
Bredouille gebracht, diesmal ist sogar der
Buckingham Palace als Offshore-Investor
in den Paradise Papers verzeichnet. Immer
wieder sind es die Kanal-, Kaiman- und
Jungferninseln, die auffallen, und jetzt die
Isle of Man. Auf die Idee, sie zu schließen,
die schwarzen Löcher im Gelduniversum,
kommt aber nie jemand.

Wenn ihn alles mal wieder ärgert, rast
Andrew Jessoop mit dem Motorrad los.
„Schnell zu fahren, ist für viele Leute auf
der Insel Ausdruck der Freiheit“, sagt er,
ein generelles Tempolimit gibt es nicht.
Seit 1911 wird hier das gefährlichste Motor-
radrennen der Welt ausgetragen, mit 200
Sachen durch 200 Kurven. Allein in diesem
Sommer sind dabei drei Menschen gestor-
ben. Auch Jessopp hätte es fast mal er-
wischt, 1993, eine Bodenwelle. Er dachte,
er würde sich das Genick brechen. Seine Fa-
milie verbot ihm, noch mal teilzunehmen.

Er hat sich gefügt, wie sich die ganze
Insel gefügt zu haben scheint. Wenn du es
hier nicht magst, sagen die Leute: Morgen
kommt ein Boot.

Warum sollten sie die schwarzen
Löcher schließen? Die meisten
hier leben doch ganz gut davon

In kleinen Wohnhäusern mit
nettem Erker sitzen Weltfirmen.
Das große Geld, ganz klein

Die Insel ist winzig, da fährt schon
mal ein Minister mit dem Rad
vorbei, ein Mittagessen – Deal

Bitte nicht stören
Auf der Isle of Man haben Katzen keinen Schwanz und Briefkastenfirmen keinen Briefkasten.

Bis jetzt ist das ein prima Geschäftsmodell: Steueroase sein – und so tun, als wüsste man es nicht

von mauritius much und ralf wiegand

„Sieht das hier aus wie ein Ort, an dem die Milliarden rumfliegen?“, fragt einer der wenigen kritischen Menschen auf der Isle of Man. Gegenfrage, wie sieht denn ein Ort aus, an dem derart windige Geschäfte gemacht werden?  COLLAGE: BENE ROHLMANN
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von frederik obermaier,
bastian obermayer

und nicolas richter

München – Der amerikanische Handels-
minister Wilbur Ross profitiert als Privat-
mann von Geschäften mit einer Firma, die
dem Schwiegersohn des russischen Präsi-
denten Wladimir Putin und Kreml-nahen
Geschäftsleuten gehört. Das ergibt sich
aus Daten und Unterlagen, die der Süddeut-
schen Zeitung zugespielt wurden. Die Re-
cherche-Ergebnisse werden in den kom-
menden Tagen weltweit unter dem Titel
„Paradise Papers“ veröffentlicht. Die Ent-
hüllung könnte die Regierung von US-Prä-
sident Donald Trump weiter in Bedrängnis
bringen; ein Sonderermittler untersucht
seit Monaten die Kontakte zwischen
Trumps Team und Moskau.

In den 13,4 Millionen Dokumenten, die
Unterlagen aus Steuerparadiesen weltweit
enthalten, tauchen die Namen von mehr
als 120 Politikern aus fast 50 Ländern auf,
dazu Superreiche, Sportler und Unterneh-
mer – sowie 14 Berater, Spender und Kabi-
nettsmitglieder von US-Präsident Trump.
Auch über die Steuervermeidungsprakti-
ken einiger der bekanntesten Konzerne
der Welt, etwa Nike oder Apple, findet sich
Entlarvendes in den Dokumenten.

Im Fall des US-Ministers und Milliar-
därs Ross geht es um eine Beteiligung an
der Reederei Navigator, zu deren Großkun-
den der russische Energiekonzern Sibur ge-
hört. Dieser ist in der Hand von Vertrauens-
leuten Putins sowie von dessen Schwieger-
sohn Kirill Schamalow. Wie aus den Unter-
lagen hervorgeht, hat Navigator seit 2014
mit Sibur Geschäfte im Wert von mehr als
68 Millionen Dollar abgewickelt. Über eine
Kette von Briefkastenfirmen ist Ross an Na-
vigator beteiligt. Fonds von ihm halten
laut US-Börsenaufsicht knapp ein Drittel

der Anteile. Wie groß der persönliche An-
teil des Ministers an diesen Fonds genau
ist, ist allerdings unklar.

Konfrontiert mit diesen Recherche-Er-
gebnissen, verlangt der demokratische US-
Senator Richard Blumenthal eine Untersu-
chung. Er wirft Ross vor, den Senat und das
amerikanische Volk getäuscht zu haben.
Ross bestreitet, dass seine Geldanlage Ein-
fluss auf seine Amtsführung habe. Das The-
ma ist politisch heikel, weil das Verhältnis
von Trump zu Moskau gerade von dem
Sonderermittler und früheren FBI-Chef
Robert Mueller untersucht wird. Vergange-

ne Woche hat dieser einen Ex-Wahlkampf-
manager Trumps angeklagt.

Die Paradise Papers zeigen auch, dass
der russische Star-Investor Juri Milner bei
seinem Einstieg in die Social-Media-Unter-
nehmen Twitter und Facebook vor einigen
Jahren offenbar mit Hunderten Millionen
Dollar aus dem Kreml ausgestattet wurde.
Der Ankauf der Aktien des Kurznachrich-
tendienstes Twitter wurde demnach von
der russischen Staatsbank VTB mitfinan-
ziert, das Investment bei Facebook von der
Gazprom Investholding. Das Kreml-ge-
stützte Investment ist besonders brisant,

da Facebook und Twitter derzeit in der Kri-
tik stehen, nicht genug gegen eine Beein-
flussung des US-Präsidentschaftswahl-
kampfs durch Russland unternommen zu
haben. VTB und Gazprom erklärten, die In-
vestitionen in Twitter und Facebook seien
nicht politisch motiviert gewesen. Milner
hat die Anteile mittlerweile verkauft.

Die SZ hat die Daten, wie bei den 2016
veröffentlichten Panama Papers, mit dem
International Consortium of Investigative
Journalists (ICIJ) in Washington geteilt, so-
wie mit mehr als 380 Journalisten aus
rund 70 Ländern. Insgesamt beteiligten
sich Recherche-Teams von rund 100 Medi-
enhäusern, darunter die New York Times,
der Guardian, die BBC und Le Monde. An
der Recherche waren auch der Norddeut-
sche Rundfunk (NDR) und der Westdeut-
sche Rundfunk (WDR) beteiligt.

In den Dokumenten findet sich indirekt
unter anderem auch Queen Elizabeth II. Ih-
re Vermögensverwalter investierten dem-
nach in eine Firma, die Haushaltsgüter auf
Raten verkauft – bei Zinssätzen von bis zu
99,9 Prozent. Auf Anfrage erklärten Beam-
te der Queen, den Vermögensverwaltern
sei „nicht bewusst“ gewesen, über einen
Fonds auf den Kaimaninseln an der um-
strittenen Firma beteiligt gewesen zu sein.

Neben mehreren kanadischen Ex-Regie-
rungschefs ist den Paradise Papers zufolge
auch einer der engsten Vertrauten des am-
tierenden Premiers Justin Trudeau in Ge-
schäfte in Steueroasen verwickelt. Dem ka-
nadischen Staat sind durch ein komplizier-
tes Konstrukt von Briefkastenfirmen wo-
möglich Millionen Dollar an Steuern ent-
gangen. Weder Trudeau noch sein Berater
wollten sich auf Anfrage dazu äußern.

Das neue Leak belegt im Detail, wie mul-
tinationale Konzerne Steueroasen nutzen,
um Steuern zu vermeiden. Der Sportarti-
kelhersteller Nike baute erst auf den Ber-

mudas und später in den Niederlanden ein
System auf, das dem Konzern außerhalb
der USA Milliarden Euro an Steuern erspar-
te. Die Computerfirma Apple, der wert-
vollste Konzern der Welt, verlangte laut bis-
lang geheimen E-Mails, einen Geschäfts-
sitz in einem Land zu finden, an dem offizi-
ell garantiert keine Steuern anfallen. Nike
und Apple betonten auf Anfrage, sich an
Recht und Gesetz zu halten.

Die Veröffentlichungen basieren auf
1,4 Terabyte interner Daten zweier Finanz-
dienstleister sowie den Unternehmens-
registern von 19 Steueroasen. Der wichtigs-
te Teil des Leaks stammt von der Kanzlei
Appleby, einem der führenden Anbieter so-
genannter Offshore-Firmen. Ausgewertet
wurden aber auch Daten des Treuhand-Un-
ternehmens Asiaciti Trust mit Sitz in Singa-
pur sowie Unternehmensregister aus 19
der intransparentesten Steueroasen, darun-
ter Isle of Man, Malta und die Bermudas.

Appleby erklärte, es gebe „keinen Be-
weis für Fehlverhalten“ der Kanzlei selbst
oder ihrer Kunden. Asiaciti Trust ließ eine
Anfrage unbeantwortet.

In Deutschland führen die Unterlagen
zur Milliardärsfamilie Engelhorn und da-
mit zu einem der größten Steuerfälle der
deutschen Geschichte. Außerdem zeigen
sie, wie der Glücksspiel-Unternehmer
Paul Gauselmann die laxen Gesetze auf
der Isle of Man nutzt, um an dem hierzulan-
de überwiegend verbotenen Online-
Glücksspiel zu verdienen.

Eine Reihe von Papieren in den Daten le-
gen den Verdacht nahe, dass bei einem Roh-
stoffdeal des Schweizer Konzerns Glen-
core in Afrika Schmiergelder geflossen
sein könnten. Der Demokratischen Repu-
blik Kongo sollen bei Minengeschäften
Hunderte Millionen Dollar entgangen
sein. Glencore und ein beteiligter israeli-
scher Geschäftsmann wiesen dies zurück.

Trump-Minister verdient an Russland-Geschäften
Geheime Dokumente aus Steueroasen zeigen: US-Handelsminister Ross profitiert von einer Firma, die mit der Familie von

Kreml-Chef Putin verbunden ist. Die Paradise Papers enthüllen auch, wie Apple und Nike Steuern sparen – und die Queen Geld anlegt
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Die Geschäftspartner
Eine Datenbank des Finanzdienstleisters 
Appleby ist Teil der Paradise Papers. Die 
meisten Kunden kommen aus den USA. 

Die Firmen
Appleby hat Verbindungen zu Tausenden 
Gesellschaften in Steueroasen, die meisten 
davon auf den Bermudas.
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